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A. Entscheidung

A.1 Trassenkorridor

Fir das Vorhaben Nr. 2 gemafl Bundesbedarfsplan ,Ho6chstspannungsleitung Osterath —
Philippsburg; Gleichstrom® wird hiermit fir den Abschnitt B ein raumvertraglicher
Trassenkorridor zwischen Mannheim-Wallstadt und Philippsburg festgelegt.

Der Trassenkorridor ist 1000 Meter breit und ca. 40 km lang. Er beginnt in Mannheim-
Wallstadt am Leitungsknotenpunkt ,Wallstadt, der Eigentumsgrenze zwischen dem
Ubertragungsnetz der Amprion GmbH und der TransnetBW GmbH, und verlauft vollstandig
durch Baden-Wirttemberg. Vom Netzknotenpunkt verlduft er zunachst ca. 8 km in
stdwestlicher und sddlicher Richtung mit einem Trassenband bestehend aus mehreren
Freileitungen an Feudenheim und llvesheim vorbei. Dort quert er parallel zur Autobahn A6
den Neckar. AnschlieRend tberquert der Trassenkorridor den Mannheimer Rangierbahnhof,
schwenkt im Bereich von Rheinau nach Osten hin ab und flhrt ab Alteichwald in siddstlicher
Richtung bis Eppelheim, um dann wieder nach Siden bis Oftersheim zu verlaufen. Bis zum
Umspannwerk Neurott verlauft der Korridor in studdéstlicher Richtung, anschlieiend entlang
der A5 in sudlicher Richtung westlich an Walldorf und sudwestlich an Reilingen vorbei.
Sudlich von NeuluBheim verschwenkt der Trassenkorridor wieder in sidliche Richtung, um
dann bei Waghausel in westliche Richtung bis zum Endpunkt am Kraftwerk Philippsburg zu
verlaufen.

In der Anlage 1 ist der Trassenkorridor kartografisch ausgewiesen.

A.2 Landerubergangspunkt

Die Festlegung und Ausweisung eines Landertbergangspunkts entfallt in diesem Abschnitt,
da der vorliegend festgelegte Trassenkorridor ausschlie3lich in Baden-Wirttemberg verlauft.

A.3 MaRgaben

Der Trassenkorridor wird vorbehaltlich folgender MalRgaben festgelegt:

e Innerhalb des  Trassenkorridorabschnitts =~ Mannheim-Wallstadt —  Rheinau
(Trassenkorridorabschnitt 01) ist das Vorhaben in Form eines Parallelneubaus zu
realisieren, um die vorrangige Funktion von Siedlungsflachen und Griinzdsuren in
diesem Abschnitt nicht einzuschranken.

o Das Vorhaben ist im Trassenkorridorsegment 04-017/018 unter Nutzung der
Bestandsleitung zu realisieren, um die relevanten Erfordernisse der Raumordnung fur
Siedlungsfldche sowie Gewerbe und Industrie nicht einzuschranken.

Folgende Zusicherungen der Vorhabentragerin liegen der Entscheidung zugrunde:

e In Bereichen des Parallel- und Ersatzneubaus kommt es zu Kkeiner
Schutzstreifenverbreiterung in Waldbestdnden und somit zu keinen Eingriffen in
Geholzbestande.

o Es werden keine neuen Masten in Oberflachengewassern und deren unmittelbaren
Uferbereichen errichtet.

Die Zusicherungen der Vorhabentragerin werden hiermit fur verbindlich erklart.
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B. Begrundung
B.1 Zustandigkeit

Die Zustandigkeit der Bundesnetzagentur far die
Bundesfachplanungsverfahrens ergibt sich aus
Netzausbaubeschleunigungsgesetz Ubertragungsnetz (NABEG).

B.2 Zugrunde liegende Unterlagen

Der Entscheidung liegen folgende Unterlagen zugrunde:

24.04.2019

Durchfihrung des
§ 31 Abs. 1

Antrag der TransnetBW GmbH auf Bundesfachplanung gemall §6 NABEG vom
29.12.2014
AuRerungen im Zuge der Antragskonferenz (Wortprotokoll sowie schriftlich oder
elektronisch ergénzend eingereichte Hinweise)
Untersuchungsrahmen der Bundesnetzagentur gemall §7 Abs.4 NABEG vom
03.09.2015
Unterlagen der TransnetBW GmbH zur Bundesfachplanung gemalR § 8 NABEG von
November 2017
Stellungnahmen und  Einwendungen im Rahmen der Behoérden- und
Offentlichkeitsbeteiligung nach § 9 NABEG
Schriftliche Erwiderungen der Vorhabentragerin auf die o.g. Stellungnahmen und
Einwendungen
Niederschrift zum Erérterungstermin gemaf § 10 NABEG
Planungsgruppe Umwelt; Gutachten im Auftrag der Bundesnetzagentur vom 25.10.2017
zum Thema Baubedingte Stérungen von Flederméausen
Untersuchungen der Flugbewegungen im Vogelschutzgebiet DE 6717-401
Wagbachniederung, Buro fur faunistische Fachfragen (BFF), vom 18.02.2019
E-Mail TransnetBW GmbH vom 21.01.2019; Korrektur der Abb. 3.2-4 zu den
Teilabschnitten der Prognostischen Immissionsbetrachtung
E-Mail TransnetBW GmbH vom 16.01.2019; kumulative Wirkungen zum
Vogelschutzgebiet DE 6617-441 Schwetzinger und Hockenheimer Hardt
E-Mail TransnetBW GmbH vom 11.02.2019; Trassenplanung im Vorranggebiet
Oberflachennahe Rohstoffe bei Oftersheim
E-Mail Stadt Mannheim vom 14.02.2019; Shapefiles und Datengrundlagen Feldhamster
und Vogel
E-Mail Stadt Heidelberg vom 14.02.2019; Daten Uber Vogelarten in der Gemarkung
Heidelberg
E-Mail  Regierungsprasidium  Karlsruhe vom  15.02.2019; Datengrundlagen
Feldhamstervorkommen Seckenheim
E-Mail ERM GmbH vom 27.02.2019; Schriftfehler in der Konformitatsbewertung
Vorranggebiet Forstwirtschaft
E-Mail ERM GmbH vom 27.02.2019; Schriftfehler in der Konformitatsbewertung des
Vorranggebietes Uberregional Bedeutsame Naturnahe Landschaftsrdume
E-Mail Stadt Heidelberg vom 06.03.2019; Vogelarten Gemarkung Heidelberg
E-Mail Regierungsprasidium Karlsruhe vom 14.03.2019; Vogelarten Messtischblatt und
Zustandigkeitsbereich
E-Mail TransnetBW GmbH vom 18.02.2019; Erganzende Informationen zu den
Untersuchungen der Flugbewegungen im Vogelschutzgebiet DE 6717-401
Wagbachniederung
E-Mail RP Karlsruhe vom 26.03.2019; Erganzende Informationen zu Umbauplanungen
am Umspannwerk Rheinau

2
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e E-Mail EBA vom 28.03.2019; Ergéanzende Informationen zu Umbauplanungen am
Rangierbahnhof Mannheim

e E-Mail ERM GmbH vom 17.04.2019; Erganzende Informationen zur bestehenden
Vorbelastung, Kumulation und Erhaltungszielen in bestimmten Vogelschutzgebieten und
FFH-Gebieten

e E-Mail TransnetBW vom 17.04.2019; Erganzende Informationen zu kumulativ zu
bericksichtigenden Vorhaben im FFH-Gebiet DE 6617-341 Sandgebiete zwischen
Mannheim und Sandhausen

B.3 Beschreibung des Vorhabens

Die Amprion GmbH und die TransnetBW GmbH planen die Errichtung und den Betrieb einer
Hoéchstspannungsleitung in Hochspannungs-Gleichstromtechnik (HGU) zwischen den vom
Gesetzgeber im Bundesbedarfsplan festgelegten Netzverknipfungspunkten Osterath in
Nordrhein-Westfalen und Philippsburg in Baden-Wirttemberg. Die Entfernung zwischen
beiden Punkten betragt ca. 258 km Luftlinie. Der geplante Trassenkorridor hat eine
Gesamtstreckenlange von ca. 340 km. Er verlduft durch die Bundeslander Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Hessen und Baden-Wirttemberg.

Die Ubertragungsleistung soll 2 Gigawatt (GW), die Spannung 380 Kilovolt (kV) betragen.
Zur Integration der geplanten Gleichstromverbindung in das bestehende 380 kV-
Hochstspannungsnetz (Drehstrom) sind jeweils eine Konverterstation am Anfang und Ende
der Verbindung erforderlich. Diese dienen der Umwandlung von Dreh- in Gleichstrom sowie
umgekehrt. Das Vorhaben soll so ausgestaltet werden, dass es temporar mindestens
abschnittsweise auch als 380 kV-Drehstromverbindung betrieben werden kann.

Die Inbetriebnahme der gesamten Leitung ist fir das Jahr 2023 geplant.

Das Vorhaben ist ein "Vorhaben von gemeinsamem Interesse" (engl. Project of Common
Interest, PCI) im Sinne der EU Verordnung Nr. 347/2013 vom 17. April 2013 zu Leitlinien fur
die transeuropaische Energieinfrastruktur (TEN-E Verordnung). Es soll zum Erreichen der
energiepolitischen Ziele der EU beitragen.

Das Vorhaben soll als Freileitung realisiert werden. Die TransnetBW GmbH plant, das
Vorhaben weitgehend in bestehenden Trassen umzusetzen. Soweit mdglich, sollen
vorhandene Drehstromkreise kinftig als Gleichstromkreise umgenutzt, vorhandene Masten
genutzt und — soweit ndtig — baulich angepasst werden.

Nach § 5 Abs. 5 S. 1 NABEG kann die Bundesfachplanung in einzelnen Abschnitten
durchgefihrt werden. Fir das Bundesfachplanungsverfahren haben die zustandigen
Vorhabentragerinnen den geplanten Trassenkorridor in funf Genehmigungsabschnitte
unterteilt und die Bundesfachplanung gemal § 6 Satz 4 NABEG jeweils abschnittsbezogen
in folgender Reihenfolge beantragt:

Abschnitt A von Riedstadt bis Mannheim-Wallstadt (ca. 60 km), Amprion GmbH
Abschnitt B von Mannheim-Wallstadt bis Philippsburg (ca. 40 km), TransnetBW GmbH
Abschnitt C von Osterath bis Rommerskirchen (ca. 30 km), Amprion GmbH

Abschnitt D von Weildenthurm bis Riedstadt (ca. 110 km), Amprion GmbH

Abschnitt E von Rommerskirchen bis WeiRenthurm (ca. 100 km), Amprion GmbH.

Gegenstand der vorliegenden Entscheidung ist der Abschnitt B von Mannheim-Wallstadt bis
Philippsburg (vgl. Kapitel A.1). Vorhabentragerin ist die TransnetBW GmbH, vertreten durch
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die Geschéftsfuhrung, Pariser Platz, Osloer Str. 15-17, 70173 Stuttgart. Sie ist Betreiberin
des Ubertragungsnetzes i.S.v. § 3 Nr. 10 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und gemaR
§§ 11 und 12 EnWG fur die Durchfihrung der im Netzentwicklungsplan enthaltenen
Malnahme ,DC2: HGU-Verbindung Osterath — Philippsburg (,Ultranet®) verantwortlich,
soweit sich diese innerhalb ihrer Regelzone (vgl. § 3 Nr. 30 EnWG) befindet. Dies ist beim
Abschnitt B der Fall.

Der Abschnitt liegt vollstandig in Baden-Wirttemberg, weshalb kein Landeribergangspunkt
gem. § 12 Abs. 2 Nr. 1 NABEG ausgewiesen und festgelegt wird. Von Mannheim-Wallstadt
bis kurz nach dem Mannheimer Rangierbahnhof sollen, im aus flnf Leitungen bestehenden
Trassenband, die drei mittleren Freileitungen durch zwei neue Freileitungen innerhalb des
Trassenbandes als Parallelneubau ersetzt werden. AnschlieRend und bis zum Knickpunkt
Ostlich der Gemeinde Oftersheim kann die bestehende Leitung ebenfalls nicht genutzt
werden, daher plant die Vorhabentragerin hier einen Ersatzneubau in der Mitte des
bestehenden Trassenbandes. Im Bereich des Umspannwerks Neurott wird ein
Parallelneubau in verlagerter Trasse geplant und ein Neubau von einer Lange von ca.
500 m, um den Llckenschluss zur bestehenden Leitungsanlage Richtung Philippsburg
herzustellen. Nach einem weiteren kurzen Stlick im Parallelneubau kann bis zum Kraftwerk
Philippsburg voraussichtlich die bestehende Freileitung genutzt werden, indem lediglich
Isolatoren und Seile ausgetauscht werden. Fir den Anschluss des Konverters auf dem
Kernkraftwerksgelande wird ein Neubau noérdlich entlang des Gelandes geplant.

B.4 Verfahrensrechtliche Bewertung

B.4.1 Notwendigkeit der Bundesfachplanung

Gemall §4 NABEG werden fir landeribergreifende Vorhaben i.S.v. §2 Abs. 1
Bundesbedarfsplangesetz (BBPIG) Trassenkorridore durch die Bundesfachplanung
bestimmt. Das Vorhaben Nr. 2 ,HOchstspannungsleitung Osterath — Philippsburg;
Gleichstrom® ist im Bundesbedarfsplan als solches gekennzeichnet.

B.4.2 Ablauf des Bundesfachplanungs-Verfahrens

Das Verfahren der Bundesfachplanung ist ordnungsgemal’ durchgeflihrt worden.

Bereits im Vorfeld des Verfahrens hat die TransnetBW GmbH diverse
Informationsveranstaltungen zum geplanten Vorhaben durchgefiihrt (vgl. Antrag gemaf
§ 6 NABEG, Kapitel 26.3 und 264, S. 2-60ff). Analog zu §25
Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) hat sie die interessierte Offentlichkeit sowie
diverse Trager Offentlicher Belange Uber die Ziele, die Mittel zur Verwirklichung und die
voraussichtlichen Auswirkungen des Vorhabens unterrichtet. Es bestand in umfangreichem
MaRe Gelegenheit zur AuBerung und Erdrterung. Die Ergebnisse dieser
Informationsveranstaltungen hat sie im Antrag gemal § 6 NABEG berlcksichtigt und
dokumentiert.

Die Durchfihrung der Bundesfachplanung fir das Vorhaben Nr. 2 gemafl
Bundesbedarfsplan ,Hdchstspannungsleitung Osterath — Philippsburg; Gleichstrom® hat die
TransnetBW GmbH gemall § 6 NABEG am 29.12.2014 beantragt. Sie hat den Antrag
gemal § 6 Satz 4 NABEG auf den Abschnitt zwischen Mannheim-Wallstadt und Philippsburg
beschrankt. Der Antrag enthielt die Angaben gemaR § 6 Satz 5 und 6 Nr. 1 und 2 NABEG.
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Die Bundesnetzagentur hat mit Schreiben vom 18.02.2015 die TransnetBW GmbH, die
Amprion GmbH sowie die in ihrem Aufgabenbereich berthrten Trager 6ffentlicher Belange
und die Vereinigungen i.S.v. § 3 Abs. 2 NABEG zur Antragskonferenz geladen.

Die Offentlichkeit wurde gemaR §7 Abs.2 Satz3 NABEG am 28.02.2015 iber die
Antragskonferenz unterrichtet. Es wurden Anzeigen in den Regionalausgaben derjenigen
ortlichen Tageszeitungen veréffentlicht, die in denjenigen Gebietskdrperschaften verbreitet
sind, die vom Trassenkorridor oder der vorgeschlagenen Alternative berihrt wurden (vgl.
Antrag gemal® § 6 NABEG, Anhang H). Des Weiteren wurden die Antragskonferenzen auf
der Internetseite der Bundesnetzagentur unter www.netzausbau.de bekannt gemacht.

Die Antragskonferenz wurde gemafl § 7 Abs. 1 und 2 NABEG o6ffentlich sowie unverziglich
nach Antragseingang in Hockenheim am 14.04.2015 durchgefiihrt. Umfang und Gegenstand
der Bundesfachplanung sowie die Vereinbarkeit des beantragten Trassenkorridors mit den
Erfordernissen der Raumordnung der betroffenen Lander wurden dabei erdrtert. Behdrden
i.S.v. §14fAbs. 4 S.2 Umweltvertraglichkeitsprifungsgesetz  (UVPG) aF. iV.m
§ 74 Abs. 3 UVPG (fur das Vorhaben ist die bis zum 16.05.2017 gultige Fassung des UVPG
einschlagig, vgl. Kapitel B.4.5.3) wurde gemal § 7 Abs. 1 Satz 4 NABEG dabei Gelegenheit
zur Besprechung des Untersuchungsrahmens fir die Strategische Umweltprifung gegeben.
Die Ergebnisse der Antragskonferenz wurden mit einem stenographischen Protokoll
gesichert.

Im Vorfeld und im Nachgang zur Antragskonferenz sind diverse Hinweise zum
Untersuchungsrahmen schriftlich und elektronisch bei der Bundesnetzagentur eingegangen.
Die Lander haben keine alternativen Trassenkorridore im Sinne von § 6 Satz 6 Nr. 1 NABEG
vorgeschlagen. Bereits im Vorfeld der Antragstellung nach § 6 NABEG wurden zwecks
umfassender Information insgesamt vier Gesprache mit Vertretern der flr die Landesplanung
zustandigen Ministerien gefihrt (vgl. Antrag gemaR § 6 NABEG, Kapitel 2.6.3, S. 2-60).

Am 03.09.2015 hat die Bundesnetzagentur den Untersuchungsrahmen gemaf
§ 7 Abs. 4 NABEG festgelegt. Hierbei hat sie sowohl die Ergebnisse der Antragskonferenz
als auch die hierzu ergdnzend eingegangenen Hinweise berlcksichtigt. Die Frist zur Abgabe
der Unterlagen gemal® § 8 NABEG wurde zum 04.05.2016 festgesetzt. Es wurden auf
begrindetes Vorbringen der TransnetBW folgende Fristverlangerungen gewahrt:

e Mit Schreiben vom 25.04.2016 hat die TransnetBW GmbH eine Fristverlangerung bis
zum 04.11.2016 fir die Abgabe der Unterlagen gemal § 8 NABEG beantragt. Mit
Schreiben vom 23.05.2016 hat die Bundesnetzagentur als neue Frist zur Einreichung der
Unterlagen den 05.09.2016 festgesetzt.

e Mit Schreiben vom 01.08.2016 hat die TransnetBW GmbH erneut um eine
Fristverlangerung bis zum 09.12.2016 gebeten. Die Bundesnetzagentur hat der Frist mit
Schreiben vom 12.08.2016 entsprochen.

e Mit Schreiben von 06.12.2016 beantragte die TransnetBW GmbH eine zeitliche
Verschiebung der Frist. Die Frist wurde mit Schreiben vom 19.12.2016 von der
Bundesnetzagentur bis zum 31.05.2017 verlangert.

e Mit Schreiben vom 17.05.2017 hat TransnetBW GmbH eine letzte Fristverlangerung bis
zum 31.12.2017 beantragt. Die Bundesnetzagentur hat der Frist mit Schreiben vom
02.06.2017 entsprochen.

Die zunachst am 09.11.2017 von der TransnetBW GmbH fristgerecht eingereichten
Unterlagen gemafR® § 8 NABEG wurden von der TransnetBW GmbH bis zum 21.12.2017 im

notwendigen Umfang erganzt.
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Mit Schreiben vom 11.01.2018 hat die Bundesnetzagentur daraufhin die Unterlagen geman
§ 9 NABEG an die Behorden i.S.v. § 41 UVPG bzw. § 14h UVPG a.F. sowie an weitere
Trager oOffentlicher Belange und erganzend an die anerkannten Umweltvereinigungen und -
verbande i.S.v. § 3 Abs. 2 NABEG (bersandt. Die zuvor Genannten wurden gemall § 9
Abs. 1 NABEG aufgefordert, ihre Stellungnahme bis zum 16.03.2018 schriftlich oder
elektronisch abzugeben bzw. sich zu dem Vorhaben zu aufiern. Auf Antrag wurde diese Frist
bis maximal zum 13.04.2018 verlangert. 54 Trager offentlicher Belange und Vereinigungen
i.S.v. § 3 Abs. 2 NABEG haben Einwendungen und AuRerungen eingebracht.

Die Unterlagen haben, im Interesse einer groRtmaoglichen Transparenz, gemall § 9 Abs. 3
NABEG vom 17.01.2017 bis zum 16.02.2017 am Sitz der Bundesnetzagentur in Bonn, in den
AulRenstellen der Bundesnetzagentur in Neustadt a. d. Weinstralle und in Karlsruhe sowie in
der Kreisverwaltung des Rhein-Neckar-Kreises als weitere geeignete Stelle ausgelegen.

Gemall §9 Abs.4 NABEG wurden die Unterlagen zeitgleich mit der Auslegung fur die
Mindestdauer von einem Monat im Internet unter www.netzausbau.de verdffentlicht. Die
Veroffentlichung im Internet und die Auslegung wurden am 10.01.2018 im Amtsblatt der
Bundesnetzagentur (Ausgabe 1/2018, Mitteilung Nr. 17/2018) sowie am 05. bzw. 06.01.2018
in den Regionalausgaben derjenigen ortlichen Tageszeitungen, die in den
Gebietskdrperschaften verbreitet sind und auf die sich der Trassenkorridor oder die
Alternativen gemal Kapitel 2.1 des Untersuchungsrahmens vom 03.09.2015 voraussichtlich
auswirken werden, angekundigt. Die Einwendungsfrist begann mit der Auslegung am
17.01.2018 und endete am 16.03.2018. Es haben sich 11 Einwender zum Verfahren
geaullert.

Vom 24.07.2018 bis zum 26.07.2018 wurden die Einwendungen und Stellungnahmen mit der
Vorhabentragerin sowie den Einwendern und Stellungnehmern in einem Erdrterungstermin
gemall §10 NABEG in Hockenheim erortert. Der Termin wurde im Internet unter
www.netzausbau.de am 19.06.2018 bekannt gegeben. Diejenigen Trager Ooffentlicher
Belange, die eine Stellungnahme abgegeben hatten, wurden mit Schreiben vom 03.07.2018
Uber den Erdrterungstermin benachrichtigt und erhielten erganzend die Erwiderung der
Vorhabentragerin auf die jeweilige Stellungnahme vorab. Die Ladung der Einwender, die
eine Einwendung abgegeben hatten, erfolgte ebenfalls per Schreiben vom 03.07.2018.

Im Nachgang des Erérterungstermins wurde dieser von der Bundesnetzagentur ausgewertet.
Im Hinblick auf die Erstellung der vorliegenden Entscheidung wurden zudem von der
Bundesnetzagentur noch erforderliche Informationen bei bestimmten Verfahrensbeteiligten
eingeholt und detailliert ausgewertet.

B.5 Materiellrechtliche Bewertung

B.5.1 Energiewirtschaftliche Notwendigkeit und vordringlicher Bedarf

Der Neubau der 380-kV-Hochstspannung-Gleichstrom-Freileitung, deren Trassenkorridor
unter A.1 gemal § 12 Abs. 2 NABEG festgelegt wird, ist entsprechend des BBPIG
erforderlich. Das Vorhaben Nr. 2 BBPIG wurde bereits in den Bundesbedarfsplan von 2013
aufgenommen und in samtlichen Durchgangen der energiewirtschaftlichen Bedarfsermittiung
durch die Bundesnetzagentur erneut bestatigt. Die energiewirtschaftliche Notwendigkeit
sowie der vordringliche Bedarf gemall § 12e Abs. 4 Satz 1 EnWG i.V.m. § 1 BBPIG sind
damit verbindlich festgestellt. Die Planrechtfertigung liegt bereits kraft Gesetzes vor.

6
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Die Bestéatigung des Netzentwicklungsplans Strom (NEP) als Teil der
Bedarfsermittlung 2017-2030 aus Dezember 2017 belegt fiir Vorhaben Nr. 2 BBPIG —
dort als MalRnahme DC2 benannt — Folgendes (vgl. Bundesnetzagentur, 2017: 76 ff.):

,Die Malinahme erweist sich in allen vier betrachteten Szenarien als wirksam. Sie
sorgt in allen Szenarien auf mehreren Stromkreisen flir (n-1)-Sicherheit.
Exemplarisch sind im Folgenden drei Stunden des Szenarios B 2030 dargestellt:

- In der Stunde 7854 tritt auf der Leitung von Gielen Nord nach Karben eine
Auslastung von lber 107 % auf, wenn ein paralleler Stromkreis ausféllt.
Durch die MaBnahme DC?2 verringert sich die Auslastung in dieser Situation
auf unter 97 %.

- In der Stunde 269 tritt auf der Leitung von Daxlanden nach Heidelberg Nord
eine Auslastung von 103 % auf, wenn eine Leitung von Altfuheim zum
Grol3kraftwerk Mannheim ausféllt. Mit der Malinahme DC2 verringert sich die
Auslastung in dieser Situation auf 93 %.

- In der Stunde 1083 tritt auf der Leitung von WeilBenthurm nach
Waldlaubersheim eine Auslastung von 110 % auf, wenn eine Leitung von
Bacharach nach Waldlaubersheim ausféllt. Mit der MaBnahme DC2 verringert
sich die Auslastung in dieser Situation auf 93 %.

Insgesamt behebt oder reduziert die MaBnahme beispielsweise im Szenario B 2030
in etwa 3000 Stunden des Jahres Uberlastungen im Ubertragungsnetz. In sémtlichen
gepriiften Szenarien erweist sich die MalBnahme als erforderlich. Am wenigsten
ausgelastet ist sie im Szenario A 2030. Selbst hier liegt die mittlere Auslastung aber
immer noch bei ca. 58 %. In allen anderen Szenarien liegt sie deutlich tiber 60 %.

Die MaRnahme DC2 erweist sich in allen Szenarien als wirksam und erforderlich.”

B.5.2 Abschnittsbildung

Mit ihrem Antrag hat die Vorhabentragerin das Bundesfachplanungsverfahren gemaf
§ 6 Satz4 NABEG auf den vorliegend in Rede stehenden Abschnitt der
Hochstspannungsfreileitung beschrankt und dies entsprechend begriindet (vgl. Antrag
gemall §6 NABEG, Kapitel 2.3.1, S.2-15 ff. und Kapitel 2.5.2, S.2-53 ff.). Diese
Begrindung ist nachvollziehbar. Das ndérdliche Ende bildet gleichzeitig die
Regelzonengrenze zwischen dem Ubertragungsnetz der Amprion GmbH und der
TransnetBW GmbH, wahrend das sldliche Ende gleichzeitig auch den Abschluss der
Gesamtstrecke darstellt. Der genaue Verlauf des beantragten Abschnittes ergibt sich aus der
kartografischen Abbildung 2-6 (vgl. Antrag gemaf} § 6 NABEG, S. 2-20).

Die Vorhabentragerin hat zudem in einer umfangreichen Grobanalyse nachvollziehbar
dargelegt, dass fur den Uber den Abschnitt hinausreichenden weiteren Verlauf des
Vorhabens keine unldberwindbaren Planungshindernisse zu erwarten sind (vgl. Antrag
gemal § 6 NABEG, Kapitel 3, S. 3-1 ff. und Anhéange, insbesondere Anhang E).

B.5.3 Realisierbarkeit des Konverterstandorts

Der Errichtung des fir die Integration der geplanten Gleichstromverbindung in das
bestehende 380-kV-Drehstrom-Hdchstspannungsnetz erforderlichen Konverters stehen bei
prognostischer Betrachtung keine uniberwindbaren Planungshindernisse entgegen. Zwar
werden in der Bundesfachplanung nur Trassenkorridore flr Leitungen festgelegt, wahrend
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die Zulassung des Konverterstandorts in einem nachgelagerten separaten Verfahren
(Planfeststellungsverfahren, vgl. § 18 Abs. 2 NABEG, bzw. alternativ ein
immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren nach § 19 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG)) erfolgt. Gleichwohl ist jedoch sicherzustellen, dass der
erforderliche Konverter realisierbar ist. Nach den (berzeugenden Darlegungen der
Vorhabentragerin (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 8, S. 420 ff.) steht im Bereich
des Endpunkts der geplanten Leitungsverbindung (NetzverknlUpfungspunkt) mindestens ein
geeigneter Standort flr die Errichtung eines Konverters zur Verfligung.

Die Vorhabentragerin hat hierzu zundchst mehrere potenzielle Standorte ermittelt und
sodann anhand von technischen, umweltfachlichen und raumordnerischen
Abwagungskriterien vergleichend bewertet. Zuletzt hat sie die drei Standortflachen
,Philippsburg — Gelande Kernkraftwerk Philippsburg (KKP)“, ,Philippsburg — Altrhein“ und
~Waghdusel-Wiesental — Landstralenacker® als die geeignetsten Konverterstandorte
identifiziert und jeweils dargelegt, dass der Realisierbarkeit des Konverters dort weder
Genehmigungs- noch sonstige Realisierungshindernisse entgegenstehen.

Fir die von der Vorhabentragerin favorisierte Standortflache auf dem Gelande des
Kernkraftwerks Philippsburg war zum Zeitpunkt dieser Entscheidung bereits das
Genehmigungsverfahren nach § 19 BImSchG eroéffnet. Der Standort ,Philippsburg — KKP*
weist einen grolRen Abstand zur Wohnbebauung und eine deutliche infrastrukturelle
Vorpragung auf und auch sonst sind die Bedingungen fir die Realisierung des Konverters
gunstig (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 8, S. 432 f.).

B.5.4 Zwingendes Recht

B.5.4.1. Immissionsschutz

Belange des Immissionsschutzes stehen der Verwirklichung des Vorhabens in der
Bestandstrasse voraussichtlich nicht als uniberwindbare Planungshindernisse entgegen, da
die vom Vorhaben ausgehenden Immissionen nach Art, Ausmall und Dauer nicht geeignet
sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belastigungen fur die Allgemeinheit
oder die Nachbarschaft herbeizufihren (§3 Abs.1 BImSchG). Das Vorhaben stellt
grundsatzlich eine nicht genehmigungsbedurftige Anlage dar. Als Anlage wurde das fur die
Umnutzung vorgesehene Gestange definiert, inklusive aller auf dem Mast befindlichen
Stromkreise. Schadliche Umwelteinwirkungen, die nach dem Stand der Technik vermeidbar
sind, mussen daher verhindert und nicht vermeidbare schadliche Umwelteinwirkungen auf
ein Mindestmald beschrankt werden (§ 22 Abs. 1 BImSchG). Die Vorhabentragerin hat in
Prognosen nachvollziehbar dargelegt, dass nach aktuellem Planungs- und Kenntnisstand die
Grenzwerte der 26. Verordnung uber elektromagnetische Felder (26. BImSchV) und die
Richtwerte der Technische Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm) sowohl im
Gleichstrombetrieb als auch im temporaren Drehstrombetrieb eingehalten und unterschritten
werden konnen. Die geltenden Grenz- und Richtwerte stellen vor dem Hintergrund des
aktuellen wissenschaftlichen Kenntnisstandes und der einschldgigen Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts eine sowohl fachlich als auch rechtlich geeignete
Bewertungsgrundlage dar.

B.5.4.1.1 Schéadliche Umwelteinwirkungen durch elektrische und magnetische
Felder

Schadliche Umwelteinwirkungen nach der 26. BImSchV kénnen zum jetzigen Planungs- und

Kenntnisstand ausgeschlossen werden. Die Vorhabentragerin legt in der prognostischen
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Immissionsbetrachtung (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, S. 70 ff.)
nachvollziehbar dar, dass bei Nutzung der Bestandsleitung bzw. Bestandstrasse im
Trassenkorridor die geltenden immissionsschutzrechtlichen Grenzwerte gemafl § 3 Abs. 1
und § 3a der 26. BImSchV in Verbindung mit Anhang 1 zur 26. BImSchV sicher eingehalten
werden. Ebenfalls kénnen schadliche Umwelteinwirkungen aufgrund des
Uberspannungsverbots gemal § 4 Abs. 3 der 26. BImSchV zum jetzigen Planungs- und
Kenntnisstand ausgeschlossen werden.

Eventuelle  erhebliche Belastigungen oder Schaden durch  Wirkungen wie
Funkenentladungen auch zwischen Personen und leitfahigen Objekten i.S.d. §§ 3 Abs. 4 und
3a Satz1 Nr.2 der 26. BImSchV werden, wie auch im Untersuchungsrahmen der
Bundesnetzagentur vom 03.09.2015 festgelegt, aufgrund des hohen Anlagenbezugs erst im
Rahmen der Planfeststellung konkret betrachtet. Gleichzeitig erscheinen, nach dem jetzigen
Planungs- und Kenntnisstand, etwaige erhebliche Belastigungen und Schaden durch
Wirkungen wie Funkentladungen ausreichend ausgeschlossen aufgrund der von der
Vorhabentragerin vorsorglich zur Vermeidung vorgesehenen Mindestabstande zwischen
(gleichspannungsfuhrenden) Leitern und dem Erdboden zumindest 15 m (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, S. 71).

Die Berechnungen wurden fir Gleichfelder und Wechselfelder getrennt durchgefiihrt, da es
gemal der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft flr Immissionsschutz (LAl) insofern kein
gemeinsames Wirkmodell gibt (LAI, 2014). Als Modell fur die Berechnung wurden fur
unterschiedliche Teilabschnitte die jeweiligen voraussichtlichen Mastkonfigurationen
herangezogen (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, S. 74 f.). Bei den acht
Teilabschnitten handelt es sich um den Teilabschnitt Nr. 1 zwischen Mannheim-Wallstadt
und Mannheim Rangierbahnhof, den Teilabschnitt Nr. 2 zwischen Mannheim
Rangierbahnhof und Mannheim-Rheinau, den Teilabschnitt Nr. 3 zwischen Mannheim-
Rheinau und Oftersheim, den Teilabschnitt Nr. 4 zwischen Oftersheim und Neurott, den
Teilabschnitt Nr. 5 zwischen Neurott und Sandhausen und den Teilabschnitt Nr. 6 zwischen
Sandhausen und NeuluBheim. Im Teilabschnitt Nr.7 befindet sich gemal den
nachvollziehbaren Angaben der Vorhabentragerin kein maR3geblicher Immissionsort (vgl.
Unterlagen gemalR §8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, S.75). Gemal der Auskunft der
Vorhabentragerin vom 21.01.2019 (vgl. E-Mail der TransnetBW GmbH) befindet sich die
Grenze zwischen den Teilabschnitten Nr. 7 und Nr. 8 etwas nordlicher als in der
Abbildung 3.2-4 der Unterlagen gem. § 8 NABEG eingezeichnet, sodass die potenziellen
mafgeblichen Immissionsorte im TK-Segment 04-017 zum Teilabschnitt Nr. 8 gehorig sind.
Da die Mastkonfiguration der Teilabschnitte Nr. 8 und Nr. 6 weitgehend identisch ist, kann
das Ergebnis von Teilabschnitt Nr. 6 auch auf den Teilabschnitt Nr. 8 Ubertragen werden.
Der Nachweis fur die Einhaltung der Grenzwerte wurde jeweils fir einen hypothetischen
mafgeblichen Immissionsort direkt unter den Leiterseilen am niedrigsten Leiterseildurchhang
in der Spannfeldmitte zwischen zwei Masten in einem Meter Hohe gefuhrt. Mit
zunehmendem Abstand zur Leitung nehmen die Werte deutlich ab. An einem malfgeblichen
Immissionsort seitlich der Leitung sind die Werte somit maximal gleich bzw. geringer als
direkt unter der Leitung (vgl. Unterlagen gemafR § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, S. 75). Auch fir
malfigebliche Immissionsorte unterhalb der Leitung ist die Prognose Ubertragbar, da der
Abstand zu diesen stets groRer ist als der in der Prognose herangezogene Bodenabstand
am niedrigsten Leiterseildurchhang.
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Die Prufung moglicher Minimierungsmaflinahmen gemal § 4 Abs. 2 der 26. BImSchV i.V.m.
der 26. Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchfihrung der Verordnung Uber
elektromagnetische Felder — 26. BImSchV (26. BImSchVVwV), die zu einer zusatzlichen
Reduzierung der entsprechenden Belastung fihren, kann erst bei der konkreten technischen
Planung in der Planfeststellung erfolgen.

B.5.4.1.1.1  Elektrische und magnetische Gleichfelder

Schadliche Umwelteinwirkungen durch das magnetische Gleichfeld kénnen prognostisch
ausgeschlossen werden. Die Anforderungen des § 3a der 26. BImSchV werden eingehalten.
Das prognostizierte Feld liegt an den maf3geblichen Immissionsorten in der ungunstigsten
Betriebsart des negativen Monopolbetriebs bei Werten von <5 bis <25 uT und damit deutlich
unter dem Wert des natlrlichen Erdmagnetfelds von ca. 50 pT (vgl. Unterlagen gemal} § 8
NABEG, Anhang A.1.2, Zusammenfassung). Der Grenzwert von 500 uyT gemafl Anhang 1
der 26. BImSchV fur das magnetische Gleichfeld wird somit zum derzeitigen Planungs- und
Kenntnisstand bei hdchster betrieblicher Anlagenauslastung deutlich unterschritten.

Schadliche Umwelteinwirkungen durch das elektrische Gleichfeld kénnen prognostisch
ebenfalls ausgeschlossen werden. Fir das elektrische Gleichfeld hat der Gesetzgeber
keinen Grenzwert festgelegt, da direkte gesundheitliche Auswirkungen ausgeschlossen
werden kdnnen (SSK, 2013).

B.5.4.1.1.2  Elektrische und magnetische Wechselfelder

Schéadliche Umwelteinwirkungen durch elektrische und magnetische Wechselfelder knnen
prognostisch ausgeschlossen werden. Die Grenzwerte von 5 kV/m fir das elektrische Feld
und 100 pT flr das magnetische Feld gemall § 3 Abs. 2 der 26. BImSchV werden zum
derzeitigen technischen Planungs- und Kenntnisstand bei hochster betrieblicher
Anlagenauslastung zumeist deutlich unterschritten. An den hypothetischen malfigeblichen
Immissionsorten der verschiedenen Teilabschnitte (s.0.) werden fir das elektrische Feld
maximale Werte von <1 bis <=4 kV/m prognostiziert. Dieser prognostische Maximalwert gilt
sowohl fur den Hybridbetrieb als auch fir den temporaren Drehstrombetrieb (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anhang A.1.2, Zusammenfassung). Die Werte der magnetischen
Flussdichte erreichen in den Teilabschnitten Werte zwischen <10 pyT und 30 uT, im
temporaren Drehstrombetrieb liegt das Maximum im unglnstigsten Betriebsfall bei <35 uT
(vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anhang A.1.2, Zusammenfassung).

B.5.4.1.1.3 Uberspannungsverbot

Planungshindernisse auf Grund des Uberspannungsverbots gemaR §4 Abs.3 der
26. BImSchV kénnen zum jetzigen Planungs- und Kenntnisstand ausgeschlossen werden.
Gemal der Vorschrift durfen Niederfrequenzanlagen, die in neuer Trasse errichtet werden,
keine Gebaude oder Gebaudeteile Uberspannen, die zum dauerhaften Aufenthalt von
Menschen bestimmt sind. In den Teilen des zu genehmigenden Vorhabens, in denen geman
dem Antrag der Vorhabentragerin die bestehende Trasse mit unverandertem Schutzstreifen
genutzt werden soll, kénnen Planungshindernisse aufgrund des Uberspannungsverbots
ausgeschlossen werden (TK-Segmente 04-001 bis 04-021). Auch in den Bereichen mit
Parallelneubau und Ersatzneubau (TK-Segmente 01-001 bis 03-002 sowie 05-001) kénnen
Uberspannungen von Gebauden oder Gebaudeteilen, die dem dauerhaften Aufenthalt von
Menschen dienen, bei Nutzung der vorgeschlagenen Trassenachse ausgeschlossen werden
(val. Unterlagen gem. § 8 NABEG, Karte B.2.1.2.1 i.V.m. B.2.1.2.5). In den Abschnitten, in
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denen ein Neubau geplant ist, befinden sich keine Orte zum dauerhaften Aufenthalt in der
Nahe der potenziellen Trassenachse (vgl. Karte B.2.1.2.1).

B.5.4.1.2 Schadliche Umwelteinwirkungen durch Gerausche
Schadliche Umwelteinwirkungen auf Grund von Gerduschimmissionen nach Nr. 4.2
Buchstabe a der TA Larm stehen dem geplanten Vorhaben nach dem derzeitigen Sach- und
Kenntnisstand nicht entgegen. Die Immissionsrichtwerte nach Nr. 6 der TA Larm werden, im
Bedarfsfall mit zur Verfigung stehenden MinderungsmalRnahmen (z.B. Verwendung von
Leiterseilen mit gréRerem Durchmesser), bei Nutzung der Bestandstrasse eingehalten.

Die Vorhabentragerin hat prognostisch nachgewiesen, dass die durch das Vorhaben
entstehende Zusatzbelastung als nicht relevant im Sinne der Nr. 3.2.1 Abs. 2 Satz 2 der
TA Larm anzusehen ist (vgl. Unterlagen gemal®t § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.2, S. 81 und
Anhang A.1.3). Dies ist immer dann der Fall, wenn die von der zu beurteilenden Anlage
ausgehende Zusatzbelastung die Immissionsrichtwerte nach Nr.6 der TALarm am
malfgeblichen Immissionsort um mindestens 6 dB(A) unterschreitet. Eine Bertcksichtigung
der Vorbelastung nach Nr. 4.2 Buchstabe ¢ der TA Larm in der Prognose war somit nicht
erforderlich.

Bei Betrieb der Anlage kdnnen durch elektrische Entladungen an den Leiterseilen horbare
Gerausche entstehen (Korona-Effekt). Im Gleichstrombetrieb werden die hdchsten
Gerauschimmissionen bei trockenem Wetter erwartet, wahrend im Drehstrombetrieb die
maximalen Pegelhéhen bei malkigem Niederschlag erreicht werden (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.2, S. 77; Pfeiffer, 2017). Ausschlaggebend fur die Larmentwicklung
sind neben den Witterungsverhaltnissen u.a. die Héhe der Spannung, die Art der Leiterseile
(Bundelung und Durchmesser) und die Beschaffenheit der Leiterseiloberflache (vgl.
Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.2, S. 77). Die hdchsten Gerauschimmissionen
treten bei Gleichstrombetrieb im symmetrischen Betrieb auf (ebd., S. 79).

Fiar die Berechnung wurden die betrieblich ungunstigsten Bedingungen der zum jetzigen
Planungs- und Kenntnisstand geplanten Mast- und Leitungskonfigurationen der einzelnen
Teilabschnitte zugrunde gelegt. Berucksichtigt wurden auch die kapazitiven Koppelungen der
Drehstrom- und Gleichstromleiter unter- und zwischeneinander (vgl. Unterlagen gemaf § 8
NABEG, Kapitel 3.2.6.2, S. 79). Die Vorhabentragerin hat fur diese konservative Berechnung
Aspekte wie die Beschaffenheit des Untergrunds, Gehdlzaufwuchs und ggf. vorhandene
Bebauung nicht bertcksichtigt. Zudem wurden Witterungsbedingungen in die Berechnung
eingestellt, die jeweils emissionsbeglnstigend wirken (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG,
Kapitel 3.2.6.2, S. 80).

Der Nachweis wurde fur die Orte geflhrt, die am nachsten zur (Bestands-)Trasse gelegen
sind und an denen aufgrund der Gebietsausweisung die niedrigsten Immissionsrichtwerte
einzuhalten sind und somit eine Uberschreitung der Richtwerte am ehesten zu erwarten ist.
Auf Grund der physikalischen Eigenschaft der Schallausbreitung kann der Schluss gezogen
werden, dass an allen weiter entfernt liegenden Orten und allen, an denen ein hdherer
Richtwert gilt, die Vorgaben der TA Larm erst recht eingehalten werden konnen. Die
Vorhabentragerin hat auch fur die Prognose der Schallemissionen den Verfahrensabschnitt
in mehrere Teilabschnitte unterteilt. Die Abbildung 3.2-4 (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG,
Kapitel 3.2.6.1, S. 74), die die Teilabschnitte graphisch darstellt, ist hier Ubertragbar. Im
Teilabschnitt Nr. 1 wurde der Nachweis fir ein Wohnhaus innerhalb geschlossener
Bebauung (Richtwert fur allgemeines Wohngebiet gem. Nr. 6.1 der TA Larm) geftuhrt (vgl.
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Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anhang 1.3.1). In den Teilabschnitten Nr. 2, 5, 6/8 wurden
als nachstgelegene Orte Gewerbegebaude (Richtwert fir Gewerbegebiet gem. Nr. 6.1 der
TA Larm) der Berechnung zu Grunde gelegt (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anhang
1.3.2, 1.3.5, 1.3.6). Die nachstgelegenen potenziellen mal3geblichen Immissionsorte in den
Teilabschnitten Nr. 3 und 4 sind Wohnhauser als Einzelbebauung im Aufenbereich
(Richtwert fir Kern-, Dorf- und Mischgebiet gem. Nr. 6.1 der TA Larm) (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anhang 1.3.3, 1.3.4). Auch hier gilt, dass sich im Teilabschnitt Nr. 7
gemall den nachvollziehbaren Angaben der Vorhabentragerin kein mafgeblicher
Immissionsort (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, S. 75) befindet. Geman
der Auskunft der Vorhabentragerin vom 21.01.2019 (vgl. E-Mail TransnetBW GmbH)
befindet sich die Grenze zwischen den Teilabschnitten Nr. 7 und Nr. 8 etwas nérdlicher als in
der Abbildung 3.2-4 der Unterlagen gem. § 8 NABEG eingezeichnet, sodass die potenziellen
malfgeblichen Immissionsorte im TK-Segment 04-017 zum Teilabschnitt Nr. 8 gehoérig sind.

Auf Grund der Berechnungen des ,Worst Case” kdnnen aus den errechneten Werten zwar
noch keine detaillierten Informationen zu den tatsadchlichen Gerduschimmissionen am
mafgeblichen Immissionsort abgeleitet werden. Aber das ist in diesem Stadium auch nicht
notwendig bzw. auch noch gar nicht leistbar. MaRRgeblich fir die Bundesfachplanung ist
vielmehr der Nachweis, dass die Richtwerte eingehalten werden kénnen und somit keine
unidberwindbaren Planungshindernisse entstehen. Dies ist hier der Fall.

Zusatzlich zu den betriebsbedingten Gerauschemissionen kommt es in der Bauphase durch
den Betrieb von Baufahrzeugen auf den einzelnen Baustellen sowie den
Verkehrsbewegungen auf den Zuwegungen voraussichtlich zu weiteren
Gerauschemissionen. Hier findet die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen
Baularm — Gerauschimmissionen (AVV Baularm) Anwendung. Da die konkreten
Baustelleneinrichtungen in diesem Planungsstadium noch nicht feststehen bzw. feststehen
kénnen und zudem voraussichtlich emissionsmindernde MalRhahmen zur Verfligung stehen
(geeignete Planung und Einrichtung der Baustellen, geeignete Bauausfuhrung u.a. durch
Einsatz von gerduscharmen Baumaschinen und -verfahren; vgl. Anlage 5 der AVV Baularm
sowie Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.2.3, S 312), sind zum jetzigen Planungs-
und Kenntnisstand keine Planungshindernisse erkennbar.

B.5.4.2. Natur- und Landschaftsschutz
Die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes stehen der Verwirklichung des Vorhabens
im beantragten Trassenkorridor nicht entgegen.

Im Trassenkorridor befinden sich Naturdenkmale sowie Teile von Naturschutzgebieten und
Landschaftsschutzgebieten. Es ist davon auszugehen, dass die festgesetzten Verbote der
Schutzgebiete nicht ausgeldst bzw. die Voraussetzungen einer Ausnahme vorliegen werden.
Die Schutzzwecke der jeweiligen Gebiete werden bei Nutzung der Bestandsleitung in diesen
bereits vorbelasteten Bereichen regelmalig nicht tangiert. Bei Umbaumalnahmen innerhalb
des Trassenbandes sowie bei den abschnittsweisen Neubauten stehen ggf. geeignete
Vermeidungs- und MinderungsmalRnahmen zur Verfigung, die eine Berthrung der
Verbotstatbestande verhindern. Im Ubrigen ist unter Berlicksichtigung der Planungsziele der
Vorhabentragerin sowie der Tatsache, dass nur einzelne Masten potenziell neu errichtet
werden mussen davon auszugehen, dass aus Grunden des Uberwiegenden offentlichen
Interesses voraussichtlich regelmalig eine Befreiung auf Grundlage von § 67 Abs. 1
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) oder eines spezifischen Befreiungstatbestands der
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Schutzgebietsverordnungen moglich sein wird (vgl. Unterlagen gemall §8 NABEG,
Kapitel 10, S. 449).

B.5.4.3. Wasserschutzgebiete
Belange des Grundwasserschutzes stehen der Verwirklichung des Vorhabens im
beantragten Trassenkorridor nicht entgegen.

Bei Nutzung der Bestandstrasse bzw. -leitung kann die Betroffenheit von ggf. geltenden
Verboten der Schutzzonen Il fur die Wasserschutzgebiete (WSG) Oberhausen-Rheinhausen
(WSG Nr. 215 040), Brunnen Wiesloch (WSG Nr. 226 021), Brunnen Eppelheim (WSG
Nr.226 029) und Zweckverband Wasserversorgung (ZVWYV) Siidkreis Mannheim,
NeuluBheim (WSG Nr. 226 020) ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen gemal §8
NABEG, Kapitel 10, S. 450f.). Da in den betreffenden Teilabschnitten nach gegenwartigem
Planungs- und Kenntnisstand keine Eingriffe in den Boden erfolgen sowie keine
wassergefahrdenden Stoffe verwandt werden bzw. die fur das Vorhaben zum Umbau
vorgesehene  Trasse aullerhalb der Wasserschutzgebiete  verlauft, kénnen
Planungshindernisse ausgeschlossen werden.

Es ist zum jetzigen Planungs- und Kenntnisstand zwar nicht auszuschlieRen, dass bei
Querung der Schutzzone Ill des Wasserschutzgebietes Schwetzinger Hardt (Nr. 226 026) in
den TK-Segmenten 03-002 im Parallelneubau bzw. Neubau durch Bohrungen fir neue
Maststandorte ein Verbot des Wasserschutzgebiets berthrt wird. In der Planfeststellung wird
zu prufen sein, ob mit Hilfe von geeigneten Vermeidungs- und Minderungsmaflinahmen die
Beriihrung von Verboten vermieden werden kann. Héchst vorsorglich kann im Ubrigen auf
den Befreiungstatbestand gemal § 52 Abs.1 Satz 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
abgestellt werden, der unter Bertcksichtigung der Planungsziele der Vorhabentragerin sowie
der Tatsache, dass nur einzelne Masten potenziell neu errichtet werden missen,
voraussichtlich erdéffnet sein wird.

Dies gilt nach entsprechender Prifung durch die Bundesnetzagentur gleichermalien fir die
festgesetzten Verbote der Schutzzone Ill des Wasserschutzgebietes WGG Ill, ZVWV
Hardtgruppe Sandhausen (Nr. 226 210) bei Verwirklichung des Vorhabens als
Parallelneubau am Umspannwerk Neurott (TK-Segment 03-002). Das Wasserschutzgebiet
wird im weiteren Verlauf (TK-Segmente 04-001 bis 04-008) nach den Planungen der
Vorhabentragerin unter Nutzung der Bestandstrasse gequert. Hierbei kommt es nach
gegenwartigem Planungs- und Kenntnisstand in der Bau- und Betriebsphase zu keinen
neuen Bodeneingriffen und zu keiner Verwendung von wassergefahrdenden Stoffen.

Im Wasserschutzgebiet Mannheim-Rheinau (WSG Nr. 222 031) sind nach dem
gegenwartigen Planungsstand durch einen Ersatzneubau innerhalb des bestehenden
Trassenbands (TK-Segmente 02-001 bis 008) potenziell Verbote der Schutzzonen Il und Il
berthrt. Die Schutzzone Il wird Uber eine Lange von ca. 800 m gequert und kann somit
voraussichtlich nicht Uberspannt werden (TK 02-001/002). Die Schutzgebietsverordnung
verbietet u.a. Malnahmen zur Grundwasserhaltung, Bohrungen, das Errichten und Erweitern
von baulichen Anlagen oder Baustelleneinrichtungen, durch die das Grundwasser
verunreinigt werden kann. In den TK-Segmenten 02-002 bis 008 wird die Schutzzone Il
gequert. In der Planfeststellung wird zu prifen sein, ob mit Hilfe von geeigneten
Vermeidungs- und Minderungsmalfinahmen die Berlhrung von Verboten vermieden werden
kann. Héchst vorsorglich kann im Ubrigen unter Berlicksichtigung der Planungsziele der
Vorhabentragerin sowie der Tatsache, dass nur einzelne Masten potenziell neu errichtet
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werden mussen, entweder auf Grund eines spezifischen Befreiungstatbestands des § 10 der
Schutzgebietsverordnung oder aus Grunden des Uberwiegenden Offentlichen Interesses
voraussichtlich regelmaRig eine Befreiung gemal § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG mdglich sein.

B.5.4.4. Natura 2000

Die Belange des Gebietsschutzes stehen der Verwirklichung eines Leitungsbau-Vorhabens
im beantragten Trassenkorridor-Abschnitt zwischen Wallstadt und Philippsburg nicht
entgegen. Erhebliche Beeintrachtigungen von Natura 2000-Gebieten (vgl. § 34 Abs. 2
BNatSchG) koénnen nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand fir mindestens eine
mogliche Trassenfuhrung innerhalb des Trassenkorridors ausgeschlossen werden.

Die TransnetBW GmbH hat die zur Prifung der Vertraglichkeit erforderlichen Informationen
mit den Unterlagen gemall § 8 NABEG vorgelegt (vgl. Unterlagen gemalt § 8 NABEG,
Anlage |). Darluber hinausgehend hat sie Vertraglichkeitsuntersuchungen flr den
gegenstandlichen Trassenkorridor-Abschnitt zwischen Mannheim-Wallstadt und Philippsburg
durchgefuhrt (vgl. Unterlagen gemals § 8 NABEG, Anlagel). Detaillierungsgrad und
Ermittlungstiefe der fur die Vertraglichkeitsprifung erforderlichen Unterlagen entsprechen
der Konkretisierung der Planung. Die insoweit bereits absehbaren bzw. erkennbaren
Wirkungen des Vorhabens wurden vollstandig bericksichtigt. Mit Hilfe einer potenziellen
Trassenfuhrung und ihrer technischen Umsetzung sowie unter Berlcksichtigung von ,Worst
Case-Annahmen® wurden die bau-, anlage- und betriebsbedingten Wirkungen und deren
Dauer, Intensitat und Reichweite konservativ und in ausreichendem Umfang abgeschatzt.

Die Schutzgebiete sind in den Unterlagen kartografisch dargestellt und in ihren wesentlichen
Eigenschaften beschrieben. Die Uber die Schutzgebiete verfigbaren Unterlagen wurden
herangezogen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 3.3.2.1, S. 5ff. und
Kapitel 26., S. 569 ff.). Hierzu zahlen Standard-Datenbdgen, Schutzgebiets-Verordnungen,
Grunddatenerhebungen und Bewirtschaftungs-, MaRnahmen- oder Managementplane und
z.T. vorhandene Artgutachten. Erganzend wurden Luftbilder sowie der Atlas Deutscher
Brutvogelarten (Gedeon et al.,, 2014), Raster-Daten zu Brut- und Rastvdgeln des
Dachverbands Deutscher Avifaunisten, der Verbreitungsatlas der Amphibien und Reptilien
Deutschlands (DGHT e.V., 2014) und der Nationale Bericht Deutschlands nach Art. 17 der
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie), basierend auf Daten der Lander und des
Bundes (BfN/ BMUB, 2013), ausgewertet (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 3.3.2.1, S. 11). Ergénzend hat die Vorhabentragerin aktuellere Bewirtschaftungs-,
MalRRnahmen- oder Managementplane sowie Monitoringberichte berticksichtigt, soweit diese
vorlagen.

Dartber hinausgehende Kartierungen, wie vom Bundesamt fur Naturschutz in seiner
Stellungnahme vom 14.03.2018 gefordert, waren nicht notwendig, um vollstandige
Antragsunterlagen vorzulegen. Diese waren nur dann als erforderlich anzusehen, wenn aus
den Bestandsdaten nicht alle fur die Auswirkungsprognose relevanten Informationen zu
entnehmen waren. Dies ist hier nicht erkennbar. Vielmehr enthalten die Daten u.a.
Informationen Uber Art, Anzahl, Erhaltungszustand und die raumliche Verteilung der
mafgeblichen Bestandteile in den Gebieten. Das Bundesamt fur Naturschutz hat zudem
offen gelassen, inwiefern die Daten in den jeweiligen Gebieten konkret nicht ausreichend
oder zwischenzeitlich nicht mehr aktuell seien. Uber die Anforderungen hinaus hat die
Vorhabentragerin fir das besonders sensible Vogelschutzgebiet Wagbachniederung
Ergebnisse aus Flugbeobachtungserfassungen erganzend eingereicht, um die in den
Unterlagen gemall § 8 NABEG dargestellte Einschatzung in diesem besonders sensiblen
14
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Schutzgebiet abzusichern. Auch die zustandigen Naturschutz- und Forstbehdrden sowie die
Umweltvereinigungen haben in ihren Stellungnahmen diesbezuglich keine Mangel
aufgezeigt. Die Vorhabentragerin hat die Datengrundlagen unter Bezugnahme auf die
Planungsebene in ihrer Erwiderung als angemessen beurteilt. Diese Einschatzung ist
insoweit nachvollziehbar, als dass mit Hilfe der in den Bestandsdaten abgebildeten Moment-
Aufnahme aufgezeigt worden ist, inwieweit erhebliche Beeintrachtigungen der Schutzgebiete
in ihren Erhaltungszielen im Sinne des § 34 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG durch die Realisierung
eines moglichen Vorhabens im Trassenkorridor grundsatzlich ausgeschlossen oder
vermieden werden konnen. Dabei hat die Vorhabentragerin ,Worst Case-Annahmen®
hinsichtlich der bau- und anlagebedingten Auswirkungen zugrunde gelegt. Umfang und Tiefe
der Vertraglichkeitsprifung werden diesem Bewertungsansatz gerecht. Somit ist auch im
Hinblick auf die vom Bundesamt fir Naturschutz in der Stellungnahme besonders
hervorgehobenen so genannten Riegel und Engstellen dargelegt worden, dass das
Vorhaben vertraglich ausgestaltet werden kann.

Die allgemeine Wirksamkeit der hier malgeblichen bzw. in der Entscheidung
berlcksichtigten Malnahmen zur Schadensbegrenzung hat die Vorhabentragerin
nachvollziehbar dargelegt. Sie hat zudem ausgefihrt, dass sie die Wirksamkeit auch im
konkreten Einzelfall beurteilt hat, soweit hierliber Zweifel bestanden. Dartber hinaus kann in
Bezug auf Kollisionsrisiken gezeigt werden, dass voraussichtlich keine besonderen bzw.
erhdohten Konflikte mit der Festlegung des Trassenkorridors einhergehen. Besondere
Umstande oder erhdhte Anforderungen an die betreffenden MaRhahmen sind daher nicht
erkennbar. Insbesondere anhand der Schutzgebiets-Karten (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kartenl.2.2 - 1.2.6) kann nachvollzogen werden, dass die hier
mafgeblichen MalRnahmen zur Schadensbegrenzung grundsatzlich realisierbar sind. Ggf.
erganzende oder detailliertere Informationen werden zwar fur die konkrete Trassen- und
MafRnahmenplanung bendétigt. Beides ist jedoch nicht Gegenstand der vorliegend relevanten
Bundesfachplanung. Die Prifdichte der Vorhabentragerin ist somit auch im Hinblick auf den
Entscheidungsgegenstand nicht zu beanstanden. Entgegen der Auffassung des
Bundesamtes fir Naturschutz (vgl. Stellungnahme vom 14.01.2018) muss — und kann — die
Frage der FFH-Vertraglichkeit nicht bereits in der Bundesfachplanung abschlieRend
beantwortet werden. Die Bundesfachplanung ist hinsichtlich der gesetzlichen Anforderungen
an die FFH-Vertraglichkeitsprifung sowie an eine mdgliche Abweichungsentscheidung der
Ebene der Vorhabenzulassung nicht vollstandig gleichgestellt. Die Anforderungen gemaf
§ 34 Abs. 1 bis 5 BNatSchG gelten fir die Bundesfachplanung entsprechend (vgl. § 36
Satz 1 Nr. 2 BNatSchG). Die hierin zum Ausdruck gebrachte grundsatzliche Pflicht zur
gleichen Ermittlungstiefe wie bei der Vorhabenzulassung kann nur bei entsprechender
Konkretisierung der Planung gelten (vgl. VGH Kassel, Beschluss vom 05.02.2010 —
11 C 2691/07.N; 11 C 2715/07.N; 11 C 38/08.N, BeckRS 2016, 43132, Rn. 68 ff.). Da diese
noch nicht vorliegt, wird auch das Ergebnis einer Vertraglichkeitsprifung mit abschlieRender
Sachverhaltsermittlung und Bewertung flr das konkrete Leitungs-Projekt im nachfolgenden
Zulassungsverfahren nicht durch die Vertraglichkeitsprifung i.S.v. §36 Satz1 Nr.2
BNatSchG vorweggenommen. Insoweit sind auch nicht alle in der Prifung dargelegten und
grundsatzlich in Frage kommenden Maflnahmen zur Schadensbegrenzung Gegenstand
bzw. MalRgaben der vorliegenden Entscheidung. Die Notwendigkeit, der Umfang sowie die
konkrete  Ausgestaltung der MalRnahmen sind erst nach abschlieRender
Sachverhaltsermittiung und Bewertung im nachfolgenden Zulassungsverfahren hinreichend
bestimmbar. In der Planfeststellung werden sie dann — soweit notwendig — nach
entsprechender Prifung als Nebenbestimmungen festgelegt. In der Bundesfachplanung
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werden hingegen nur solche Malnahmen fir die weitere Planung ausdricklich als
MalRgaben festgehalten, die fur die Rechtmaligkeit der Entscheidung malfligeblich bzw.
entscheidend sind.

An der Vollstandigkeit der von der Vorhabentragerin betrachteten Gebietskulisse bestehen
keine Zweifel. Alle Natura 2000-Gebiete, die innerhalb des maximalen Einflussbereichs der
moglichen Wirkungen des Vorhabens im Trassenkorridor liegen, wurden in den
Untersuchungen bericksichtigt. Der maximale Einflussbereich umfasst dabei auch
Fluchtdistanzen, die Wirkweiten von potenziellen Meide-Effekten sowie maximalen
Aktionsradien mobiler und empfindlicher Arten sowie etwaige Austauschbeziehungen. Die
vom Bundesamt fir Naturschutz in der Stellungnahme vom 14.03.2018 formulierten
Anforderungen spiegeln sich somit bereits in den Unterlagen gemall § 8 NABEG von
November 2017 wieder. Insbesondere in Bezug auf kollisionsgefahrdete Vogelarten liegen
den Untersuchungen die in der Stellungnahme benannten Aktionsraume zugrunde. Dies gilt
auch fur Vogelarten, die als charakteristische Arten von Lebensraumtypen in FFH-Gebieten
in Betracht kommen. Unter Berilcksichtigung dieser Aktionsradien ist der Suchraum fir die
zu prufende Gebietskulisse auf 5.000 m Entfernung zum Trassenkorridor begrenzt. Fir die
Brutvogelarten Schell-, Schrei-, See- und Steinadler sowie Schwarzstorch sind zwar auch
Aktionsraume von mehr als 5.000 m bekannt (Rogahn/ Bernotat, 2016). Brutvorkommen
dieser Arten sind jedoch bis in 10.000 m Abstand zum Trassenkorridor nicht nachgewiesen.
Ebenso befinden sich gemaR der Staatlichen Vogelschutzwarte fir Hessen, Rheinland-Pfalz
und Saarland, des Landesamtes fiur Umwelt, Wasserwirtschaft und Gewerbeaufsicht
Rheinland-Pfalz und der Landesanstalt fir Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-
Wirttemberg innerhalb dieses Bereiches keine Rastgebiete von Kranichen mit regelmalig
mehr als 10.000 Individuen (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 4.2.2.10,
S. 47).

In den Vertraglichkeits-Untersuchungen sind Schutzzweck, Erhaltungsziele und mafigebliche
Bestandteile der jeweiligen Gebiete vollstandig und nachvollziehbar dargelegt. Auch diese
vom Bundesamt fur Naturschutz in ihrer Stellungnahme formulierte Anforderung spiegelt sich
bereits in den Unterlagen der Vorhabentragerin wieder. Schutzzweck und Erhaltungsziele
der Gebiete in Hessen sind der Verordnung Uber die Natura 2000-Gebiete im
Regierungsbezirk Darmstadt vom 20.10.2016 entnommen. Den Untersuchungen fir FFH-
Gebiete in  Rheinland-Pfalz  liegen §17 Abs.2 iV.m. Anlage2 des
Landesnaturschutzgesetzes Rheinland-Pfalz (LNatSchG RLP) in der Fassung vom
06.10.2015 sowie die Landesverordnung Uber die Erhaltungsziele in den Natura 2000-
Gebieten in der Fassung vom 22.12.2008 zugrunde. § 17 Abs. 2 i.V.m. Anlage 1 des
LNatSchG RLP in der Fassung vom 06.10.2015 und die Landesverordnung Uber die
Erhaltungsziele in den Natura 2000-Gebieten in der Fassung vom 22.12.2008 liegen der
Vertraglichkeitsprifung fur die Vogelschutzgebiete in Rheinland zugrunde (vgl. Unterlagen
gemall §8 NABEG, Anlagel, Kapitel 3.4.2.1, S.5ff.). Fur die Untersuchungen der
Vogelschutzgebiete in Baden-Wirttemberg liegt die Verordnung des Ministeriums fur
Erndhrung und Landlichen Raum zur Festlegung von Europaischen Vogelschutzgebieten
vom 5.2.2010 zugrunde. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ergeben
sich im Falle einer bestehenden Rechtsverordnung i.S.v. § 32 Abs. 2 und 3 BNatSchG die
Erhaltungsziele aus den jeweils erlassenen Rechtsvorschriften selbst (vgl. BVerwG, Urteil
vom 14.04.2010, 9 A 5.08, Rn. 30). Vorliegend wird davon ausgegangen, dass dies auch fir
die 0.g. anderen Rechtsvorschriften i.S.d. § 32 Abs. 4 BNatSchG zu gelten hat. Hochst
vorsorglich hat die Vorhabentragerin auch fir die bereits im Sinne des § 32 BNatSchG
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gesicherten Natura 2000-Gebiete mit Hilfe der Standard-Datenbdgen erganzend gepruft, ob
weitere signifikant vorkommende Lebensraumtypen und Arten in den Prafungen
bertcksichtigt werden sollten. Soweit in den Standard-Datenbdgen aktuellere Informationen
enthalten waren, hat die Vorhabentragerin das Prifraster vorsorglich erweitert (vgl.
Unterlagen gemalt § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 3.4.2.1, S.5ff.). Als Malistab firr die
Vertraglichkeit des Vorhabens mit FFH-Gebieten in Baden-Wiurttemberg dienten der
Vorhabentragerin die zum Zeitpunkt der Erstellung der Unterlagen vorliegenden Standard-
Datenbdgen sowie Pflege- und Entwicklungsplane (vgl. Unterlagen gemafll § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 3.4.2.1, S. 7). Dies ist sachgerecht. Nach Feststellung der Vollstandigkeit
der Unterlagen der Vorhabentragerin und Durchfihrung der Offentlichkeits- und
Behdrdenbeteiligung gem. § 9 NABEG ist am 01.01.2019 eine FFH-Verordnung in Kraft
getreten, die die Erhaltungsziele flr die baden-wlrttembergischen FFH-Gebiete neu definiert
(FFH-VO 2018). Diese wurden im Rahmen dieser Entscheidung tberprift und berticksichtigt.
Als Grundlage fir die Untersuchung der Vogelschutzgebiete in Baden-Wirttemberg hat die
Vorhabentragerin die Verordnung des Ministeriums flr Ernahrung und landlichen Raum zur
Festlegung von Europaischen Vogelschutzgebieten vom 05.02.2010 genutzt.

Das Bundesamt fiir Naturschutz hat in seiner Stellungnahme vom 14.03.2018 fachliche und
rechtliche Anforderungen wiedergegeben, die bei der Prifung von kumulativen bzw.
summativen Auswirkungen auf die Gebiete malgeblich sind. Die vorliegende
Bundesfachplanungsentscheidung wird unter Einhaltung dieser Anforderungen getroffen.
Fortdauernde negative Auswirkungen auf den Erhaltungszustand der in den Gebieten
geschitzten Lebensraumtypen und Arten sind in die Vertraglichkeitsprifung durch die
Genehmigungsbehorde einbezogen worden. Aus dem vom Bundesamt fir Naturschutz in
seiner Stellungnahme zitierten Urteil des Europaischen Gerichtshofs ergibt sich, dass nicht
nur solche Vorbelastungen malgeblich sind, die im Standard-Datenbogen oder anderen
Dokumenten genannt sind (vgl. EuGH, Urteil vom 26.04.2017, Rs. C-142/16). Es mussen
zumindest fur die Priafung hinreichend belastbare Informationen oder Anhaltspunkte
vorliegen, um die Vorbelastungen als solche identifizieren und in der Prifung
beriicksichtigen zu kénnen. Uber die hier beriicksichtigten Vorbelastungen hinausgehende
negative Wirkungen sind derzeit nicht erkennbar. Nur soweit negative vorhabenbedingte
Auswirkungen auf die Gebiete festzustellen sind, missen die Vorbelastungen in die
Bewertung dieser Auswirkungen einbezogen werden. Noch nicht realisierte Plane und
Projekte wurden unter Berlcksichtigung des Prioritatsprinzips ebenfalls in die Prufung
einbezogen. Die Vorhabentragerin hat ihre Anfragen bei den zustandigen Stellen fur die
Genehmigungsbehérde nachvollziehbar dokumentiert. Die von der Vorhabentragerin
berlcksichtigten Plane und Projekte sind zudem in den Vertraglichkeits-Untersuchungen
dargelegt. Zum Zeitpunkt der Entscheidung waren dartiber hinausgehend keine weiteren
Plane oder Projekte zu bericksichtigen. Weitere nach dem derzeitigen Planungsstand
erkennbare Umweltauswirkungen des Gesamtvorhabens sind in der Entscheidung ebenfalls
bertcksichtigt (vgl. Kapitel B.5.4.4.5.1 und B.5.4.4.5.2). Auf Basis einer vorlaufigen
Gesamtprognose sind derzeit keine erheblichen Beeintrdchtigungen von Natura 2000-
Gebieten in weiteren Genehmigungsabschnitten erkennbar. Flr den Abschnitt A ist die
Entscheidung hierzu bereits ergangen. Die Vertraglichkeitsprifungen gemall § 36 Satz 1
Nr. 2 BNatSchG fir die Ubrigen Planungsabschnitte (Abschnitte C bis E) werden
abschliel’end in den jeweiligen Bundesfachplanungsverfahren durchgefuhrt.

Auch im Hinblick auf gebietsspezifische Arten bestehen letztlich keine Bedenken gegen die
Festlegung des vorliegenden Trassenkorridors. Zahlreiche Brutvogelarten weisen im
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Verhaltnis zu ihrer Haufigkeit nur sehr wenige Verlustzahlen durch Anflug an Freileitungen
auf und sind daher grundsatzlich als nicht kollisionsgefahrdet einzustufen. Hinzu kommt bei
vielen Arten, dass sie Verluste im Rahmen des allgemeinen Naturgeschehens aufgrund ihrer
populationsbiologischen Eigenschaften sehr gut kompensieren kénnen. Populationen dieser
Arten sind daher i.d.R. auch nicht gegenliber anthropogen verursachten Einzelverlusten
empfindlich. Soweit keine auRergewodhnlichen bzw. extremen Risiken mit dem Vorhaben
einhergehen, wird die anthropogen verursachte Mortalitat als nicht relevant beurteilt (vgl.
Bernotat/ Dierschke, 2016, 72 ff. i.V.m. Anlage 16-2, S. 330 ff.). Fir die Hohltaube bzw. fir
Tauben im Allgemeinen sind zwar relativ hohe Verlustzahlen bekannt. Aufgrund ihrer
Haufigkeit wird in der Fachliteratur jedoch dennoch von einer geringen Mortalitatsgefahrdung
der Art durch Anflug an Freileitungen ausgegangen (vgl. Bernotat/ Dierschke, 2016, 72 ff.
i.V.m. Anlage 16-2, S. 335). Die Vorhabentragerin geht in nachvollziehbarer Art und Weise
davon aus, dass etwaige Risikofaktoren flr die genannten Arten vernachlassigbar seien. Sie
verweist darauf, dass in der Fachliteratur tatsdchlich keine Anwendungsbeispiele bzw.
entsprechend risikobehaftete Konstellationen fir Arten mit geringer vorhabenspezifischer
Mortalitdtsgefahrdung enthalten oder denkbar seien (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 3.5.2.3, S.23f.). Das Bundesamt fur Naturschutz hat in seiner
Stellungnahme vom 14.03.2018 jedenfalls bestatigt, dass die Untersuchungen i.d.R. auf die
Arten mit einer potenziell mittleren bis sehr hohen vorhabenspezifischen
Mortalitdtsgefahrdung fokussiert werden koénnen.

B.5.4.4.3 Vertraglichkeit von Leitungsbauvorhaben im Trassenkorridor

DE 6417-302 Viernheimer Diine (FFH)

DE 6417-305 Glockenbuckel von Viernheim und angrenzende Fldchen (FFH)

DE 6715-302 Bellheimer Wald mit Queichtal (FFH)

DE 6518-311 Steinachtal und Kleiner Odenwald (FFH)

DE 6718-311 Nordlicher Kraichgau (FFH)

DE 6417-450 Walder der stidlichen hessischen Oberrheinebene (VSG)

DE 6617-441 Steinbruch Leimen (VSG)

DE 6616-401 Ofterstadter Altrhein und Angelhofer Altrhein inklusive Binsfeld (VSG)
DE 6716-403 RuBheimer Altrhein (VSG)

Beeintrachtigungen der fur den Schutzzweck und die Erhaltungsziele mafgeblichen
Bestandteile sind aufgrund der Entfernung der o.g. Gebiete zum Trassenkorridor
ausgeschlossen. Die o0.g. Gebiete liegen auf3erhalb des Trassenkorridors und sind zwischen
2.200 m und 4.300 m von diesem entfernt. Sie befinden sich aullerhalb der Reichweite
moglicher Wirkfaktoren. Die Entfernung des Trassenkorridors zu den Gebieten Ubersteigt
grundsatzlich die Aktionsradien der in den Gebieten geschitzten kollisionsgefahrdeten Arten
(vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 4, S.31ff.; Kapitel 5, S. 57 ff,;
Kapitel 6, Tabelle 6-8, S. 78 f.; Kapitel 14, Tabelle 14-6, S. 399; Kapitel 19, Tabelle 19-9,
S. 501; Kapitel 22, Tabelle 22-9, S. 549 i.V.m. Anlage |, Anhang 1.1.3). Beeintrachtigungen
von Austauschbeziehungen zwischen Natura 2000-Gebieten sind daher auszuschlief3en.
Derzeit ist auch nicht erkennbar, dass der Anflug von Rastvogelarten in die Schutzgebiete
verhindert wird.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) sind Gefahrdungen,
denen geschutzte Tiere ausschliellich durch Projekte auflerhalb eines Schutzgebietes
ausgesetzt sind, grundsatzlich nicht an den Bestimmungen des Habitatrechts, sondern
ausschliellich an denen des Artenschutzrechts zu messen (vgl. BVerwG, Urteil vom

18



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

04.04.2010, 9 A5/08, Rn.73). Gebietsexterne Flachen sind in die Bewertung der
Beeintrachtigung eines Natura 2000-Gebietes wu.a. dann einzubeziehen, wenn
Austauschbeziehungen zwischen Natura 2000-Gebieten beeintrachtigt werden kénnen oder
wenn ein aulerhalb des Gebiets liegendes Projekt (ggf. auch in Summation mit anderen
Projekten/Bauwerken) den Anflug in das geschitzte Gebiet verhindert, wobei eine blofie
Erschwerung nicht ausreicht (OVG Miunster, Urteil vom 27.07.2010, 8 A 4062/04, Rn. 122).
Auch kollisionsbedingte Beeintrachtigungen charakteristischer Arten sind insofern
malfigeblich, wenn diese aullerhalb von FFH-Gebieten stattfinden (vgl. BVerwG, Urteil vom
21.01.2016, 4 A 5.14). Etwas anderes ergibt sich auch nicht in Ansehung der vom
Bundesamt fur Naturschutz zitierten Urteile des EuGH.

Die beiden FFH-Gebiete Viernheimer Diine und Glockenbuckel von Viernheim und
angrenzende Flachen liegen mindestens 2.200 m vom Trassenkorridor entfernt. Erhebliche
Beeintrachtigungen der Gebiete in ihren flr die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck
mafgeblichen Bestandteilen kdnnen nach derzeitigem Planungsstand voraussichtlich jeweils
ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 5.2, Tabelle
5-2, S.61ff.). Die Aktionsradien der ggf. vorkommenden charakteristischen Vogelarten
liegen deutlich unterhalb der Entfernung der Gebiete zum Trassenkorridor. Dies gilt auch flr
die FFH-Gebiete Bellheimer Wald mit Queichtal, Steinachtal und Kleiner Odenwald und
Nérdlicher Kraichgau. Sie liegen in einer Entfernung zwischen 4.100 m und 4.800 m zum
Trassenkorridor.

Das Vogelschutzgebiet Waélder der sidlichen hessischen Oberrheinebene liegt in ca.
3.300 m Entfernung zum Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets in
seinen fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafgeblichen Bestandteilen kdnnen
nach derzeitigem Planungsstand voraussichtlich ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 6.2.3, S. 79 ff.).

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass der weitere Aktionsraum der
geschitzten, potenziell kollisionsgefahrdeten Arten sich grundsatzlich auf3erhalb des stdlich
gelegenen Trassenkorridors befindet (vgl. Unterlagen gemals § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 6.2.2, Tabelle 6-8, S. 79). Gemalt den Angaben von Bernotat et al. (2018, S. 46)
kann einzig der Graureiher grundsatzlich auch einen weiteren Aktionsraum von mehr als
3.000 m aufweisen. Funktionale Beziehungen der im Gebiet vorkommenden Graureiher zu
vom gegenstandlichen Trassenkorridor betroffenen Flachen, die im weiteren Aktionsraum
liegen, sind jedoch nicht zu erwarten. Gemafly dem aktuellen Standard-Datenbogen (SDB,
2015a) und der Informationen aus dem aktuellen Monitoring-Bericht (Losekrug et al., 2016)
kommen im Gebiet nur sehr wenige Brutpaare vor. Hiernach weist lediglich das
Naturschutzgebiet ,Oberliicke bei Viernheim* mit seinen Gewassern geeignete Lebensraum-
bzw. Habitatstrukturen der Art auf (Losekrug et al., 2016). Diese potenziellen Habitate liegen
aber in einer Entfernung von ca. 5.000 m zum gegenstandlichen Vorhaben. Hinzukommend
hat die Vorhabentragerin in ihren Unterlagen nachvollziehbar dargelegt, dass aus dem
Standard-Datenbogen oder der Grunddatenerhebung keine konkreten Hinweise auf
funktional bedeutsame Strukturen auferhalb des Gebiets hervorgehen oder funktionale
Beziehungen erkennbar sind (vgl. SDB, 2015a; MEMO-CONSULTING, 2005).
Austauschbeziehungen zwischen dem Vogelschutzgebiet und Flachen, die vom zu
genehmigenden Trassenkorridor betroffen sind, sind demnach voraussichtlich
auszuschlieBen. Die Erhaltung bzw. die Wiederherstellung eines glnstigen
Erhaltungszustandes der Art im Gebiet wird durch das Vorhaben somit nicht verhindert.
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Das Vogelschutzgebiet Steinbruch Leimen liegt in ca. 4.200 m Entfernung zum
Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets in seinen fur die
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck malgeblichen Bestandteilen koénnen nach
derzeitigem Planungsstand ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 14.2.3, S. 399).

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass der weitere Aktionsraum des
geschitzten, potenziell kollisionsgefahrdeten Uhus sich auflerhalb des Trassenkorridors
befindet (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 6.2.2, Tabelle 6-8, S. 79). Die
Art weist einen weiteren Aktionsraum von bis zu 3.000 m auf. Der Trassenkorridor liegt
jedoch in einem Abstand von ca. 4.200 m zum Vogelschutzgebiet. Es ist somit nicht zu
erwarten, dass die Art den westlich gelegen Trassenkorridor kreuzt bzw. regelmaflig
frequentiert. Die Vorhabentragerin hat zudem in ihren Unterlagen nachvollziehbar aufgezeigt,
dass auch gemal dem Standard-Datenbogen keine Hinweise Uber funktional bedeutsame
Strukturen aufierhalb des Vogelschutzgebiets vorliegen oder funktionale Beziehungen
betrachtungsrelevant sind (vgl. Unterlagen gema® § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 14.1.4.3,
S. 397). Es sind somit keine Konflikte mit einem potenziellen Leitungsneubau im
Trassenkorridor zu erwarten. Die Erhaltung bzw. die Wiederherstellung eines gunstigen
Erhaltungszustandes der Art im Gebiet wird durch das Vorhaben somit nicht verhindert.

Das Vogelschutzgebiet Otterstadter Altrhein und Angelhofer Altrhein inklusive Binsfeld liegt
in mindestens 4.300 m Entfernung zum Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen des
Gebiets in seinen fir die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maligeblichen Bestandteilen
kénnen nach derzeitigem Planungsstand ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 19.2.3, S. 502).

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass der weitere Aktionsraum der
geschuitzten, potenziell kollisionsgefahrdeten Arten sich grundsatzlich auRerhalb des 6stlich
gelegenen Trassenkorridors befindet (vgl. Unterlagen gemal? § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 19.2.2, Tabelle 19-9, S. 501). Gemal® den Angaben von Bernotat et al. (2018,
Kapitel 5.4, Tabelle 14 und Tabelle 15, S.46f.) umfasst der weitere Aktionsraum der
Flussseeschwalbe, des Graureihers und der Lachméwe grundsatzlich mindestens 3.000 m.
Funktionale Beziehungen der drei im Gebiet vorkommenden Vogelarten mit Flachen, die
vom gegenstandlichen Trassenkorridor betroffen sind, sind jedoch nicht zu erwarten. Die
Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen nachvollziehbar aufgezeigt, dass es keine
Hinweise auf funktional bedeutsame Strukturen aulRerhalb des Vogelschutzgebiets gibt bzw.
keine funktionalen Beziehungen fir die drei Arten vorliegen. Geeignete Habitate bzw.
gewassergepragte Lebensstatten fir die Flussseeschwalbe und Lachméwe sind im
potenziellen weiteren Aktionsraum der Arten entlang des Trassenkorridors nicht zu erwarten.
Gemall dem geltenden Bewirtschaftungsplan gibt es weitere im Vogelschutzgebiet
geschutzten Arten bzw. Austauschbeziehungen der Populationen mit den angrenzenden
Natura 2000-Gebieten, jedoch handelt es sich hierbei nur um die Schutzgebiete entlang des
Rheins westlich des Trassenkorridors (vgl. SGD Sid, 2018a). Ein Austausch der Arten in
diesem Bereich wird durch einen potenziellen Leitungsneubau nicht verhindert. Bei einem
potenziellen Leitungsneubau im Trassenkorridor sind somit keine Konflikte flir die Vogelarten
im Gebiet zu erwarten. Die Erhaltung bzw. die Wiederherstellung eines glnstigen
Erhaltungszustandes der Arten im Gebiet wird durch das Vorhaben nicht verhindert.

Das Vogelschutzgebiet RuBheimer Altrhein liegt in ca. 3.800 m Entfernung zum
Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets in seinen fir die
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Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maligeblichen Bestandteilen koénnen nach
derzeitigem Planungsstand voraussichtlich ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 22.2.3, S. 550).

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass der weitere Aktionsraum der
geschutzten, potenziell kollisionsgefahrdeten Vogelarten sich grundsatzlich auf’erhalb des
ndrdlich vom Schutzgebiet gelegenen Trassenkorridors befindet (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 22.2.2, Tabelle 22-9, S. 549). Gemal® den Angaben von
Bernotat et al. (2018, Kapitel 5.4, Tabelle 15, S. 48) kann der Purpurreiher zwar
grundsatzlich auch einen weiteren Aktionsraum von min. 3.000 m aufweisen. RegelmaRige
und haufige Frequentierungen des vom Vorhaben berlihrten Raums sind jedoch nicht zu
erwarten. Kartierungen, die im Bewirtschaftungsplan angefihrt werden, weisen zudem
aktuell keine Bruten im Gebiet nach (SGD Sud, 2018b) i.V.m MafRnahmenkarte zum
Bewirtschaftungsplan. Letzte Einzelbruten flr den Purpurreiher waren nur am Rul3heimer
Altrhein und Schrankenwasser im Siden des Gebiets verzeichnet (SGD Sid, 2018b).
Zudem wird im Bewirtschaftungsplan zum Gebiet aufgeflihrt, dass sich mdglicherweise
weitere Brutvorkommen im Ostlichen angrenzenden Altrhein in Baden-Wurttemberg befinden
(SGD Sud, 2018b). Es ist somit wahrscheinlich, dass potenzielle Brutpaare im Gebiet die
Altrheinarme 6stlich und sidlich des Gebiets aufsuchen. Mégliche Austauschbeziehungen
bzw. funktionale Beziehungen zu diesen Brutvorkommen werden durch das Vorhaben nicht
verhindert. Hinweise auf bedeutsame funktionale Strukturen bzw. funktionale Beziehungen
der Art zu den Flachen am Trassenkorridor finden sich im aktuellen Bewirtschaftungsplan
nicht (SGD Sud, 2018b). Des Weiteren liegen keine Informationen zu bedeutsamen
Brutvorkommen im sldlichen Teil des Trassenkorridors am Philippsburger Altrhein oder
besondere Nahrungsstatten der Art vor. Insgesamt ist somit davon auszugehen, dass die
Erhaltung bzw. die Wiederherstellung eines gunstigen Erhaltungszustandes der Art im
Vogelschutzgebiet durch das Vorhaben nicht verhindert wird.

Die im Folgenden genannten Gebiete liegen aulerhalb des Trassenkorridors und sind
zwischen 2.000 m und 2.400 m von diesem entfernt. Sie befinden sich auRerhalb der
Reichweite mdglicher Wirkfaktoren. Die Entfernung des Trassenkorridors zu diesen Gebieten
Ubersteigt grundsatzlich die Aktionsradien der mehrheitlich in den Gebieten vertretenen
geschitzten kollisionsgefahrdeten Vogelarten. Zudem sind auch keine funktional
bedeutsamen Strukturen oder funktionale Beziehungen zu Flachen im Bereich des
Trassenkorridors oder Uber diesen hinaus erkennbar. Beeintrachtigungen der fur den
Schutzzweck und die Erhaltungsziele maf3geblichen Bestandteile dieser Gebiete sind nach
derzeitigem Planungsstand auszuschlielRen.

o DE 6716-404 Heiligensteiner Weiher (VSG)
DE 6616-304 Rheinniederung Speyer Ludwigshafen (FFH)

Das Vogelschutzgebiet Heiligensteiner Weiher liegt in ca. 2.400 m Entfernung zum
Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets in seinen fur die
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafRgeblichen Bestandteilen kénnen nach
derzeitigem Planungsstand voraussichtlich ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 23.6.1, S. 562).

Aufgrund der Entfernung zum Trassenkorridor liegt das Gebiet zwar grundsatzlich auf3erhalb
der Reichweite von relevanten Wirkfaktoren. Der Trassenkorridor befindet sich jedoch
innerhalb des weiteren Aktionsraums (3.000 m) der im Gebiet geschitzten und potenziell
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kollisionsgefahrdeten Rohrweihe (vgl. Unterlagen gemald §8 NABEG, Anlagel,
Kapitel 23.2.2, Tab. 23-9, S.557f.). Eine Trassierung im Korridor, die aul’erhalb des
Aktionsraums der Art des Gebietes lage, ist nicht méglich. Austauschbeziehungen und
funktionale Beziehungen der Rohrweihe mit den nordlichen und sudlich des Gebiets
liegenden Schutzgebieten kénnen nicht ausgeschlossen werden. In den benachbarten
Vogelschutzgebieten noérdlich und sidlich des Gebiets Heiligensteiner Weiher ist die
Rohrweihe als geschutzte Art verzeichnet. Die Vorhabentragerin legt in ihren Unterlagen
nachvollziehbar dar, dass gemal Bewirtschaftungsplanentwurf (SGD Sud, 2016a) die
Brutvorkommen der Rohrweihe im Natura 2000-Gebiet mit weiteren Vorkommen bei
RuBheim und Mechtersheim in Verbindung stehen und eine Population bilden. Diese Angabe
wird auch im aktuellen Bewirtschaftungsplan (SGD Sid, 2018c) bestatigt. Weder ein
Austausch der Populationen zwischen diesen Gebieten noch der Anflug in das
Vogelschutzgebiet wird durch einen Leitungsbau im Trassenkorridor beeintrachtigt (vgl.
Unterlagen § 8 NABEG, Anlagel, Karte I.2.1). Austauschbeziehungen und funktionale
Beziehungen mit den ostlich gelegenen Schutzgebieten im Bereich des Trassenkorridors
sind zwar grundsatzlich zunachst nicht auszuschliefen. Ein Nachweis fir die Art liegt im
FFH-Gebiet Rheinniederung Philippsburg bis Mannheim jedoch nicht vor. Die
Vorhabentragerin geht nachvollziehbar davon aus, dass Beeintrachtigungen der Rohrweihe
durch Leitungskollision ausgeschlossen werden konnen (vgl. Unterlagen § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 23.3.2.2, S.559f. und Kapitel 23.3.6.1, S.561f.). Die Art weist
grundsatzlich ein sehr geringes artspezifisches Risiko auf, an Freileitungen zu kollidieren, so
dass relevante Kollisionsgefahren ohnehin nur in Bezug auf Ansammlungen in Leitungsnahe
bestehen (vgl. Bernotat/ Dierschke 2016, Kapitel 8.2.1, S. 72 ff. und Kapitel 8.2.3, S. 83 ff.).
Der Bestand der Rohrweihe wird im Standard-Datenbogen des Vogelschutzgebiets
(SDB, 2010) mit 2 Brutpaaren angegeben. Eine Ansammlung der Art in Leitungsndhe kann
somit ausgeschlossen werden. Selbst bei einem Neubau am Trassenkorridorrand ware nur
der weitere Aktionsraum der Art betroffen. Eine haufige Frequentierung der Bereiche im
Trassenkorridor ist demnach nicht zu erwarten. Die Erhaltung bzw. die Wiederherstellung
eines gunstigen Erhaltungszustandes der Art im betreffenden Vogelschutzgebiet wird durch
das Vorhaben somit nicht verhindert.

Das FFH-Gebiet Rheinniederung Speyer - Ludwigshafen liegt in mindestens 2.000 m
Entfernung zum Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen kénnen nach derzeitigem
Planungsstand fur das FFH-Gebiet in seinen fir die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck
malfigeblichen Bestandteilen voraussichtlich ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 24.6.1, S. 566).

Aufgrund der Entfernung zum Trassenkorridor liegt das Gebiet zwar grundsatzlich auRerhalb
der Reichweite von relevanten Wirkfaktoren. Der Trassenkorridor befindet sich an einigen
Stellen jedoch innerhalb mdglicher Aktionsrdume von charakteristischen und potenziell
kollisionsgefahrdeten Vogelarten im Gebiet (vgl. Unterlagen gemafll § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 24.1.2.2, Tabelle 24-1, S. 564 und Karte 1.2.1), namentlich der Purpurreiher, die
Zwergdommel und der Schwarzmilan sind hier zu nennen. Eine Trassierung im Korridor, die
aullerhalb der weiteren Aktionsradien dieser Arten des Gebietes lage, ist fur den
Schwarzmilan ggf. im 06stlichen Randbereich des Trassenkorridors maoglich. Gemal der
Angaben von Bernotat et al. (2018, Kapitel 5.4, Tabelle 14, S. 46) kdénnen bei den Arten
Purpurreiher und Zwergdommel die weiteren Aktionsraum grundsatzlich mehr als 3.000 m
aufweisen. Der zentrale Aktionsraum der Arten ist hier aber nicht betroffen. Ein haufiges oder
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regelmaRiges Uberfliegen einer im Trassenkorridor verlaufenden Leitung ist zumindest
unwahrscheinlich.

Die Vorhabentragerin hat aufgezeigt, dass funktionale Beziehungen der betroffenen
Vogelarten zum Trassenkorridor nicht ersichtlich sind (vgl. Unterlagen § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 24.1.6.1, S. 566). Das ist insoweit nachvollziehbar, als dass weder im Standard-
Datenbogen (SDB, 2015b) noch im Bewirtschaftungsplan (SGD Sid, 2018a) entsprechende
Hinweise enthalten sind, die auf funktionale Beziehungen im Bereich des Trassenkorridors
oder Uber den Trassenkorridor hinaus hinweisen.

Im weiteren Aktionsraum der Arten befinden sich die Natura 2000-Gebiete Sandgebiete
zwischen Mannheim und Sandhausen und die Rheinniederung zwischen Philippsburg und
Mannheim. Funktionale Beziehungen zwischen den Sandgebieten zwischen Mannheim und
Sandhausen und der Rheinniederung Speyer-Ludwigshafen kénnen ausgeschlossen
werden, da in den Sandgebieten keine charakteristischen Lebensrdume der Arten
Purpurreiher und Zwergdommel enthalten sind (vgl. FFH-VO, 2018, Anlage I) und ein
Vorkommen der Arten somit ausgeschlossen werden kann. Der Schwarzmilan wird zwar als
charakteristische Art im Schutzgebiet Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen fir
den Lebensraumtyp 6510 (Magere Flachland-Mahwiesen) benannt, wodurch vereinzelte
Flugbewegungen zwischen den beiden Natura 2000-Gebieten grundsatzlich nicht
auszuschlieBen sind. Jedoch besteht fir den Schwarzmilan grundsatzlich nur ein sehr
geringes artspezifisches Risiko, an Freileitungen zu kollidieren, so dass relevante
Kollisionsgefahren nur in Bezug auf Ansammlungen in Leitungsnahe bestehen (vgl. Bernotat/
Dierschke 2016, Kapitel 8.2.1, S. 72 ff. und Kapitel 8.2.3, S. 83 ff.). Ansammlungen sind
jedoch gemall dem Standard-Datenbogen zum Gebiet (SDB, 2015b) fiir die Art nicht als
wahrscheinlich anzusehen. Die Populationsgréfe ist hier mit min. 6 bis max. 10 Brutpaaren
angegeben. Es ist anzunehmen, dass aufgrund der GréRe des Gebiets von 1.776 ha die
Brutpaare und deren Reviere sich Uber grélkere Flachen verteilen. Eine Ansammlung in
Leitungsnahe ist somit nicht als wahrscheinlich anzusehen. Erhebliche Beeintrachtigungen
kénnen deshalb auch fur den Schwarzmilan ausgeschlossen werden.

Funktionale Beziehungen bzw. Austauschbeziehungen der Arten zu den ndrdlich und sudlich
gelegen Schutzgebieten entlang des Rheins sind wegen der vergleichbaren Biotop- und
Lebensraumstrukturen wahrscheinlich. Diese werden durch das Vorhaben nicht verhindert.
Das Vorhaben steht der Erhaltung bzw. der Wiederherstellung eines ginstigen
Erhaltungszustandes der malRgeblichen Bestandteile des Gebiets nicht entgegen.

B.5.4.4.4 Vertraglichkeit von Leitungsbauvorhaben im Trassenkorridor mit
Vermeidungs- und SchutzmafBnahmen
Bei der Errichtung, dem Betrieb oder der Anderung einer Hdchstspannungs-Freileitung im
Trassenkorridor kénnen zudem erhebliche Beeintrachtigungen der im Folgenden genannten
Natura 2000-Gebiete unter Beriucksichtigung von Vermeidungs- und SchutzmalRnahmen
sicher ausgeschlossen werden.

Die Errichtung, der Betrieb oder die Anderung einer Hochstspannungs-Freileitung im
Trassenkorridor ist weder einzeln noch im Zusammenwirken mit anderen Planen und
Projekten geeignet, die folgenden Natura 2000-Gebiete erheblich zu beeintrachtigen:

o DE 6816-341 Rheinniederung von Karlsruhe bis Philippsburg (FFH)
o DE 6616-441 Rheinniederung AltluBheim — Mannheim (VSG)
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DE 6816-401 Rheinniederung Karlsruhe — Rheinsheim (VSG)

DE 6716-301 Rheinniederung Germersheim — Speyer (FFH)

DE 6516-401 Neuhofer Altrhein mit Prinz-Karl — Wérth (VSG)

DE 6716-401 NSG Mechtersheimer Tongruben (VSG)

DE 6716-402 Berghausener und Lingenfelder Altrhein mit Insel Flotzgriin (VSG)

B.5.4.4.4.1 DE 6816-341 Rheinniederung von Karlsruhe bis Philippsburg (FFH)

Das FFH-Gebiet Rheinniederung von Karlsruhe bis Philippsburg liegt in ca. 850 m
Entfernung zum Trassenkorridor und setzt sich aus vielen Teilgebieten, die sich silidlich des
Trassenkorridors entlang des Rheins bis nach Karlsruhe erstrecken, zusammen. Erhebliche
Beeintrachtigungen fir das FFH-Gebiet in seinen fir die Erhaltungsziele oder den
Schutzzweck mafRgeblichen Bestandteilen sind voraussichtlich ausgeschlossen, soweit

e das Erdseil markiert wird und

e das Vorhaben auflerhalb der zentralen Aktionsrdume (bis 1.000 m) der potenziell
kollisionsgefahrdeten charakteristischen Vogelarten umgesetzt wird und / oder

e eine mogliche Bundelung und Synchronisation der Beseilung bzw. Maststandorte mit
bestehenden Leitungen durchgefuhrt wird.

Aufgrund der Entfernung zum Trassenkorridor liegt das Gebiet zwar grundsatzlich aufl’erhalb
der Reichweite von Wirkfaktoren. Der Trassenkorridor befindet sich jedoch innerhalb
mdglicher Aktionsrdume charakteristischer und potenziell kollisionsgefahrdeter Vogelarten
(vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 11.3.6.1, S. 349). Eine Trassierung im
Korridor, die auBerhalb der Aktionsradien dieser Arten des Gebietes lage, ist nicht moglich.

Die Vorhabentragerin geht in nachvollziehbarer Art und Weise davon aus, dass erhebliche
Beeintrachtigungen der im Gebiet charakteristischen Vogelarten voraussichtlich auch bei
einer Realisierung des Vorhabens in Form eines Neubaus im Trassenkorridor durch die
Markierung des Erdseils vermeidbar sind (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 11.3.6.1, S. 349). Unter dem Vorbehalt der Wirksamkeit dieser MalRnahme fur die
hier potenziell betroffenen Arten ist die Prognose der Vorhabentragerin nachvollziehbar.
Kollisionsrisiken konnten bisher nachweislich in unterschiedlichen Regionen und
Habitattypen Deutschlands durch bewegliche, schwarz-weile Markierungen am Erdseil um
60 % bis 90 % reduziert werden (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage ll,
Kapitel 3.3.1.2, S.71). Derzeit sind aufgrund der Lagebeziehung des Gebietes zum
Trassenkorridor keine besonderen Konfliktlagen erkennbar, die eine ausreichende
Minderungswirkung der Erdseilmarkierung in Frage stellen. Haufige Flugbewegungen der
charakteristischen Vogelarten Uber den Trassenkorridor hinweg zu dem Schutzgebiet
Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim, welches sich nérdlich des FFH-Gebiets
Rheinniederung von Karlsruhe bis Philippsburg befindet, sind nicht ersichtlich. Hierzu hat die
Vorhabentragerin nachvollziehbar aufgezeigt, dass funktional bedeutsame Strukturen
aulerhalb des FFH-Gebietes oder funktionale Beziehungen fir Vogelarten nicht ersichtlich
sind. Somit ist nicht anzunehmen, dass der Trassenkorridor von charakteristischen Brut- und
Rastvogeln des Gebietes regelmafig Uberflogen wird. Derzeit ist auch nicht erkennbar, dass
der Anflug des Gebietes fur die charakteristischen Rastvogel verhindert wird. Die beiden
Gebiete Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim und Rheinniederung von Karlsruhe
bis Philippsburg sind mit ihren Feuchtbiotopen und Lebensraumen als Brut-, Nahrungs-,
Rast- und Uberwinterungsgebiet fir z.T. dieselben wertgebenden charakteristischen
Vogelarten von Bedeutung. So befindet sich der Lebensraumtyp 91F0 mit den
entsprechenden charakteristischen Vogelarten sowohl am Philippsburger Altrhein (FFH-
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Gebiet Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim) als auch im FFH-Gebiet
Rheinniederung von Karlsruhe bis Philippsburg. Regelmaflige und haufige Frequentierungen
sind hier jedoch nicht zu erwarten. Der Abstand der Lebensraumtypen 91F0 in beiden
Gebieten ist groRer als der weitere Aktionsraum der potenziell kollisionsgefahrdeten
charakteristischen Vogelarten. Ausnahme hiervon ist ggf. der Nachtreiher, dessen weiterer
Aktionsraum gemafR Bernotat et al. (2018) ggf. Gber 3.000 m hinausgehen kann. Vereinzelte
Flugbewegungen im Bereich des Trassenkorridors am Philippsburger Altrhein kdnnen zwar
grundsatzlich nicht ausgeschlossen werden. Konkrete Hinweise fir ein Vorkommen der Art
sowohl am Philippsburger Altrhein als auch in der Rheinniederung von Karlsruhe bis
Philippsburg liegen jedoch nicht vor (vgl. Unterlagen gemafR § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 9.2.3.4, S. 234; Kapitel 11.1.4.3, Tabelle 11-5, S. 332 f.; SDB, 2016a; ILN, 2004). Der
Nachtreiher zahlt in Baden-Wurttemberg zu den seltenen Brutvogeln und konnte im Jahr
2015 nur in wenigen Regionen nachgewiesen werden (OGBW, 2016). Fir die Art liegt im
Planungsraum nur ein Nachweis im mdglichen Bruthabitat bei Graben-Neudorf ca. 5.000 m
sudlich von Philippsburg vor (OGBW, 2016). Hinweise auf Vorkommen im Bereich des
Leitungsvorhabens am Philippsburger Altrhein sind nicht aufgefuihrt. Da sich die potenziellen
Vorkommen der Art auerhalb des weiteren Aktionsraums befindet ist nicht mit einer
Beeintrachtigung durch das Vorhaben zu rechnen.

Als weitere Lebensraumtypen, die sich im nordlichen Randbereich des Gebiets
Rheinniederung von Karlsruhe bis Philippsburg befinden und bei denen eine potenzielle
Betroffenheit nicht direkt ausgeschlossen werden kann, sind der LRT 3150 und der
LRT 6510 zu nennen. Die hier potenziell vorkommenden kollisionsgefahrdeten
charakteristischen Vogelarten liegen im Aktionsraum von bis zu 3.000m zum
Trassenkorridor. Ein Vorkommen des Lebensraumtyps 3150 im FFH-Gebiet Rheinniederung
von Philippsburg bis Mannheim im Querungsbereich vom Trassenkorridor mit dem
Philippsburger Altrhein ist nicht verzeichnet (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |,
Karte 1.2.4 — 2 von 2). Der LRT 6510 ist in diesem Bereich nur auf einer kleinen Flache
verzeichnet. Eine haufige Querung des Trassenkorridors durch die charakteristischen
Vogelarten hin zum Teilgebiet am Philippsburger Altrhein ist fur die Arten des LRT 3150 und
LRT 6510 demnach nicht zu erwarten. Uberdies wird der zentrale Aktionsraum bei den
meisten Arten nicht berthrt. Der zentrale Aktionsraum liegt bei vielen Arten zwischen 250 m
und 500 m (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 11.2.2, Tabelle 11-8 i.V.m
Anhang 1.1.3). Einige der charakteristischen Arten im FFH-Gebiet weisen jedoch einen
zentralen Aktionsraum von bis zu 1000 m auf (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 11.2.2, Tabelle 11-8 i.V.m Anhang 1.1.3). Hierbei handelt es sich jedoch mehrheitlich
um Arten, die nur eine mittlere vorhabentypspezifische Mortalitdtsgefahrdung aufweisen und
i.d.R nur bei einem mindestens hohen konstellationsspezifischen Risiko wie bei
Ansammlungen in Leitungsndhe betrachtungsrelevant sind (Bernotat/ Dierschke, 2016,
Kapitel 8.2.3, S. 83 f.). Konkrete Hinweise auf solche Ansammlungen in Leitungsnahe der
betroffenen Arten in Leitungsnahe liegen jedoch nicht vor. Eine Markierung des Erdseils
sieht die Vorhabentragerin zudem auch fir die Arten vor, die eine sehr hohe bis hohe
vorhabentypspezifische = Mortalitatsgefahrdung aufweisen und als potenzielle
charakteristische kollisionsgefahrdete Vogelarten im Wirkbereich des Leitungsvorhabens
vorkommen. Unter dem Vorbehalt der Wirksamkeit dieser MaRnahme fir die hier potenziell
betroffenen Arten ist die Prognose der Vorhabentrédgerin nachvollziehbar. In den
Niederlanden konnten Uber die Markierung des Erdseils an Hochspannungsfreileitungen
beispielsweise die Zahl der Drahtopfer um 90 % reduziert werden (Koops, 1997). Zudem
konnte noch in weiteren Studien eine gute art- bzw. artgruppenspezifische Wirksamkeit von
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Erdseilmarkierungen fur kollisionsgefahrdete Arten nachgewiesen werden (vgl. z.B. Brauneis
et al.,, 2003; Bernshausen et al., 2014; Jddicke et al., 2018). Die Plausibilitdt der
vorliegenden Einschatzung wird dadurch bestatigt.

Dies gilt auch im Hinblick auf bestimmte andere Vogelarten. So weist der Weilistorch als
eine charakteristische Vogelart des Lebensraumtyp 6510 grundsatzlich an Freileitungen ein
sehr hohes artspezifisches Kollisionsrisiko auf (vgl. Bernotat/ Dierschke, 2016, S. 72 ff.).
Eine Markierung des Erdseils mit schwarz-weillen Kontrastmarkern fir Weillstorche ist als
sehr gut wirksame Methode nachgewiesen (Bernshausen et al., 2014). Auch far
Wasservogel und Ganse ist eine gute artgruppenspezifische Wirksamkeit der
Erdseilmarkierung belegt (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 20.3.2.2,
Tabelle 20-11, S. 516). Erhebliche Beeintrachtigungen der Arten sind so nicht zu erwarten.
Zudem kann durch ein Abricken der Leitung aus dem zentralen Aktionsraum von 1.000 m in
den ndrdlichen Bereich des Trassenkorridors die Konfliktintensitat zusatzlich gemindert
werden. Gleichzeitig ist festzuhalten, dass durch die mdgliche Bindelung und
Synchronisation der Beseilung bzw. Maststandorte mit bestehenden Leitungen die
Méglichkeit besteht, fir alle potenziell kollisionsgefahrdeten Vogelarten die Kollisionsgefahr
insgesamt weiter zu mindern.

Die Vorhabentragerin hat in erganzenden Unterlagen nachgewiesen, dass nach derzeitigem
Planungsstand erhebliche Beeintrachtigungen durch kumulative Wirkungen mit anderen
bereits bestehenden Vorbelastungen ausgeschlossen werden kénnen (E-Mail ERM GmbH
vom 17.04.2019). Die im Standard-Datenbogen (SDB, 2016a) aufgefliihrten vorhandenen
Bedrohungen und Belastungen wie der Strom- und Telefonleitungen sind nach derzeitigem
Planungstand nicht geeignet, kumulativ mit den durch das Vorhaben auftretenden
Auswirkungen das FFH-Gebiet in seinen fir die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck
mafgeblichen Bestandteilen erheblich zu beeintrachtigen.

Zahlreiche charakteristische Vogelarten der Lebensraumtypen 3150 und 6510 sind aufgrund
ihres weiteren Aktionsraums von 3.000 m und ihrer mittleren bis hohen
Mortalitatsgefahrdung an Freileitungen von einer mdglichen Beeintrachtigung durch
verschiedene Bestandsleitungen betroffen. Die bestehenden Freileitungen queren jedoch nur
kleinflachig die im Schutzgebiet vorhandenen Lebensraumtypen. Insbesondere der
Lebensraumtyp 3150 befindet sich gréRtenteils westlich der bestehenden Freileitungen. Ggf.
vorhandene Flugbewegungen zwischen den einzelnen Stillgewassern werden somit durch
die bestehenden Leitungen nicht beeintrachtigt. Auch die im zu genehmigenden
Trassenkorridor bereits befindlichen Leitungen stellen voraussichtlich keine erheblichen
Beeintrachtigungen fur die im FFH-Gebiet vorkommenden charakteristischen Vogelarten dar.
Die Vorhabentragerin begriindet nachvollziehbar, dass aufgrund des im Verhaltnis zur
GesamtgrofRe geringen Anteils der jeweiligen Lebensraumtypen im weiteren Aktionsraum der
Arten eine haufige Nutzung der Flachen des zu genehmigenden Trassenkorridors durch die
charakteristischen Arten sehr unwahrscheinlich ist. Der Grofdteil der Flachen der beiden
Lebensraumtypen liegt in einer solch grof3en Entfernung zum Trassenkorridor, dass dieser
nicht in die weiteren Aktionsrdume der dort potenziell vorkommenden charakteristischen
Vogelarten hineinreicht. Darliber hinaus liegen nach der Auswertung von Luftbildern durch
die Vorhabentragerin, deutliche Hinweise vor, dass sowohl innerhalb des FFH-Gebietes
sowie innerhalb der weiteren Aktionsrdume der Arten zahlreiche potenzielle
Nahrungsbereiche vorkommen. Infolgedessen sind regelmafige, haufige Flugbewegungen
aus dem Gebiet hinaus zu einem bestimmten Bereich wie dem Trassenkorridor fur die

26



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

betreffenden Arten vermutlich nicht erforderlich. Die Vorhabentragerin stellt plausibel ihre
Annahme dar, dass Hauptflugrouten oder bedeutsame, haufig frequentierte Flugwege
charakteristischer Arten des FFH- Gebietes durch den geplanten Umbau voraussichtlich
nicht beeintrachtigt werden.

Weitere Austauschbeziehungen und funktionale Beziehungen zu stdlich und westlich des
FFH-Gebiets liegenden Flachen werden durch einen potenziellen Leitungsneubau im
Trassenkorridor nicht verhindert.

Fur das FFH-Gebiet Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim ist nach derzeitigen
Planungsstand ein Leitungsbau voraussichtlich nur unter Nutzung der Bestandsleitung und
den durch die Vorhabentragerin aufgefuhrten Baumalinahmen der Leitung mdglich (vgl.
Kapitel B.5.4.4.5.4). Hiervon wird im Rahmen der vorliegenden Entscheidung ausgegangen.

B.5.4.4.4.2 DE 6616-441 Rheinniederung AltluBheim - Mannheim (VSG)

Das Vogelschutzgebiet Rheinniederung AltluBheim - Mannheim liegt in ca. 1.700 m
Entfernung zum Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen fiir das Vogelschutzgebiet
in seinen fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maRgeblichen Bestandteilen sind
voraussichtlich ausgeschlossen, soweit

e das Erdseil markiert wird.

Aufgrund der Entfernung zum Trassenkorridor liegt das Gebiet grundsatzlich aulRerhalb der
Reichweite von Wirkfaktoren. Der Trassenkorridor befindet sich jedoch innerhalb méglicher
Aktionsrdume geschutzter und potenziell kollisionsgefahrdeter Vogelarten (vgl. Unterlagen
gemaf § 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 12.3.2.2, Tabelle 12-9, S. 369). Alle
betrachtungsrelevanten potenziell kollisionsgefahrdeten Vogelarten haben einen weiteren
Aktionsraum von ca. 3.000 m (vgl. Unterlagen geman § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 12.3.2.2,
Tabelle 12-9, S. 369). Eine Trassierung im Korridor, die aulerhalb der Aktionsradien der
kollisionsgefahrdeten Arten des Gebietes lage, ist nicht mdglich. Der zentrale Aktionsraum
wird zumindest bei allen Arten nicht berthrt. Haufige bzw. regelmaRige Frequentierungen
von Flachen im Trassenkorridor oder solchen die Uber den Trassenkorridor hinausgehen
sind demnach nicht zu erwarten. Die Vorhabentragerin geht davon aus, dass erhebliche
Beeintrachtigungen voraussichtlich auch bei einer Realisierung des Vorhabens in Form eines
Neubaus im Trassenkorridor durch die Markierung des Erdseils vermeidbar sind (vgl.
Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 12.3.6.1, S. 375). Unter dem Vorbehalt der
Wirksamkeit dieser MaRnahmen fur die hier potenziell betroffenen Arten ist die Prognose der
Vorhabentragerin nachvollziehbar. Derzeit sind aufgrund der Lagebeziehung des Gebietes
zum Trassenkorridor keine besonderen Konfliktlagen erkennbar, die eine ausreichende
Minderungswirkung der Erdseilmarkierung in Frage stellen. Zusatzlich hat die
Vorhabentragerin in ergdnzenden Unterlagen nachgewiesen, dass nach derzeitigem
Planungsstand auch erhebliche Beeintrachtigungen durch kumulative Wirkungen mit
anderen bereits bestehenden Vorbelastungen ausgeschlossen werden kénnen (vgl. E-Mail
ERM GmbH vom 17.04.2019). Die im Standard-Datenbogen (SDB, 2014a) aufgeflhrten
vorhandenen Bedrohungen und Belastungen wie der Strom- und Telefonleitungen sind nach
derzeitigem Planungstand nicht geeignet, kumulativ mit den durch das Vorhaben
auftretenden Auswirkungen das Vogelschutzgebiet in seinen fir die Erhaltungsziele oder den
Schutzzweck mafRdgeblichen Bestandteilen erheblich zu beeintrachtigen.
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Funktionale Beziehungen und Austauschbeziehungen mit Schutzgebieten im Umfeld des
Vogelschutzgebiets Rheinniederung AltluBheim - Mannheim sind aufgrund vergleichbarer
Lebensraume, die z.B. als Nahrungshabitate dienen, grundsatzlich nicht auszuschlief3en. Die
direkt angrenzenden Gebiete sind mit ihren Feuchtbiotopen als Brut-, Nahrungs-, Rast- und
Uberwinterungsgebiet fiir z.T. dieselben wertgebenden Vogelarten von Bedeutung, weshalb
Austauschbeziehungen geschitzter Arten ebenfalls als wahrscheinlich anzusehen sind. So
sind die geschitzten Vogelarten teilweise auch in den umliegenden Gebieten verzeichnet.
Dem Austausch der Arten und funktionalen Beziehungen zwischen den Gebieten entlang
des Rheins steht ein potenzieller Leitungsneubau im Trassenkorridor allerdings nicht
entgegen (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage |, Karte 1.2.1). Auch der direkte Anflug
von Rastvogeln in das Schutzgebiet hinein wird durch einen potenziellen Leitungsneubau im
Trassenkorridor nicht verhindert. Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen
nachvollziehbar aufgezeigt, dass gemall Standard-Datenbogen funktional bedeutsame
Strukturen oder funktionale Beziehungen zu Bereichen aufierhalb des Vogelschutzgebiets
nicht ersichtlich sind (vgl. Unterlagen gemafi § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 12.1.4.4, S. 363).
Auch im Rahmen der Behérden- und Offentlichkeitsbeteiligung sind keine weiteren Hinweise
ergangen.

Eine vermehrte Frequentierung von geschitzten Vogelarten zu den Schutzgebieten
Rheinniederung AltluBheim - Mannheim und Sandgebiete zwischen Mannheim und
Sandhausen ist ebenfalls nicht zu erwarten, kann jedoch grundsatzlich nicht ausgeschlossen
werden. Demnach werden der Rotmilan und der Schwarzmilan als charakteristische Arten
fur den Lebensraumtyp 6510 im Schutzgebiet Sandgebiete zwischen Mannheim und
Sandhausen aufgeflihrt, welche auch im Vogelschutzgebiet Rheinniederung AltluBheim -
Mannheim als Brutvogel geschitzt sind. Von einer erhdhten Kollisionsgefahr durch
Querungsfluge ist dennoch nicht auszugehen. So weisen beide Arten grundsatzlich ein sehr
geringes artspezifisches Risiko auf, an Freileitungen zu kollidieren, sodass relevante
Kollisionsgefahren nur in Bezug auf Ansammlungen in Leitungsnahe bestehen (vgl. Bernotat/
Dierschke, 2016, S. 72 ff.; 83 f.). Gemall Rogahn/ Bernotat (2016) bilden die Arten als
Brutvogel i.d.R. jedoch keine Ansammlungen (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Kapitel 12.3.2.2, Tabelle 12-10, S. 372). So ist fir den Schwarzmilan anzunehmen, dass die
grélkere Menge an Brutpaaren (15-20 Brutpaaren) sich nicht als Ansammlung an einer Stelle
des Schutzgebiets Rheinniederung AltluBheim - Mannheim in Leitungsnahe befindet,
sondern die Brutpaare und deren Reviere aufgrund der GréRe des Vogelschutzgebiets im
gesamten Schutzgebiet verteilt sind. Durch eine Markierung des Erdseils sind erhebliche
Beeintrachtigungen des Rot- und Schwarzmilans nicht zu erwarten. So besitzen Greifvogel
ein ausgezeichnetes dreidimensionales Sehvermdgen, wodurch ihr Anflugrisiko deutlich
geringer ist (Bernshausen et al.,, 2007). Aus diesem Grund weisen auch die im
gegenstandlichen Gebiet geschutzten Arten Baumfalke, Kornweihe, Rohrweihe, und
Wespenbussard nur ein sehr geringes artspezifisches Risiko auf, an Freileitungen zu
kollidieren, sodass relevante Kollisionsgefahren auch hier nur in Bezug auf Ansammlungen
in Leitungsnahe bestehen (vgl. Bernotat/ Dierschke, 2016, S. 72 ff.; 81 f.). Zudem kdnnen
Masten fir den Wespenbussard und den Baumfalken auch erfolgreiche Brutplatze sein. Die
Vorteile einer erfolgreichen Brut Uberwiegen teilweise die Nachteile durch etwaigen
Leitungsanflug. Eine Risikominderung durch Marker wird i.d.R. fur solche Profiteure von
Strukturen einer Trasse daher als ausreichend erachtet (vgl. Bernotat/ Dierschke, 2016,
S. 72 ff.; 83 f.). Somit Iasst sich insgesamt fur die im Gebiet geschutzten Greifvogelarten mit
einem weiteren Aktionsraum von 3.000 m festhalten, dass keine erheblichen
Beeintrachtigungen der Arten durch einen potenziellen Leitungsneubau zu erwarten sind.
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Auch auf Grund der bestehenden Vorbelastung durch die Freileitung sind keine erheblichen
Beeintrachtigungen zu erwarten (vgl. E-Mail ERM GmbH vom 17.04.2019). Obwohl fur die
Vogelarten Baumfalke, Rotmilan und Wespenbussard kein Erhaltungszustand vorliegt, kann
auf Grund der Tatsache, dass im vorliegenden Gebiet keine Ansammlungen der Arten zu
erwarten sind (s.0.) und nur zwei bis drei bzw. drei Brutpaare der Arten gemaR
Standarddatenbogen im Gebiet vorkommen, ein erhdhtes Kollisionsrisiko auch fir die
bestehende Situation ausgeschlossen werden. Auch fur die Kornweihe als geschutzte
Rastvogelart liegt kein Erhaltungszustand vor. Gemal Standard-Datenbogen (vgl. SDB,
2014a) liegt der Winterbestand im Vogelschutzgebiet bei finf Individuen. Eine Ansammlung
kann somit ausgeschlossen werden. Zudem stehen gemal erganzender gutachtlicher
Einschatzung der Vorhabentragerin (vgl. E-Mail ERM GmbH vom 17.04.2019) im
Vogelschutzgebiet grolde, potenziell geeignete Nahrungsflachen zur Verfliigung, die darauf
hindeuten, dass keine regelmafiigen und haufigen Flugbewegungen zum Trassenkorridor hin
bzw. Uber die bestehende Trasse hinweg erforderlich sind. Fur die Rohrweihe, die auch eine
mittlere Mortalitatsgefahrdung und gemal Standard-Datenbogen einen Bestand von zwei
Brutpaaren aufweist, ist ein ungunstiger Erhaltungszustand angegeben (vgl. SDB, 2014a).
Da es in dem vorliegenden Gebiet keine Hinweise auf Ansammlungen gibt, kann der Schluss
gezogen werden, dass die Art nicht planungs- und verbotsrelevant ist. Der ungunstige
Erhaltungszustand ist somit nicht auf die bestehende Freileitung zurick zu fuhren.
Austauschbeziehungen bzw. funktionale Beziehungen der betrachtungsrelevanten
kollisionsgefahrdeten Vogelarten Blassgans, Purpurreiher, Saatgans und Kiebitz, die
wassergepragte Feuchtlebensrdume bevorzugen, zwischen dem gegenstandlichen
Schutzgebiet und dem Gebiet Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen sind nicht
als wahrscheinlich anzusehen. Solche Lebensstatten sind im Bereich des Trassenkorridors
fur die Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen nicht zu erwarten. Erhebliche
Beeintrachtigungen auf die genannten Arten koénnen auch trotz der bestehenden
Freileitungen ausgeschlossen werden. Das Vorkommen der Rastvogelarten Blassgans und
Saatgans ist vielmehr stark von der winterlichen Witterung abhangig. Fir die genannten
Gansearten konnten bedeutsame Schilaf- und Nahrungsbereiche aus der Fachliteratur
entnommen werden, welche die Tiere ohne das Uberfliegen der bestehenden Leitungen
erreichen koénnen (z.B. Hockenheimer Rheinbogen/Mechtesheimer Tongruben; vgl. E-Mail
ERM GmbH vom 17.04.2019). Insgesamt befindet sich der Trassenkorridor aulRerhalb von
Hauptflugrouten bzw. bedeutsamen, haufig frequentierten Flugwegen der genannten Arten.
Fir den Weillstorch, der sowohl im Vogelschutzgebiet Rheinniederung AltluBheim -
Mannheim als Erhaltungsziel als auch im FFH-Gebiet Sandgebiete zwischen Mannheim und
Sandhausen als charakteristische Art fur den Lebensraumtyp 6510 aufgefuhrt ist, kbnnen
einzelne Frequentierungen zwischen den Gebieten grundséatzlich nicht ausgeschlossen
werden. In erganzenden Unterlagen hat die Vorhabentragerin aber dargelegt, dass nach
Auswertung der Luftbilder im Bereich des Trassenkorridors keine gunstigeren
Nahrungshabitate fur den Weillstorch zu finden sind. Eine haufige Frequentierung kann
somit voraussichtlich ausgeschlossen werden. Dies stutzt auch der gute Erhaltungszustand
der Art. Zudem ist flr Weillstérche eine Markierung des Erdseils mit schwarz-weillen
Kontrastmarkern als sehr gut wirksame MalRnahme nachgewiesen (Fangrath, 2004;
Bernshausen et al., 2014). Erhebliche Beeintrachtigungen der Art sind daher auch bei einem
potenziellen Leitungsneubau im Korridor nicht zu erwarten.

Auch flir die beiden Natura 2000-Gebiete Wagbachniederung und Rheinniederung von
Philippsburg bis Mannheim im Querungsbereich der Wagbachniederung kdnnen
Austauschbeziehungen und funktionale Beziehungen der Arten mit einem weiteren

29



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

Aktionsraum von 3.000 m grundsatzlich nicht ausgeschlossen werden. Der zentrale
Aktionsraum der Arten wird jedoch nicht berihrt. RegelmaRige und haufige Querungsflliige
mit der Leitung sind demnach nicht zu erwarten. Darlber hinaus hat das Ergebnis der
Vertraglichkeitsprifung zum Vogelschutzgebiet der Wagbachniederung gezeigt, dass es
sowohl durch die dort bestehende Leitung als auch durch die von der Vorhabentragerin
geplante Umsetzung des Vorhabens voraussichtlich zu keinen erheblichen
Beeintrachtigungen durch Leitungskollision kommt. Dies bestatigt auch der gute
Erhaltungszustand der Art Purpurreiher. Erhebliche Beeintrachtigungen flir das vorliegende
Vogelschutzgebiet kbnnen somit, trotz dhnlichem Arteninventar, ausgeschlossen werden.

Die VSG-Verordnung Baden-Wiurttemberg enthalt fir Blass- und Saatgans unter anderem
das Erhaltungsziel Erhaltung der Lebensrdume ohne Gefahrenquellen wie Freileitungen
sowie flr die Kornweihe unter anderem das Erhaltungsziel Erhaltung der Lebensrdume ohne
Gefahrenquellen wie nicht vogelsichere Freileitungen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 12.1.3, S. 352 ff.). Der Trassenkorridor befindet sich in einem Abstand von
mindestens 1.700 m zum Vogelschutzgebiet. Die Lebensraume der betroffenen Arten, fir die
die Erhaltungsziele in der VSG-Verordnung Baden-Wirttemberg benannt sind (vgl.
Unterlagen gemals § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 12.1.3, S.352ff.), sind durch das
Leitungsvorhaben nicht betroffen. Ggf. ist eine Markierung des Erdseils vorzunehmen, soweit
diese nicht bereits besteht.

B.5.4.4.4.3 DE 6816-401 Rheinniederung Karlsruhe - Rheinsheim (VSG)

Das Vogelschutzgebiet Rheinniederung Karlsruhe - Rheinsheim liegt in ca. 2.800 m
Entfernung zum Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen fiir das Vogelschutzgebiet
in seinen fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maligeblichen Bestandteilen sind
voraussichtlich ausgeschlossen, soweit

e das Vorhaben aulierhalb der weiteren Aktionsraume (3.000 m) der geschitzten
Vogelarten realisiert wird.

Aufgrund der Entfernung zum Trassenkorridor liegt das Vogelschutzgebiet grundsatzlich
auerhalb der Reichweite von Wirkfaktoren. Ebenfalls befindet sich der Trassenkorridor zum
grofdten  Teil aulerhalb moglicher Aktionsrdume geschitzter und potenziell
kollisionsgefahrdeter Vogelarten (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlagel,
Kapitel 16.2.2, Tabelle 16-7, S. 453 f.). Der weitere Aktionsraum der geschuitzten Arten wird
einzig am westlichen Rand am Ende des Trassenkorridors berthrt. Hier befindet sich der
Kraftwerksblock des Kernkraftwerks, auf dem eine Leitungsfihrung ausgeschlossen ist. Ein
potenzieller Neubau ist somit in den Ubrigen Flachen des Trassenkorridors mdglich. Eine
Beeintrachtigung der im Gebiet geschutzten Arten, auch in ihren weiteren Aktionsraumen, ist
damit ausgeschlossen.

Als Vorbelastung fir das Vogelschutzgebiet werden im Standarddatenbogen unter anderem
Freileitungen aufgefiihrt. Die Vorhabentragerin hat in ihren erganzenden Unterlagen
plausibel begriindet, dass keine Hinweise darauf bestehen, dass die bestehende Freileitung,
die fur das gegenstandliche Vorhaben umgenutzt werden soll, die geschutzten Vogelarten im
gegenstandlichen Vogelschutzgebiet erheblich beeintrachtigt (vgl. E-Mail ERM GmbH vom
17.04.2019). Einzig der im Gebiet geschitzte Weillstorch kénnte mit einem weiteren
Aktionsraum von mindestens 2.000 m potenziell durch die derzeit bestehende Leitung
beeintrachtigt werden. Aktuell besteht die Population des Weillstorches im Gebiet gemaf

Standarddatenbogen aus nur einem Brutpaar (SDB 2014d). Jedoch wurden gemafR aktueller
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Verbreitungskarten des LUBW im Zeitraum von 2015 bis 2017 weitere Horststandorte
innerhalb sowie direkt auflerhalb der Schutzgebietsgrenzen festgestellt (vgl. E-Mail ERM
GmbH vom 17.04.2019). Damit kann die plausible Annahme getroffen werden, dass die
Population trotz der bestehenden Vorbelastung durch Freileitungen zugenommen hat.
Darlber hinaus stellt die Vorhabentragerin nachvollziehbar dar, dass mit Hilfe einer Analyse
von Luftbildern keine Hinweise vorliegen, dass Hauptflugrouten oder haufig frequentierte
Flugrouten in das Gebiet der fir den Umbau vorgesehenen Leitung bestehen. Es befinden
sich zahlreiche potenziell geeignete Nahrungsgebiete im Vogelschutzgebiet selbst und im
weiteren Aktionsraum des Weillstorches abseits des zu genehmigenden Trassenkorridors.

Darlber hinaus konnte die Vorhabentragerin nach einer erneuten Prifung der vorliegenden
Daten sowie ergénzenden ATKIS-Daten fur dieses Gebiet keine weiteren ggf. kumulierenden
Vorhaben feststellen.

B.5.4.4.4.4 DE 6716-301 Rheinniederung Germersheim - Speyer (FFH)

Das FFH-Gebiet Rheinniederung Germersheim - Speyer liegt in ca. 360 m Entfernung zum
Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen des FFH-Gebietes in seinen fir die
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck malgeblichen Bestandteilen sind voraussichtlich
ausgeschlossen, soweit

e das Erdseil markiert wird und
e die Baumalnahmen (inkl. Baufeldfreimachung) aufierhalb der Rastzeiten des
Schwarzstorchs als charakteristische Vogelart realisiert werden.

Aufgrund der Entfernung zum Trassenkorridor liegt das Gebiet zwar grundsatzlich auRerhalb
der Reichweite der meisten Wirkfaktoren. Der Trassenkorridor befindet sich jedoch innerhalb
moglicher  Aktionsrdaume  charakteristischer, potenziell  kollisionsgefahrdeter  und
stérungsempfindlicher Vogelarten (vgl. Unterlagen § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 17.2.2,
Tabelle 17-8, S.471ff.). Die Vorhabentragerin geht davon aus, dass erhebliche
Beeintrachtigungen voraussichtlich auch bei einer Realisierung des Vorhabens in Form eines
Neubaus im Trassenkorridor durch die Markierung des Erdseils und eine Bauzeitenregelung
vermeidbar sind (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 17.3.6.1, S. 477).
Unter dem Vorbehalt der Wirksamkeit dieser Mal3nahmen fur die hier potenziell betroffenen
Arten ist die Prognose der Vorhabentragerin nachvollziehbar. Fur den Wirkfaktor der
baubedingten Stérung begriindet die Vorhabentragerin, dass aufgrund der Lage des Gebiets
auf der linken Rheinseite und der Entfernung von 360 m zum FFH-Gebiet Stérungen der
Arten unwahrscheinlich sind. Dies kann insoweit nachvollzogen werden, da fir die meisten
Vogelarten eine Stdrwirkung von bis zu 300 m anzunehmen ist. Stérungen Uber 300 m
hinaus sind demnach z.B. bei Gansen und Schwanen mit grolRen Fluchtdistanzen bekannt
(vgl. Unterlagen gemals § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 4.2.2.12, S. 51). Fur das Gebiet
Rheinniederung Germersheim - Speyer sind keine Ganse und Schwane als charakteristische
Vogelarten verzeichnet (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 17.2.2,
Tabelle 17-8, S. 471 ff). Fir den Schwarzstorch als eine sehr stérungsempfindliche Vogelart,
die eine Fluchtdistanz von bis zu 500 m aufweist (Bernotat et al., 2018), kdnnen
Beeintrachtigungen hingegen mit einer Bauzeitenregelung wahrend der Rastzeiten
voraussichtlich vermieden werden. Weitere stérungsempfindliche Arten mit einer
Fluchtdistanz von mehr als 360 m sind nicht bekannt (vgl. Unterlagen gemafd § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 17.2.2, Tabelle 17-8, S. 471 ff i.V.m Bernotat et al., 2018). Stérwirkungen
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sind somit insgesamt fur die charakteristischen Vogelarten als nicht wahrscheinlich
anzusehen.

Erhebliche Beeintrachtigungen der potenziell kollisionsgefdhrdeten Vogelarten lassen sich
mit Hilfe einer Markierung des Erdseils voraussichtlich vermeiden. Austauschbeziehungen
und funktionale Beziehungen mit den Schutzgebieten sudlich und nérdlich des Gebiets
entlang des Rheins sind als wahrscheinlich anzusehen. Demnach beschreibt die
Vorhabentragerin in ihren Unterlagen, dass die Auenlandschaft des Gebiets eine funktionale
Einheit mit den noérdlich und sudlich angrenzenden Auenbiotopen der beiden FFH-Gebiete
Rheinniederung Speyer - Ludwigshafen und Hordter Rheinaue bildet (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 17.1.4.5, S. 467). Austauschbeziehungen und funktionale
Beziehungen z.B. durch Nahrungsflige in benachbarte Gebiete nérdlich und sudlich entlang
des Rheins werden durch einen Leitungsbau innerhalb des Trassenkorridors nicht
verhindert. Austauschbeziehungen und funktionale Beziehungen von charakteristischen
Vogelarten zwischen dem FFH-Gebiet Rheinniederung Germersheim - Speyer und den
Schutzgebieten auf der anderen Rheinseite, welche den Trassenkorridor kreuzen, sind
ebenfalls aufgrund vergleichbarer Lebensrdume und Habitate der Arten grundsatzlich nicht
auszuschlieBen. Hiervon betroffen sind das FFH-Gebiet Rheinniederung von Philippsburg
bis Mannheim und das Vogelschutzgebiet = Wagbachniederung. So  werden
Austauschbeziehungen einiger charakteristischer Vogelarten, wie z.B. des Purpurreihers, der
ein hohes Kollisionsrisiko durch den Anflug an Freileitungen aufweist, mit dem
Vogelschutzgebiet Wagbachniederung im Bewirtschaftungsplan zum gegenstandlichen FFH-
Gebiet (SGD Sud, 2014) beschrieben. Austauschbeziehungen und funktionale Beziehungen
potenziell kollisionsgefahrdeter Vogelarten mit den westlich und siidlich des Trassenkorridors
gelegenen Flachen der beiden Natura 2000-Gebiete werden durch einen potenziellen
Leitungsneubau nicht verhindert.

Das FFH-Gebiet LuBhardt zwischen Reilingen und Karlsdorf liegt, bis auf Randbereiche,
welche sich mit dem Vogelschutzgebiet Wagbachniederung Uberschneiden, aulerhalb der
weiteren Aktionsradien der charakteristischen Vogelarten von 3.000 m. Der Trassenkorridor
liegt auBerhalb des zentralen Aktionsraums der potenziell kollisionsgefahrdeten Vogelarten
wie Purpurreiher, Schwarzmilan und Schwarzstorch von 1.000 m. Eine regelmaRige
Frequentierung dieser Vogelarten in das Schutzgebiet hinein ist nicht zu erwarten. Der
weitere Aktionsradius des Purpurreihers liegt gemaR Bernotat et al. (2018) grundséatzlich bei
mindestens 3.000 m. Flugbewegungen in das FFH-Gebiet LuBhardt zwischen Reilingen und
Karlsdorf sind aufgrund der waldgepragten Lebensrdaume nicht als wahrscheinlich
anzusehen. Vorhandene Lebensstatten des Purpurreihers beschranken sich demnach auf
die Feuchtlebensraume des Vogelschutzgebiets Wagbachniederung (vgl. Kapitel
B.4.4.4.3.6). Fur den Purpurreiher ist somit anzunehmen, dass dieser vermehrt die
Feuchtgebiete der Wagbachniederung aufsucht und die Waldhabitate meidet. Fir den
Schwarzmilan bestehen durch ein sehr geringes artspezifisches Kollisionsrisiko relevante
Kollisionsgefahren nur im Falle von Ansammlungen in Leitungsndhe (vgl. Bernotat/
Dierschke, 2016, S. 72 ff. und 83 f.). Ansammlungen fur diese Greifvogelart sind jedoch in
Leitungsnadhe nicht zu erwarten. Zudem besitzen Greifvogel ein ausgezeichnetes
dreidimensionales Sehvermdgen, wodurch ihr Anflugrisiko deutlich geringer ist (Bernshausen
et al.,, 2007). Fur den Schwarzstorch ist eine hohe Wirksamkeit einer Erdseilmarkierung
anzunehmen. In der Literatur liegen sehr gute Wirksamkeitsnachweise fur eine
Erdseilmarkierung fir den Weilistorch vor (Fangrath, 2004; Bernshausen et al., 2014) und es
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kann hier von einer artgruppenspezifischen Wirksamkeit fir beide Arten ausgegangen
werden.

Daruber hinaus hat das Ergebnis der Vertraglichkeitsprifung zum Vogelschutzgebiet
Wagbachniederung gezeigt, dass es sowohl durch die dort bestehende Leitung als auch
durch die von der Vorhabentragerin geplante Umsetzung des Vorhabens voraussichtlich zu
keinen erheblichen Beeintrachtigungen durch Leitungskollision kommt. Erhebliche
Beeintrachtigungen fir die im FFH-Gebiet potenziell kollisionsgefahrdeten charakteristischen
Vogelarten kdénnen somit, trotz &hnlichem Arteninventar, ausgeschlossen werden (vgl.
Kapitel B.5.4.4.5.6).

Derzeit ist auch nicht erkennbar, dass der Anflug in das Gebiet Rheinniederung
Germersheim - Speyer fur die charakteristischen Rastvogel durch das Vorhaben verhindert
wird. Auf Grund der Lage des Gebiets auf der gegenilberliegenden Rheinseite stellt das
Vorhaben keine Barriere fur den Anflug dar.

B.5.4.4.4.5 DE 6516-401 Neuhofer Altrhein mit Prinz-Karl-Wérth (VSG)

Das Vogelschutzgebiet Neuhofer Altrhein mit Prinz-Karl-Wbérth liegt in mindestens 2.100 m
Entfernung zum Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets in seinen flr
die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maligeblichen Bestandteilen kdnnen nach
derzeitigem Planungsstand voraussichtlich ausgeschlossen werden, soweit

e das Erdseil markiert wird.

Aufgrund der Entfernung zum Trassenkorridor liegt das Gebiet zwar grundsatzlich auRerhalb
der Reichweite von Wirkfaktoren. Der Trassenkorridor befindet sich jedoch innerhalb
moglicher Aktionsraume geschutzter und potenziell kollisionsgefahrdeter Vogelarten (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 18.3.2.2, Tabelle 18-10, S. 489). Hiervon
betroffen sind die Rohrweihe und der Schwarzmilan. Beide Vogelarten haben einen weiteren
Aktionsraum von 3.000 m. Eine Trassierung im Korridor, die aul’erhalb der Aktionsradien der
beiden Arten lage, ist ggf. im &stlichen Randbereich des Trassenkorridors mdglich. Die
Vorhabentragerin geht davon aus, dass erhebliche Beeintrachtigungen fur das
Vogelschutzgebiet voraussichtlich auch bei einer Realisierung des Vorhabens in Form eines
Neubaus im Trassenkorridor durch die Markierung des Erdseils vermeidbar sind (vgl.
Unterlagen geman § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 18.3.6.1, S. 491). Unter dem Vorbehalt der
Wirksamkeit dieser MaRnahme fir die hier potenziell betroffenen Arten ist die Prognose der
Vorhabentragerin nachvollziehbar. Derzeit sind aufgrund der Lagebeziehung des Gebietes
zum Trassenkorridor keine besonderen Konfliktlagen erkennbar, die eine ausreichende
Minderungswirkung der Erdseilmarkierung in Frage stellen wirden. Der zentrale
Aktionsraum von 1.000 m der beiden Arten wird vom Trassenkorridor nicht berthrt. Eine
regelmafige Frequentierung des Trassenkorridors ist demnach nicht zu erwarten.
Funktionale Beziehungen bzw. Austauschbeziehungen mit nahegelegenen Schutzgebieten
im Umfeld des Vogelschutzgebiets Neuhofer Altrhein mit Prinz-Karl-Wérth sind grundsatzlich
nicht  auszuschlielen. Aus den Unterlagen geht hervor, dass gemal
Bewirtschaftungsplanentwurf (SGD Sud, 2016b) Austauschbeziehungen geschutzter
Vogelarten mit den umliegenden Schutzgebieten bestehen (vgl. Unterlagen gemall §8
NABEG, Anlage |, Kapitel 18.1.4.4, S. 483f.). Diese Angaben werden auch durch den
aktuellen Bewirtschaftungsplan von 2018 bestatigt (SGD Sid, 2018a). Demnach ist der
Schwarzmilan im gesamten Schutzgebiet mit Schwerpunkten auf den Inseln und Halbinseln
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des Otterstadter- und Angelhofer Altrheins, einzelnen Brutpaaren in der Teufelslache, im
Prinz-Karl-Wérth und am Neuhofer Altrhein verbreitet (SGD Sid, 2018a). Brutvorkommen
der Rohrweihe sind gemall aktuellem Bewirtschaftungsplan (SGD Sid, 2018a) in den
Schutzgebieten Hoérdter Rheinaue und Bobenheimer und Roxheimer Altrhein bekannt.
Austauschbeziehungen bzw. funktionale Beziehungen der Arten mit den umliegenden
Schutzgebieten werden durch einen Leitungsbau innerhalb des Trassenkorridors nicht
verhindert. Demnach befinden sich alle potenziell relevanten Schutzgebiete westlich des
Trassenkorridors (vgl. Unterlagen gemall §8 NABEG, Anlagel, Kartel.2.1.). Eine
Barrierewirkung ist daher ausgeschlossen. Austauschbeziehungen bzw. funktionale
Beziehungen mit Flachen, die im Trassenkorridor oder Ostlich davon liegen, sind nicht zu
erwarten. Die fir die Arten typischen Lebensraume sind in diesen Bereichen nicht zu
erwarten. DarlUber hinaus besteht fur den Schwarzmilan und die Rohrweihe grundséatzlich
nur ein sehr geringes artspezifisches Risiko an Freileitungen zu kollidieren, so dass
relevante Kollisionsgefahren nur in Bezug auf Ansammlungen in Leitungsnahe bestehen
(vgl. Bernotat/ Dierschke 2016, Kapitel 8.2.1, S.72ff. und Kapitel 8.2.3, S.83f.).
Ansammlungen kénnen jedoch nach Angaben aus dem Standard-Datenbogen zum Gebiet
(SDB 2012a) fur beide Arten voraussichtlich ausgeschlossen werden. Zudem besitzen
Greifvogel ein ausgezeichnetes dreidimensionales Sehvermégen, wodurch ihr Anflugrisiko
deutlich geringer ist (Bernshausen et al., 2007).

B.5.4.4.4.6 DE 6716-401 NSG Mechtersheimer Tongruben (VSG)

Das Vogelschutzgebiet NSG Mechtersheimer Tongruben liegt in ca. 1.200 m Entfernung
zum Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen fir das Vogelschutzgebiet sind
voraussichtlich ausgeschlossen, soweit

e das Erdseil markiert wird.

Aufgrund der Entfernung zum Trassenkorridor liegt das Gebiet zwar grundsatzlich aul3erhalb
der Reichweite von Wirkfaktoren. Der Trassenkorridor befindet sich jedoch innerhalb
mdglicher Aktionsrdume geschitzter und potenziell kollisionsgefahrdeter Vogelarten,
weshalb die Beeintrachtigung von Austauschbeziehungen und funktionalen Beziehungen
nicht ausgeschlossen werden kann (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 20.2.2, Tabelle 20-9, S.512f.). Die Vorhabentragerin geht davon aus, dass
erhebliche Beeintrachtigungen voraussichtlich auch bei einer Realisierung des Vorhabens in
Form eines Neubaus im Trassenkorridor durch die Markierung des Erdseils grundsatzlich
vermeidbar sind (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 20.3.6.1, S. 519 f.).
Unter dem Vorbehalt der Wirksamkeit dieser Mal3nahme fur die hier potenziell betroffenen
Arten ist die Prognose der Vorhabentragerin nachvollziehbar. Derzeit sind aufgrund der
Lagebeziehung des Gebietes zum Trassenkorridor keine besonderen Konfliktlagen
erkennbar, die eine ausreichende Minderungswirkung der Erdseilmarkierung in Frage stellen
wirden. So befindet sich der Trassenkorridor nicht im zentralen Aktionsraum der potenziell
betroffenen kollisionsgefahrdeten Arten. Eine haufige Frequentierung ist somit nicht zu
erwarten.  Austauschbeziehungen und funktionale Beziehungen zwischen dem
Vogelschutzgebiet NSG Mechtersheimer Tongruben und den umliegenden Schutzgebieten
sind fur die im Gebiet vorhandenen kollisionsgefahrdeten Arten nicht ausgeschlossen. Zu
Austauschbeziehungen werden im Bewirtschaftungsplan des Gebiets die potenziell
kollisionsgefahrdeten Arten Purpurreiher und Schwarzmilan genannt. Demnach wird im
Bewirtschaftungsplan zum Gebiet (SGD Sud, 2014) aufgeflihrt, dass z.B. der Purpurreiher
als Brutvogelart im Zusammenhang mit dem Vogelschutzgebiet Wagbachniederung steht.
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Dem Austausch zu den westlichen Flachen der Wagbachniederung, die in 3.000 m
Entfernung zum gegenstandlichen Vogelschutzgebiet liegen, steht das Leitungsvorhaben
nicht entgegen. Gemal den Angaben aus Bernotat et al. (2018) hat der Purpurreiher
grundsatzlich einen weiteren Aktionsraum von mindestens 3.000 m. RegelmaRige
Austauschbeziehungen zu den vom Trassenkorridor gequerten Flachen kdnnen jedoch
voraussichtlich ausgeschlossen werden, da diese in einer Entfernung von mindestens
5.000 m zum Vogelschutzgebiet NSG Mechtersheimer Tongruben liegen. Somit sind
erhebliche Beeintrachtigungen der Austauschbeziehungen des Purpurreihers zwischen den
beiden Schutzgebieten ausgeschlossen. Weitere Ausfihrungen zur potenziellen
Betroffenheit des Purpurreihers innerhalb des Vogelschutzgebiets Wagbachniederung finden
sich in Kapitel B.5.4.4.5.6.

Hinweise auf eine regelmalige Frequentierung des Teilgebiets Philippsburger Altrhein des
FFH-Gebiets Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim z.B. fur Nahrungsflige
bestehen fur den Purpurreiher nicht (vgl. Unterlagen gemal §8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 20.3.2.2, S. 517). Auch liegen keine Hinweise auf ein Vorkommen der Art im Bereich
des Philippsburger Altrheins vor (vgl. Unterlagen § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.4,
S. 234). Von Flugbewegungen des Purpurreihers ist demnach entlang des Rheins
auszugehen. Flugbewegungen Uber die Flachen des Kernkraftwerks und den durch das
Umspannwerk und den bestehenden Freileitungen vorbelasteten Bereich sind nicht zu
erwarten (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 20.3.2.2, S. 517). Auch dem
Austausch weiterer Vogelarten, fur die gemalR Bewirtschaftungsplan (SGD Sud, 2014)
Beziehungen zu anderen Gebieten entlang des Rheins bekannt sind, steht das
Leitungsvorhaben nicht entgegen. Darunter zahlt auch der Schwarzmilan im
Vogelschutzgebiet, der einen weiteren Aktionsraum von 3.000 m aufweist und dessen Teil
der Population in den Altrheinen zwischen Ludwigshafen und Germersheim verzeichnet ist
(vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 20.1.4.4 und Karte 1.2.1). Austausch-
und funktionale Beziehungen zwischen den nérdlich und sudlich gelegenen Schutzgebieten
westlich des Trassenkorridor werden durch einen (potenziellen) Leitungsneubau im
Trassenkorridor somit nicht verhindert. Der Schwarzmilan weist zudem auch nur ein sehr
geringes artspezifisches Risiko auf, mit Freileitungen zu kollidieren, so dass relevante
Kollisionsgefahren nur in Bezug auf Ansammlungen in Leitungsndhe bestehen (vgl. Bernotat/
Dierschke, 2016, Kapitel 8.2.1, S. 72ff. und Kapitel 8.2.3, S. 83 f.). Ansammlungen kénnen
jedoch nach Angaben aus dem Standard-Datenbogen zum Gebiet (SDB, 2012b) fur die Art
ausgeschlossen werden. Zudem besitzen Greifvogel ein ausgezeichnetes dreidimensionales
Sehvermoégen, wodurch ihr Anflugrisiko deutlich geringer ist (Bernshausen et al., 2007).
Grolkere Ansammlungen sind hingegen flr verschiedene Géanse, die als Rastvdgel im Gebiet
verzeichnet sind, im Standard-Datenbogen aufgeflhrt (vgl. Unterlagen gemar § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 20.1.5, S. 510). So werden die Arten Blassgans, Graugans und Saatgans
mit einer mittleren vorhabentypspezifischen Mortalitdtsgefahrdung eingestuft. Insgesamt
liegen fur Ganse jedoch Kenntnisse Uber eine gute Wirksamkeit der Erdseilmarkierung vor
(vgl. z.B. Koops, 1997; Brauneis et al., 2003; Bernshausen et al., 2014; Jodicke et al., 2018).
Auch fur den Goldregenpfeifer, der zwar als Art nach Anhang | der Vogelschutz-Richtlinie im
VSG NSG Mechtersheimer Tongruben aufgefuhrt wird und eine sehr hohe
Mortalitdtsgefahrdung durch Anflug an Freileitungen aufweist, koénnen erhebliche
Beeintrachtigungen ausgeschlossen werden. Aus dem Bewirtschaftungsplan (SGD Sud,
2014) geht hervor, dass nach 1995 keine Nachweise der Art mehr im Vogelschutzgebiet
vorliegen. Auch im aktuellen Standard-Datenbogen fiir das Gebiet wird die Populationsgréfie
der Art mit null Individuen angegeben (SDB, 2012b). Ein aktuelles Vorkommen der Art wird

35



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

daher als nicht wahrscheinlich angesehen. Die Erhaltung der Rastfunktion fur den
Goldregenpfeifer im Vogelschutzgebiet NSG Mechtersheimer Tongruben wird aber auch bei
Realisierung des Vorhabens weiterhin gewahrleistet, da sich das Gebiet in einer Entfernung
von ca. 1.200 m zum Trassenkorridor befindet und der Anflug in das Gebiet weiterhin
gewabhrleistet ist. Dies gilt auch flr weitere im Gebiet geschiitzte Rastvogel.

Fur das FFH-Gebiet Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim ist nach derzeitigem
Planungsstand ein Leitungsbau voraussichtlich nur unter Zugrundelegung der von der
Vorhabentragerin beschriebenen Baumallinahmen mdglich (vgl. Kapitel B.5.4.4.5.4) Nach
derzeitigem Planungsstand sind im Bereich des Philippsburger Altrhein die Nutzung der
Bestandsleitung und ein Neubau von ca. 860 m Lange auf dem Kernkraftwerksgelande
Philippsburg geplant. Die geplanten Baumalinahmen der Leitung liegen aulierhalb der
zentralen Aktionsradien aller im Vogelschutzgebiet NSG Mechtersheimer Tongruben
geschuitzten potenziell kollisionsgefahrdeten Arten. Erhebliche Beeintrachtigungen sind unter
Berucksichtigung einer Erdseilmarkierung voraussichtlich auszuschliellen. Dies hat die
Vorhabentragerin in ihren Unterlagen fir den Neubauabschnitt am Philippsburger Altrhein
nachvollziehbar dargelegt. (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 20.3.2.2,
S. 514 ff.).

B.5.4.4.4.7 DE 6716-402 Berghausener und Lingenfelder Altrhein mit Insel Flotzgriin
VSG

Das Vogelschutzgebiet Berghausener und Lingenfelder Altrhein mit Insel Flotzgriin liegt in
ca. 490 m Entfernung zum Trassenkorridor. Erhebliche Beeintrachtigungen sind fir das
Vogelschutzgebiet in seinen firr die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafgeblichen
Bestandteilen voraussichtlich ausgeschlossen, soweit

e das Erdseil markiert wird.

Aufgrund der Entfernung zum Trassenkorridor liegt das Gebiet zwar grundsatzlich aul3erhalb
der Reichweite der meisten Wirkfaktoren. Der Trassenkorridor befindet sich jedoch innerhalb
moglicher Aktionsrdume geschutzter und potenziell kollisionsgefahrdeter Vogelarten (vgl.
Unterlagen geman § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 21.3.2.2, Tabelle 21-10, S. 534). Zudem ist
neben der Leitungskollision der Wirkfaktor der baubedingten Stérung stérungsempfindlicher
Vogelarten betrachtungsrelevant. Die Vorhabentrdgerin geht davon aus, dass erhebliche
Beeintrachtigungen fur die im Gebiet geschitzten Vogelarten voraussichtlich auch bei einer
Realisierung des Vorhabens in Form eines Neubaus im Trassenkorridor durch die
Markierung des Erdseils und einer Bauzeitenregelung vermeidbar sind (vgl. Unterlagen
gemall §8 NABEG, Anlagel, Kapitel 21.3.6.1, S.541). Unter dem Vorbehalt der
Wirksamkeit dieser MaRnahmen fur die hier potenziell betroffenen Arten ist die Prognose der
Vorhabentragerin nachvollziehbar.

Far den Wirkfaktor der Stérung ist anzunehmen, dass Stérungen aufgrund der Lage des
Gebiets, welches sich auf der anderen Rheinseite befindet, unwahrscheinlich sind. Nur
wenige Arten haben eine Fluchtdistanz von ca. 500 m (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 4.2.2.12, S.55). Entgegen der konservativen Annahme der
Vorhabentragerin weist die Graugans als stérungsempfindliche Art eine Fluchtdistanz von
nur 400 m auf (Bernotat et al., 2018). Eine Beeintrachtigung durch Stérungen der Art ist bei
einer Entfernung von 490 m zum Trassenkorridor demnach nicht zu erwarten. Auch die
Fluchtdistanz der weiteren potenziell stérungsempfindlichen Arten liegt unterhalb von 400 m
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(Bernotat et al., 2018). Eine Stérung der im Gebiet geschitzten potenziell empfindlichen
Vogelarten ist somit nicht zu erwarten. Ggf. besteht in der Planfeststellung zusatzlich die
Méglichkeit, eine Bauzeitenregelung festzulegen, um baubedingte Stérungen von
geschutzten Vogelarten zu vermeiden (vgl. Unterlagen §8 NABEG, Anlagel,
Kapitel 21.3.6.1, S. 541). Eine Trassierung im Korridor, die auflerhalb der Wirkweite von
500 m des Wirkfaktors Stoérung liegt, ist im Bereich des Philippsburger Altrheins ggf. auch
moglich (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |, Karte 1.2.1). Eine Storwirkung der
Vogelarten im Gebiet Berghausener und Lingenfelder Altrhein mit Insel Flotzgriin ist
demnach nicht zu erwarten.

Eine Trassierung im Korridor, die generell aul3erhalb der Aktionsradien der potenziell
kollisionsgefahrdeten Vogelarten des Gebietes lage, ist nicht maoglich. Funktionale
Beziehungen und Austauschbeziehungen mit Schutzgebieten im Umfeld des Gebiets
Berghausener und Lingenfelder Altrhein mit Insel Flotzgrin sind aufgrund vergleichbarer
Lebensrdume und der Angaben des Bewirtschaftungsplanentwurfs fir das FFH-Gebiet
(SGD Sid, 2016a) nicht auszuschliefen (vgl. Unterlagen gemafl® § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 21.1.4.4 S.527f.). Diese Angaben werden auch durch den aktuellen
Bewirtschaftungsplan bestatigt (SGD Sid, 2018c). Dem Austausch der geschiitzten und
kollisionsgefahrdeten Vogelarten mit den o.g. Gebieten westlich und sudlich des
Trassenkorridors steht ein potenzieller Leitungsneubau im Trassenkorridor aber nicht
entgegen. Auch ein Anflug in das Gebiet durch Zug- und Rastvogel wird durch einen
potenziellen Leitungsneubau in Trassenkorridor grundsatzlich nicht verhindert.

Funktionale Beziehungen mit dem FFH-Gebiet Rheinniederung von Philippsburg bis
Mannheim und dem Vogelschutzgebiet Wagbachniederung, welche den Trassenkorridor
kreuzen, sind grundsatzlich ebenfalls nicht auszuschlieBen (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage I, Karte 1.2.1). Austauschbeziehungen und funktionale Beziehungen mit
den westlich und sudlich gelegen Flachen der beiden Gebiete, die auflerhalb des
Trassenkorridors liegen, werden durch einen potenziellen Leitungsneubau allerdings nicht
verhindert. Regelmalige und haufige Flugfrequentierungen mit den Feuchtgebieten des
FFH-Gebiets Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim nérdlich von Philippsburg, die
innerhalb des Trassenkorridors liegen, sind nicht zu erwarten, da diese auflerhalb der
zentralen Aktionsrdume aller im Vogelschutzgebiet geschitzten Arten liegen. Hinweise zu
besonderen Funktionsbeziehungen in diesem Bereich am Philippsburger Altrhein liegen nicht
vor. Vielmehr ist davon auszugehen, dass sich die im Vogelschutzgebiet Berghausener und
Lingenfelder Altrhein mit Insel Flotzgriin geschitzten Vogelarten vermehrt entlang der
Feuchtgebiete sudlich und ndérdlich des Rheins orientieren. Dies ist auch fir das
Vogelschutzgebiet Wagbachniederung anzunehmen. Der Trassenkorridor befindet sich auch
hier weit aulerhalb der zentralen Aktionsrdume der geschitzten, potenziell
kollisionsgefahrdeten Vogelarten. Zudem liegt der Trassenkorridor im Bereich der
Wagbachniederung fur die Uberwiegenden Flachen des Vogelschutzgebiets Berghausener
und Lingenfelder Altrhein mit Insel Flotzgriin aullerhalb der weiteren Aktionsradien der
potenziell kollisionsgefahrdeten Vogelarten (vgl. Unterlagen gemafR § 8 NABEG, Anlage I,
Karte 1.2.1).

Uberdies ist fir das FFH-Gebiet Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim und das
Vogelschutzgebiet Wagbachniederung nach derzeitigem Planungsstand ein Leitungsbau
voraussichtlich nur unter Zugrundelegung der von der Vorhabentragerin beschriebenen
BaumafRnahmen mdglich (vgl. Kapitel B.5.4.4.5.4 und B.5.4.4.5.6). Nach derzeitigem
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Planungsstand sind im Bereich des Philippsburger Altrheins die Nutzung der Bestandsleitung
und ein Neubau mit einer Lange von ca. 860 m auf dem Kernkraftwerksgelande Philippsburg
geplant. Erhebliche Beeintrachtigungen sind unter Berlicksichtigung einer Erdseilmarkierung
voraussichtlich auszuschliefen (vgl. Unterlagen gemall §8 NABEG, Anlagel,
Kapitel 21.3.2.2, S. 535 ff.). Fir den Abschnitt, in dem eine Zubeseilung der Bestandsleitung
nach derzeitigem Planungstand vorgesehen ist, kbnnen erhebliche Beeintrachtigungen fir
die potenziell kollisionsgefahrdeten Vogelarten ebenfalls ausgeschlossen werden (vgl.
Unterlagen gemaltk §8 NABEG, Anlagel, Kapitel21.3.2.2, S.539). Erhebliche
Beeintrachtigungen der potenziell kollisionsgefahrdeten Vogelarten Purpurreiher, Rohrweihe,
Schwarzmilan, Wespenbussard, Trauerseeschwalbe, Graugans und Lachmoéwe mit einem
weiteren Aktionsraum von rund 3.000 m sind ebenfalls nicht als wahrscheinlich anzunehmen.
Insgesamt wird durch die Zubeseilung einer bereits derzeit schon einseitig belegten Traverse
die Sichtbarkeit der gesamten Leiterseilebene fir die Vogel erhéht. Eine neue
Kollisionsebene entsteht durch die Zubeseilung nicht. Zusatzlich wird in den
Wagbachniederungen die beseilte Traverse von Baumreihen weitgehend verdeckt.
Hierdurch wird eine natiirliche Leitstruktur fiir den Uberflug der Végel gebildet. Dies hat die
Vorhabentragerin unter anderem fir den Purpurreiher und flr das Vogelschutzgebiet
Wagbachniederung generell dargelegt (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 15.2.3.3, S. 430; Kapitel B.5.4.4.5.6). Gleichermalen ist dies auch fir die Arten
Trauerseeschwalbe, Graugans und Lachmdéwe anzunehmen, fir die die bestehenden
Baumreihen eine naturliche Leitstruktur beim Uberflug darstellen. Fur die Arten Rohrweihe,
Schwarzmilan und Wespenbussard besteht zudem gemaR Bernotat/ Dierschke (2016)
grundsatzlich nur ein sehr geringes Anflugrisiko an Freileitungen, sodass relevante
Kollisionsgefahren nur in Bezug auf Ansammlungen in Leitungsndhe bestehen (vgl. Bernotat/
Dierschke, 2016, Kapitel 8.2.1, S. 72 ff. und Kapitel 8.2.3, S. 83 f.). Ansammlungen der drei
Greifvogel kénnen im Vogelschutzgebiet Berghausener und Lingenfelder Altrhein mit Insel
Flotzgriin aber ausgeschlossen werden. Zudem besitzen Greifvogel ein ausgezeichnetes
dreidimensionales Sehvermdgen, wodurch ihr Anflugrisiko deutlich geringer ist (Bernshausen
et al., 2007).

B.5.4.4.5 Vertraglichkeit der Bestandsleitung
Bei der Errichtung, dem Betrieb oder der Anderung einer Hochstspannungs-Freileitung im
Trassenkorridor kédnnen erhebliche Beeintrachtigungen der folgenden Natura 2000-Gebiete
voraussichtlich nur bei Nutzung der Bestandstrasse und unter Berticksichtigung von weiteren
Vermeidungs- und SchutzmalRnahmen sicher ausgeschlossen werden.

DE 6517-341 Unterer Neckar Heidelberg — Mannheim (FFH)

DE 6617-341 Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen (FFH)
DE 6717-341 LuBhardt zwischen Reilingen und Karlsdorf (FFH)

DE 6716-341 Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim (FFH)
DE 6617-441 Schwetzinger und Hockenheimer Hardt (VSG)

DE 6717-401 Wagbachniederung (VSG)

B.5.4.4.5.1 DE 6517-341 Unterer Neckar Heidelberg - Mannheim (FFH)

Das FFH-Gebiet Unterer Neckar Heidelberg - Mannheim wird vom gegenstandlichen
Vorhaben direkt gequert. Eine Umgehung des FFH-Gebiets ist daher im Trassenkorridor
nicht mdglich. Westlich der geplanten Trassenachse befinden sich die Bundesautobahn A6
und 6stlich verschiedene Siedlungsstrukturen. Die fir das Vorhaben geplante Trassenachse
soll innerhalb eines bestehenden Trassenbandes verlaufen (vgl. Unterlagen § 8 NABEG,
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Anlage |, Karte 1.2.2). Die Vorhabentragerin geht davon aus, dass eine Querung des
Schutzgebiets auch an einer anderen Stelle im Trassenkorridor denkbar ist, da eine
Uberspannung des Gebiets méglich ist (vgl. Unterlagen §8 NABEG, Anlagel,
Kapitel 7.2.7.1, S. 110 f.). Voraussetzung seien jedoch z.B. eine Blindelung mit bestehenden
Leitungen, eine geeignete Wahl der Maststandorte, der Rickbau von bestehenden
Freileitungen und weitere  Malnahmen zur Schadensbegrenzung, um die
Beeintrachtigungen zu minimieren. Auf Grund der Einschrankung des Trassenkorridors
durch andere bestehende Infrastrukturen ist jedoch nicht erkennbar, inwieweit eine
Neutrassierung innerhalb des Trassenkorridors tatsachlich realisierbar ware. Daher wird
vorliegend geprift, inwieweit erhebliche Beeintrachtigungen des FFH-Gebiets flir die von der
Vorhabentragerin geplanten Umbaumalnahmen ausgeschlossen werden kénnen (vgl.
Unterlagen gemdl §8 NABEG, Anlagel, Kapitel7.2.2.1, S.95f). Erhebliche
Beeintrachtigungen fir das FFH-Gebiet in seinen fir die Erhaltungsziele oder den
Schutzzweck mafRgeblichen Bestandteilen sind voraussichtlich ausgeschlossen, soweit

e das Vorhaben in Bindelung mit dem bestehenden Trassenband umgesetzt wird,

e das Schutzgebiet Uberspannt wird, also Maststandorte und Baustellenflachen aul3erhalb
des Gebiets errichtet werden,

e eine Erdseilmarkierung vorgenommen wird,

o ggf. enthommenes Grundwasser den grundwasserabhdngigen Lebensraumtypen
rickgeflhrt wird,

e das vorhandene Wegenetz bzw. temporare Zuwegungen genutzt werden und keine
Gewasserquerung durch Baufahrzeuge stattfindet,

o die Wasserqualitat und -quantitdt durch enthommenes Grund- und Niederschlagswasser
aus den Baugruben mit Hilfe von Vorflutern und Feststoffabscheidern nicht beeintrachtigt
wird,

o die Baumallinahmen (inkl. Baufeldfreimachung) auflierhalb der Fortpflanzungs- und
Brutzeit und aulerhalb der Wanderungs- bzw. Hauptaktivitatszeit der potenziell
charakteristischen Arten durchgefuhrt werden,

o die potenziell charakteristischen Reptilien und Amphibien vor Baubeginn abgesammelt
und die Bauflachen mit geeigneten Schutzzaunen abgesperrt werden und

e eine Bauzeitenregelung zum Schutz von stérungsempfindlicher Arten eingehalten wird.

Unter dem Vorbehalt der Wirksamkeit dieser Malinahmen flir die hier potenziell betroffenen
Arten und Lebensrdume ist die Prognose der Vorhabentragerin nachvollziehbar. In den
Unterlagen wird dargelegt, dass eine Uberspannung des Gebiets nach derzeitigem
Planungsstand mdglich ist, ohne dass Vegetation oder Habitate innerhalb des Gebiets
zerstort oder verandert werden. Die Maststandorte und Baustelleneinrichtungsflachen
kénnen demnach so gewahlt werden, dass diese aulierhalb des FFH-Gebiets errichtet
werden. Die Vorhabentragerin legt in den Unterlagen dar, dass auch die Veranderung von
Vegetation und Habitaten durch Gehdlzriickschnitte des Lebensraumtyp 91E0* (Auenwalder
mit Alnus glutinosa) voraussichtlich durch Uberspannung vermeidbar ist (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 7.2.3.3, S.102). Durch das Vorhaben werden
vorhandene lebensraumtypische Habitatstrukturen mit verschiedenen Entwicklungs- oder
Altersphasen somit nicht beeintrachtigt.

Erhebliche Beeintrachtigungen der Auswirkung ,Meidung trassennaher Flachen durch Vogel®
sind ebenfalls nicht ersichtlich (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 7.2.3.7,
S. 105). Arten, die ein potenzielles Meideverhalten an Freileitungen aufweisen, sind die flr
den Lebensraumtyp 6510 charakteristischen Vogelarten Feldlerche und GroRRer Brachvogel
(val. Unterlagen § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 4.2.2.8 S. 44 i.V.m Kapitel 7.2.2.2, Tabelle 7-
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8, S.98). Aus der Karte des FFH-Gebiets ist ersichtlich, dass gemall Pflege- und
Entwicklungsplan im FFH-Gebiet Entwicklungsflachen des Lebensraumtyps 6510 festgelegt
sind, jedoch aktuell der Lebensraumtyp im Trassenkorridor nicht vorkommt. Es ist somit nicht
davon auszugehen, dass die flr den Lebensraumtyp charakteristischen Vogelarten auf den
Flachen, die vom Trassenkorridor gequert werden, vorkommen. Gegen ein Vorkommen
sprechen auch die bereits bestehenden Vorbelastungen durch die Autobahn und parallel
verlaufende Leitungen. Auch der Standard-Datenbogen und der Managementplan des
Gebiets enthalten keine Hinweise auf die genannten Vogelarten.

Die Vorhabentragerin fuhrt in ihren Unterlagen nachvollziehbar aus, dass fir die im Gebiet
vorkommenden charakteristischen Vogelarten keine Hinweise auf funktionale Beziehungen
zu anderen Natura 2000-Gebieten vorliegen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 7.1.4.5, S. 93). Austauschbeziehungen, die Uber die Bestandstrasse hinweg in
andere Teilgebiete des FFH-Gebiets fihren, sind zwar voraussichtlich nicht auszuschlielen.
Der Leitungsbau innerhalb des Trassenkorridors kann grundsatzlich zu einem hdéheren
Kollisionsrisiko von charakteristischen Vogelarten flihren. Die Vorhabentragerin legt in den
Unterlagen jedoch auch dar, dass durch eine Blndelung und Synchronisierung mit den
bereits jetzt schon bestehenden Leitungen, eine Markierung des Erdseils und einen Rickbau
von Bestandsleitungen und damit eine Verringerung der Anzahl der Leitungen im
Trassenband erhebliche Beeintrachtigungen voraussichtlich vermeidbar sind (vgl. Unterlagen
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 7.2.3.9, S. 106). Zudem entsteht durch eine Anpassung der
Masthéhe der fur das Vorhaben neu zu errichtenden Leitung an die bestehenden
Bestandsleitungen keine neue Kollisionsebene. Insgesamt flihren die von der
Vorhabentragerin aufgeflihrten MalRnahmen zu einer Verbesserung gegenlber der
Bestandsituation.

Die Vorhabentragerin hat in erganzenden Unterlagen nachgewiesen, dass nach derzeitigem
Planungsstand erhebliche Beeintrachtigungen durch kumulative Wirkungen mit anderen
bereits bestehenden Vorbelastungen ausgeschlossen werden koénnen. Die im Standard-
Datenbogen (SDB, 2016b) aufgeflihrten vorhandenen Bedrohungen und Belastungen wie
etwa durch Strom- und Telefonleitungen sind nach derzeitigem Planungstand nicht geeignet,
kumulativ mit den durch das Vorhaben auftretenden Auswirkungen das FFH-Gebiet in seinen
fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maRgeblichen Bestandteilen erheblich zu
beeintrachtigen (E-Mail ERM GmbH vom 17.04.2019).

Aufgrund von Datenauswertungen auf Messtischblattniveau geht die Vorhabentragerin von
der Annahme aus, dass ein Groliteil der potenziell vorkommenden charakteristischen Arten
lediglich als Rastvogel vorkommt. Nach Auswertung von Luftbildern scheint der Teilbereich
des FFH-Gebietes innerhalb des Trassenkorridors im Vergleich zu anderen
Gewasserabschnitten des Neckars aufgrund von schmaleren Uferbereichen und dem Fehlen
von sichtbaren Kiesbanken weniger flr die Tiere geeignet als andere Uferbereiche im
Gebiet. Ein deutlich erhéhtes Aufkommen von Rastvdgeln ist aus diesen Griinden im Bereich
des Trassenkorridors nicht zu erwarten. Damit ist eine erhebliche Beeintrachtigung der
Arten, die als Rastvogel eine hohe Mortalitatsgefahrdung aufweisen wie Tupfelsumpfhuhn,
Rohrdommel, Nachtreiher und grolRer Brachvogel durch die Bestandsleitungen
unwahrscheinlich.

Zahlreiche charakteristische Arten weisen als Brutvogel eine nach Bernotat et al. (2018)

mittlere Mortalitdtsgefahrdung auf. Einige dieser Arten bilden keine Ansammlungen und sind

aus diesem Grund nicht prifungsrelevant. Andere Arten mit der gleichen
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Mortalitdtsgefahrdung bilden zwar Ansammlungen, allerdings sind diese aufgrund der
kleinen Flache des Lebensraumtyps 3150 als unwahrscheinlich einzustufen. Fur die Arten
Flussseeschwalbe, Tafelente und Zwergdommel ist nach Bernotat et al. (2018) eine hohe
Mortalitatsgefahrdung an Freileitungen zu erwarten. Da diese Arten jedoch in Baden-
Widrttemberg nur selten vorkommen und der entsprechende Lebensraumtyp 3150 im
Trassenkorridor nur sehr kleinflachig ausgebildet ist, ist ein Brutvorkommen an dieser Stelle
sehr unwahrscheinlich. Der Weildstorch mit einer ebenfalls hohen Mortalitdtsgefahrdung
weist in Baden-Wiurttemberg und auch im vorliegenden Schutzgebiet trotz bestehender
Hochspannungsleitungen eine steigende Brutpopulation auf. Somit ist auch im
Trassenkorridor nicht von einer erheblichen Beeintrachtigung der Art durch die
Bestandsleitungen  auszugehen. Die Vorhabentragerin geht grundsatzlich von
Flugbewegungen der charakteristischen Wasservogelarten entlang der Neckars aus. Da
jedoch die bestehenden Freileitungen in einem Trassenband gebiindelt wurden, beschrankt
sich die Vorbelastung auf einen nur sehr kleinen Bereich. Zudem ist von einem
Gewohnungseffekt der Vogel auszugehen.

Veranderungen der Oberflachengewasser und Grundwasserverhaltnisse durch das geplante
Vorhaben kénnen, ggf. mit MalRnahmen zur Schadensbegrenzung, ausgeschlossen werden.
Eine Veranderung von Oberflachengewassern im FFH-Gebiet ist nicht zu erwarten, da eine
Nutzung des vorhandenen Wegenetzes und die Errichtung von ggf. notwendigen temporaren
Zuwegungen nordlich und stdlich des Neckars moéglich sind. Die Vorhabentragerin fiihrt in
ihren Unterlagen auf, dass baubedingte Veranderungen der Grundwasserverhaltnisse im
Wirkbereich von max. 150 m zum Maststandort auftreten kdnnen (vgl. Unterlagen § 8
NABEG, Anlagel, Kapitel4.2.3, Tabelle4-2, S.56). Um Beeintrachtigungen
grundwasserabhangiger Lebensraumtypen/ Habitate zu vermeiden sind neue Maststandorte
so zu wahlen, dass diese nicht im Wirkbereich von 150 m zu den Lebensraumtypen liegen.
Sollten BaumalRnahmen und damit einhergehende Grundwasserabsenkungen im Bereich
grundwasserabhangiger Lebensraumtypen/ Habitate notwendig sein, ist das entnommene
Grundwasser wieder im Bereich der grundwasserabhangigen Lebensraumtypen/ Habitate
durch Versickerung zuzufuhren (vgl. Unterlagen § 8 NABEG, Kapitel 7.2.3.4 S. 104).
Beeintrachtigungen der Grundwasserverhaltnisse sind somit auszuschlieBen. Eine
Veranderung der Wasserqualitdit und -quantitdt durch temporar ggf. notwendige
Entwasserung der Baugruben von Grund- und Niederschlagswasser kann ebenfalls
vermieden werden. Die Entwasserung Uber Vorfluter kann derart gestaltet werden, dass
weder die Gewasserstruktur noch die Gewasserqualitat des Neckars beeintrachtigt wird (vgl.
Unterlagen § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 4.2.2.7, S. 43).

Von den BaumalRnahmen im Bereich des Baufeldes kdnnen verschiedene charakteristische
Amphibien- und Reptilienarten betroffen sein, da die neu zu errichtenden Maststandorte
sich - jeweils bezogen auf die Lebensraumtypen - im Wirkbereich der Arten befinden. So
liegen fur den Kleinen Wasserfrosch, den Laubfrosch und den Seefrosch Nachweise im
FFH-Gebiet vor. FUr den Moorfrosch, die Ringelnatter und die Zauneidechse liegen hingegen
nur Nachweise auf Messtischblattebene vor (vgl. Unterlagen § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 7.1.4.3, S. 90 ff.). Durch eine optimierte Errichtung der Maststandorte und eine
Verlegung des Baufeldes aulerhalb des Gebiets lassen sich Beeintrdchtigungen der
charakteristischen Arten innerhalb der Lebensraumtypen vermeiden. Fir Maststandorte
auBerhalb des FFH-Gebiets, die noch im Wirkbereich der Arten liegen, koénnen als
MafRnahmen vor Einrichtung des Baufeldes ggf. vorhandene Individuen der verschiedenen
Arten abgesammelt werden und anschliefiend ein Amphibien-/Reptilienschutzzaun errichtet
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werden, um Arten von der Bauflache temporar fernzuhalten. Zudem sind die
BaumalRnahmen aullerhalb der Wanderungs- und  Hauptaktivitatszeiten  der
charakteristischen Arten durchzufthren.

Der Biber als stérungsempfindliche Anhang Il-Art ist als Erhaltungsziel im Gebiet geschitzt.
Konkrete Hinweise auf ein Vorkommen der Art liegen weder im Managementplan noch im
aktuellen Standard-Datenbogen des Gebiets vor. Die Art ist aber - wie erwahnt - als
Erhaltungsziel festgelegt, weshalb die Vorhabentragerin sich richtigerweise mit den
Auswirkungen des Vorhabens auf den Biber auseinandergesetzt hat. Eine Inanspruchnahme
der vom Biber gemall den Erhaltungszielen beanspruchten Habitatbereiche (Flie- und
Stillgewasser, Ufer- und Gewasserrandbereiche) kann aufgrund der Uberspannung des
FFH-Gebiets ausgeschlossen werden. Baubedingte Stérungen sind zudem nicht
wahrscheinlich, da die BaumalRnahmen am Tag und somit nicht zur Hauptaktivitatszeit der
Art, die dammerungs- und nachtaktiv ist, stattfinden (vgl. Unterlagen gemald § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 7.2.3.10, S. 108). Sollte die Art innerhalb des Trassenkorridors vorkommen,
kann in der Planfeststellung eine Bauzeitenregelung festgelegt werden, so dass die
Baumalnahmen nur auerhalb der Paarungs- bzw. Jungenaufzuchtzeiten (Januar und Juli)
durchgefiihrt werden. Beeintrachtigungen der Art kénnen somit voraussichtlich vollstandig
vermieden werden (vgl. Unterlagen § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 7.2.3.10, S. 108). Der
Erhaltung und Wiederherstellung eines glnstigen Erhaltungszustands steht das Vorhaben
somit im Ergebnis der Priifung durch die Bundesnetzagentur nicht entgegen.

Soweit aufgrund des aktuellen Planungsstandes ersichtlich ist, kdnnen baubedingte
Stérungen von charakteristischen Vogelarten, soweit diese im Wirkbereich vorkommen,
grundsatzlich mit einer Bauzeitenregelung vermieden werden. Somit kdnnen
Beeintrachtigungen innerhalb sensibler Zeitfenster fur die Fortpflanzungs- und Aufzuchtzeit
ausgeschlossen werden.

In der Entscheidung zum nérdlich anschlieRenden Abschnitt A wurden Beeintrachtigungen
des dort festgelegten Trassenkorridors auf das FFH-Gebiet Unterer Neckar Heidelberg —
Mannheim ausgeschlossen. Dieses Ergebnis wird nach den fir den Abschnitt B vorliegenden
Erkenntnissen bestatigt.

B.5.4.4.5.2 DE 6617-341 Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen (FFH)

Das FFH-Gebiet Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen besteht aus insgesamt
20 Teilgebieten. Vier liegen innerhalb des Trassenkorridors und an drei Stellen werden die
Teilbereiche von der bestehenden Leitung gequert. Bei Mannheim-Rheinau wird ein
Teilgebiet auf einer Lange von ca. 3.500 m von der Bestandsleitung gequert. Hier ist eine
Umstrukturierung des bestehenden Leitungsbandes und eine Realisierung des Vorhabens
als ein parallel zu einer anderen Leitung verlaufender Neubau sowie ab dem Umspannwerk
Rheinau als Ersatzneubau geplant. Zum derzeitigen Planungsstand wird von 11 zu
errichtenden Masten ausgegangen. Die Vorhabentragerin gibt an, dass in diesem Teilbereich
eine Umgehung des FFH-Gebietes innerhalb des Trassenkorridors nicht mdglich ist, da die
Flache einen Riegel bildet. Andere Trassierungen, bei denen durch geeignete MaRnahmen
Beeintrachtigungen vermieden bzw. minimiert werden kénnen, sind ggf. in Teilen mdglich
(vgl. Unterlagen gemafs § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.7.1, S. 182).

Ein anderes Teilgebiet westlich von Sandhausen wird auf einer Lange von ca. 250 m von

einer bestehenden Leitung gequert. Hier sind nur geringe Anpassungen wie das

Austauschen von Isolatoren an der Bestandsleitung vorgesehen. Weitere Trassierungen im
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Trassenkorridor, sowohl innerhalb als auch aul}erhalb des FFH-Gebietes, sind nach
Angaben der Vorhabentragerin grundsatzlich maoglich.

Im dritten Gebiet nordwestlich von Walldorf quert die Bestandsleitung Uber eine Lange von
ca. 1.000 m das FFH-Gebiet mit drei Masten. An dieser Stelle sind ebenfalls nur geringe
Anpassungen geplant. Dieser letzte Teilbereich befindet sich ebenfalls im Vogelschutzgebiet
Schwetzinger und Hockenheimer Hardt (vgl. Kapitel B.5.4.4.5.5).

Die Vorhabentragerin kommt zu der Einschatzung, dass unter der Berlcksichtigung von
schadensbegrenzenden Malnahmen erhebliche Beeintrachtigungen auch fur andere
Leitungsverlaufe innerhalb des Trassenkorridors voraussichtlich ausgeschlossen werden
kénnen (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlagel, Kap. 8.2.7.1, S. 183 f). Dies ist
nachvollziehbar. Ein anderer Leitungsverlauf im FFH-Gebiet ware westlich der
Bundesautobahn mit der Umsetzung von geeigneten MalRnahmen zur Schadensbegrenzung
denkbar. Ebenfalls ware eine Trassierung dstlich der Bundesautobahn mdglich, wo das FFH-
Gebiet lediglich aus einem FlieBgewasser besteht. Hier ware eine Uberspannung des
FlieRgewassers aufgrund seiner geringen Breite ohne Beeintrachtigung durch
Flacheninanspruchnahme und Gehdlzriickschnitte im  Schutzstreifen maoglich  (vgl.
Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.7.1, S. 183).

Aufgrund des engen Planungsspielraums und der Vielzahl an MaRnahmen, die aufgefihrt
werden um erhebliche Beeintrachtigungen zu vermeiden, ist aktuell nicht abschlieRend
einzuschatzen, ob ein alternativer Trassenverlauf in Form eines Neubaus im FFH-Gebiet
moglich ist. Daher wird vorliegend davon ausgegangen, dass erhebliche Beeintrachtigungen
des FFH-Gebietes u.a. nur unter Berlcksichtigung der von der Vorhabentragerin geplanten
MaRnahmen erhebliche Beeintrachtigungen ausgeschlossen werden kénnen.

Erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets in seinen fur die Erhaltungsziele oder den
Schutzzweck maligeblichen Bestandteilen sind jedoch voraussichtlich ausgeschlossen,
soweit

¢ Neue Masten, Baustelleneinrichtungsflachen, Zuwegungen, Seilzugflachen und Flachen,
die fir den Ruckbau bendétigt werden, aullerhalb des Lebensraumtyps 6120*, der
Lebensstatten des Hirschkafers, der Spanischen Flagge und der Bechsteinfledermaus
errichtet werden,

e keine neuen Masten, Baustelleneinrichtungsflachen, Zuwegungen, Seilzugflachen und
Flachen, die fur den Rulckbau bendtigt werden, in den Entwicklungsflachen der
Lebensraumtypen 6120* und 6510, des Hirschkafers und des Heldbocks errichtet werden

e ein standortgleicher Ersatz der zu errichtenden Masten in den Habitaten der
Bechsteinfledermaus stattfindet,

o die Bestande des Lebensraumtyps 9130 nicht befahren und die Isolatoren zu Fuld an den
Mast herangebracht werden oder Gehdlzrickschnitte minimiert und bestehende
Freiflachen zwischen den Baumen genutzt werden,

e auf die Fallung altere Exemplare lebensraumtypischer Baumarten, Héhlenbaumen oder
Totholz innerhalb der Bestande des Lebensraumtyps 9130 verzichtet wird und liegendes
Totholz, das fur die Dauer der Arbeiten entfernt werden muss, nach Abschluss der
Arbeiten wieder in den Bestand eingebracht wird,

e Bohrpfahlfundamente eingesetzt werden um die dauerhafte Flacheninanspruchnahme zu
minimieren,

o Baustelleneinrichtungsflachen und Zuwegungen aul3erhalb der Lebensraumtypen 6120*
und 6510 und ihrer Entwicklungsflachen verschoben werden bzw. die
Flacheninanspruchnahme innerhalb der genannten Flachen minimiert wird,
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e zum Schutz der Vegetation und des Bodens Metallplatten und/oder eine temporare
Schotterung auf Geotextil im Bereich der Arbeitsflachen und temporaren Zuwegungen
eingesetzt werden,

e die Entwicklungsflachen nicht zeitgleich und (ber die gesamte Dauer der
Baumalinahmen, sondern sukzessive und kurzzeitig in Anspruch zu nehmen sind,

e die Baustelleneinrichtungsflachen fur Neubau und Ruckbau der Maste moglichst
zusammengelegt werden,

e die Flachen vorlaufend zur Flacheninanspruchnahme der Larval- und Nektarhabitate der
Spanischen Flagge abzumahen sind,
potenzielle Brutbaume des Hirschkafers in Mastndhe erhalten bleiben,

e die Lebensstatten von Hirschkafer und Heldbock nicht befahren werden und die
Isolatoren zu Full an den Mast heranzubringen sind, bei Gehdlzriickschnitten moglichst
Freiflachen zwischen den Baumen genutzt werden und auf eine Fallung von potenziellen
Brutbdumen verzichtet wird,

o die Baustelleneinrichtungsflachen, Seilzugflachen und Zuwegungen aullerhalb der
essentiellen  Habitatbestandteile (z.B. Hohlenbaume mit  Quartieren) der
Bechsteinfledermaus errichtet und in naturschutzfachlich geringer wertige Flachen (z.B.
jungere Geholze) innerhalb der Habitate der Bechsteinfledermaus verschoben werden,

o auf Geholzrickschnitte im Schutzstreifen verzichtet wird und zu querende Wald- und
Geholzflachen Uberspannt werden,

o die Bauflachen mittels eines Amphibien- / Reptilienschutzzauns abgesperrt werden, um
ein Einwandern von Amphibien und Reptilien zu verhindern und / oder die
Baumalnahmen nur aufierhalb der Wanderungs- bzw. Hauptaktivitatszeit der relevanten
Amphibien- und Reptilienarten durchgefiihrt werden,

e mdoglichst der Neubau von Masten im ,gleichen Schritt® mit parallel verlaufenden
Freileitungen im Uberwiegenden Bereich des Planungsraums durchgefihrt wird,

o die Masthohen bzw. die Mastbilder - soweit das technisch moglich ist - optimiert werden,
so dass moglichst wenige Erd- und Leiterseilebenen entstehen und die Erd- und
Leiterseile durch Hintereinanderliegen fir Voégel besser sichtbar sind,

e das Erdseil ggf. markiert wird,

e die Bauarbeiten nur am Tag durchgefuhrt werden,

e die Larmimmissionen im Nahbereich von Fledermausquartieren, z.B. durch Einsatz von
Fahrzeugen und Geraten mit Schallddmmung, nach dem Stand der Technik und/oder
unter Einsatz eines mobilen Larmschutzes auf ein Minimum reduziert werden,

e eine Bauzeitenregelung durchgefuhrt wird, so dass die Bauarbeiten auflerhalb der
Winterschlaf- und der Wochenstubenzeiten der Bechsteinfledermaus durchgefihrt
werden sowie

e die Baumalnahmen aulerhalb der Brutzeit der relevanten charakteristischen Vogelarten
durchgeflhrt werden.

Die Vorhabentragerin legt nachvollziehbar dar, dass der anlagebedingte Verlust von
Vegetation und Habitaten nicht zu voraussichtlichen erheblichen Beeintrachtigungen flihren
wird (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlagel, Kap.8.2.3.2, S. 142 ff). Unter der
Annahme, dass 17 Maste im Gebiet errichtet werden muissen, ist von einer Versiegelung fir
die Maststeckstiele und damit einem dauerhaften Verlust von Vegetation von ca. 170 gm
auszugehen. In einer ,Worst-Case-Betrachtung“ geht die Vorhabentrdgerin von einem
Flachenverlust fir Wald und hochwachsende Geholze von 600 gm aus, in denen die
Flacheninanspruchnahme fiur die Maste mit inbegriffen ist (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.3.2, S. 142 ff.). Beeintrachtigungen im Bereich des
Parallel- und Ersatzneubaus am Umspannwerk Rheinau kdnnen ausgeschlossen werden, da
sich im Bereich der geplanten Trassenachse weder Lebensraumtypen noch Lebensstatten
der geschitzten Arten befinden (vgl. Unterlagen gemaR® § 8 NABEG, Anlage |, Karte 1.2.3-
1a).
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Die Waldlebensraumtypen 9170 und 9160 sind zwar in der Nahe des Trassenkorridors bzw.
in dessen Randbereichen, in denen ein Ersatzneubau vorgesehen ist, vorhanden. Da jedoch
keine Mastneubauten in diesen Bereichen errichtet werden miissen, sind erhebliche
Beeintrachtigungen ausgeschlossen (vgl. Unterlagen gemaRR § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 8.2.3.2, S. 144).

Der prioritdre Lebensraumtyp 6120* wird an zwei Stellen von der bestehenden Leitung
gequert, in der ein Ersatzneubau geplant ist. Unter Berlicksichtigung dessen, dass kein
Neubau von Masten innerhalb des Lebensraumtyps erfolgt, kdnnen der Verlust von Flachen
des Lebensraumtyps und somit erhebliche anlagebedingte Beeintrachtigungen
ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen gemalt § 8 NABEG, Anlagel, Kap. 8.2.3.2,
S. 142 f). Der Erhaltung des gunstigen Erhaltungszustandes und den Erhaltungszielen aus
der aktuellen Verordnung zum Gebiet (FFH-VO 2018, Anlage |) steht das Vorhaben nicht
entgegen. Der Lebensraumtyp 6510 ist durch das Vorhaben nicht durch
Flacheninanspruchnahme betroffen. Zwar befinden sich aktuell je ein Bestandsmast
innerhalb einer Entwicklungsflachen der Lebensraumtypen 6120* und 6510. Bei einem
Ersatzneubau der Masten mit Bohrpfahlfundamenten ware der dauerhafte Flachenverlust mit
10 gm pro Mast jedoch als unerheblich einzustufen. Zusatzlich kann aufgrund der randlichen
Lage der beiden Bestandsmasten davon ausgegangen werden, dass die neu zu
errichtenden Masten aullerhalb der Entwicklungsflaiche verschoben und somit
Beeintrachtigungen des Lebensraumtypen vollstandig ausgeschlossen werden kdnnen. Das
Vorhaben steht der Optimierung der standértlichen Voraussetzungen und der Ausbreitung
des Lebensraumtyps somit nicht entgegen. Somit ist der geplante Umbau mit den
Erhaltungszielen, wie unter anderem der Optimierung der standortlichen Voraussetzungen
und Ausbreitungspotenzialen des Lebensraumtyps (vgl. Unterlagen gemafR® § 8 NABEG,
Anlage |, Kap. 8.2.3.2, S. 142 ff.), vereinbar

Anlagebedingte Beeintrachtigungen der Arten Gelbbauchunke, Kammmolch und
Sandsilberscharte durch den Verlust von Vegetation und Habitaten kdénnen durch den
Umbau der im Korridor bereits vorhandenen Trasse vermindert oder vollstdndig vermieden
werden. Erhebliche Beeintradchtigungen sind nach derzeitigem Planungsstand somit
ausgeschlossen. Bei allen drei Arten werden derzeit keine Vorkommen bzw. Lebensstatten
von der potenziellen Trassenachse gequert (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |,
Karte 1.2.3-1a, Karte 1.2.3-1b, Karte 1.2.3-2a und Karte 1.2.3-2b). Mogliche
Wiederherstellungsflachen fur die Habitate der Gelbbauchunke im Naturschutzgebiet
Zugmantel-Bandholz befinden sich aullerhalb des Untersuchungsraums und werden
dadurch nicht beruhrt.

Beeintrachtigungen durch den anlagebedingten Verlust der Lebensstatten der Spanischen
Flagge und des Hirschkafers kdénnen ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kap. 8.2.3.2, S. 146 f.). Die Lebensstatten der beiden Arten werden
durch die bestehende Trassenachse sudostlich des Umspannwerks Rheinau beruhrt.
Gemaly der aktuellen FFH-Verordnung zum Gebiet ist fir die Spanische Flagge auf die
Erhaltung ,eines Verbundsystems aus besonnten, krautreichen Sdumen und Staudenfluren
im Offenland und Wald sowie deren strauchreiche Ubergangsbereiche® zu achten (vgl. FFH-
VO 2018, Anlage |). Die Erhaltungsziele fir den Hirschkafer sehen insbesondere die
Erhaltung von besonnten Randstrukturen, lichten Baumgruppen und Einzelbdumen
(insbesondere Eichen) vor (vgl. ebd.). Durch den Neubau von Masten auflerhalb der
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Lebensstatten kdnnen Beeintrachtigungen vermieden werden. Die Wiederherstellung eines
glnstigen Erhaltungszustandes wird somit nicht verhindert.

Erhebliche Beeintrachtigungen der Entwicklungsflachen von Hirschkafer und Heldbock durch
Flacheninanspruchnahme kénnen ebenfalls ausgeschlossen werden. Nach den von der
Vorhabentragerin geplanten Umbaumafnahmen werden diese an drei Stellen vom
Trassenkorridor im Parallelneubau bzw. Ersatzneubau gequert (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlagel, Karte [.2.3-1b). Aufgrund der groRen Gesamtflache der
Entwicklungsflachen von Uber 200 ha ist im Gebiet der Flachenverlust von 300 gm fur drei
neu zu errichtende Masten als gering und somit unerheblich zu betrachten (vgl. Unterlagen
gemal §8 NABEG, Anlagel, Kapitel 8.2.3.2, S.147). Uberdies koénnen durch die
Anpassung und Verschiebung der Maststandorte auflerhalb der Entwicklungsflachen
potenzielle Habitatbdume der Arten erhalten werden. Sollte eine Verschiebung nicht
vollstdndig maoglich sein, kdénnen die Masten innerhalb der Entwicklungsflachen
standortgleich ersetzt oder auch in geringerwertige Bereiche (z. B. jingere Gehodlze) platziert
werden (vgl. Unterlagen geman § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.3.2, S. 147).

Der Vorhabentragerin liegen keine Informationen zu Vorkommen der Bechsteinfledermaus
im Trassenkorridor vor. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass die Art alle
Walder und Gehdlzflachen im FFH-Gebiet nutzt (vgl. Unterlagen gemafR § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 8.2.3.3, S. 162). Nach der vorliegenden Planung ist von der Errichtung von
sechs neuen Masten in Wald- und Geholzflachen auszugehen, was einem dauerhaften
Verlust von Habitatflachen von 600 gm entspricht. Nach einer vertieften
Erheblichkeitsbewertung nach dem Fachkonventionsvorschlag von Lambrecht/ Trautner
(2007) schlieBt die Vorhabentragerin erhebliche Beeintrachtigungen durch die
Flacheninanspruchnahme aus, da die fir den Umbau derzeit angenommenen Werte unter
den Orientierungswerten nach Lambrecht/ Trautner (2007) liegen (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kap. 8.2.3.2, S. 148 f). Dieses Ergebnis bestatigt sich selbst unter der
~Worst Case-Annahme®, dass es sich bei der anlagebedingten Flacheninanspruchnahme nur
um Laubwalder handelt. Im Ubrigen stehen mehrere MaRnahmen zur Verfigung, um eine
Beeintrachtigung der Habitate der Fledermausart vollstdndig zu vermeiden. Hierzu sind die
Masten moglichst auferhalb der Habitate der Bechsteinfledermaus zu errichten. Die Habitate
der Art sind bevorzugt alte, unterholzreiche, geschlossene Laubwalder mit einem hohen Alt-
und Totholzanteil sowie ausgepragter Zwischen- und Strauchschicht (BfN, 2014a; LANUV
NRW, 2017). Der Bereich, in dem das Vorhaben geplant wird, besteht gemafl den Angaben
der Vorhabentragerin mehrheitlich aus Nadelholzbestanden. Eine regelmalige Nutzung der
Flachen als Jagdlebensraum ist daher unwahrscheinlich. Als weitere MalRnahmen, mit denen
erhebliche Beeintrachtigungen fir die Bechsteinfledermaus grundsatzlich vermieden werden
kénnen, sind geeignete Habitatbdume (vgl. FFH-VO 2018, Anlage 1) zu erhalten, die
Maststandorte in geringerwertigen Habitatbereichen (z.B. jlingere Gehdlze) zu errichten und
die Flacheninanspruchnahme auf ein Minimum zu reduzieren (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.3.2, S. 149). Einer Erhaltung bzw. Verbesserung des
glnstigen Erhaltungszustandes der Bechsteinfledermaus stehen die anlagebedingten
Flachenverluste des Vorhabens somit nicht entgegen.

Die Vorhabentragerin legt in ihren Unterlagen nachvollziehbar dar, dass erhebliche
Beeintrachtigungen durch die baubedingte Veranderung von Vegetation und Habitaten durch
Baugruben, Baustelleneinrichtungsflachen und Zuwegungen fir die im Gebiet geschitzten
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Lebensraumtypen sowie deren malfigeblichen Bestandteile und Arten nach Anhang Il der
FFH-Richtlinie nach derzeitigem Planungsstand voraussichtlich zu vermeiden sind.

Baubedingte erhebliche Beeintrachtigungen kdnnen nach derzeitigem Planungstand fur die
Lebensraumtypen 2310, 2330, 6212, 9110, 9190 und 91UO0 ausgeschlossen werden.
Aktuelle Vorkommen oder Entwicklungsflachen der Lebensraumtypen sind im direkten
Umfeld der potenziellen Trassenachse nicht verzeichnet. Dies hat die Vorhabentragerin in
ihren Unterlagen dargelegt (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlage I, Karte 1.2.3-1a,
Karte 1.2.3-1b, Karte 1.2.3-2a und Karte 1.2.3-2b).

Fir die beiden Lebensraumtypen 9160 und 9170 kénnen nach derzeitigem Planungstand
erhebliche Beeintrachtigungen ebenfalls ausgeschlossen werden. Die Lebensraumtypen
befinden sich aullerhalb des Trassenkorridors bzw. befinden sich randlich am
Trassenkorridor und liegen aulierhalb der temporaren Flacheninanspruchnahme, die z.B. fir
Baustelleneinrichtungsflachen notwendig wird.

Baubedingte Beeintrachtigungen der Lebensraumtypen 9130, 6120* und 6150 sind aufgrund
der Lage im Gebiet voraussichtlich nicht vollstindig vermeidbar. Erhebliche
Beeintrachtigungen der fir die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck malfigeblichen
Bestandteile sind jedoch unter der Voraussetzung schadensbegrenzender MalRhahmen
ausgeschlossen (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 8.2.3.3, S. 151 f.).

Die Vorhabentragerin plant in den Bereichen des Lebensraumtyps 9130 die Bestandstrasse
mit geringfliigigen Anpassungen zu nutzen. Ein Bestandsmast befindet sich zurzeit innerhalb
der Bestandsflaichen des Lebensraumtyps 9130, zwei weitere Masten direkt neben
Flachenausweisungen mit Erhaltungs- und Entwicklungszielen und somit ggf. im Wirkraum
der Baustelleneinrichtungsflachen. Um Beeintrachtigungen zu vermeiden, sind die Flachen
des Lebensraumtyps nicht zu befahren und die Isolatoren stattdessen zu Ful3 an die
Maststandorte heranzubringen. Zudem sind Freiflachen zwischen den Baumbestanden zu
nutzen und ggf. nétige Geholzrickschnitte innerhalb des Lebensraumtyps auf ein Minimum
zu reduzieren. Gegebenenfalls notwendige Gehdlzrickschnitte von Jungwuchs und
Strauchern stehen den Erhaltungszielen aus der aktuellen Verordnung zum Gebiet aufgrund
ihrer kurzen Regenerationszeit nicht entgegen. Somit sind gemaR der aktuellen Verordnung
zum Gebiet fur den Lebensraumtyp die lebensraumtypischen Habitatstrukturen mit
verschiedenen Altersphasen zu erhalten (vgl. FFH-VO 2018, Anlage 1). Zudem ist auf eine
Fallung alterer Baumexemplare von lebensraumtypischen Baumarten bzw. stehenden
Totholzes zu verzichten und liegendes Totholz, welches fur die BaumalRnahmen ggf. entfernt
wurde, nach Abschluss der BaumalRnahmen wieder in die Bestande einzubringen. Unter der
Voraussetzung der oben genannten Schadensbegrenzungsmaflinahmen kénnen erhebliche
Beeintrachtigungen fir den Lebensraumtyp 9130 ausgeschlossen werden.

In Bestands- und Entwicklungsflachen des prioritdren Lebensraumtyps 6120* ist ein
Parallelneubau zu einer bestehenden Trasse geplant. Der Lebensraumtyp 6150 ist in einer
Entwicklungsflache von dem geplanten Ersatzneubau eines Masten potenziell betroffen (vgl.
Unterlagen § 8 NABEG, Anlagel, Kartel.2.3-1b). Um Beeintrachtigungen der
Bestandsflachen des Lebensraumtyps 6120* zu vermeiden, sind Mastneubauten und die
Einrichtung von Baustellenflichen und Zuwegungen auferhalb dieser Flachen zu planen
(vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.3.2, S. 144 und Kapitel 8.2.3,
S. 153). Die Inanspruchnahme von je ca. 200 gm der Entwicklungsflachen der beiden
Lebensraumtypen durch tempordre baubedingte Flacheninanspruchnahme kann
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voraussichtlich nicht vermieden werden. Die Vorhabentragerin fuhrt in ihren Unterlagen
nachvollziehbar aus, dass es sich bei der beanspruchten Flache um zukinftig zu
entwickelnde Flachen der Lebensraumtypen handelt. Mit einer Beeintrachtigung der Flachen
ist nicht zu rechnen, da durch die Bautatigkeiten die Entwicklung der Lebensraumtypen nicht
verhindert wird, sondern im besten Fall die kleinflachige Schaffung von offenen (Sand-)
Bodenflachen durch die Bautatigkeiten die Entwicklung des Lebensraumtyps unterstitzt. Die
Inanspruchnahme bereits bestehender kleinerer Flachen mit Lebensraumtyp-Qualitat oder
von charakteristischen Arten kann durch die Anpassung der temporar benétigten Flachen
vermieden werden. Des Weiteren kann durch den Einsatz von Bohrpfahlfundamenten die
flachige Abtragung von Oberboden fir die Schaffung einer Baugrube vermieden werden.
Zudem sind zum Schutz der Vegetation und des Bodens Metallplatten und/oder eine
temporare Schotterung auf Geotextil im Bereich der Arbeitsflichen und temporaren
Zuwegungen zu verwenden. Vorhandene Zuwegungen sind bevorzugt zu nutzen. Falls
notwendig kdonnen Entwicklungsflachen nicht zeitgleich und Uber die gesamte Dauer der
Baumalinahme, sondern sukzessive und kurzfristig in Anspruch genommen werden. Beim
Ersatzneubau ist ein standortgleicher/-naher Mastneubau zu bevorzugen, um Bau- und
Rickbauflachen zusammenzulegen. Der weiteren Entwicklung der Lebensraumtypen 6120*
und 6150 steht das Vorhaben somit nicht entgegen.

Mogliche Beeintrachtigungen, die durch die baubedingte Beeintrachtigung von Habitaten
einhergehen, kénnen fir die Arten Gelbbauchunke, Kammmolch und Sand-Silberscharte
aufgrund von fehlenden Vorkommen bzw. Lebensstatten ausgeschlossen werden (vgl.
Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anlage |, Karte 1.2.3-1a und Karte 1.2.3-2a).

Baubedingte erhebliche Beeintrachtigungen der Spanischen Flagge koénnen unter
Berucksichtigung von VermeidungsmalRnahmen ausgeschlossen werden. Wie bereits fur
den anlagebedingten Verlust von Lebensstatten der Spanischen Flagge beschrieben,
werden bestehende Lebensstatten sidlich des Umspannwerks Rheinau berthrt. Eine
Beeintrachtigung der Lebensstatten durch Baustelleneinrichtungsflachen oder temporaren
Zuwegungen kann grundsatzlich nicht ausgeschlossen werden. Zur Vermeidung sind die
Baustelleinrichtungsflachen und temporaren Zuwegungen so anzupassen und zu
verschieben, dass diese aulierhalb der Lebensstatten der Spanischen Flagge liegen. Es ist
darauf zu achten, dass blitenreiche, im Hochsommer verfigbare Nektarquellen
insbesondere in krautreichen Staudenfluren mit Echtem Wasserdost (Eupatorium
cannabinum) oder Gewohnlichem Dost (Origanum vulgare) fur die Art weiterhin zur
Verfigung stehen (vgl. FFH-VO 2018, Anlage I). Insgesamt steht somit das geplante
Vorhaben einer Wiederherstellung eines gunstigen Erhaltungszustandes der Art
grundsatzlich nicht entgegen.

Erhebliche baubedingte Beeintrachtigungen fir die Arten Hirschkafer und Heldbock kénnen
ebenfalls vermieden werden (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 8.2.3.3,
S. 168). Um Eingriffe in die Lebensstatten und Individuenverluste besiedelter Badume des
Hirschkafers auszuschlie®en, sind die neuen Maststandorte vorzugsweise aulderhalb der
Lebensstatten des Hirschkafers zu errichten. Zudem sind die bendtigten
Baustelleneinrichtungsflachen,  Seilzugflaichen und  Zuwegungen aullerhalb  der
Lebensstatten zu errichten. Dies gilt auch fir die Flachen, die flir den Rickbau der nicht
mehr bendtigten Masten erforderlich sind. Grundsatzlich sind potenzielle Brutbaume der Art,
auch in Mastnahe, zu erhalten, insbesondere auch liegendes oder stehendes Totholz und
Lichtbaumarten insbesondere der standortheimischen Eichen (Quercus spec.), Birken
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(Betula spec.) und der Vogel-Kirsche (Prunus avium). Zudem hat die Vorhabentragerin in
ihren Unterlagen aufgezeigt, dass im Pflege- und Entwicklungsplan zum Gebiet
Entwicklungsflachen fir die Art ausgewiesen sind. Unter Berlcksichtigung dessen, dass die
Maststandorte auflerhalb der Entwicklungsflachen platziert werden ist eine weitere
Entwicklung der Lebensstatten gewahrleistet. Zudem besteht die Maoglichkeit in diesen
Flachen Bohrpfahlfundamente fir die Mastneubauten einzusetzen, wodurch die
Flacheninanspruchnahme auf ca. 10 gm reduziert wird (vgl. Unterlagen gemafR § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 8.2.3.3, S. 159). Bei Entwicklungsflachen, die im Umbeseilungsabschnitt
liegen, sind zusatzlich zu den o.g. MaRnahmen die Isolatoren zu Full an den Mast
heranzubringen. Geholzriickschnitte sollten auf ein Minimum reduziert und Freiflachen
zwischen den Baumen genutzt werden. Auf eine Fallung von besiedelten und potenziellen
Brutbdumen des Kéfers sollte verzichtet werden und liegendes Totholz, welches fir die
Baumalnahmen dem Bestand enthommen wurde, ist wieder in den Bestand einzubringen.
Einer Erhaltung oder Verbesserung des glnstigen Erhaltungszustandes steht das Vorhaben
somit nicht entgegen.

Fir den Heldbock sind keine Lebensstatten, jedoch Entwicklungsflachen im Umfeld der
Trassenachse verzeichnet. Der aktuelle Erhaltungszustand der Art ist gemaR aktuellem
Standard-Datenbogen (2016c¢) mit durchschnittich angegeben (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.1.5, Tabelle 8-7, S. 134). Um die Wiederherstellung eines
gunstigen Erhaltungszustandes der Art zu gewahrleisten, sind neue Maststandorte
aulRerhalb der Entwicklungsflachen des Heldbocks zu errichten. Zudem besteht auch hier die
Méglichkeit, fir den Bau der Masten Bohrpfahlfundamente zu wahlen, was die
Flacheninanspruchnahme auf ca. 10 gm reduziert. Die Baustelleneinrichtungsflachen,
Seilzugflachen und ggf. Zuwegungen sind so anzupassen und zu verschieben, dass diese
aullerhalb der Entwicklungsflachen liegen. Vorhandene Zuwegungen sind demnach immer
zu bevorzugen. Sollte eine Inanspruchnahme der Entwicklungsflachen nicht vollstandig
vermeidbar sein, sind die bendtigten Flachen so anzupassen, dass keine Altholzbestande,
sondern nur naturschutzfachlich geringerwertige Flachen mit jingeren Gehdlzen in Anspruch
genommen werden. Die flr die Art wichtigen Eichenarten (Quercus robur und Quercus
petraea) sind zu erhalten. Insgesamt steht das Vorhaben einer Wiederherstellung eines
gunstigen Erhaltungszustandes der Art grundsatzlich nicht entgegen.

Baubedingte erhebliche Beeintrachtigungen fir die Bechsteinfledermaus sind nach
derzeitigem Kenntnisstand auszuschlieBen. Fir die notwendigen Baugruben gibt die
Vorhabentragerin eine Flacheninanspruchnahme von maximal 1.200gm an. Die
Vorhabentragerin legt in den Unterlagen nachvollziehbar dar, dass dieser Flachenverlust zu
keinen erheblichen Beeintrachtigungen der Art flhrt (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 8.2.3.3, S. 163). Uberdies stehen verschiedene Minderungsmafnahmen
zur Verfugung, um die Flacheninanspruchnahme zusatzlich zu minimieren und ggf.
vorhandene Habitate der Bechsteinfledermaus zu umgehen. Zusatzlich werden temporare
Flachen fur Baustelleneinrichtung, Seilzige und Zuwegungen bendétigt. Diese Flachen
addieren sich im ,Worst Case* auf 5,5 ha. Bei schematischer Zugrundelegung der Mal3stabe
von Lambrecht/ Trautner (2007) wirde ein Flachenverlust in dieser Gré3enordnung zwar zu
erheblichen Beeintrachtigungen flihren. Anhand der Karte 1.2.3 (vgl. Unterlagen gemaR § 8
NABEG, Anlage |) ist jedoch nicht ersichtlich, ob tatsachlich die Anzahl von sechs neuen
Masten innerhalb von Waldbestanden zutreffend ist. Ungeachtet dessen ist nicht davon
auszugehen, dass alle Waldflachen auch obligatorische Habitate fir die
Bechsteinfledermaus darstellen. Zum einen stellt die Vorhabentragerin heraus, dass es sich
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im Vorhabenbereich vorwiegend um Nadelholzbestédnde handelt (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 8.2.3.3, S.165). Diese beinhalten keine bevorzugten
Lebensraume der Art und sind auch nicht als Erhaltungsziel fir die Art festgelegt (FFH-
Verordnung, Anlage |). Die Habitate der Art stellen vor allem alte, mehrschichtige,
geschlossene Laubwalder mit einem hohen Alt- und Totholzanteil (BfN, 2014a) dar. Zum
anderen verlauft im noérdlichen Bereich des FFH-Gebiets die Trasse in direkter Nahe zur
Autobahn A6 und quert den Mannheimer Rangierbahnhof. Hier ist von erhohten
Larmemissionen auszugehen, die sich auch auf die benachbarten Waldflachen auswirken.
Es ist somit davon auszugehen, dass diese Waldbereiche weder geeignete Quartiere noch
geeignete Jagdhabitate flr die Bechsteinfledermaus darstellen (vgl. BfN, 2019). Eine
Flacheninanspruchnahme dieser Waldflachen flhrt somit zu keiner Verschlechterung des
Erhaltungszustands der Art im Gebiet bzw. steht der Herstellung eines glnstigen
Erhaltungszustands nicht entgegen. Inwieweit die Flachen als verbindende Leitstruktur
zwischen den westlich und dstlich der Leitung befindlichen Waldflachen relevant sind, kann
dahingestellt bleiben. Die ggf. notwendige Flacheninanspruchnahme erfolgt nur punktuell am
jeweiligen Maststandort und ermdglicht es, dass weiterhin Wald als Leitstruktur zur
Verfigung steht. Uberdies ist es nicht zwingend erforderlich, die Maststandorte und
Baustelleneinrichtungsflachen tatsachlich in den Waldbereichen zu errichten. Es ist zum
jetzigen Planungsstand vielmehr davon auszugehen, dass die Trasse im vorliegenden
Korridor so gefihrt werden kann, dass die Waldbereiche nicht berihrt werden bzw. die
Inanspruchnahme mindestens deutlich reduziert wird. Waldflachen sind in diesem Bereich
des Trassenkorridors nur kleinflachig vorhanden (vgl. Unterlagen gemalR § 8 NABEG,
Anlage |, Karte 1.3.2). Die fir die Maststandorte und den Bau bendtigten Flachen kénnen so
verschoben werden, dass sie auferhalb der Waldbereiche zu liegen kommen. Die
Vorhabentragerin fuhrt dies in ihren Unterlagen als Mallnahme zur Schadensbegrenzung an
und trifft zusatzlich die Aussage, dass, sollte im Rahmen der Planfeststellung Kenntnis von
konkreten Vorkommen der Art erlangt werden, der Trassenverlauf so gestaltet werden kann,
dass die Habitate nicht in Anspruch genommen werden. Zusatzlich kann ggf. auch auf den
Rickbau von Masten verzichtet werden, sollte sich dies in der Planfeststellung als
erforderlich herausstellen. Die fur die Umsetzung des Vorhabens geplanten MaRnahmen
stehen unter Berlcksichtigung der genannten MalRnahmen zur Schadensbegrenzung der
Festlegung des Trassenkorridors nicht entgegen.

Weitere potenzielle Lebensrdume der Fledermausart sind im Bereich der Bestandsleitung
nordwestlich von Walldorf vorhanden. Nach derzeitigem Planungsstand kann die bestehende
Leitung fur das Vorhaben unter geringfligigen Anpassungen (z.B. Isolatorentausch) genutzt
werden. Alle vier bestehenden Maste innerhalb des FFH-Gebiets befinden sich in
potenziellen Habitaten der Art. Konkrete Hinweise auf ein Vorkommen der Art in diesen
Bereichen gibt es allerdings nicht. Sollte im weiteren Planungsverlauf ein Vorkommen
festgestellt werden, stehen verschiedene Malinahmen zur Verfugung, um erhebliche
Beeintrachtigungen der Art zu vermeiden (vgl. Unterlagen gemalR § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 8.2.3.3, S. 166 f.). Demnach sind die Isolatoren dann zu Fufd an die Maste zu bringen
und Geholzrickschnitte innerhalb der Habitate zu minimieren. Dabei sind mdglichst
Freiflachen zwischen den Baumen zu nutzen und es ist auf die Fallung von potenziell
bewohnten Ho6hlenbdumen sowie Altbdumen innerhalb der Habitate zu verzichten.
Geringflugige Gehdlzrickschnitte von Jungwuchs und Strauchern flihren zu keinen
erheblichen Beeintrachtigungen der Art. Solche Gehdlze regenerieren sich in kurzen
Zeitraumen und fihren somit nicht zu einem dauerhaften bzw. langfristigen Verlust der fir
die Art bevorzugen Vegetationsstrukturen. Einer Verbesserung des gunstigen
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Erhaltungszustandes und einer weiteren Ausbreitung bzw. Wiederansiedlung der Art steht
das Vorhaben somit nicht entgegen.

Erhebliche Beeintrachtigungen durch bau- und betriebsbedingte Veranderungen der
Vegetation durch Gehdlzriickschnitte der Wald-Lebensraumtypen und Habitate der FFH-
Arten Heldbock, Hirschkafer und Bechsteinfledermaus koénnen nach derzeitigem
Planungstand sicher ausgeschlossen werden. Um Gehdlzrickschnitte oder Waldschneisen
im Schutzstreifen zu vermeiden, ist eine Uberspannung der Wald- bzw. Gehélzflachen
vorgesehen.

Beeintrachtigungen durch die baubedingte Veranderung der Grundwasserverhaltnisse der
FFH-Arten Gelbbauchunke und Kammmolch kénnen nach derzeitigem Planungsstand
ebenfalls ausgeschlossen werden. Aktuell befinden sich keine Lebensstatten der beiden
Arten im Bereich der geplanten Trassenachse und somit im Wirkbereich (ca. 150 m) des
Vorhabens. Grundwassergepragte Lebensraumtypen kommen im FFH-Gebiet nicht vor.
Beeintrachtigungen der Anhang Il-Art Grine Flussjungfer, welche durch die baubedingte
Veranderung von Oberflachengewassern oder der Veranderung der Wasserqualitat und -
quantitat bei den Baumalnahmen verursacht werden, koénnen nach derzeitigem
Planungsstand ausgeschlossen werden. Lebensstatten der Art sind im Wirkbereich (300 m)
des geplanten Vorhabens nicht verzeichnet.

Erhebliche Beeintrachtigungen des Lebensraumtyps 6510 durch Meidung der nahe der
Trasse befindlichen Flachen konnen fir die charakteristische Vogelart Feldlerche nach
derzeitigem  Planungsstand ausgeschlossen  werden. Aktuelle Bestande des
Lebensraumtyps 6510 befinden sich ca. 220m sudlich der Trassenachse des
Ersatzneubauabschnittes. Zwischen der Flache des Lebensraumtyps und des geplanten
Ersatzneubaus befinden sich Waldflachen, die eine von der Planung ausgehende potenzielle
Meidewirkung auf die Wiesenflachen verhindern. Bestandsflachen des Lebensraumtyps
6120* liegen aulRerhalb des potenziellen Wirkraums.

Baubedingte Fallenwirkungen und Individuenverluste der im Gebiet geschitzten
Amphibienarten und der fur die Lebensraumtypen charakteristischen Amphibien- und
Reptilienarten kdénnen nach derzeitigem Planungsstand unter Berlcksichtigung
verschiedener Vermeidungsmaflnahmen ausgeschlossen werden. Betroffen hierbei sind die
Bereiche, in denen nach derzeitigem Planungstand ein Ersatz bzw. Parallelneubau geplant
ist. Beeintrachtigungen durch Fallenwirkungen oder Individuenverluste der Gelbbauchunke
und des Kammmolchs sowie der Lebensraumtypen 2310, 6210 sind nicht zu erwarten, da
keine Lebensstatten im Wirkbereich von 100 m bzw. 300 m um die geplante Trassenachse
liegen. Als charakteristische Reptilienart ist die Schlingnatter potenziell im Lebensraumtyp
2330 und 6120* betroffen. Hinweise auf konkrete Vorkommen der Art liegen nicht vor.
Dennoch hat die Vorhabentragerin in ihren Unterlagen dargelegt, dass Beeintrachtigungen
der Art bei einem Vorkommen durch das Absperren des Baufeldes mit einem Amphibien-/
Reptilienschutzzaun und der zusatzlichen Absammlung der Individuen vermieden werden
kénnen. Zudem besteht die Mdglichkeit, die BaumaRnahmen aufRerhalb der Wanderungszeit
bzw. Hauptaktivitatszeit der Arten durchzufihren (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 8.2.3.9, S. 169). Bestehende Vorkommen des Lebensraumtyps 6510 mit
der charakteristischen Art der Zauneidechse befinden sich aktuell nicht im Wirkbereich des
geplanten Leitungsbaus.
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Erhebliche Beeintrachtigungen kollisionsgefahrdeter Vogelarten durch den geplanten
Leitungsbau kénnen nach derzeitigem Planungsstand ausgeschlossen werden. Fir den
Lebensraumtyp 6210 mit seinen charakteristischen Vogelarten kdnnen Beeintrachtigungen
ausgeschlossen werden, da der Lebensraumtyp in der aktuellen FFH-Verordnung nicht mehr
als Erhaltungsziel festgelegt ist. AuBer flr die Arten Wendehals und Ziegenmelker liegen
zudem keine konkreten Hinweise auf ein Vorkommen der charakteristischen Arten im Gebiet
vor. Potenzielle Vorkommen kdnnen grundsatzlich aber nicht ausgeschlossen werden (vgl.
Unterlagen gemafll § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.3.10, Tabelle 8-9, S. 170). Im Bereich
des Glulterbahnhofs Mannheim bis zum Umspannwerk Mannheim-Rheinau ist nach
derzeitigem Planungsstand ein paralleler Ersatzneubau geplant. Hierbei sollen zwei
Leitungen demontiert und zwei neue Leitungen errichtet werden. Ab dem Umspannwerk
Mannheim ist nach derzeitigem Planungsstand ein Ersatzneubau in gleicher Trassenachse
vorgesehen (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage |, Karte 1.2.3-1a). Die durch die
Vorhabentragerin benannten Planungen und Malnahmen, die zum Schutz der
kollisionsgefahrdeten Vogelarten aufgeflihrt werden, flihren nicht zu einer Verschlechterung
gegeniuber der Bestandsituation. Der Planungsraum ist ohnehin bereits im aktuellen Zustand
stark mit Freileitungen vorbelastet. Durch die geplanten Baumaflinahmen wird die Anzahl der
Freileitungen im FFH-Gebiet nicht erhoht. Die Vorhabentragerin fiihrt zudem Malinahmen
auf, mit denen sich das Kollisionsrisiko weiter vermindert und es insgesamt somit sogar zu
einer Verbesserung der Bestandssituation im Gebiet kommt (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.3.10, S. 171). Dabei sind die Maststandorte der neu zu
bauenden Maste soweit wie im Planungsraum moglich zu synchronisieren. Des Weiteren
sind die Masthéhen bzw. Mastbilder der parallel verlaufenden Freileitungen zu optimieren um
die Sichtbarkeit der Erd- und Leiterseilebenen zu erhéhen. Zudem fuhrt die Vorhabentragerin
die Moglichkeit der Markierung des Erdseils mit Vogelschutzmarkern als weitere Mal3nhahme
auf, um die Bestandssituation zu verbessern. Die grundsatzliche Annahme der Wirksamkeit
dieser MalRnahme fur die im Gebiet vorkommenden kollisionsgefahrdeten Vogelarten kann
nachvollzogen werden. Fur den Weilistorch, der grundsatzlich ein sehr hohes Anflugrisiko
aufweist, ist eine artspezifische Wirksamkeit der Erdseilmarkierung nachgewiesen (vgl.
Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 8.2.3.10, S.171; Fangrath, 2004).
Gleichermalen ist somit auch, wie fir den Weildstorch, fiir den Schwarzstorch von einer
guten Wirksamkeit einer Erdseilmarkierung auszugehen. So weisen beide Arten ein langes
vertikales binokulares Sichtfeld auf, so dass von einer frihen Wahrnehmung der Leitungen
bei einem Anflug auszugehen ist (Martin/ Shaw, 2010). Konkrete Nachweise fiur ein
Vorkommen der Waldschnepfe und des GrofRen Brachvogels liegen im FFH-Gebiet nicht vor.
Dennoch fuhrt die Vorhabentragerin hierzu aus, dass auch fur einen potenziellen anderen
Leitungsverlauf erhebliche Beeintrachtigungen der Arten unter Berlcksichtigung einer
Erdseilmarkierung, einer Blndelung mit anderen Freileitungen, des Riickbaus von
Bestandsleitungen und der Anpassung des Mastbilds vermeidbar sind (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.7.1, S. 184). Die Ubrigen im Gebiet potenziell
vorkommenden kollisionsgefahrdeten Vogelarten besitzen zumeist nur eine mittleren
Mortalitadtsgefahrdung (vgl. Bernotat/ Dierschke, 2016, Kapitel 8.2, S. 71 ff.) und somit ein
sehr geringes Kollisionsrisiko. Sie sind i.d.R. oft nur dann betrachtungsrelevant, wenn
groflere Ansammlungen der jeweiligen Arten vorhanden sind. Konkrete Hinweise auf
Ansammlungen der Arten mit einer mittleren Mortalitdtsgefahrdung liegen nicht vor.
Insgesamt ist somit unter Berlcksichtigung der aufgefiihrten Ma3nahmen nicht von einer
erheblichen Beeintrachtigung der kollisionsgefahrdeten Arten auszugehen.
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Fir das Teilgebiet westlich von Sandhausen ist eine Zubeseilung der Bestandsleitung und
ein Leitungsneubau bzw. Parallelneubau im ndrdlichen Teilgebiet vorgesehen. Nach
derzeitigem Planungstand sind erhebliche Beeintrachtigungen der beiden in den
Lebensraumtypen 2330 und 6120* betrachtungsrelevanten charakteristischen Vogelarten
Steinschmatzer und Raubwiurger auszuschliefien. Nachweise fir die beiden Arten liegen im
FFH-Gebiet nicht vor. Grundsatzlich weisen beide Arten auch nur ein sehr geringes
Anflugrisiko in Bezug auf Freileitungen auf. Zudem wird durch die Zubeseilung der bereits
jetzt schon einseitig beseilten Traverse insgesamt die Sichtbarkeit der Leitung erhoht. Dabei
werden durch einen Anflug die hintereinander liegenden Leiterseile als dickeres Bundel und
somit als Hindernis in Flugrichtung besser wahrgenommen. Das Kollisionsrisiko wird somit
nicht signifikant erhéht. Im Bereich des Leitungsneubaus bzw. Parallelneubaus im nérdlichen
Teil ist mit einem Vorkommen der beiden Arten Steinschmatzer und Raubwiurger nicht zu
rechnen. Der Bereich der neu zu errichtenden Leitung ist durch intensive landwirtschaftlich
genutzte und Uberwiegend baumlose Ackerflachen gepragt. Die Vorhabentragerin fuhrt in
ihren Unterlagen nachvollziehbar aus, dass aufgrund der fehlenden bevorzugten
Habitatanspriiche der beiden Arten eine regelmafige Nutzung dieser Bereiche nicht zu
erwarten ist (vgl. Unterlagen gemafll § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 8.2.3.10, S. 172).
Erhebliche Beeintrachtigungen sind daher nach dem derzeitigen Sach- und Kenntnisstand
ausgeschlossen.

Fir die Teilgebiete nordwestlich und norddstlich von Walldorf ist eine einseitige Zubeseilung
der Bestandsleitung vorgesehen. Erhebliche Beeintrachtigungen kdnnen nach derzeitigem
Planungsstand fur die  betrachtungsrelevanten potenziell kollisionsgefahrdeten
charakteristischen Arten Steinschmatzer und Raubwirger der Lebensraumtypen 6120* und
2330 ausgeschlossen werden. Der betreffende Leitungsabschnitt liegt aulierhalb der
weiteren Aktionsraume (1.000 m und 1.500 m) der beiden Arten. Eine Querung mit der
Leitung ist in diesem Bereich somit nicht zu erwarten.

Weitere Teilgebiete nérdlich und westlich von Wallstadt liegen in ca. 1.200 m bis 2.500 m
Entfernung zum Trassenkorridor. Hier liegen Nachweise der Lebensraumtypen 2330 und
6120* vor. Beeintrachtigungen der potenziell kollisionsgefahrdeten betrachtungsrelevanten
Arten fUr die beiden Lebensraumtypen Steinschmatzer und Raubwirger kdnnen ebenfalls
ausgeschlossen werden. Fir beide Arten liegen weder im FFH-Gebiet konkrete Hinweise vor
noch sind die Arten im Bereich des betreffenden Messtischblatts nachgewiesen.

Fir die Teilgebiete westlich von Schwetzingen koénnen ebenfalls Beeintrachtigungen
potenziell kollisionsgefahrdeter Vogelarten ausgeschlossen werden. Die Teilgebiete liegen in
einem Abstand von 2.500 m und ca. 3.000m zum Trassenkorridor entfernt. Fur die
Teilgebiete sind aktuell keine bestehenden Lebensraumtypen vorhanden. Somit sind auch
keine charakteristischen Vogelarten von dem Leitungsvorhaben betroffen.

Erhebliche Beeintrachtigungen durch das Vorhaben auf stérungsempfindliche Arten kénnen
nach derzeitigem Planungstand fir die Arten Bechsteinfledermaus und die im Gebiet
vorkommenden charakteristischen stérungsempfindlichen Vogelarten vermieden werden.
Um  erhebliche Beeintrachtigungen durch Larm- und Lichtimmissionen der
Bechsteinfledermaus wahrend der Baumalnahmen in ihren potenziellen Habitaten zu
vermeiden, sind die Baumaflnahmen nur tagsuber durchzufiuhren. Zudem sind im
Nahbereich der Fledermausquartiere die Larmimmissionen auf ein Minimum zu reduzieren.
Hierzu fUhrt die Vorhabentragerin in ihren Unterlagen aus, dass Fahrzeuge und Gerate mit
Schallddmmung nach dem Stand der Technik und ggf. mobile Larmschutzvorrichtungen
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eingesetzt werden (vgl. Unterlagen gemaly § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.3.11, S. 174).
Sollten ggf. Stérungen wahrend der storungsempfindlichen Phasen des Winterschlafs und
der Wochenstubenzeit relevant werden, hat die Vorhabentragerin dargelegt, dass eine
Bauzeitenregelung in der jeweiligen storungsempfindlichen Phase als Malinahme
vorgesehen ist. Demnach werden die BaumalRnahmen aulerhalb der Winterschlafzeit und
aulerhalb der Wochenstubenzeit durchgefiihrt (werden (vgl. Unterlagen geman § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 8.2.3.11, S. 174). Falls stérungsempfindliche Vogelarten im Wirkraum
vorkommen, sind, um erhebliche Beeintrachtigungen zu vermeiden, die vorgesehenen
Baumallnahmen nur auferhalb der Brutzeit durchzufGhren (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.1.4.3, Tabelle 8-5, S. 129 ff.).

Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen nachvollziehbar dargelegt, dass nach
derzeitigem Planungsstand erhebliche Beeintrachtigungen durch summarische Wirkungen
der einzelnen Wirkfaktoren ausgeschlossen werden kodnnen (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 8.2.4, S. 175 ff.). Beeintrachtigungen kénnen durch geeignete
MaRnahmen vermieden bzw. soweit vermindert werden, dass erhebliche Beeintrachtigungen
der Erhaltungsziele der mafgeblichen Bestandteile des FFH-Gebietes ausgeschlossen
werden kdnnen.

Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen ebenso nachvollziehbar dargelegt, dass nach
derzeitigem Planungsstand erhebliche Beeintrachtigungen durch kumulative Wirkungen z.B.
anderer bereits bestehender Gefahrdungen (etwa bestehende Strom- und Telefonleitungen,
vgl. SDB, 2016c¢), Beeintrachtigungen und anderer noch nicht realisierter Plane und Projekte
vermieden bzw. ausgeschlossen werden koénnen. Die durch das Vorhaben potenziell
hervorgerufenen geringfligigen Beeintrachtigungen kénnen durch verschiedene Mallhahmen
komplett vermieden bzw. soweit gemindert werden, dass diese auch nicht mehr kumulativ zu
erheblichen Beeintrachtigen fuhren (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 8.2.5, S. 177 ff.).

Insbesondere bezliglich Vogelkollision bestatigen dies auch die Ergebnisse der erganzenden
Unterlagen der Vorhabentragerin (E-Mail ERM GmbH vom 17.04.2019). Die
charakteristischen Vogelarten im Gebiet, die als Brut- und Rastvogelarten eine mittlere
Mortalitdtsgefahrdung an Freileitungen nach Bernotat/ Dierschke (2016) aufweisen, bilden in
der Regel keine Ansammlungen. Zusatzliche Hinweise auf Ansammlungen dieser Arten
liegen ebenfalls nicht vor, weshalb von keiner erheblichen Beeintrachtigung auf Grund von
Kollision auszugehen ist. Wie oben erwahnt, kdnnen auch die charakteristischen Vogelarten
Weil3- und Schwarzstorch sowie der Grofle Brachvogel mit jeweils einer hohen
Mortalitdtsgefahrdung in den betroffenen Lebensraumtypen im Trassenkorridor vorkommen.
Steigende Bestandszahlen des Weildstorchs, die im Land Baden-Wurttemberg verzeichnet
werden und zu denen keine abweichenden Hinweise im gegenstandlichen Schutzgebiet
vorliegen, deuten jedoch darauf hin, dass von den bestehenden Freileitungen keine
erheblichen Beeintrachtigungen auf die charakteristische Art des Lebensraumtyps 6510
ausgehen. Darlber hinaus befinden sich stdwestlich des Trassenkorridors entlang des
Rheins gréRere und voraussichtlich deutlich besser geeignetere Rast- und Brutflachen fur
die Art. Der gleiche Lebensraumtyp ist auch flir den groRen Brachvogel als potenziell
charakteristische Rastvogelart geeignet. Da die Flache jedoch sehr klein ist und diese Art
ebenfalls in der Nahe grofere und geeignetere Rastflachen auffinden kann, ist eine haufige
Nutzung der Flache unwahrscheinlich. Im kleinflachig im Trassenkorridor vorkommenden
Lebensraumtyp 9160 koénnten die bestehenden Freileitungen zu Beeintrachtigungen des
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Schwarzstorchs flhren. Die Art kommt jedoch im Gebiet nur als Rastvogel vor. Zusatzlich ist
die Flache aufgrund der geringen GrofRe und der von ziehenden Schwarzstdrchen
bevorzugten feuchten Wiesen, Uberschwemmungsflachen und Bachen vermutlich nicht als
Rasthabitat geeignet.

Erhebliche Beeintrachtigungen durch kumulative Wirkungen der Beeintrachtigungen fir das
FFH-Gebiet aus dem Planungsabschnitt A zu Vorhaben Nr. 2 kénnen nach derzeitigem
Planungsstand ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlagel,
Kapitel 8.2.5.2, S. 178 f.).

Im Rahmen der kumulativen Wirkungen hat die Vorhabentragerin in ihren Unterlagen weitere
noch nicht realisierte Plane und Projekte betrachtet, deren Beeintrachtigungen in
Zusammenwirken mit dem gegenstandlichen Vorhaben relevant sind. Fir den Rhein-Neckar-
Kreis liegen zwei betrachtungsrelevante Vorhaben vor. Hierbei handelt es sich um die beiden
Bebauungsplane ,GroRe Mdihllach 11 und ,Golfplatz  Oftersheim®. Fir das
Bebauungsplangebiet ,GroRe Muhllach II, welches aullerhalb des FFH-Gebiets liegt, sind
keine negativen Auswirkungen auf das Gebiet zu erwarten, soweit Auflagen berucksichtigt
werden (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 8.2.5.3, S. 179 ff.). Auch fur
das Bebauungsplangebiet zum ,Golfplatz Oftersheim® sind keine erheblichen
Beeintrachtigungen zu erwarten, sofern die Festsetzungen des Bebauungsplans beachtet
werden. Insgesamt verbessert sich gemaR den nachvollziehbaren Angaben der
Vorhabentragerin durch verschiedene MalRnahmen die Gesamtsituation fur die FFH-
Lebensraumtypen und FFH-Arten. Fir die Stadt Mannheim sind zwei Vorhaben aufgeflihrt,
die kumulativ zu bericksichtigen sind. GemaR aktueller Auskunft der Stadt Mannheim und
des zustandigen Eisenbahnbundesamtes (AufBenstelle Karlsruhe/Stuttgart, vgl. E-Mail EBA
vom 28.03.2019) sind jedoch aktuell am Rangierbahnhof Mannheim keine
Genehmigungsverfahren anhangig oder kirzlich beschieden worden. Es sind somit keine
weiteren kumulativen Wirkungen zu berticksichtigen. Dies gilt auch fir den Umbau am
Umspannwerk Rheinau. Gemal® Angaben der Vorhabentragerin Amprion GmbH soll der
Umbau im Sommer 2019 abgeschlossen sein. Auswirkungen auf das Natura 2000-Gebiet,
die kumulativ in diesem Vorhaben zu bericksichtigen sind, werden sowohl von der Amprion
GmbH und auch dem Regierungsprasidium Karlsruhe verneint (vgl. E-Mail TransnetBW
GmbH vom 17.04.2019; E-Mail RP Karlsruhe vom 26.03.2019).

B.5.4.4.5.3 DE 6717-341 LuBBhardt zwischen Reilingen und Karlsdorf (FFH)

Das FFH-Gebiet LuBhardt zwischen Reilingen und Karlsdorf liegt innerhalb des
Trassenkorridors und erstreckt sich teilweise Uber dessen gesamte Breite von 1.000 m und
dariber hinaus. Es wird vom Trassenkorridor Uber eine Lange von 4.000 m im Teilgebiet
,LuBhardt mit Kriegbach-, Wagbach- und Saalbachniederung“ gequert und kann somit nicht
umgangen werden. Durch das Gebiet verlauft derzeit auf einer Lange von insgesamt von ca.
3.800 m eine 380 kV-Leitung mit 13 Masten. Die Vorhabentragerin plant, die bestehende
Leitung umzubauen. Die MaRnahmen sollen sich auf Arbeiten an der Beseilung und auf den
Austausch von Isolatoren beschranken (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 10.2.2.1, S.266f. und Karte 1.2.5). Der Korridor quert ebenfalls das Teilgebiet
,=Kraichbach®. Das Teilgebiet ,Magerrasen und Wald S und W Wiesental* wird nicht vom
Trassenkorridor gequert, ist jedoch moglicherweise aufgrund der Auswirkung durch Kollision
von charakteristischen Vogelarten mit Leitungen betroffen (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 10.2.3, S. 271. und Karte 1.2.5). Die sich aus der vorliegenden
Planung ergebenden anlage- und baubedingten Beeintrachtigungen von Lebensraumtypen
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sowie Arten und deren (Teil-)Habitaten kdnnen zwar nicht vollstdndig vermieden, jedoch
unter der Berucksichtigung verschiedener Malinahmen zur Schadensbegrenzung vermindert
werden, so dass es zu keinen voraussichtlichen erheblichen Beeintrachtigungen kommt.

Die Vorhabentragerin gibt an, dass erhebliche Beeintrachtigungen ggf. auch ausgeschlossen
werden kénnen, wenn die Leitung nicht innerhalb der Bestandstrasse sondern mit einem
Neubau in neuer Trasse realisiert wirde. Voraussetzung sei jedoch vermutlich eine
Waldlberspannung, eine geeignete Wahl der Maststandorte und weitere MalRnahmen zur
Schadensbegrenzung um die Beeintrachtigungen zu minimieren. Auf Grundlage der
vorliegenden Informationen ist jedoch nicht erkennbar, inwieweit eine Neutrassierung
innerhalb des Trassenkorridors tatsachlich ohne erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets
realisierbar ware. Hierfir liegen nach Prifung durch die Bundesnetzagentur keine
ausreichenden Angaben vor. Daher wird vorliegend davon ausgegangen, dass erhebliche
Beeintrachtigungen des FFH-Gebietes u.a. nur bei Nutzung der Bestandstrasse
ausgeschlossen werden konnen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlagel,
Kapitel 10.2.7.1, S. 288 f. und Karte 1.2.5).

Erhebliche Beeintrachtigungen des Gebietes in seinen flir die Erhaltungsziele oder den
Schutzzweck malgeblichen Bestandteilen sind nach aktuellem Kenntnisstand
ausgeschlossen, soweit

e das Vorhaben in der Bestandsleitung umgesetzt wird,

o die betroffen Lebensraumtypen 9110 und 9190 im Gebiet nicht befahren und die
Isolatoren zu Ful an den Mast herangebracht werden,

e Geholzruckschnitte innerhalb der Bestdnde der Lebensraumtypen 9110 und 9190
minimiert und bestehende Freiflachen zwischen den Baumen genutzt werden,

e auf die Fallung alterer Exemplare lebensraumtypischer Baumarten, Hohlenbaumen oder
Totholz innerhalb der Bestéande der Lebensraumtypen verzichtet wird,

¢ liegendes Totholz, das fur die Dauer der Arbeiten entfernt werden muss, nach Abschluss
der Arbeiten wieder in den Bestand eingebracht wird,

¢ keine Seilzugflachen innerhalb der Lebensraumtypen und Lebensstatten der betroffenen
Arten eingerichtet werden,

o auf die Fallung von potenziellen Brutbaumen fir Heldbock und Hirschkafer sowie
potenzieller Tragerbaumen des Grinen Besenmooses verzichtet wird,

e Baustelleneinrichtungsflachen und temporare Zuwegungen in Habitaten der Spanischen
Flagge minimiert bzw. aus den Habitaten verschoben und keine Baufahrzeuge in den
Lebensstatten eingesetzt werden,

e potenzielle Lebensstatten der Spanischen Flagge vorlaufend zur

Flacheninanspruchnahme gemaht werden,

keine baubedingte Verrohrung kleinerer Fliekgewasser erfolgt,

die Bauarbeiten tagstber durchgefihrt werden,

Larmimmissionen im Nahbereich von Fledermausquartieren minimiert werden und

die Baumalinahmen nur aufierhalb der Brutzeit der relevanten Vogelarten durchgefihrt

werden.

Anlagebedingte Beeintrachtigungen von Lebensraumtypen sowie Arten und deren (Teil-)
Habitate sind durch den Umbau der im Korridor bereits vorhandenen Trasse vollstandig
vermeidbar. Fur das Vorhaben soll eine Traverse der vorhandenen 380 kV-Leitung zubeseilt
werden, die derzeit nur einseitig belegt ist (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 10.2.3.3, S. 282 f.). Hierfir mussen Isolatoren ausgetauscht sowie Arbeiten an der
Beseilung durchgefiihrt werden. Eine Flacheninanspruchnahme durch neue Maststandorte
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ist nach Angaben der Vorhabentragerin hingegen nicht erforderlich (vgl. Unterlagen gemaR
§ 8 NABEG, Kapitel 10.2.3.1, S. 272).

Auch erhebliche Beeintrachtigungen durch anlagebedingte Kollisionen der potenziell
charakteristischen Vogelarten der Lebensraumtypen kénnen sicher ausgeschlossen werden.
Durch die geplante Umsetzung des Vorhabens entsteht zwar grundsatzlich ein neues
Anflugrisiko fur Vogelarten, jedoch wird die Sichtbarkeit der gesamten Leiterseilebene durch
eine Zubeseilung der einseitig belegten Traverse verbessert (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 10.2.3.4, S.282f.). Durch die vorgesehene beidseitige
Beseilung der Traversen liegen mehrere Leiterseile hintereinander und kénnen so als
Hindernis in Flugrichtung besser und friher wahrgenommen werden. Der Einschatzung der
Vorhabentragerin, dass das potenzielle Kollisionsrisiko nicht signifikant erhdoht wird, kann
deshalb gefolgt werden. Darlber hinaus steht als madgliche
Schadensbegrenzungsmalinahme eine Markierung des Erdseils zur Verfugung. Eine
Konkretisierung dieser Mallnahme kann im nachfolgenden Planfeststellungsverfahren
erfolgen.

Darliber hinaus kénnen auch aus folgenden fachlichen Griinden Kollisionsrisiken flr die
malgeblichen charakteristischen Vogelarten ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 10.1.4.3 Tabelle 10-5, S. 260 ff, Kapitel 10.2.2.2,
Tabelle 10-8, S. 267 ff i.V.m. Karte 1.2.5). Der Trassenkorridor befindet sich zwar innerhalb
moglicher  zentraler  und erweiterter ~ Aktionsraume  charakteristischer ~ und
kollisionsgefahrdeter Vogelarten. Von der Vorhabentragerin wurden dabei solche Arten
bertcksichtigt, deren ,weiterer Aktionsraum® groRer als die Entfernung zwischen der
Bestandsleitung und dem jeweiligen Lebensraumtyp ist (vgl. Unterlagen geman § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 10.2.3.3, S.281f.). Die Brutvogelarten Loffelente, Gansesager,
Haubentaucher, Hockerschwan, Blasshuhn, Teichhuhn, Zwergtaucher, Rohrweihe,
Sturmmowe, Steinkauz, Wiedehopf, Rotmilan und Schwarzmilan sowie die Rastvogelarten
Gansesager, Schellente und Raubwirger weisen eine mittlere vorhabenspezifische
Mortalitdtsgefahrdung auf (vgl. Bernotat/ Dierschke 2016, Kapitel 8.2.2, S.72ff und
Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 10.2.2.2, S. 268 ff). Die Brutvogelarten Knakente,
Krickente, Tafelente, Tupfelsumpfhuhn, Zwergdommel und Waldschnepfe sowie die
Rastvogelarten Rohrdommel, Nachtreiher, GroRer Brachvogel und Schwarzstorch weisen
eine hohe, die Arten Purpurreihner und Weillstorch sogar eine sehr hohe
vorhabensspezifische Mortalitdtsgefahrdung auf (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 10.2.3.3, S. 281 f.). Die Lebensraumtypen aller weiteren charakteristischen
Arten kommen nicht im Wirkraum des geplanten Umbaus vor. Der Trassenkorridor befindet
sich ebenfalls nicht im weiteren Aktionsraum dieser charakteristischen Arten.

Erhebliche Beeintrachtigungen von charakteristischen Arten der Waldlebensraumtypen
9110, 9130 und 9190, die zum Teil unter der Bestandstrasse verlaufen, sind auszuschlief3en,
da diese lediglich eine geringe oder sehr geringe Mortalitatsgefahrdung aufweisen.

Auch fir die charakteristischen Arten des Gewasserlebensraumtyps 3150 kdnnen erhebliche
Beeintrachtigungen durch Kollision voraussichtlich ausgeschlossen werden. Hier sind neben
den als nicht kollisionsgefahrdet eingestuften Arten die Vogelarten Léffelente, Ganseséger,
Haubentaucher, Ho&ckerschwan, Blasshuhn, Schellente, Teichhuhn, Zwergtaucher,
Rohrweihe und Sturmmoéwe mit einem mittleren, Knak-, Krick- und Tafelente,
Tapfelsumpfhuhn, Rohrdommel, Nachtreiher und Zwergdommel mit einem hohen und der
Purpurreiher als potenzielle charakteristische Vogelart mit einem sehr hohen Kollisionsrisiko
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genannt (vgl. Unterlagen gemafR® § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 10.2.3.3, S. 281 f.). Jedoch
befindet sich der oben genannte Lebensraumtyp in einer Entfernung von ca. 500 m sudlich
der Trassenkorridors und ca. 1.000 m sidlich der Bestandsleitung im Wald. Da auf der
ndrdlichen Seite der Bestandstrasse bis in gréRere Entfernung keine weiteren Gewasser
liegen, ist hier nicht von regelmafigen Flugbewegungen dieser betroffenen Vogelarten Gber
die Trasse und somit nicht von einer erheblichen Beeintrachtigung durch anlagebedingten
Kollisionen von Vdégeln mit Leitungen auszugehen (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG,
Anlage |, Karte 1.2.5).

Die Bestandstrasse quert im Osten den Teilbereich ,Kraichbach® des FFH-Gebietes. Dieser
stellt den Lebensraumtyp Flieligewasser mit flutender Wasservegetation (3260) dar. Hier
wird als potenzielle charakteristische Vogelart neben den als nicht kollisionsgefahrdet
eingestuften Arten das Teichhuhn mit einer mittleren vorhabenspezifischen
Mortalitdtsgefahrdung angenommen. Fir in dieser Weise eingestufte Arten besteht lediglich
ein Kollisionsrisiko bei groRen Ansammlungen und Brutkolonien. Es liegen keine
Informationen vor, aufgrund derer vorliegend eine solche Situation anzunehmen ist (vgl.
Unterlagen gemaly § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 10.2.3.3, S.281f. i.V.m. Karte 1.2.5).
Daruber hinaus steht eine Markierung des Erdseils als mogliche
Schadensbegrenzungsmalnahme zur Verfligung. Eine Konkretisierung dieser Mallhahme
kann im nachfolgenden Planfeststellungsverfahren erfolgen.

Anlage- oder baubedingte Beeintrachtigungen der Lebensraumtypen 6430, 6510, 9160 und
91E0* sind nach den nachvollziehbaren Aussagen der Vorhabentragerin ausgeschlossen, da
sich diese aullerhalb des Wirkraums der Flacheninanspruchnahme durch
Baustelleneinrichtungsflachen, ggf. erforderliche Zuwegungen und Seilzugflachen befinden.
Die baubedingte Veranderung von Oberflachengewassern, die den Lebensraumtyp 3260 als
fur die Erhaltungsziele mafRgeblichen Bestandteil beeintrachtigen kdnnten, ist zum jetzigen
Planungsstand auszuschlieRen, da die bestehenden Maststandorte Gber das vorhandene
Wegenetz oder die temporaren Zuwegungen erreicht werden konnen.

Baubedingte Beeintrachtigungen der Lebensraumtypen 9110, 9190 und der Habitate der
Arten Hirschkafer, Heldbock, Griines Besenmoos, Bechsteinfledermaus, GroRes Mausohr
und Teilhabitate der Spanischen Flagge sind aufgrund deren Lage im Gebiet voraussichtlich
nicht vollstandig vermeidbar. Erhebliche Beeintrachtigungen der fir die Erhaltungsziele oder
den Schutzzweck malRgeblichen Bestandteile sind jedoch bei der Anwendung von
Vermeidungs- und MinderungsmalRnahmen ausgeschlossen (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 10.2.3.1, S. 272 ff.). In den Waldlebensraumtypen 9110 und
9190 sowie in den Habitaten von Hirschkafer, Heldbock und Griines Besenmoos kann
aufgrund des lediglich vorgesehenen Isolatorentauschs auf das Befahren der Bestande der
Lebensraumtypen sowie auf das Ausholzen der 200 gm grof3en Montageflachen verzichtet
werden. Wenn erforderlich ist das Anbringen der Isolatoren zu Ful3 mdéglich. Bei der
Einrichtung der Arbeitsflache um die betroffenen Maste und der temporaren Zuwegungen
kénnen durch den Verzicht auf Fallungen alterer Baumexemplare, von Hoéhlenbaumen,
potenzieller Brutbdume, potenzieller Tragerbdume und von Totholz in den Bestanden des
Lebensraumtyps Beeintrachtigungen der Lebensraumtypen ausgeschlossen werden.
Gegebenenfalls flr den Zeitpunkt der Bauarbeiten zu entfernendes liegendes Totholz ist
nach Abschluss der Bauarbeiten wieder in den Bestand einzubringen. Am Abspannmast
bendtigte Seilzugflachen kdénnen aufierhalb des Lebensraumtyps eingerichtet werden, um
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erhebliche Beeintrachtigungen durch Flacheninanspruchnahme des Lebensraumtyps 9110
und der Lebensstatten von Hirschkafer und Griinem Besenmoos zu vermeiden.

Die Spanische Flagge besiedelt bevorzugt zeitweise besonnte Flachen in Waldern und an
deren Aufen- und Innenrandern mit Staudenfluren und Nektarhabitaten. Da diese Strukturen
im Schutzgebiet nur vereinzelt angetroffen werden, ist von einer zwar weitrdumigen
Verbreitung der Art, jedoch nur in geringer Dichte auszugehen (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlagel, Kapitel10.2.3.1, S.279ff.) Die Vorhabentragerin erklart
nachvollziehbar, dass mit geeigneten MalRnahmen wie einer Minimierung der
Flacheninanspruchnahme in den Lebensstatten, der Verschiebung der Arbeitsflachen,
Zuwegungen und Seilzugflachen aus den Lebensstatten der Art falls erforderlich sowie einer
vorlaufenden Mahd zur Flacheninanspruchnahme der Nektarhabitate keine erheblichen
Beeintrachtigungen fir die Spanische Flagge entstehen.

Die Lebensstatten fir die Bechsteinfledermaus und das GroRe Mausohr umfassen das
gesamte Waldgebiet bzw. beim GroRen Mausohr das gesamte FFH-Gebiet. Somit befinden
sich 12 Tragmasten und ein Abspannmast innerhalb der Lebensstatten der Arten. Die
Vorhabentragerin beschreibt nachvollziehbar, dass mit den oben genannten MaRnahmen auf
die Fallung von Alt- und Ho6hlenbaumen verzichtet werden kann. Die erforderliche
Flacheninanspruchnahme von ca. 8.000 gm fur die Seilzugflachen des Abspannmastes, der
sich am Rande des FFH- Gebietes befindet, kann auRerhalb des FFH- Gebietes und somit
auch aulerhalb der Lebensstatten der Fledermausarten verlegt werden. Somit sind
voraussichtliche erhebliche Beeintrachtigungen ausgeschlossen (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 10.2.3.1, S. 277 ff.). Die von der Bechsteinfledermaus und
dem groflen Mausohr genutzten unterholzreichen Walder werden durch die Nutzung von
Freiflachen und das Anbringen der Isolatoren zu Full lediglich geringfliigig von
Gehdlzrickschnitten betroffen, so dass keine erheblichen Beeintrachtigungen verbleiben.

Erhebliche Beeintrachtigungen stérungsempfindlicher Arten durch baubedingte Stérungen
kénnen nach derzeitigem Planungstand fur die Fledermausarten und die im Gebiet
vorkommenden charakteristischen stérungsempfindlichen Vogelarten vermieden werden.
Um erhebliche Beeintrachtigungen durch Larm- und Lichtimmissionen der geschutzten
Fledermduse wahrend der Baumalnahmen in ihren potenziellen Habitaten zu vermeiden,
sind die Baumallinahmen nur tagsiber durchzuflhren. Zudem sind im Nahbereich der
Fledermausquartiere die Larmimmissionen auf ein Minimum zu reduzieren. Hierzu flhrt die
Vorhabentragerin in ihren Unterlagen aus, dass Fahrzeuge und Gerate mit Schalldammung
nach dem Stand der Technik und ggf. mobile Larmschutzvorrichtungen eingesetzt werden
(vgl. Unterlagen gemald § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 10.2.3.4, S. 283 f). Daruber hinaus
stehen falls erforderlich noch Bauzeitenregelungen wahrend der stérungsempfindlichen
Phasen des Winterschlafs und der Wochenstubenzeit zur Verfligung. Nachweise fur
verschiedene stérungsempfindliche Vogelarten liegen fur das FFH-Gebiet vor (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 10.2.3.4, S.284 und Tabelle 10-5,
S. 260 ff.). Um erhebliche Beeintrachtigungen der relevanten Vogelarten zu vermeiden, sind
die vorgesehenen BaumalRnahmen nur auferhalb der Brutzeit durchzufthren.

B.5.4.4.5.4 DE 6716-341 Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim (FFH)

Das FFH-Gebiet Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim wird vom Trassenkorridor
an zwei Stellen im stdlichen Teil des gegenstandlichen Vorhabens zwischen Neuluf3heim
und Waghausel und im Bereich des Philippsburger Altrheins gequert. Das FFH-Gebiet kann
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an beiden Stellen zwischen NeuluBheim und Waghausel im Bereich der Wagbachniederung
und am Philippsburger Altrhein nicht umgangen werden (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 9.2.7, S. 242 und Karte 1.2.1). Fur die Bereiche zwischen NeuluBheim und
Waghausel und am Philippsburger Altrhein sind nach derzeitigem Planungstand der
Vorhabentragerin lediglich geringfligige Anpassungen in Form von Zubeseilung und
Isolatorentausch geplant. Im Bereich der Wagbachniederung befinden sich derzeit zwei
Maste auf der Gebietsgrenze zum FFH-Gebiet. Im Bereich des Philippsburger Altrheins
befinden sich aktuell drei Maste innerhalb des FFH-Gebiets. Am Netzverknlpfungspunkt des
Kernkraftwerks Philippsburg ist in einer Entfernung von ca. 300 m zum FFH-Gebiet nach
aktuellem Planungsstand der Vorhabentragerin ein Leitungsneubau auf einer Lange von ca.
380 m geplant. In ca. 2.200 m Entfernung zum Schutzgebiet verlauft die potenzielle
Trassenachse in Hohe Mannheim-Rheinau, wo nach derzeitigem Planungsstand ein
Ersatzneubau in bestehender Trasse als Parallelneubau geplant ist (vgl. Unterlagen gemaf}
§ 8 NABEG, Kapitel 9.2, S.218f). Hier ist nur die Wirkung der Vogelkollision
betrachtungsrelevant.

Erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim
in seinen fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maRgeblichen Bestandteilen sind
nach derzeitigem Planungsstand voraussichtlich ausgeschlossen soweit

e das Vorhaben in der Bestandsleitung umgesetzt wird,

o die bendtigten Seilzugflachen und Zuwegungen so angepasst bzw. verschoben werden,
dass Eingriffe in Pufferzonen des Lebensraumtyp 3150 minimiert werden,

e Lebensraumtypen und essentielle Habitatbestandteile der Arten baubedingt nicht in
Anspruch genommen werden,

e im Nahbereich der Fledermausquartiere des GroRen Mausohrs Baumalnahmen nur
tagsuber durchgeflinrt sowie Larmemissionen durch den Bau minimiert werden,

o die potenziell charakteristischen Reptilien und Amphibien vor Baubeginn abgesammelt
und die Bauflachen mit geeigneten Schutzzaunen abgesperrt oder die Baumalnahmen
aullerhalb der Wanderungszeit bzw. Hauptaktivitatszeit der relevanten Amphibien und
Reptilien durchgefihrt werden,

e die BaumalRnahmen (inkl. Baufeldfreimachung) auRerhalb der Fortpflanzungs-, Aufzucht-
und Rastzeiten der potenziell charakteristischen Brut- und Rastvogelarten durchgefuhrt
werden und

e das Erdseil markiert wird.

In den Bereichen, in denen die Vorhabentragerin die Bestandstrasse mit geringflgigen
Anpassungen nutzen will, sind Auswirkungen auf Vegetation und die Habitate durch
Baustelleneinrichtungsflachen und Zuwegungen zu erwarten (vgl. Unterlagen gemal § 8
NABEG, Anlage I, Kapitel 9.2.3.1, S. 225 ff.). Hierfir missen Isolatoren ausgetauscht sowie
Arbeiten an der Beseilung durchgeflihrt werden. Fir die bendtigten Montageflachen hat die
Vorhabentragerin eine Flache von ca. 200 gm angenommen (vgl. Unterlagen gemall § 8
NABEG, Anlage I, Kapitel 9.2.3.1, S. 226). Die Vorhabentragerin fuhrt in ihren Unterlagen
aus, dass die bendétigten Seilzugflachen im Bereich der Wagbachniederung auf3erhalb des
FFH-Gebiets platziert werden. Beeintrachtigungen durch Flacheninanspruchnahme der
Lebensraumtypen 3140 und 3260 konnen, wie von der Vorhabentragerin nachvollziehbar
beschrieben (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.1, S. 226, 227), flir
Vorkommen bei den Wagbachniederungen und im Bereich des Philippsburger Altrheins
ausgeschlossen werden. Vorkommen der Lebensraumtypen 6210%, 6410, 6430, 6440,
9160,91E0* und 91F0 kann die Vorhabentragerin, wie in den Unterlagen dargelegt, anhand
von vorlaufigen Kartierungsergebnissen des in Aufstellung befindlichen Managementplans
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zum FFH-Gebiet (RPK, 2016) im Umfeld der Maststandorte ausschlieRen, so dass eine
Beanspruchung der Lebensraumtypen fur bauliche Flachen ausgeschlossen werden kann.
Erhebliche Beeintrachtigungen der Pufferzonen des Lebensrautyps 3150 und Flachen des
LRT 6510, die ggf. durch Montageflachen (200 gm pro Mast) geringflgig punktuell und nur
zeitlich eng begrenzt in Anspruch genommen werden, sind nicht zu erwarten (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.1, S. 227). Temporar bendétigte Seilzugflachen
und Zuwegungen sind demnach so anzupassen bzw. zu verschieben, dass Eingriffe
vermieden bzw. minimiert werden kénnen (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 9.2.3.1, S. 227).

Beeintrachtigungen der FFH-Arten Gelbbauchunke, Dunkler Wiesenknopf-Ameisenblauling,
Heller Wiesenknopf-Ameisenblauling, Heldbock, Hirschkafer, Eremit, Grolier Feuerfalter,
Haarstrangwurzeleule, Schmale Windelschnecke, Bauchige Windelschnecke und
Kammmolch durch temporare Flacheninanspruchnahme sind nicht zu erwarten. Vorkommen
der Arten sind aktuell im Gebiet gemall Standard-Datenbogen 2017 bzw. Managementplan
(Entwurf) nicht verzeichnet (vgl. Unterlagen gema® § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.1,
S. 228 f. und Kapitel 9.1.3.2, S. 197 ff.). Um potenziell geeignete Habitate der Arten nicht zu
beeintrachtigen koénnen zudem die Baustelleneinrichtungsflachen, Seilzugflachen und
Zuwegungen so angepasst und verschoben werden, dass diese aulderhalb der potenziellen
Habitate der FFH-Arten liegen (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.1,
S. 228). Die vorgesehenen Umbaumalnahmen stehen somit den Erhaltungszielen nicht
entgegen.

Fir das GroRe Mausohr sind erhebliche Beeintrachtigungen durch die temporare
Flacheninanspruchnahme unter Berucksichtigung geeigneter Vermeidungs- bzw.
Minderungsmalnahmen nicht zu erwarten. Die Vorhabentragerin fihrt in ihren Unterlagen
nachvollziehbar aus, dass nach den vorlaufigen Kartierungsergebnissen zum
Managementplan des FFH-Gebiets (RPK, 2016) die Lebensstatte des GrolRen Mausohrs
annahernd das gesamte FFH-Gebiet im Bereich des Philippsburger Altrheins umfasst (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlagel, Karte 1.2.4). Demnach befinden sich drei
Tragmaste innerhalb der Lebensstatten der Art, die voraussichtlich als Tages- und
Paarungsquartiere genutzt werden. Um Stérungen zu vermeiden, kdénnen gemal den
Ausflhrungen der Vorhabentragerin die Isolatoren zu Ful® an die Masten herangebracht
werden. Notwendige Arbeitsflachen werden mdéglichst auf bestehenden Freiflachen zwischen
den Baumen errichtet, um Gehdlzrickschnitte innerhalb der Habitate weitestgehend zu
minimieren. Auf die Fallung von Altbdumen und Hoéhlenbdumen innerhalb der Habitate des
Grolken Mausohrs wird verzichtet. Geringfugige Gehodlzrickschnitte von Jungwuchs und
Strauchern, die ggf. durchgefihrt werden miuissen, stehen im Einklang mit den
Erhaltungszielen fir die Art. Die durchzufihrenden Malnahmen stehen insgesamt den
Erhaltungszielen der aktuellen FFH- Verordnung nicht entgegen (vgl. Unterlagen gemaR § 8
NABEG, Anlage |, Kapitel 9.1.3.2, S. 208 ff. und Kapitel 9.2.3.1, S. 229 ff.; FFH-VO 2018,
Anlage I).

Beeintrachtigungen von Oberflachengewassern im Gebiet sind nicht zu erwarten, da nach
derzeitigem Planungstand alle geplanten und vorhandenen Maststandorte Uber das
bestehende Wegenetz erreichbar sind.

Beeintrachtigungen der geschitzten Reptilien- und Amphibien-Arten sowie der

charakteristischen Arten der LRT nach Anhang | FFH-Richtlinie im Gebiet durch

Individuenverlust und Fallenwirkung sind im Bereich des Neubauabschnittes im
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Philippsburger Altrhein nicht auszuschlieRen. Zwar liegen im Umkreis des Trassenkorridors
keine Nachweise vor, dennoch ist ein Vorkommen der Arten nicht auszuschlieRen.
Beeintrachtigungen konnen jedoch durch das Aufstellen eines Amphibien- /
Reptilienschutzzauns und der Absammlung von Individuen, die sich auf dem Baufeld
befinden, vermieden werden. Zusatzlich kann eine Bauzeitenregelung festgesetzt werden,
um Beeintrachtigungen wahrend der Wanderungszeit bzw. der Hauptaktivitatszeit zu
vermeiden (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.3, S. 231).

Beeintrachtigungen durch die baubedingte Stérung des GroRen Mausohrs und
charakteristischer  stérungsempfindlicher  Vogelarten  kdnnen nach  derzeitigem
Planungsstand voraussichtlich ausgeschlossen werden. Fir das GroRe Mausohr hat die
Vorhabentragerin aufgezeigt, dass die im FFH-Gebiet betroffenen Flachen als potenzielles
Jagdhabitat bzw. als Tages- und Paarungsquartier genutzt werden. Baumhoéhlen dienen der
Art auch als Sommer- und Zwischenquartiere. Um Beeintrachtigungen der Art im FFH-Gebiet
auszuschlieBen, sind die Baumaflnahmen nur tagsuber und somit aulerhalb der
Aktivitatszeiten der Art durchzufUhren. Zudem sind Larmimmissionen im Nahbereich der
Fledermausquartiere durch den Einsatz von Fahrzeugen und Geraten mit Schallddmmung
und mobilen Schallschutzvorrichtungen zu minimieren (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 9.2.3.5, S. 236 f.). Beeintrachtigungen durch baubedingte Stérungen von
charakteristischen Vogelarten kdnnen grundsatzlich mit einer Bauzeitenregelung vermieden
werden. Demnach sind die BaumaRnahmen (inkl. Baufeldfreimachung) auflierhalb der
Fortpflanzungs-, Aufzucht- und Rastzeiten durchzuflihren.

Eine signifikante Erhéhung des Kollisionsrisikos flir geschitzte und charakteristische
Vogelarten durch das Vorhaben ist nach derzeitigem Planungsstand nicht zu erwarten. Der
Trassenkorridor befindet sich zwar innerhalb mdglicher Aktionsrdume geschutzter und
charakteristischer potenziell kollisionsgefahrdeter Vogelarten (vgl. Unterlagen gemal § 8
NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.4, Tabelle 9-9, S. 232 ff). Nach aktuellem Planungsstand ist
das FFH-Gebiet aber nicht direkt von dem Neubau betroffen (vgl. Unterlagen gemaR § 8
NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.4, S. 235 und Karte 1.2.4 zum FFH-Gebiet 6716-341 Nr.2).
Dennoch sind die Bereiche der Wagbachniederungen, die Bereiche sudwestlich von Rheinau
und der Bereich am Netzverknupfungspunkt Philippsburg (Philippsburger Altrhein)
betrachtungsrelevant.

Die Vorhabentragerin hat in erganzenden Unterlagen nachgewiesen, dass nach derzeitigem
Planungsstand erhebliche Beeintrachtigungen durch kumulative Wirkungen mit bereits
bestehenden Vorbelastungen ausgeschlossen werden kénnen. Die im Standard-Datenbogen
(SDB 2017) aufgefuhrten vorhanden Bedrohungen und Belastungen wie etwa durch Strom-
und Telefonleitungen sind nach derzeitigem Planungstand nicht geeignet, kumulativ mit den
durch das Vorhaben auftretenden Auswirkungen das FFH-Gebiet in seinen fir die
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maligeblichen Bestandteilen erheblich zu
beeintrachtigen.

Am Netzverknupfungspunkt Philippsburg plant die Vorhabentragerin, den geplanten
Leitungsneubau Uberwiegend Uber das Gelande des Kernkraftwerks zu flihren. Die
Vorhabentragerin gibt hierzu eine Strecke von ca. 620 m an (vgl. Unterlagen gemaR § 8
NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.4, S. 236). Die verbleibenden ca. 240 m des geplanten
Neubaus sollen, wie von der Vorhabentragerin dargelegt, mit den bereits jetzt bestehenden
Leitungen, die zum Umspannwerk auf dem Kernkraftwerksgelande verlaufen, gebundelt
werden. Zwar flhrt das Bundesamt flr Naturschutz in seiner Stellungnahme aus, dass durch
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den geplanten Neubau von einer hdheren Konfliktintensitat auszugehen sei als die
Vorhabentragerin annimmt (vgl. Stellungnahme vom 14.03.2018). Jedoch folgt die
Bundesnetzagentur nach entsprechender Uberpriifung aufgrund der Vorbelastung durch das
Kernkraftwerk und die bereits bestehenden Leitungen sowie aufgrund der Kirze des
Neubaus letztlich der Argumentation der Vorhabentragerin. Insbesondere sind in diesem
Bereich des Trassenkorridors keine Flugbewegungen, z.B. in Form von Nahrungsfliigen, zu
erwarten. Vielmehr ist aufgrund der Habitatausstattung davon auszugehen, dass potenzielle
Austauschbeziehungen oder auch funktionale Beziehungen entlang der Altrheinarme des
Schutzgebiets und zu anderen am Rheinufer gelegenen Schutzgebieten stattfinden. Das
Vorhaben steht daher funktionalen Beziehungen oder Austauschbeziehungen zu anderen
Schutzgebieten oder Teilgebieten des FFH-Gebiets nicht entgegen.

Eine Erhoéhung des Kollisionsrisikos entlang des Leitungsabschnittes am Philippsburger
Altrhein, in dem nach aktuellem Planungstand an der bestehenden Leitung lediglich einseitig
Traversen zubeseilt werden, ist nicht zu erwarten. Durch die bereits jetzt schon einseitige
Beseilung der Traversen entsteht keine neue Leiterseil bzw. Kollisionsebene. Zusatzlich
erhdht die Zubeseilung insgesamt die Sichtbarkeit der Leiterseilebene. Einem zusatzlichen
Anflugrisiko, welches grundsatzlich durch eine Zubeseilung entstehen kann, wird somit
nachvollziehbar entgegengewirkt (vgl. Unterlagen gemall §8 NABEG, Anlagel,
Kapitel 9.2.3.4, S. 235). Zudem finden die Kollisionen i.d.R. mit dem Erdseil und nicht mit
den im Verhaltnis besser sichtbaren Leiterseilen statt (vgl. FNN, 2014, Rassmus et al.,
2009). Dieses bliebe unverandert. Falls erforderlich, kann die Sichtbarkeit des Erdseils durch
Markierung zusatzlich erhéht werden. Es liegen jedoch weder konkrete Hinweise fir
kollisionsgefahrdete charakteristische Vogelarten in diesem Bereich des FFH-Gebiets vor
(vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 9.2.3.4, S. 234 ff.) noch sind Hinweise
im Rahmen der Behérden- und Offentlichkeitsbeteiligung sowie auf dem Erérterungstermin
gemal §§ 9f. NABEG ergangen. Gleichzeitig kdnnen auch erhebliche Beeintrachtigungen
durch kumulative Wirkungen mit bereits bestehenden Freileitungen ausgeschlossen werden.
Die Lebensraumtypen 6510 und 91F0 sind im Schutzgebiet nur relativ kleinflachig im
Trassenkorridor vorhanden. Auch im weiteren Aktionsraum der Arten sind die Flachen nur
mit einem geringen Anteil vertreten. Der Trassenkorridor befindet sich auflerhalb des
weiteren Aktionsradius’™ der Arten eines Groldteils der Lebensraumtypen. Eine erhebliche
Beeintrachtigung der charakteristischen Vogelarten durch die bestehenden Leitungen ist
somit als nicht wahrscheinlich einzustufen. Der Lebensraumtyp 3260 befindet sich in einem
grolleren Anteil im Trassenkorridor sowie Uberwiegend im weiteren Aktionsraum der dort
charakteristischen Vogelart Teichhuhn. Die Art weist eine mittlere Mortalitdtsgefahrdung auf
(vgl. Bernotat et al., 2018), bildet potenziell Ansammlungen und ist somit prifungsrelevant.
Die Vorhabentragerin legt ihren erganzenden Unterlagen den weiteren Aktionsraum der Art
von 1.000 Meter aus Rogahn/Bernotat (2016) zugrunde. In Bernotat et al. 2018 wurde der
Wert des weiteren Aktionsradius des Teichhuhn auf 500 Meter reduziert. Somit verringert
sich infolgedessen die Flache des betroffenen LRT im weiteren Aktionsradius weiter. Die
Habitateignung der Lebensraumtypen 3260 und 3150 in der Nahe der bestehenden
Leitungen ist nicht gunstiger als andere Wasserflachen im Umfeld. Eine besondere Haufung
der charakteristischen Vogelarten im Bereich der bestehenden Leitungen ist somit nicht
anzunehmen. Das querende Trassenband bestand auch bereits vor Ausweisung des FFH-
Gebiets. Ein Gewohnungseffekt fur die Brutvogel und ggf. Uberwinternde Végel kann
zusatzlich angenommen werden.
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Flachen des FFH-Gebiets liegen auch im Bereich des Umspannwerks Rheinau in einem
Abstand von weniger als 3000 m zum Trassenkorridor. In diesem Teilabschnitt plant die
Vorhabentragerin, das Vorhaben als Parallelneubau im bestehenden Trassenband und
Ersatzneubau in bestehender Trasse umzusetzen. Als einziger Lebensraumtyp, der eine
charakteristische Vogelart mit einem relevanten weiteren Aktionsraum aufweist, ist hier der
Lebensraumtyp 6510 zu nennen. Der Rotmilan als charakteristische Vogelart mit einem
weiteren Aktionsraum von 3000 m weist gemall Bernotat et al. (2018) eine mittlere
Mortalitdtsgefahrdung auf und bildet als Brutvogel keine Ansammlungen. Auch als Rastvogel
sind keine Ansammlungen zu erwarten, da der Lebensraumtyp im betrachtungsrelevanten
Bereich nur kleinflachig vorhanden ist. Zudem sind im Bereich des Trassenkorridors keine
gunstigeren Nahrungshabitate zu erwarten im Vergleich zu den Gbrigen Offenlandbereichen
im naheren Umfeld des FFH-Gebiets. Bedeutsame und haufig frequentierte
Flugbewegungen kénnen daher ausgeschlossen werden. Aus den genannten Grinden ist
gleichzeitig davon auszugehen, dass auch die bereits bestehende Vorbelastung nicht zu
einer Beeintrachtigung der charakteristischen Art im FFH-Gebiet fuhrt. Die Vorhabentragerin
fuhrt in ihren Unterlagen nachvollziehbar aus, dass die im Standard-Datenbogen
aufgeflhrten bestehenden Beeintrachtigen im Wesentlichen aus Freizeitnutzung resultieren,
vorhabenbedingte Beeintrachtigungen durch Stérung zudem durch Mallnahmen zur
Schadensbegrenzung vermieden werden und sich keine Beeintrdchtigungen durch
kumulative Wirkungen ergeben.

Im Querungsbereich der Wagbachniederung wird nach dem gegenwartigen Planungsstand
die untere Traverse einseitig zubeseilt. Die freiliegende obere Traverse wird nicht zubeseilt
(vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.4, S. 234). Aus den Unterlagen
geht zudem hervor, dass die untere Traverse in Teilen durch eine bestehende Pappelreihe
verdeckt wird. Die bestehende Pappelreihe dient somit als natlrliche Leitstruktur, die von
den Vdgeln Uberflogen wird (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 9.2.3.4,
S. 234). Ein Konflikt mit der zubeseilten Traverse entsteht somit durch den Uberflug
grundsatzlich nicht. Eine signifikante Erhéhung des Kollisionsrisikos fir charakteristische
Vogelarten ist nach derzeitigem Planungsstand in diesem Bereich der Leitung nicht zu
erwarten. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass durch die Zubeseilung der Traverse die
Sichtbarkeit der Leiterseile insgesamt erhdht wird. Zudem besteht die Mdglichkeit, dass mit
Hilfe einer Erdseilmarkierung die Sichtbarkeit des Erdseils erhdht wird. Innerhalb des
Trassenkorridors befinden sich die Lebensraumtypen 3150 und 3260, welche grundsatzlich
kollisionsgefahrdete charakteristische Vogelarten aufweisen (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.4, Tabelle 9-9, S. 232 ff.). Der Purpurreiher besitzt
gemal Bernotat/ Dierschke (2016) grundsatzlich ein hohes Kollisionsrisiko. Hier weist die Art
eine sehr hohe vorhabentypspezifische Mortalitatsgefahrdung auf. Dabei kdénnen sich
demnach bereits geringe konstellationsspezifische Risiken negativ auf den
Erhaltungszustand der Arten auswirken (vgl. Bernotat/ Dierschke 2016, S 71 ff.). Unter
Berucksichtigung der Planung der Vorhabentragerin sowie der Moglichkeit einer Markierung
des Erdseils ist jedoch auch fir diese Art ausgeschlossen, dass durch die Realisierung des
Vorhabens insoweit relevante Kollisionsrisiken entstehen kdnnen. Die Vorhabentragerin fuhrt
in ihren Unterlagen aus, dass der Purpurreiher die bestehende Pappelreihe als Leitstruktur
zum Uberflug nutzt. Dariiber hinaus konnte die Vorhabentragerin in ergdnzenden Unterlagen
zum Bereich der Wagbachniederung nachvollziehbar darlegen, dass Anfluge der Art
unterhalb der Leitung aufgrund des Baumbewuchses nicht wahrscheinlich sind (vgl. E-Mail
TransnetBW GmbH vom 18.02.2019). Aus der Vertraglichkeitsprifung zum
Vogelschutzgebiet Wagbachniederung geht zudem hervor, dass der aktuelle
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Erhaltungszustand des Purpurreihers mit A (hervorragend) angegeben ist (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.1.5, Tabelle 15-7, S. 416). Aufgrund des guten
Erhaltungszustandes ist nicht davon auszugehen, dass die bereits jetzt schon bestehende
Freileitung eine Beeintrachtigung der Art darstellt und ein Uberfliegen der Leitung Konflikte
erwarten lasst. Da durch die geplante Mallnahme keine neuen Hindernisse entstehen,
welche sich negativ auf die Population auswirken kénnen, und die Sichtbarkeit durch die
Zubeseilung sogar erhoht wird, ist auch nicht von einer Verschlechterung des
Erhaltungszustandes auszugehen.

Im Rahmen der Flugbewegungsbetrachtung der Vorhabentragerin (val.
Flugbewegungserfassung BFF, 2019) wurden ebenfalls die charakteristischen Arten des
FFH-Gebiets betrachtet, die auf Grund der Lage der Lebensraumtypen im weiteren
Aktionsraum potenziell vorkommen und mdglicherweise die Bestandsleitung Uberfliegen
konnen. Erhebliche Beeintrachtigungen der charakteristischen Vogelarten, die gleichzeitig
maligebliche Bestandteile des Vogelschutzgebiets Wagbachniederung darstellen, kénnen
ausgeschlossen werden (vgl. Ausfihrungen im Kapitel B.5.4.4.5.6). Von den weiteren
relevanten charakteristischen Arten konnten nur die Bekassine, der Hdckerschwan, die
Kornweihe, der Rotmilan und die Turteltaube beobachtet werden. Relevante
Flugbewegungen flir die Gbrigen Arten sind in diesem Bereich somit nicht ersichtlich. Die
beobachteten Arten traten nur in geringer oder sehr geringer Haufigkeit auf. Eine erhebliche
Beeintrachtigung der Arten, auch durch die bestehende Leitung, kann deshalb
ausgeschlossen werden. Die Bekassine weist zwar grundsatzlich als Brutvogel eine sehr
hohe Anfluggefahrdung auf, wurde jedoch gemal den Angaben der Vorhabentragerin in den
vergangenen zwanzig Jahren dort nicht mehr als Brutvogel nachgewiesen. Auch der
Nachtreiher und der Steinkauz, die beide ddmmerungs- und nachtaktiv sind, konnten im
Gebiet nicht beobachtet werden. Erhebliche Beeintrachtigungen durch die bestehende
Leitung und durch die geplante Umsetzung des Vorhabens kdénnen demnach
ausgeschlossen werden. Der Nachtreiher kommt gemaf den Daten des NABU lediglich als
Durchzigler und in geringer Anzahl vor. Der Steinkauz wurde in den letzten Jahrzehnten in
der Wagbachniederung nur selten nachgewiesen.

Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen nachvollziehbar dargelegt, dass nach
derzeitigem Planungsstand erhebliche Beeintrachtigungen durch summarische Wirkungen
der einzelnen Wirkfaktoren ausgeschlossen werden koénnen (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.4, S. 237). Beeintrachtigungen kdnnen durch geeignete
MalRRnahmen vermieden bzw. soweit vermindert werden, dass erhebliche Beeintrachtigungen
der Erhaltungsziele der maligeblichen Bestandteile des FFH-Gebietes ausgeschlossen
werden kénnen.

Insgesamt kdnnen nach derzeitigem Planungstand auch unter Einbeziehung anderer
kumulativ zu betrachtender, noch nicht realisierter Plane und Projekte erhebliche
Beeintrachtigungen der fur die Erhaltungsziele maf3geblichen Bestandteile ausgeschlossen
werden. Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen weitere noch nicht realisierte Plane
und Projekte betrachtet, deren Beeintrachtigungen in Zusammenwirken mit dem
gegenstandlichen Vorhaben relevant sind (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 9.2.5.3, S. 238 ff.). Im Rahmen der Sanierung des Rheinhochwasserdamms XXXIV
fur die Errichtung einer Bricke im Bereich Oberhausen-Rheinhausen kdénnen unter
Bericksichtigung von Auflagen im Planfeststellungsbeschluss Beeintrachtigungen des
Lebensraumtyps 91EQ* ausgeschlossen werden. Fur den Ausbau und die Sanierung des
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Rheinhochwasserdamms XXXVIII (alt) im Bereich Hockenheim und der Sanierung des
Sommerdamms, der sich im FFH-Gebiet befindet, konnen kumulative Wirkungen mit dem
Vorhaben Nr. 2 ausgeschlossen werden. Auch fir das geplante Vorhaben zum
Bebauungsplan ,Barlach® (Wohn- und Freizeitgebiet) welches unmittelbar angrenzend an die
nordwestliche Schutzgebietsgrenze des FFH-Gebiets liegt, kdnnen nach derzeitigem
Planungstand kumulative Wirkungen ausgeschlossen werden.

Der Wiederherstellung eines glinstigen Erhaltungszustandes der maligeblichen Bestandteile
des Gebiets steht das Vorhaben somit nicht entgegen.

B.5.4.4.5.5 DE 6617-441 Schwetzinger und Hockenheimer Hardt (VSG)

Das Vogelschutzgebiet Schwetzinger und Hockenheimer Hardt befindet sich innerhalb des
Trassenkorridors. Es erstreckt sich teilweise Uber dessen gesamte Breite von 1.000 m und
daruber hinaus. Somit kann es innerhalb des Trassenkorridors nicht umgangen werden (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage I, Karte 1.2.6). Aktuell wird das Vogelschutzgebiet
von der gemafl der Planung der Vorhabentragerin umzunutzenden 380 kV-Leitung gequert.
Derzeit befinden sich 15 Bestandsmasten im Gebiet. Im Zuge der UmbaumalRnahmen sollen
die bestehenden Masten zubeseilt und Isolatoren getauscht werden (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 13.2.3.1 und 13.2.3.2, S. 383 ff. und Karte 1.2.6).

Nach derzeitigem Planungsstand sind erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets in seinen
fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafligeblichen Bestandteilen voraussichtlich
ausgeschlossen, soweit

das Vorhaben in der Bestandsleitung umgesetzt wird,

keine relevanten Habitate geschitzter Vogelarten befahren werden,

die Isolatoren zu Fuld an den Mast herangebracht werden,

Gehdlzruckschnitte innerhalb der Bestédnde relevanter Habitattypen der Vogelarten

minimiert und maoglichst Freiflachen zwischen den Baumen genutzt werden,

¢ liegendes Totholz, welches fur die Dauer der Arbeiten ggf. entfernt werden muss, nach
Abschluss der Bauarbeiten wieder in den Bestand eingebracht wird,

o auf die Fallung von Altholzbestanden und/oder Horst- und Héhlenbaume und stehendem
Totholz sowie die Entfernung von Ameisenvorkommen verzichtet wird,

e Seilzugflachen aufderhalb der Lebensstatten von Grau- und Mittelspecht sowie Hohltaube
errichtet werden,

e das Erdseil markiert wird und

¢ die vorgesehenen Baumalnahmen (inkl. Baufeldfreimachung) nur auf3erhalb der Brutzeit

der relevanten Vogelarten durchgefihrt werden.

Die Vorhabentragerin flhrt in ihren Unterlagen aus, dass eine Umgehung des Schutzgebiets
ggf. nur im sudoéstlichen Teil des Trassenkorridors auf Teilabschnitten mdglich ist (vgl.
Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 13.2.7.1 S. 393 f. und Karte 1.2.6). Jedoch
lasst sich nach aktuellem Planungsstand und der {berschlagigen Prognose der
Vorhabentragerin nicht vollstandig ermitteln, ob erhebliche Beeintrachtigungen bei einem
Leitungsneubau im Trassenkorridor tatsachlich vollstdndig ausgeschlossen werden kdnnen.
Hierfur ist die Sachlage nicht eindeutig genug. Daher wird vorliegend davon ausgegangen,
dass erhebliche Beeintrachtigungen des Vogelschutzgebietes u.a. nur bei Nutzung der
Bestandstrasse ausgeschlossen werden konnen. Zusatzlich hat die Vorhabentragerin in
erganzenden Unterlagen nachgewiesen, dass nach derzeitigem Planungsstand auch
erhebliche Beeintrachtigungen durch kumulative Wirkungen mit anderen bereits
bestehenden Vorbelastungen ausgeschlossen werden kénnen (vgl. E-Mail ERM GmbH vom
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17.04.2019). Die im Standard-Datenbogen (SDB, 2014b) aufgefliihrten vorhandenen
Bedrohungen und Belastungen wie der Strom- und Telefonleitungen sind nach derzeitigem
Planungstand nicht geeignet, kumulativ mit den durch das Vorhaben auftretenden
Auswirkungen das Vogelschutzgebiet in seinen fur die Erhaltungsziele oder den
Schutzzweck mafRdgeblichen Bestandteilen erheblich zu beeintrachtigen.

Erhebliche Beeintrachtigungen auf Grund von baubedingter Flacheninanspruchnahme und
daraus resultierendem Verlust von essentiellen Habitaten sind voraussichtlich
auszuschlieBen. Die bendtige Flache von maximal 11.000 gm ist im Verhaltnis zur
Gesamtflache des Vogelschutzgebiets als gering einzustufen. Gemall den Angaben der
Vorhabentragerin missen aufgrund der groRen Anzahl an vorhandenen Forstwegen im
Vogelschutzgebiet neue Zuwegungen nur in Ausnahmefallen gebaut werden (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 13.2.3.1, S. 384).

Baubedingte Beeintrachtigungen der geschitzten Vogelarten der Heidelerche, des
Neuntéters, des Wendehalses und des Ziegenmelkers, die Ubergangsbereiche zwischen
Wald und Offenland (Waldrandlage) bzw. gréRere Waldlichtungen besiedeln, sind nach
Einschatzung der Vorhabentragerin nicht zu erwarten. Dies ist soweit nachvollziehbar, da
sich die Maste der Bestandsleitung innerhalb eines geschlossenen Waldbestandes befinden
(vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 13.2.3.1, S. 384 und Karte 1.2.6).
Baubedingte Flacheninanspruchnahmen sind mit Hilfe weiterer Mallnahmen zur
Schadensbegrenzung vermeidbar und stehen der Erhaltung der Habitate und somit den
Erhaltungszielen nicht entgegen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 13.2.2.2, Tabelle. 13-6, S. 382). Um Beeintrachtigungen von Habitaten der im
Vogelschutzgebiet geschutzten waldbewohnenden Vogelarten zu vermeiden, sind ggf.
bendtigte neue Zuwegungen aulerhalb der relevanten Habitate zu schaffen und die
Isolatoren zu Ful3 an die Masten heranzubringen. Zusétzlich sind Gehdlzriickschnitte
innerhalb der Bestande relevanter Habitattypen der Vogelarten zu minimieren und maoglichst
Freiflachen zwischen den Baumen zu nutzen. Auf die Fallung von alteren Baumexemplaren,
von Hohlenbdumen sowie von stehendem Totholz soll verzichtet werden. Zudem ist
liegendes Totholz, welches fur die Dauer der Arbeiten ggf. entfernt werden muss, nach
Abschluss der Bauarbeiten wieder in den Bestand einzubringen (vgl. Unterlagen gemaf § 8
NABEG, Anlage |, Kapitel 13.2.3.1, S. 384 f.).

Dies qilt auch fir die waldbewohnenden Vogelarten Baumfalke, Grauspecht, Hohltaube,
Mittelspecht, Schwarzspecht und Wespenbussard. Die baubedingte
Flacheninanspruchnahme kann mit Hilfe der o.g. MalRnahmen zur Schadensbegrenzung
soweit minimiert werden, dass erhebliche Beeintrachtigungen durch die Inanspruchnahme
essenzieller Habitatbestandteile nachvollziehbar ausgeschlossen werden kdénnen. Die
Orientierungswerte nach Lambrecht & Trautner (2007) werden nicht Uberschritten. Um dies
auch fur die Arten Grau- und Mittelspecht sowie Hohltaube zu gewahrleisten, sind
insbesondere die Seilzugflachen auflerhalb der essentiellen Habitatbestandteile zu
platzieren (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 13.2.3.1, S. 387 und
Karte 1.2.6).

Derzeit ist auch nicht erkennbar, dass es zu einer Verschlechterung der Erhaltungszustande

der betroffenen Arten kommt. Dies hat die Vorhabentragerin in ihren Unterlagen

nachvollziehbar dargelegt (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 13.2.3.1,

S. 388). Bei den Freiflachen, die fur die Seilzugflachen bendtigt werden, handelt es sich nicht

um Flachen die dauerhaft vollstandig verloren gehen. Die Vorhabentragerin flhrt hierzu aus,
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dass eine Waldentwicklung nach Abschluss der Baumalnahmen auf den Freiflachen wieder
moglich ist (vgl. Unterlagen gemaly § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 13.2.3.1, S. 387 f.). Es ist
davon auszugehen, dass durch den hohen Waldanteil im Vogelschutzgebiet fir die
Vogelarten ein potenziell groRes Gesamthabitat zur Verfiigung steht, welches auch wahrend
der Baumallnahmen und der Regenerationsphase der Flachen Ausweichflachen fir die
Vogelarten bietet.

Auch nach Einbeziehung kumulativ zu berlcksichtigender Plane und Projekte, die ggf. zu
weiteren Flachenverlusten flhren, sind keine erheblichen Beeintrachtigungen zu erwarten.
Hier ist die Aufstellung eines Bauwagens fur einen Waldkindergarten zu nennen, fur das zum
Zeitpunkt der Entscheidung allerdings keine naheren Informationen zur Verfligung standen.
Die Vorhabentragerin geht nachvollziehbar davon aus, dass durch das Aufstellen eines
Bauwagens in einem Waldbereich keine Flachenverluste durch Versiegelung und auch keine
Lebensraumverluste fur Vogelarten im Vogelschutzgebiet entstehen, da der Bauwagen
zwischen den Baumen aufgestellt werden kann.

Auch in der Zusammenschau mit anlagebedingten Wirkungen des Vorhabens durch
Leitungskollision kdnnen erhebliche Beeintrachtigungen flr die geschiitzten Vogelarten und
deren Habitate ausgeschlossen werden.

Erhebliche Beeintrachtigungen der im Vogelschutzgebiet potenziell kollisionsgefahrdeten
Arten kénnen nach derzeitigem Planungstand ebenfalls voraussichtlich ausgeschlossen
werden. Der Trassenkorridor befindet sich innerhalb mdglicher Aktionsrdume der
charakteristischen und potenziell kollisionsgefahrdeten Vogelarten Wespenbussard,
Ziegenmelker, Baumfalke und Wendehals (vgl. Unterlagen gemals § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 13.2.2.2, Tabelle 13-6, S. 382 i.V.m Kapitel 13.2.3.2, S. 388 f.). Alle Arten weisen
eine mittlere vorhabentypspezifische Mortalitatsgefahrdung durch Anflug an Freileitungen auf
(Bernotat/ Dierschke, 2016, Tabelle 39, S. 79). Fir die betrachtungsrelevanten Vogelarten
(vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 13.2.3.2, Tabelle 13-8 und Bernotat/
Dierschke, 2016, S. 72 ff.) besteht jedoch grundsatzlich nur ein sehr geringes artspezifisches
Risiko mit Freileitungen zu kollidieren, so dass relevante Kollisionsgefahren nur in Bezug auf
Ansammlungen bzw. Brutkolonien in Leitungsnahe bestehen. Im Gebiet sind jedoch
Ansammlungen bzw. Brutkolonien der Arten nicht zu erwarten (vgl. SDB, 2014b). Im Ubrigen
soll in dem Abschnitt, der das Gebiet auch direkt quert, nach Planung der Vorhabentragerin
auf der einseitig noch freiliegenden Traverse zubeseilt werden (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Karte 1.2.6). Hierdurch entsteht zwar grundsatzlich ein neues
Anflugrisiko flr Vogelarten, jedoch wird durch die bereits jetzt bestehende Beseilung die
Sichtbarkeit der gesamten Leiterseilebene durch eine Zubeseilung verbessert (vgl.
Unterlagen gemafR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 13.2.3.2, S. 388 ff.). Durch die beidseitige
Beseilung der Traversen liegen mehrere Leiterseile hintereinander und kdnnen so als
Hindernis in Flugrichtung besser (und friher) wahrgenommen werden. Auch im Bereich des
geplanten (Parallel-) Neubaus, der sich in einem Abstand von ca. 2.200 m bzw. 2.300 m zum
Vogelschutzgebiet befindet, kénnen erhebliche Beeintrachtigungen der geschitzten
Vogelarten ausgeschlossen werden. Hier sind nur der Baumfalke und der Wespenbussard
mit einem weiteren Aktionsradius von bis zu 3.000 m bezlglich Leitungskollision
betrachtungsrelevant. Im Vogelschutzgebiet ist nicht mit Ansammlungen der beiden Arten zu
rechnen (vgl. SDB, 2014b). Zusatzlich zum oben beschriebenen sehr geringen
artspezifischen Kollisionsrisiko sind beide Arten nur in ihrem weiteren Aktionsradius
betroffen. Eine hohe Frequentierung der Arten hin zu den vorwiegend landwirtschaftlichen
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Flachen im Bereich des geplanten Parallelneubaus und des Leitungsneubaus ist nicht zu
erwarten. Auch erhebliche Beeintrachtigung durch die bestehende Leitung kdnnen auf Grund
der Tatsache, dass die geschutzten Arten im Gebiet keine Ansammlungen aufweisen und
somit ein erhdhtes Kollisionsrisiko verneint werden kann, ausgeschlossen werden.

Da der Ziegenmelker bei Bernotat et al. 2018 nicht unter den Arten aufgezahlt wird, die i.d.R.
keine Ansammlungen bilden, hat sich die Vorhabentragerin vorsorglich in erganzenden
Unterlagen (vgl. E-Mail ERM GmbH vom 17.04.2019) mit einer méglicherweise bestehenden
Vorbelastung durch die Freileitung auseinandergesetzt. Der Brutbestand des Ziegenmelkers
ist mit zwei bis vier Brutpaaren im Gebiet (vgl. SDB, 2014b) trotz der insgesamt negativen
Bestandsentwicklung in Baden-Wirttemberg mit aktuell 20-25 Brutpaaren als
vergleichsweise hoch zu bezeichnen. Zum anderen befindet sich die Freileitung, als einzige
maogliche Vorbelastung dieser Art im Vogelschutzgebiet, nicht in den bevorzugten Brut- und
Nahrungshabitaten des Ziegenmelkers. Unter der Bestandsleitung befindet sich vielmehr ein
geschlossener, dichter Waldbestand. RegelmaRige Querungen der Leitungen sind nicht zu
erwarten, da das Habitatpotenzial westlich der Bestandsleitung insgesamt eine bessere
Eignung aufweist als &stlich der Leitung. Der Uberwiegende Teil des Schutzgebiets mit den
von der Art favorisierten Lichtungen und Kahlflachen befindet sich westlich der Leitung. Eine
weitere Freileitung, die eine Vorbelastung fur den Ziegenmelker darstellen konnte, zweigt in
einer Entfernung von mindestens 260 Metern zum norddstlichen Teilgebiet des
Vogelschutzgebietes von der o0.g. bestehenden Leitung ab und entfernt sich von dort aus in
Richtung Osten. Da im Umfeld der Leitungstrasse zwar geeignete, jedoch nicht bessere
potenzielle Habitate zu erkennen sind, ist nicht mit haufigen und regelmafigen
Flugbewegungen aus dem Vogelschutzgebiet dorthin hinaus zu rechnen. Fur den
Wespenbussard besteht in der VSG-Verordnung Baden-Wirttemberg unter anderem das
Erhaltungsziel Erhaltung der Lebensrdume ohne Gefahrenquellen wie nicht vogelsichere
Freileitungen und Windkraftanlagen. Um zu gewabhrleisten, dass das Freileitungsvorhaben
dem Erhaltungsziel nicht entgegensteht, ist im Zuge der Baumalnahmeneine
Erdseilmarkierung vorzunehmen, soweit diese nicht bereits besteht.

Stérungen der geschitzten Vogelarten kénnen ggf. mit  Hilfe  geeigneter
Vermeidungsmallnahmen nachvollziehbar ausgeschlossen werden. Die vorgesehenen
Baumalnahmen (inkl. Baufeldfreimachung) sind auf3erhalb der Brutzeiten der relevanten
Vogelarten durchzufiihren (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 13.2.3.3,
S. 390 f.). Beeintrachtigungen der geschitzten Arten sind somit mit einer Bauzeitenregelung
grundsatzlich vermeidbar. Dem Erhaltungsziel aus der VSG-Verordnung Baden-
Wirttemberg Erhaltung stérungsfreier oder zumindest stérungsarmer Fortpflanzungsstétten
wéhrend der Fortpflanzungszeit wirkt das Vorhaben unter Berucksichtigung der
Vermeidungsmafnahmen nicht entgegen.

Auch in Zusammenwirken mit bereits bestehenden Bedrohungen und Belastungen (z.B.
Stralen, Rennstrecke, Freizeitaktivitadten, vgl. SDB, 2014b) koénnen erhebliche
Beeintrachtigungen der geschitzten Vogelarten durch eine Bauzeitenbeschrankung und
wegen der nur temporar auftretenden BaumalRnahmen vermieden werden.

B.5.4.4.5.6 DE 6717-401 Wagbachniederung (VSG)

Das Vogelschutzgebiet Wagbachniederung liegt innerhalb des Trassenkorridors und wird
von der Bestandsleitung auf einer Lange von ca. 2.800 m mit 10 Masten gequert. Die
bestehende Leitung verlauft im Vogelschutzgebiet parallel zur B 36 und einer Bahnstrecke
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mit Freileitungen fur die Bahnnutzung. Lediglich im nordlichen Bereich schwenkt die Leitung
nach Osten weg von der Bundesstrale. Die Vorhabentragerin plant einen Umbau der
bestehenden Leitung. Im Zuge der Malnahmen sind nach derzeitigem Planungsstand
Arbeiten in Form einer Zubeseilung durchzufuhren und Isolatoren auszutauschen (vgl.
Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.2.2.1 und 15.2.3.1, S. 417 ff.). Die
Vorhabentragerin gibt an, dass erhebliche Beeintrachtigungen voraussichtlich nicht
ausgeschlossen seien, wenn die Leitung auRerhalb der Bestandstrasse realisiert wirde.
Malgeblich fir diese Einschatzung ist, dass in diesem Fall eine neue, grof¥flachige
Uberspannung von Oberflachengewéssern erforderlich wére. Infolgedessen ist von einem
erhdhten Kollisionsrisiko der im Gebiet geschitzten anfluggefahrdeten Vogelarten
auszugehen. Auch mit der Schadensbegrenzungsmalinahme einer Erdseilmarkierung
kénnten erhebliche Beeintrachtigungen mafgeblicher Vogelarten nicht vollstandig vermieden
werden (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.2.7.1, S. 439 f.).

In ca. 2.000 m Entfernung ist die Errichtung eines Neubaus auf einer Strecke von 860 m in
der Nahe des Kernkraftwerkes Philippsburg geplant. Die Vorhabentragerin hat
nachvollziehbar begrindet, dass durch diese Baumalinahme keine voraussichtlichen
erheblichen Beeintrachtigungen des Vogelschutzgebietes Wagbachniederung zu erwarten
sind (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.2.7.1, S. 430 f.).

Nach derzeitigem Planungsstand sind erhebliche Beeintrachtigungen des Gebiets in seinen
fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafligeblichen Bestandteilen voraussichtlich
ausgeschlossen, soweit

e das Vorhaben in der Bestandsleitung umgesetzt wird,

Seilzugflachen und Zuwegungen verschoben und angepasst werden, um die Eingriffe in
bedeutsame Geholzstrukturen zu minimieren,

e die Isolatoren zu Ful an den Mast herangebracht werden, um sensible Bereiche zu
schonen,

e Geholzruckschnitte innerhalb der Bestande relevanter Habitattypen der Vogelarten
minimiert werden,

e auf die Fallung von alteren Baumexemplaren, von Hoéhlenbdumen sowie auf die
Beseitigung von Totholz verzichtet wird,

o Seilzugflachen aufierhalb qualitativ hochwertiger Flachen mit Altholzbestanden und/oder
Horst- und Hohlenbdumen errichtet werden,

e die Baumalnahmen (inkl. Baufeldfreimachung) auferhalb der Fortpflanzungs- und
Aufzuchtzeit der Brutvogelarten sowie an einigen Masten aufierhalb der mafigeblichen
Rastzeitrdume durchgeflhrt werden und

e die Erdseilmarkierung optimiert wird.

Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen nach § 8 NABEG mdgliche erhebliche
Beeintrachtigungen des geplanten Vorhabens auf die im Gebiet geschutzten Vogelarten
ausgeschlossen. In seiner Stellungnahme vom 09.03.2018 nennt der Naturschutzbund
Deutschland (NABU) bei der Auflistung neben einigen seiner Einschatzung nach
planungsrelevanten Brutvogelarten auch acht Entenarten, die das Gebiet nutzen wirden. In
ihrer Erwiderung und auch im Erérterungstermin gab die Vorhabentragerin zutreffend an,
dass alle als Schutzzweck im Gebiet vorkommenden sechs Entenarten in der Natura 2000-
Vertraglichkeitsprifung geprift worden sind (Niederschrift zum Erérterungstermin 24.7.2018,
S. 84). Der NABU fordert in seiner Stellungnahme vertiefte avifaunistische Untersuchungen
in der Wagbachniederung. Die Vertraglichkeitspriifung wurde von der Vorhabentragerin auf
Grundlage von vorhandenen Datenquellen verfasst. Diese Unterlagen wurden im Laufe des
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Verfahrens zusatzlich mit den Ergebnissen von Flugbewegungserfassungen der geschutzten
Vogelarten erganzt (Flugbewegungserfassungen BFF 2019). In ihrer Erwiderung fihrt die
Vorhabentragerin darliber hinaus aus, dass die Hinweise auf die Notwendigkeit weiterer
avifaunistischer Untersuchungen im nachfolgenden Planfeststellungsverfahren berlcksichtigt
wurden. Die Bundesnetzagentur kommt auch nach nochmaliger Prifung des Sachverhaltes
und unter Berlcksichtigung des auf der vorliegenden Planungsebene (Bundesfachplanung)
Leistbaren im Ergebnis zu keiner anderen Bewertung.

Anlagebedingte Beeintrachtigungen von (Teil-) Habitaten der nach Anhang | und Art. 4
Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie im Gebiet geschitzten Brutvogelarten sind durch den
Umbau der im Korridor bereits vorhandenen Trasse vollstandig vermeidbar. Fir das
Vorhaben soll lediglich eine Traverse der vorhandenen 380 kV-Leitung zubeseilt werden, die
derzeit nur einseitig belegt ist (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.2.3.3,
S. 428 f.). Hierfr missen Isolatoren ausgetauscht sowie Arbeiten an der Beseilung
durchgefuhrt werden. Eingriffsumfang und Eingriffsintensitdt der MaRnahmen sind somit
begrenzt. Eine Flacheninanspruchnahme durch neue Maststandorte ist nicht erforderlich
(vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.2.3.1, S. 421 ff.).

Voraussichtliche erhebliche Beeintrachtigungen durch baubedingte Veranderungen von
Vegetation und Habitaten koénnen mit dem Einsatz von Vermeidungsmallinahmen
ausgeschlossen werden. Die Vorhabentragerin fuhrt aus, dass bei einer ,Worst Case-
Betrachtung“ bei 10 Masten, die sich bereits in der Bestandsleitung befinden, eine
Gesamtflache von ca. 10.000 gm fiur Montage- und Seilzugflachen bendétigt wird. Diese
setzen sich zusammen aus jeweils ca. 200 gm pro Mast fir die Montageflachen bei der
Anbringung der Isolatoren und ca. 8.000 gm fur die Seilzugflachen an einem bendtigten
Abspannmast. Die Zuwegung erfolgt voraussichtlich zum Teil tGber die bestehenden Wege
im Vogelschutzgebiet, daruber hinaus sind vermutlich temporéare Zuwegungen erforderlich
(vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.2.3.1, S. 421 ff.).

Da die bestehende Leitung groRtenteils von Gehdlzen umgeben ist, ist eine Beeintrachtigung
aller geholzbritenden geschitzten Arten durch die baubedingte Flacheninanspruchnahme
nicht auszuschlieBen. Fur geschitzte Vogelarten, die nicht in alteren Baumbestanden
braten, koénnen allerdings letztlich erhebliche voraussichtliche Beeintrachtigungen
ausgeschlossen werden. Fur die Inanspruchnahme von kleineren und jungen Geholzen ist
eine kurze Regenerationszeit bis zur Wiederherstellung des Ausgangszustands anzunehmen
(vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 15.2.3.1, S.422f.). Mit der
Schadensbegrenzungsmaflinahme, Seilzugflachen und Zuwegungen aus bedeutsamen
Geholzstrukturen zu verschieben, kénnen erhebliche Beeintrachtigungen von im Gebiet
geschitzten nicht gehdlzbritenden Vogelarten ausgeschlossen werden, deren
Erhaltungsziele jedoch die Bewahrung von Gehdlzstrukturen vorgeben. Diese Vogelarten
kénnen auch in andere geeignete Gehdlzbereiche innerhalb des Schutzgebietes
ausweichen, da sie nicht auf bestimmte, lokal festgelegte Strukturen angewiesen sind. Da
die Baufeldfreimachung aulierhalb der Brutzeit durchgefihrt und das Baufeld bis zum
Baubeginn freigehalten wird, kann die Zerstérung von Gelegen und ein Individuenverlust der
geschutzten Vogelarten vermieden werden. Voraussichtliche erhebliche Beeintrachtigungen
fur alle weiteren gehdlzbritenden Arten kénnen ebenfalls ausgeschlossen werden. Bei der
Bestimmung einer moglichen Erheblichkeit fur die angenommene dauerhafte
Flachenversiegelung von 10.000gm lehnt sich die Vorhabentragerin an die
Orientierungswerte nach Lambrecht/ Trautner (2007) an. Um den Verlust von Flachen mit
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qualitativ-  funktionalen = Besonderheiten zu vermeiden, kd&énnen voraussichtlich
Gehdlzrickschnitte minimiert und es kann auf die Fallung von wertvollem Horst- und
Altholzbestand verzichtet werden. Die Seilzugflachen kénnen aufierhalb von hochwertigen
Flachen mit Altholzbestand platziert werden (vgl. Unterlagen gemafy § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 15.2.3.1, S. 424 f.). Die Vorhabentrdgerin kommt zu dem Ergebnis, dass der
quantitativ- absolute Flachenverlust fir die Vogelarten Grau- und Mittelspecht, Neuntéter und
Wendehals uber den Orientierungswerten liegt. Da fur die Arten Beutelmeise und Hohltaube
keine Angaben eines Orientierungswertes vorliegen, muss auch bei diesen in einer ,Worst
Case-Betrachtung“ von einer moglichen Uberschreitung ausgegangen werden. Der
Neunttter benétigt offene bis halboffene Landschaften als Lebensraum. Es liegen keine
Hinweise auf Vorkommen der Art im naheren Umfeld der Bestandsleitung vor und somit
schlielt die Vorhabentragerin voraussichtliche erhebliche Beeintrachtigungen fir diese Art
aus. Vier Bestandsmasten befinden sich gemafl dem Entwurf des Managementplans derzeit
in Lebensstatten der Beutelmeise. Durch die oben genannten Malnahmen werden
voraussichtlich die Erhaltungsziele fur die Beutelmeise nicht beeintrachtigt und es kénnen
erhebliche Beeintrachtigungen der Art ausgeschlossen werden. Fur die in Baumhdhlen
nistenden Vogelarten Hohltaube, Grau-, Mittelspecht und Wendehals kann durch die
Anwendung der oben genannten MalRnahmen die Beeintrachtigung in den Habitaten auf ein
Minimum beschrankt und somit eine erhebliche Beeintrachtigung der Arten ausgeschlossen
werden. In allen weiteren Punkten werden die Orientierungswerte nach Lambrecht/ Trautner
(2007) nicht Uberschritten. Das Bundesamt fir Naturschutz kritisiert in seiner Stellungnahme,
dass eine Flacheninanspruchnahme in gehoélzdominierten Bereichen als dauerhaft zu
bewerten sei. Eine Beeintrachtigung der gehoélzlebenden Arten Grau- und Mittelspecht,
deren Lebensstatte an einen der Maste randlich angrenzt, sei damit nicht ausgeschlossen.
Jedoch geht die Vorhabentragerin in ihrer Erwiderung zu Recht davon aus, dass in der
technischen Umsetzung die bendtigte Flacheninanspruchnahme stark reduziert werden kann
und die Orientierungswerte nach Lambrecht/ Trautner (2007) nicht Gberschritten werden,
selbst wenn von einem dauerhaften Flachenverlust ausgegangen wirde. Die Flache fur den
Seilzug kann demnach voraussichtlich in einen gehdlzfreien Bereich verlegt werden und die
notwendigen Gehdlzrickschnitte werden sich voraussichtlich auf den Bereich unterhalb der
Traverse beschréanken.

Es ist ebenfalls nicht von voraussichtlichen erheblichen Beeintrachtigungen durch die
baubedingte Inanspruchnahme von Schilflebensraumen auszugehen. Die Erhaltung von
Ufer- und Verlandungsbereichen mit Roéhrichten oder Seggenrieden wird flir zahlreiche
Brutvogelarten in den Erhaltungszielen festgesetzt (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 15.1.3, Tabelle 15-3, S. 401 ff.). Diese Vegetation befindet sich auch
unterhalb der bestehenden Leitung. Bei Umbaumalnahmen, z.B. flr einen Zugang zum
Mast, sind diese ggfs. von einer baubedingten Flacheninanspruchnahme betroffen. (vgl.
Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.2.3.1, S. 422 f.). Darauf weist auch ein
Vertreter des Naturschutzbundes Deutschland (NABU) in seiner Stellungnahme vom
07.03.2018 hin. In ihrer Erwiderung und im Erorterungstermin beschreibt die
Vorhabentragerin, dass im Rahmen der weiteren Planungsschritte die Inanspruchnahme von
Schilfbestanden hinsichtlich der im einzelnen betroffenen Arten und der Empfindlichkeit der
jeweiligen Biotoptypen vertieft betrachtet wird und geeignete Vermeidungsmalinahmen zur
Verfugung stehen, um die Erhaltungsziele nicht zu beeintrachtigen. Dabei ist auch die
unterschiedlich lange Regenerationszeit von Schilflebensraumen zu berlcksichtigen. Im
Erérterungstermin bestatigte zudem der Vertreter des NABU, dass zu jedem Mast bereits ein
Zugang fur Wartungsarbeiten vorliegt, der regelmafig beschnitten wird, um begehbar zu
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bleiben (Niederschrift zum Erorterungstermin 24.7.2018, S. 157 ff.) und dieser bei den
UmbaumalRnahmen ebenfalls genutzt werden kann.

Beeintrachtigungen der fur die Erhaltungsziele malRgeblichen Bestandteile des
Schutzgebiets durch die Auswirkung ,baubedingte Veranderung von Oberflachengewassern®
kénnen ausgeschlossen werden, da die betroffenen Maststandorte Uber das vorhandene
Wegenetz oder temporare Zuwegungen erreicht werden konnen, ohne dass eine
Gewasserquerung notwendig ist (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 15.2.3.2, S. 428).

Auch erhebliche Beeintrachtigungen durch anlagebedingte Kollisionen der nach Anhang |
und Art. 4 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie im Gebiet geschitzten Brut- und Rastvogelarten
kénnen ausgeschlossen werden. Die Vorhabentragerin hat in erganzenden Unterlagen
ebenfalls nachgewiesen, dass erhebliche Beeintrachtigungen durch kumulative Wirkungen
mit anderen bereits bestehenden Vorbelastungen ausgeschlossen werden kdnnen. Die im
Standard-Datenbogen (SDB, 2014c) aufgeflihrten vorhandenen Bedrohungen und
Belastungen wie etwa durch Strom- und Telefonleitungen sind nach derzeitigem
Planungstand nicht geeignet, kumulativ mit den durch das Vorhaben auftretenden
Auswirkungen das Gebiet in seinen flr die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck
maligeblichen Bestandteilen erheblich zu beeintrachtigen. Fir diese Einschatzung hat die
Vorhabentragerin in ihren erganzenden Unterlagen zwei weitere bestehende Freileitungen
miteinbezogen. Dies sind mehrere bestehende Freileitungen, die groftenteils in einem
Trassenband zu dem auf der Rheinschanzinsel befindlichen Kernkraftwerk Philippsburg
mehr als 2 km stidwestlich des Vogelschutzgebietes verlaufen sowie eine 110 kV-Freileitung
in einer Entfernung von ca. 2,1 km auf der rheinland-pfalzischen Rheinseite (E-Mail ERM
GmbH vom 17.04.2019). Aufgrund dieser nachvollziehbaren Einschatzung ist entgegen der
Stellungnahme des Bundesamtes flr Naturschutz vom 14.03.2018 eine Ausnahmeprifung
i.S.d. § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG nicht erforderlich. Im Gebiet sind zahlreiche Vogelarten
geschutzt, die eine sehr hohe, hohe oder mittlere Mortalitatsgefahrdung durch den Anflug an
Freileitungen aufweisen (vgl. Bernotat/ Dierschke, 2016, S.73f.). Die Vorhabentragerin
weist fur alle geschitzten Vogelarten in der Wagbachniederung differenziert nach, dass fur
sie die bestehende Freileitung keine erhebliche Beeintrachtigung darstellt. Zahlreiche Arten
mit unterschiedlicher Mortalitdtsgefahrdung, von denen auch einige im Rahmen der
Flugbewegungserfassung erfasst werden konnten, weisen im Standarddatenbogen einen
guten oder hervorragenden Erhaltungszustand auf. Bei diesen Arten geht die
Vorhabentragerin nachvollziehbar davon aus, dass sie durch die Vorbelastung in Form der
Bestandsleitung nicht erheblich beeintrachtigt werden. Fur alle weiteren geschuitzten Arten
wird im Standarddatenbogen kein Erhaltungszustand angegeben. Die Vorhabentragerin
betrachtet diese in ihren ergdnzenden Unterlagen vertieft.

Die als Rastvdgel geschitzten Limikolen Bekassine, Bruchwasserlaufer, Flussregenpfeifer
und Zwergstrandlaufer weisen eine mittlere, der Kampflaufer eine hohe
Mortalitdtsgefahrdung an Freileitungen auf. Die Arten kénnen als Rastvogel in
Ansammlungen auftreten und sind somit prifrelevant. Im Standarddatenbogen wird das
Vorkommen der Arten mit jeweils 60 bis 80 Individuen angegeben Die Vorhabentragerin
erlautert nachvollziehbar, dass nach der Auswertung von Luftbildern lediglich das ostlich der
Bestandstrasse innerhalb des Vogelschutzgebiets gelegene Naturschutzgebiet aufgrund von
Verlandungs- und Schlammflachen ein optimal geeignetes Rastgebiet fir Limikolen darstellt.
Dieser Bereich wird nicht von Freileitungen uberspannt. Ein Kollisionsrisiko bestehe aus
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diesem Grund nur bei seltenen Ein- und Ausfligen in andere Bereiche, wie zum Beispiel die
westlich der Bestandstrasse gelegenen, weniger giinstigen Rastbereiche in den Erlichseen.
Die Flugbewegungserfassungen im Gebiet tber den Verlauf eines Jahres bestatigen diese
Annahme, da nur 12 Flugbewegungen von Limikolen in Trupps Uber der Bestandsleitung
aufgenommen werden konnten. Eine erhebliche Beeintrachtigung der Limikolen durch
Kollision mit der Bestandsleitung ist somit nicht anzunehmen.

Um erhebliche Beeintrachtigungen auch fir die geschitzten Moéwen- und
Seeschwalbenarten ausschlieBen zu kénnen, hat sich die Vorhabentragerin artdifferenziert
mit den Arten auseinandergesetzt. Auller der Trauerseeschwalbe mit einer hohen
Mortalitdtsgefahrdung an  Freileitungen wird den  Arten  Schwarzkopfmoéwe,
Weillbartseeschwalbe und Zwergmowe eine mittlere Mortalitdtsgefahrdung zugewiesen.
Diese Arten sind, da sie grundsatzlich Ansammlungen bilden, prifungsrelevant (vgl. Bernotat
et al., 2018). Die Schwarzkopfméwe ist im Standarddatenbogen als geschutzter Brutvogel
mit lediglich 0-1 Brutpaaren angegeben und somit ist von keinen Ansammlungen
auszugehen. Die anderen genannten, als Rastvogel geschutzten Arten, die zum Teil eine
Individuenzahl von bis zu 200 im Gebiet aufweisen, treten gemal der von der
Vorhabentragerin angefiihrten Fachliteratur lediglich in kleineren Trupps von héchstens 1-5
Tieren auf. Damit sind auch hier Ansammlungen unwahrscheinlich. Darlber hinaus
begriindet die Vorhabentragerin plausibel, dass das Flugverhalten von Trauerseeschwalbe
und Zwergmowe bei der Jagd Uber dem Wasser auf eine sehr gute Flugfahigkeit und visuelle
Wahrnehmung hinweist und sich der fir Jagdflige bevorzugte Luftraum gréRtenteils unter
der Beseilung befindet.

Bei den Schreitvogeln Seiden- und Silberreiher sowie Rohrdommel kann ebenfalls eine
kumulierende erhebliche Beeintrachtigung durch die bestehende Vorbelastung
ausgeschlossen werden. Seiden- und Silberreiher weisen eine mittlere Mortalitatsgefahrdung
auf. Da der Seidenreiher aufgrund seiner geringen Brutvorkommen in Deutschland
voraussichtlich nur in Ausnahmeféallen im Gebiet britet und auch in der Fachliteratur zu
Baden-Wirttemberg regelmallig nur als Einzelvogel vorkommt, kénnen Ansammlungen
ausgeschlossen werden (vgl. E-Mail ERM GmbH vom 17.04.2019). Der Silberreiher ist als
Rastvogel mit 36 Individuen und gemal Angaben der Vorhabentrédgerin mit einer
Schlafplatzansammlung von bis zu 70 Individuen im Gebiet nachgewiesen, jedoch hat sich
der Bestand in den vergangenen Jahrzehnten in Baden- Wurttemberg trotz bestehender
Freileitungen stark erhoht. Darlber hinaus ist bei diesen Arten von einer &hnlichen
Flugweise und visuellen Wahrnehmungsfahigkeit wie beim Purpurreiher auszugehen, der im
Gebiet einen hervorragenden Erhaltungszustand aufweist. Erhebliche Beeintrachtigungen
durch die bestehende Leitung kdnnen bei diesen Arten somit ausgeschlossen werden. Die
Rohrdommel als Rastvogel mit einer hohen Mortalitatsgefahrdung kommt mit 2-10 Individuen
nach dem Standarddatenbogen im Gebiet vor, ebenfalls wurden Schlafplatzansammlungen
von bis zu 12 Individuen gesichtet. Wahrend der Flugbewegungserfassung wurde die Art
nicht gesichtet. Die Rohrdommel ist in diesem Gebiet trotz der bestehenden Vorbelastung
ein regelmafig auftretender Rastvogel. Die bereits bestehende Markierung des Erdseils,
deren Wirksamkeit fur Reiherarten aufgrund des Flugverhaltens als hoch einschéatzt wird
(IBUe 2017), die Nahrungssuche in der Deckung von Schilfbestdnden zu Land oder im
Seichtwasser sowie der vermutete nur einmalige Ein — und Ausflug in das Gebiet lassen den
plausiblen Ruckschluss ziehen, dass die bestehende Vorbelastung die Rohrdommel nicht
erheblich beeintrachtigt.

74



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

Beim Kleinen Sumpfhuhn und dem Tipfelsumpfhuhn, die beide ein hohes Kollisionsrisiko an
Freileitungen nach Bernotat et al. (2018) aufweisen, handelt es sich um in Baden-
Wirttemberg sehr seltene Brutvogelarten, die in den letzten 20 Jahren nicht mehr, bzw. das
Kleine Sumpfhuhn mdéglicherweise einmal, im Gebiet als Brutvdgel nachgewiesen wurden.
Das Tupfelsumpfhuhn ist darlber hinaus als Rastvogel im Standarddatenbogen genannt
(SDB, 2014c). Fur beide ist das Erhaltungsziel Erhaltung der Lebensrdume ohne
Gefahrenquellen wie Freileitungen festgelegt. GemalRl Standarddatenbogen betragt der
Rastbestand des Tlpfelsumpfhuhns 12 Individuen, jedoch konnte das Tlpfelsumpfhuhn als
Rastvogel in den letzten 10 Jahren mit einer maximalen Tagessumme von 1-3 Individuen
wahrend des Heimzugs beobachtet werden. Aus der Fachliteratur lassen die Aussagen zur
Bekassine, die ahnliche Habitatanspriiche wie die Rallenarten aufweist, schlielen, dass eine
Vegetationsveranderung durch Entwdsserungen und Grundwasserabsenkungen zur
Brutplatzaufgabe z.B. in der Wagbachniederung geflihrt haben kann. GemafR Fachliteratur
reagiert auch das Tipfelsumpfhuhn sehr empfindlich auf Anderungen des Wasserstands. Es
ist somit plausibel anzunehmen, dass die negative Bestandsentwicklung auf diese
Problematik zurtickzufiihren ist. Die Wasserralle, fir die das gleiche Erhaltungsziel festgelegt
wurde, weist jedoch im Gegensatz dazu im Gebiet mit 50 Brutpaaren einen hervorragenden
Erhaltungszustand auf. Das Anflugrisiko an Freileitungen ist bei allen drei Rallenarten hoch
(Bernotat et al., 2018, Kap. 5.2, Tab. 8, S. 33 f.). Die Unterschiede im Erhaltungszustand der
verschiedenen Arten sind somit nicht auf die bestehende Freileitung zurlckzufuhren,
vielmehr ist anzunehmen, dass die Abnahme der Brutbestande andere Griinde, z.B. die
grol’e Seltenheit der Art oder Grundwasserabsenkungen in den Brutgebieten hat. Dartber
hinaus konnten im Rahmen der Flugbewegungserfassungen keine Rallenarten beobachtet
werden (Flugbewegungserfassungen BFF 2019). Weitere Arten aus den Gruppen der
Lappentaucher und Rallen konnten ebenfalls nicht erfasst werden. Somit Iasst sich der
Ruckschluss ziehen, dass die bereits bestehenden Freileitungen flir diese Arten keine
erheblichen Beeintrachtigungen der Rallenarten darstellen.

Bei den vorkommenden Greifvogelarten Baumfalke und Wespenbussard, die als Brutvogel
ohne eine Angabe des Erhaltungszustandes im Entwurf des Managementplans des Gebietes
genannt werden und eine mittlere Mortalitatsgefahrdung aufweisen, ist in der Regel nicht mit
der Bildung von Ansammlungen zu rechnen. Der Baumfalke wird lediglich mit einem
Brutpaar genannt, fir den Wespenbussard wird weder im Standarddatenbogen eine Anzahl
genannt noch wurde er in den letzten Jahren im Gebiet als Brutvogel nachgewiesen. Eine
erhebliche Beeintrachtigung der Arten durch die bestehende Leitung kann somit
ausgeschlossen werden.

Die Wachtel wird als Art mit mittlerer Mortalitdtsgefahrdung zwar im Entwurf des
Managementplans genannt, jedoch ist sie weder im Standarddatenbogen aufgeflihrt, noch
wurde in den letzten Jahrzehnten ein Bruterfolg im Gebiet beobachtet. Da infolgedessen von
keinen Ansammlungen der Art ausgegangen werden kann, ist eine erhebliche
Beeintrachtigung durch die bestehende Freileitung ausgeschlossen. Der Wendehals mit der
gleichen Mortalitatsgefahrdung ist im Standarddatenbogen mit nur 1-2 Brutpaaren genannt.
Auch hier kdnnen Ansammlungen somit ausgeschlossen werden.

Fir die Schnatterente als Rastvogel mit einer mittleren Mortalitdtsgefahrdung und einem
hohen Individuenaufkommen kann in Analogie zu anderen im Gebiet geschitzten und in
einem guten oder hervorragenden Erhaltungszustand befindlichen Entenarten von einer
vergleichbaren Flugweise und guten visuellen Wahrnehmungsfahigkeit angenommen
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werden. Somit kann eine erhebliche Beeintrdchtigung durch die bestehende Leitung
ausgeschlossen werden. Fir alle vom Bundesamt flr Naturschutz genannten Arten wird aus
diesen Grinden ausgehend von der bestehenden Leitung sowie in der Gesamtbetrachtung
des von der Vorhabentragerin geplanten Umbaus nicht von erheblichen Beeintrachtigungen
ausgegangen (Flugbewegungserfassungen BFF 2019).

Die Vorhabentragerin beschreibt in ihren Unterlagen, dass die bereits bestehende
Leiterseilebene zurzeit und auch weiterhin zum Teil von einer Pappelallee verdeckt wird, an
der sich einige Vogelarten als Leitstruktur in der Hohe orientieren. Es entsteht durch den
Umbau keine neue Leiterseilebene und somit nach Einschatzung der Vorhabentragerin keine
signifikante Erhohung des Kollisionsrisikos (vgl. Unterlagen gemafls § 8 NABEG, Anlage |,
Kapitel 15.2.3.3, S. 428). Im nordlichen Teil des Abschnitts fiihrt die Zubeseilung der
Traverse zu einer weiteren Uberspannung des Kleinen Eichelgartensees, die bereits im
Suden der Bestandsleitung vorliegt und sich mit dem geplanten Umbau Uber der
Wasserflache verbreitert. Im Rahmen des Erdrterungstermins wurde fir das
Vogelschutzgebiet Wagbachniederung von dem Fachexperten des NABU angefihrt, dass
das Uberspannte stehende Gewasser (Kleiner Eichelgartensee) aufgrund seiner
topographischen Lage fir kollisionsgefahrdete GrolRvogel unattraktiv sei. Aus diesem Grund
ist hier vorliegend von keiner Ubermafigen Nutzung auszugehen (Niederschrift zum
Erdrterungstermin 24.7.2018, S. 61).

Darlber hinaus hat die Vorhabentragerin ihre Unterlagen durch die Auswertungen einer
Flugbewegungserfassung in der Wagbachniederung aus dem Jahr 2017 und 2018
(Flugbewegungserfassungen BFF 2019) erganzt. Von den im Gebiet geschiitzten Vogelarten
konnte im Laufe der Kartierungen nur ein Teil beobachtet werden. Es wurden die Arten
Purpur- und Silberreiher, Weillstorch, Wespenbussard, Baumfalke, Kolben-, Krick-, Loffel-,
Tafel- und Schnatterente sowie der Kiebitz gesichtet. Fir die Arten, die nicht beobachtet
wurden, wie z.B. Bekassine und Tupfelsumpfhuhn, kann davon ausgegangen werden, dass
sie den Bereich der Bestandstrasse selten nutzen und somit durch die Bestandsleitung nicht
erheblich beeintrachtigt werden. Der Gutachter gibt nachvollziehbar an, dass fur diese Arten
auch durch den Umbau nicht mit voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen zu rechnen ist.
Somit ist trotz einer Verbreiterung der Uberspannung iber dem Gewasser von keinen
erheblichen Beeintrachtigungen auszugehen (Flugbewegungserfassungen BFF 2019).

Fir die Arten Krick-, Loffel- und Tafelente, Wespenbussard und Schwarzkopfméwe ist
aufgrund der geringen Anzahl der Flugbewegungen von jeweils 2 bis 6 Fligen davon
auszugehen, dass sie den Raum nur untergeordnet nutzen und somit keine erhebliche
Beeintrachtigung derzeit und nach dem Umbau vorliegen wird.

Fir die Arten Kolben- und Schnatterente, Kiebitz, Baumfalke, Silberreiher und Weillstorch
wird aufgrund der jeweiligen Anzahl und der Hohe der Uberfliige und des Flugverhaltens im
Bereich der Bestandsleitung im Gutachten der Schluss gezogen, dass die beobachteten
Vogelarten derzeit durch diese nicht erheblich beeintrachtigt werden. Fur den
Leitungsumbau wird prognostiziert, dass dieser ebenfalls keine voraussichtlichen
erheblichen Beeintrachtigungen zur Folge haben wird. Die Population des Purpurreihers
wurde mit 172 Flugbewegungen von 185 Tieren in der Erfassungsperiode in gro3er Anzahl
beobachtet. Bei ca. 37 % wurden Flige mit eingeschrankten Reaktionen festgestellt und die
meisten Flige fanden unterhalb des Erdseils statt. Der Erhaltungszustand des Purpurreihers
im Schutzgebiet wird im Standarddatenbogen als sehr gut bezeichnet, was die

Flugbewegungserfassungen bestatigen. Der Standarddatenbogen enthalt fur das
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Schutzgebiet ,Stromleitungen (Freileitungen)“ als mittlere Belastung. Da der Bestand der
Population von 2014 bis 2018 zunachst zu- und wieder leicht abgenommen hat, kann davon
ausgegangen werden, dass die Auswirkung ,Kollision an der Leitung® zurzeit den glinstigen
Erhaltungszustand der Population nicht beeintrachtigt (Flugbewegungserfassungen BFF
2019). Derzeit ist das Erdseil der Bestandsleitung mit Spiralen markiert. Eine Optimierung
der Markierung des Erdseils durch das Anbringen von Klappmarkern steht dartber hinaus
als mogliche Schadensbegrenzungsmalinahme zur Verfliigung. Eine Konkretisierung dieser
Malnahme kann im nachfolgenden Planfeststellungsverfahren erfolgen.

In seiner Stellungnahme vom 28.03.2018 kommt das RP Karlsruhe zu dem Schluss, dass,
aufgrund des Vorkommens zahlreicher geschutzter kollisionsgefahrdeter Vogelarten, bei
denen die Wirksamkeit von Vogelschutzmarkierungen nicht ausreichend bewiesen sei, z.B.
der Zwergdommel, vom Eintreten erheblicher Beeintrachtigungen in der Wagbachniederung
auszugehen sei. Im Zuge der Flugbewegungserfassungen konnte aber z.B. gerade die
Zwergdommel nicht beobachtet werden. Fir die nicht beobachteten Arten kommt der
Gutachter dariber hinaus zu dem Schluss, dass sie die Bestandstrasse nicht in
nennenswertem Umfang nutzen und somit sowohl fir die Bestandstrasse als auch fir den
geplanten Umbau nicht mit erheblichen Beeintrachtigungen zu rechnen st
(Flugbewegungserfassungen BFF 2019). Im Erdrterungstermin erfolgte dartber hinaus die
Klarstellung, dass es sich beim geplanten Umbau nicht um einen Ersatzneubau, wie es in
der Stellungnahme des RP Karlsruhe dargestellt ist, sondern um eine Zubeseilung an der
bestehenden Leitung handelt (Niederschrift zum Erérterungstermin 24.07.2018, S. 109).

Die VSG-Verordnung Baden-Wirttemberg enthalt flr verschiedene Vogelarten das
Erhaltungsziel Erhaltung der Lebensrdume ohne Gefahrenquellen wie Freileitungen oder
Erhaltung der Lebensrdume ohne Gefahrenquellen wie nicht vogelsichere Freileitungen. Das
Bundesamt fir Naturschutz kritisiert in seiner Stellungnahme vom 14.03.2018, dass beim
geplanten Umbau der Bestandsleitung im Gegensatz zur Einschatzung der Vorhabentragerin
mit erheblichen Beeintrachtigungen im Schutzgebiet zu rechnen sei. Das oben genannte
Erhaltungsziel lieRe fur einige Arten darauf schlief3en, dass Freileitungsvorhaben regelmafig
erhebliche Beeintrachtigungen des Gebietes in seinen fur die Erhaltungsziele oder den
Schutzzweck mafgeblichen Bestandteilen zur Folge hatten. Es sei aus diesem Grund davon
auszugehen, dass ,allein die Neugenehmigung der Leitung inmitten des
Vogelschutzgebietes eine Verfestigung eines den Erhaltungszielen des Schutzgebietes
entgegenstehenden Ist-Zustandes darstellt“. Die Vorhabentrdgerin legt in erganzenden
Unterlagen plausibel dar, dass das Leitungsvorhaben den Erhaltungszielen nicht entgegen
steht (vgl. E-Mail ERM GmbH vom 17.04.2019).

Fir die Vogelarten Kleines Sumpfhuhn, Tupfelsumpfhuhn, Wasserralle, Knack-, Krick-,
Loffel- und Schnatterente sowie Lappentaucher ist das Erhaltungsziel Erhaltung der
Lebensrdume ohne Gefahrenquellen wie Freileitungen festgelegt. Auf die Arten Kleines
Sumpfhuhn, Tupfelsumpfhuhn und Wasserralle wurde bereits im Rahmen der Vorbelastung
eingegangen. Aus den Argumenten, die eine Unerheblichkeit der Vorbelastung begrinden,
kann ebenfalls den Rickschluss gezogen werden, dass die bereits bestehende Freileitung
fur diese Arten keine Gefahrenquelle darstellt und sie somit keine erheblichen
Beeintrachtigungen der Rallenarten hervorruft oder die Erhaltung bzw. Wiederherstellung
eines guten Erhaltungszustandes verhindert. Die im Schutzgebiet geplanten
Umbaumalnahmen an der bestehenden Leitung stehen diesem Erhaltungsziel nicht
entgegen. Fir die Arten Knack-, Krick-, Loéffelente und Schwarzhalstaucher ist der
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Erhaltungszustand gemal Managementplanentwurf hervorragend oder gut. Die gesetzlichen
Anforderungen gemal § 7 Abs. 1 Nr. 9 BNatSchG zur Erhaltung oder Wiederherstellung
eines gulnstigen Erhaltungszustands sind bei diesen Arten somit trotz der Vorbelastung
durch die bestehende Leitung erfilllt. Es ist davon auszugehen, dass die bestehende Leitung
fur diese Arten keine Gefahrenquelle im Sinne des Erhaltungsziels darstellt und die Arten
durch sie nicht erheblich beeintrachtigt werden. Fir die Schnatterente liegt im Entwurf des
Managementplans keine Angabe zum Erhaltungszustand vor. Es wird von Ansammlungen
als Rastvogel von bis zu 1.250 Individuen ausgegangen. Da die Erhaltungszustande anderer
Entenarten, die eine vergleichbare Flugweise und visuelle Wahrnehmungsfahigkeit besitzen,
trotz der bestehenden Freileitung als gut oder hervorragend eingestuft werden, kann in
Analogie dazu diese Annahme ebenfalls fiur die Schnatterente gezogen werden. Eine
Beeintrachtigung des Erhaltungsziels durch das Vorhaben ist somit auch fir die
Schnatterente ausgeschlossen. Bei der Erfassung der Flugbewegungen konnte beobachtet
werden, dass Krick-, Loffel- und Tafelente den Raum der Bestandsleitung nur sehr
untergeordnet nutzen. Die Schnatterenten zeigten im Flugverhalten wenige Reaktionen im
Leitungsbereich. Der Schwarzhalstaucher konnte nicht erfasst werden
(Flugbewegungserfassungen BFF 2019).

In der VSG-Verordnung Baden-Wurttemberg ist fur die Arten Rohrweihe, Baumfalke,
Schwarzmilan und Wespenbussard unter anderem das Erhaltungsziel Erhaltung der
Lebensrdume ohne Gefahrenquellen wie nicht vogelsichere Freileitungen und
Windkraftanlagen enthalten. Fir den WeilRstorch lautet ein Erhaltungsziel Erhaltung der
Lebensrdume ohne Gefahrenquellen wie nicht vogelsichere Freileitungen und ungesicherte
Schornsteine und entsprechend fir die Arten Rohrdommel und Silberreiher Erhaltung der
Lebensrdume ohne Gefahrenquellen wie nicht vogelsichere Freileitungen, ungesicherte
Schornsteine und Windkraftanlagen. Um zu gewahrleisten, dass das Freileitungsvorhaben
den Erhaltungszielen nicht entgegensteht, ist im Zuge der BaumalRnahmen eine
Erdseilmarkierung vorzunehmen bzw. die bereits bestehende Markierung durch Klappmarker
Zu optimieren.

Austauschbeziehungen und funktionale Beziehungen zwischen dem Vogelschutzgebiet
Wagbachniederung und den umliegenden Schutzgebieten sind fur die im Gebiet
kollisionsgefahrdeten Arten nicht ausgeschlossen. Im Bewirtschaftungsplan des
linksrheinischen Vogelschutzgebiets NSG Mechtersheimer Tongruben wird aufgefuhrt, dass
die Population des Purpurreihers als Brutvogelart im Zusammenhang mit der Population des
Vogelschutzgebiets Wagbachniederung steht (SGD Sid, 2014). Gemal den Angaben aus
Bernotat et al. (2018) betragt der weitere Aktionsraum des Purpurreihers grundsatzlich
mindestens 3.000 m, was dem Abstand zwischen dem Vogelschutzgebiet NSG
Mechtersheimer Tongruben bis zum westlichen Trassenkorridorrand im Vogelschutzgebiet
Wagbachniederung entspricht. Einzelne Flugbewegungen der Art in die Ostlich gelegen
Feuchtgebiete, in der die Art im Vogelschutzgebiet Wagbachniederung nachgewiesen ist,
sind grundsatzlich anzunehmen. Es ist ebenfalls von Austauschbeziehungen und
funktionalen Beziehungen zum FFH-Gebiet Rheinniederung Germersheim-Speyer
auszugehen, in dem der Purpurreiher als potenzielle charakteristische Art geschutzt ist (vgl.
Kapitel B.5.4.4.4.4). Da jedoch erhebliche Beeintrachtigung des Purpurreihers durch
Kollision in der Wagbachniederung ausgeschlossen werden kénnen, sind somit ebenfalls
erhebliche Beeintrachtigungen der Austauschbeziehungen des Purpurreihers zwischen den
Schutzgebieten ausgeschlossen. Auch ein Anflug in das Gebiet durch Zug- und Rastvogel
wird durch die den geplanten Umbau der Bestandsleitung im Trassenkorridor grundsatzlich
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nicht verhindert. Das Vorhaben Nr. 19 BBPIG ist nicht, wie vom Bundesamt fir Naturschutz
in seiner Stellungnahme vom 14.03. 2018 und im Erdérterungstermin gefordert, Gegenstand
der Prifung im Rahmen der Kumulation, da dieses derzeit nicht planerisch verfestigt oder
gar genehmigt ist. Dies wurde von der Vorhabentragerin im Erérterungstermin ebenfalls
nachvollziehbar erlautert (vgl. Niederschrift zum Erérterungstermin 24.07.2018, S. 15f1.).

In einem Abstand von ca. 2.000 m stidwestlich ist voraussichtlich auf einer Ladnge von 860 m
ein  Neubau im Bereich des Kernkraftwerks Philippsburg notwendig. Fur das
Vogelschutzgebiet Wagbachniederung wurde nach der Methode von Bernotat und Dierschke
insofern artspezifisch das konstellationsspezifische Risiko ermittelt (Bernotat/ Dierschke,
2016). Aufgrund der Vorbelastung des Bereiches, der Blndelung mit vorhandenen
Bestandsleitungen und der geringen Gesamtlange des Neubaus wurde die Konfliktintensitat
nachvollziehbar als ,gering“ eingestuft. Demnach koénnen fir das Schutzgebiet auch
erhebliche Beeintrachtigungen dieses Teilgebietes ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.2.3.3, S. 430 ff. und Kapitel B.5.4.4.5.6).

Alle im Gebiet geschitzten Arten kénnen von der Auswirkung ,baubedingte Stérung
empfindlicher Tierarten“ in moglichen Revieren in unmittelbarer Nahe der Trasse oder durch
die Unterschreitung der jeweiligen Fluchtdistanz durch Baumalnahmen betroffen sein und
somit beeintrachtigt werden. Bei den geplanten Ausbaumalnahmen sind auch
Stérungswirkungen einzelner Rastvogelarten moglich. In ihren Unterlagen nennt die
Vorhabentragerin  als  geeignete  MalRnahme zur  Schadensbegrenzung eine
Bauzeitenregelung auferhalb der Brutzeit und in Bezug auf Rastvdgel bei einzelnen Masten,
in deren Nahe der Aufenthalt von Rastvogeln auf dem Gewasser erwartet wird. Die
Erhaltungszeile im Schutzgebiet zum Erhalt stérungsfreier Fortpflanzungs-, Mauser-, Rast-
und Schlafplatze werden damit nachvollziehbar nicht beeintrachtigt (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 15.2.3.4, S.435). Im Erorterungstermin erklart die
Vorhabentragerin, dass lediglich mit einer geringen Stdrungsintensitat in einem kurzen
Zeitraum zu rechnen ist. Wahrend eine Stérung von Brutvdgeln durch die Durchfiihrung der
Arbeiten aufderhalb der Brutzeit ausgeschlossen werden kann, ist bei Rastvogeln trotz
einzelnen Auffliegens ausgelést durch die Baumalnahmen nicht mit erheblichen
Beeintrachtigungen der jeweiligen Vogelpopulation zu rechnen. Jedoch sei bei einzelnem
Auffliegen das Ausweichen auf andere Wasserflachen mdglich. Die Gehdlzreihe, die parallel
zu der Bestandsleitung steht, wird aber voraussichtlich die Bewegungen durch die
Baumalnahmen abschirmen. Auch durch eine Beschrankung der Bauzeiten fir die Zeit
aulBerhalb der Brutzeiten und an einzelnen Masten ebenfalls zur Hauptrastzeit
stérungsempfindlicher Rastvogelarten kdnnen erhebliche Beeintrachtigungen voraussichtlich
vermieden werden (vgl. Niederschrift zum Erérterungstermin 24.07.2018, S. 51 ff.).

Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen nachvollziehbar dargelegt, dass nach
derzeitigem Planungsstand erhebliche Beeintrachtigungen durch summarische Wirkungen
der einzelnen Wirkfaktoren ausgeschlossen werden konnen, da lediglich geringfigige
Beeintrachtigungen aufgrund der Auswirkung ,Veranderung von Vegetation und Habitaten®
verbleiben (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel 15.2.4, S. 436).
Beeintrachtigungen kdénnen durch geeignete Mallnahmen vermieden bzw. soweit vermindert
werden, dass erhebliche Beeintrachtigungen der Erhaltungsziele der malgeblichen
Bestandteile des Vogelschutzgebietes ausgeschlossen werden kénnen.

Im Rahmen der kumulativen Wirkungen hat die Vorhabentragerin in ihren Unterlagen weitere
noch nicht realisierte Plane und Projekte betrachtet, deren Beeintrachtigungen in
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Zusammenwirken mit dem gegenstandlichen Vorhaben relevant sind (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 9.2.5.3, S. 238 ff.). Fur die Errichtung einer Umspannstation
(Hummelwies) als auch fir die Umsetzung des an das Vogelschutzgebiet angrenzenden
Bebauungsplans ,Barlach® im Rhein-Neckar-Kreis kdnnen nach derzeitigem Planungstand
kumulative Wirkungen ausgeschlossen werden. Fur das Umspannwerk ist eine
Gebaudestation mit einer Grundflache von lediglich 10 m vorgesehen. Das Gebiet, auf das
sich der Bebauungsplan bezieht, befindet sich ca. 1.800 m vom Plangebiet entfern. Dartber
hinaus stehen mogliche Malinahmen zur Schadensbegrenzung zur Verfliigung, um
eventuelle erhebliche Stérungen der geschitzten Vogelarten zu vermeiden, z.B. eine
Bauzeitenbeschrankung.

B.5.4.5. Artenschutz

Der allgemeine Artenschutz i.S.v. § 39 BNatSchG steht der Verwirklichung des Vorhabens
im Trassenkorridor voraussichtlich nicht entgegen. Mit der Entscheidung Uber die
Bundesfachplanung ist noch keine konkrete Vorhabenzulassung verbunden. Diese geschieht
erst durch die der Bundesfachplanung nachfolgenden Planfeststellung. Es kann davon
ausgegangen werden, dass im Rahmen der Umsetzung des Vorhabens keine vorsatzlichen
Zugriffe ohne verninftigen Grund erfolgen, da es sich um ein zuldssiges und ausgleichs-
bzw. kompensationsfahiges Vorhaben im Sinne des BNatSchG handelt. Ferner missen
Hohlen, Stollen, Erdkeller oder dhnliche Raume, die als Winterquartier von Fledermausen
dienen, zur Realisierung des Vorhabens voraussichtlich nicht betreten werden (vgl. § 39
Abs. 6 BNatSchG).

Artenschutzrechtliche Belange i.S.v. § 44 Abs. 1 BNatSchG stehen der Verwirklichung des
Vorhabens im Trassenkorridor ebenso nicht entgegen.

Die Errichtung und der Betrieb einer Freileitung im Trassenkorridor sind unter Beachtung
artenschutzrechtlicher Verbote i.S.v. §44 Abs.1 BNatSchG mdglich. Soweit
Beeintrachtigungen von besonders oder streng geschuitzten Arten durch Eingriffe im Zuge
der Realisierung des Vorhabens drohen, kénnen diese grundsatzlich vermieden werden.

Im Falle unvermeidbarer Eingriffe i.S.v. § 15 Abs. 1 BNatSchG, die nach § 17 Abs. 1
BNatSchG im nachgelagerten Planfeststellungsverfahren zugelassen wirden, liegen die
Voraussetzungen gemal § 44 Abs. 5 BNatSchG voraussichtlich vor. Die Vorhabentragerin
hat dies fur einen mdglichen Leitungsverlauf im Korridor nachvollziehbar dargelegt. Der
festgelegte Trassenkorridor erfillt insoweit seine Funktion gemal § 4 Satz2 NABEG als
Grundlage fur die nachfolgende Planfeststellung. Unitberwindbare Planungshindernisse in
Gestalt artenschutzrechtlicher Konflikte bestehen nicht.

Die artenschutzrechtlichen Verbote gemal § 44 Abs. 1 BNatSchG untersagen bestimmte
Tathandlungen. Erst die zur Verwirklichung des Vorhabens erforderlichen MalRnahmen
kénnen tatbestandlich den artenschutzrechtlichen Verboten unterfallen. Mit der
Bundesfachplanungs-Entscheidung wird nicht Uber die Zulassigkeit dieser Handlungen
entschieden. Die Errichtung und der Betrieb einer Freileitung sind Gegenstand der
nachgelagerten Planfeststellung. Insoweit greifen die artenschutzrechtlichen Vorschriften
i.S.v. §44 Abs. 1 BNatSchG nicht unmittelbar fir die Bundesfachplanungs-Entscheidung.
Die Entscheidung muss jedoch die grundsatzliche Vollzugsfahigkeit der Planung
gewabhrleisten, da der hiermit festgelegte Trassenkorridor gemaR § 15 Abs. 1 NABEG fir die
Planfeststellung verbindlich ist. Insoweit sind auch die strikten artenschutzrechtlichen
Vorschriften gemaR § 44 Abs. 1 BNatSchG von Bedeutung. Soweit die Bundesfachplanungs-
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Entscheidung keine artenschutzrechtlichen Probleme aufwirft, die in der Planfeststellung
nicht mehr geldst werden koénnen, ist eine Konfliktverlagerung auf die Planfeststellung
maglich.

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass potenzielle artenschutzrechtliche
Konflikte in der Planfeststellung sachgerecht gelést werden koénnen, ohne jedoch die
konkrete Ausgestaltung der Lésung und den Entscheidungsgegenstand der Planfeststellung
bereits vorwegzunehmen. Das heil3t, dass sie die raumlich-konkrete Umsetzung der
vorgezogenen AusgleichsmaRhahmen (CEF-Mafnahmen) und Vermeidungsmalinahmen
noch nicht ermittelt hat (vgl. Niederschrift zum Erorterungstermin 24.07.2018, S.48 ff). Die
Vorhabentragerin hat jedoch -und das ist auf der vorliegenden Planungsebene auch
ausreichend - alle Gesichtspunkte einbezogen, die zur optimalen Verwirklichung der
Planungsaufgabe und zur Bewaltigung der durch das Vorhaben erst aufgeworfenen
Probleme von Bedeutung sind. Sie hat potenzielle Beeintrdchtigungen von Tier- und
Pflanzenarten, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgefuhrt sind, sowie von
europaischen Vogelarten gemall §7 Abs.2 Nr. 12 BNatSchG ermittelt und geeignete
MafRnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestadnde aufgezeigt. Andere
besonders geschitzte Arten i.S.v. § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG werden im Hinblick auf § 44
Abs. 5 Satz 5 BNatSchG nicht in der Bundesfachplanung berlcksichtigt. FUr nur national
geschitzte Arten kann davon ausgegangen werden, dass keine absichtlichen Zugriffe
erfolgen, weil es sich nach der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung um ein zulassiges
und ausgleichs- bzw. kompensationsfahiges Vorhaben handelt.

Die noch offen gelassenen Detailplanungen koénnen - soweit dies zum derzeitigen
Planungstand erkennbar ist-im nachgelagerten Planfeststellungsverfahren sachgerecht
umgesetzt werden.

Die Vorhabentragerin hat die im Untersuchungsraum nachgewiesenen und gegeniber den
Wirkfaktoren des Vorhabens empfindlichen Arten berlcksichtigt. Sie hat dabei alle
relevanten Wirkungen des konkreten Vorhabens und die Empfindlichkeit der Arten
berlcksichtigt (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 1.3, S. 4 ff.). Insoweit
sind vergleichbare Informationen nicht im Informationssystem des Bundesamtes fur
Naturschutz FFH-VP-info enthalten. Auch daher ist der Einwand des Bundesamtes fur
Naturschutz nicht maRgeblich, dass die Relevanzprifung der Vorhabentragerin nicht mit
sonstigen Informationen vergleichbar sei. Hieraus resultiert erkennbar keine fehlerhafte oder
unvollstandige Beurteilung der artenschutzrechtlichen Konflikte (vgl. Erwiderungen der
Vorhabentragerin). Die Vorhabentragerin hat in ihrer Erwiderung auf die Stellungnahme des
Bundesamtes flr Naturschutz ferner dargelegt, dass im Ergebnis keine inhaltlichen
Widerspruche zwischen den in der artenschutzrechtlichen Prognose und den in der Natura
2000- Vertraglichkeitsstudie betrachteten Wirkfaktoren bestehen. Die Vorhabentragerin hat
aktuelle Verbreitungsdaten der Arten berlcksichtigt. Sie hat zusatzlich auch Datensatze
ausgewertet, deren Erhebung léanger als 5 Jahre zurlckliegt (vgl. Unterlagen gemafR
§ 8 NABEG, Anlage ll, Kapitel 2, S. 8ff.). Inwieweit die Artvorkommen aus den alteren
Nachweisen aktuell noch gultig und insoweit auch plausibel sind, hat die Vorhabentragerin
zwar nicht gepruft. Im ,konservativen“ Ansatz nimmt die Vorhabentragerin an, dass bei
einem vorliegenden Nachweis die Art im gesamten TK25 (Messtischblatt) - Blattschnitt
gleichermafien vorkommt und betroffen sein kann. Dies ist nachvollziehbar.

Das Regierungsprasidium Karlsruhe hat Zweifel daran geaufert, ob die verwendeten Daten
ausreichend konkret sind und auch den von der Vorhabentragerin genommenen ,Worst
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Case-Ansatz hinterfragt. Dies bertcksichtigend hat die Bundesnetzagentur die ,Worst Case-
Betrachtung“ der Vorhabentragerin einer vertiefenden Plausibilitdtsprifung unterzogen.
Hierbei ergab sich, dass diese Betrachtung bei der Artengruppe der Vbégel Szenarien
entstehen lasst, die nach der fachlichen Einschatzung der Bundesnetzagentur auch unter
Zuhilfenahme samtlicher VermeidungsmafRnahmen und Losungsmadglichkeiten kaum I6sbar
erscheinen. So ist es beispielsweise schwer nachvollziehbar, ob flir eine durch einen
vollstandigen Leitungsneubau im unmittelbaren Umfeld einer mindestens landesweit
bedeutsamen und etablierten Brutkolonie einer im hdchsten Male kollisionsgefahrdeten
Vogelart im gesamten Trassenkorridor Totungsrisiken in signifikanter Hohe vollstéandig
vermieden werden konnen. Diese methodischen Zweifel entsprechen den Faktoren der
Bewertungsmethodik nach Bernotat/ Dierschke (2016)

Daher wurde seitens der Bundesnetzagentur zunachst mittels der Artenliste der
Vorhabentragerin  (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage IlI, Anhangll.1.3,
Tabelle 11.1.3-1), einer Luftbildinterpretation des Untersuchungsraumes i.V.m. den
Erkenntnissen der Natura 2000-Vertraglichkeitsstudie sowie Schutzgebietsverordnungen der
betroffenen Schutzgebiete eine Eingrenzung der betroffenen Arten vorgenommen. Bei der
anschlieBenden Bewertung wurden zusatzlich die Leitungskategorien der Vorzugstrasse
innerhalb des Trassenkorridors zu Grunde gelegt. Unter Zuhilfenahme der Erkenntnisse Uber
die Empfindlichkeit der Arten gegenuber den Wirkfaktoren einer Freileitung (z.B.
Kollisionsrisiko bei Voégeln) aus den vorliegenden Unterlagen konnte eine ,verkleinerte®
Artenliste erstellt werden. Hieraus ergaben sich verbleibende Unklarheiten zu einigen
Vogelarten sowie zu dem Feldhamster. Die erstellte Liste wurde genutzt, um Uber die
Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 9 NABEG hinaus direkte Anfragen an die zusténdigen
Fachbehoérden (Stadt Mannheim, Regierungsprasidium Karlsruhe, Stadt Heidelberg, Rhein-
Neckar Kreis) zu stellen (vgl. Kapitel B.2), um ein Vorkommen der Arten zu bestatigen oder
ausschliefen zu konnen. Hieraus ergibt sich auch, dass die Menge der vom Vorhaben
betroffenen Vogelarten tatsachlich geringer ist als von der Vorhabentragerin angenommen.

Im Ergebnis dieser ergdnzenden detaillierten Uberpriifung kann festgehalten werden, dass
sich durch die Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor keine unldsbaren
artenschutzrechtlichen Konflikte im Untersuchungsraum ergeben. Zumindest sind zum
jetzigen Planungsstand und auf Grundlage der aktuellen Erkenntnisse keine Konflikte zu
befurchten, die nicht voraussichtlich vermeidbar sind. Dem liegt die Annahme zu Grunde,
dass besondere artenschutzrechtlich relevante Vorkommen oder Bereiche im
Untersuchungsraum durch die zustandigen Fachbehdrden aufgezeigt bzw. angegeben
worden sind. Nicht zuletzt wurde durch unterschiedliche Stellungnahmen unabhangig
voneinander auf die besondere Bedeutung der Wagbachniederungen und der Weildstorch-
Brutkolonien hingewiesen. Die Bundesnetzagentur geht daher davon aus, dass
vergleichbare, besonders eingehend zu betrachtende Bereiche durch die Trager o6ffentlicher
Belange vorgebracht worden sind und daher keine zusatzlichen artenschutzrechtlich
konflikttrachtigen Teilgebiete im Trassenkorridor vorhanden sind- zumindest nicht solche, die
auf der Ebene der Bundesfachplanung einer noch genaueren Prifung bedirfen. Dieser
Bewertung liegen, wie dargestellt, neben den in Rede stehenden Unterlagen der
Vorhabentragerin die ergéanzend und umfassend eingeholten aktuellen Erkenntnisse der
zustandigen Fachbehdérden zugrunde. Eine Plausibilitats-Prufung, inwieweit Uber die
dokumentierten Arten hinausgehend weitere Artvorkommen im Untersuchungsgebiet
auszuschlieen sind, hat die Bundesnetzagentur Gber die Unterlagen der Vorhabentragerin
hinaus ebenso durchgefihrt. Aufgrund der Hinweise vom Regierungsprasidium Karlsruhe
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und der Stadt Mannheim Uber potenzielle Vorkommen der Haselmaus, der Schlingnatter und
der Wechselkrote hat die Vorhabentrdgerin zudem die artenschutzrechtliche Prognose
erganzt (vgl. Erwiderung der Vorhabentragerin; Niederschrift zum Erorterungstermin
24.07.2018, S.126 ff.). Nach dem Dafurhalten der Bundesnetzagentur kann das Vorkommen
von Haselmausen nach aktuellen fachlichen Erkenntnissen nur bei fehlenden Gehdlzen und
in artenarmen, trockenen Kiefernforsten sowie in regelmafig tUberschwemmten Auwaldern
sicher ausgeschlossen werden (vgl. LLUR, 2018). Da grundsatzlich geeignete
Habitatstrukturen im Untersuchungsraum vorhanden sind, wurde die Art entsprechend
bertcksichtigt. Ebenso sind flr die Schlingnatter und die Wechselkrote geeignete
Habitatstrukturen im Trassenkorridor vorhanden. Den Hinweisen der Stadt Mannheim
folgend wird daher davon ausgegangen, dass ein Vorkommen dieser beiden Arten im
Untersuchungsraum nicht vollstdndig ausgeschlossen werden kann (vgl. LUBW, 2013a;
LUBW, 2013b). Entgegen dem Hinweis der Stadt Mannheim sind die artenschutzrechtlichen
Verbote gemal § 44 Abs. 1 BNatSchG jedoch nicht fur die Insektenarten Hirschkafer und
Spanische Flagge zu beachten. Die Vorhabentragerin hat diese beiden Anhang Il-Arten
richtigerweise in den Natura 2000-Vertraglichkeitsstudien bertcksichtigt (vgl. Erwiderungen
der Vorhabentragerin), unter anderem als Erhaltungsziel in dem FFH-Gebiet Sandgebiete
zwischen Mannheim und Sandhausen (DE 6617-341) (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG,
Anlage | Kapitel 8). Daruber hinausgehend sind keine entsprechenden Hinweise auf weitere
Arten in der Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung gemal § 9 NABEG oder auf dem
Erdrterungstermin  vorgetragen worden. Auch im Rahmen der erganzenden
Plausibilitdtsprifung der Bundesnetzagentur sind keine weiteren diesbezlglichen Hinweise
eingegangen.

Aufgrund der vorliegenden Informationen ist davon auszugehen, dass besonders geschutzte
Fische nicht im Untersuchungsraum des Trassenkorridors vorkommen (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anlage ll, Kapitel 3.10, S 115). Bei den nachfolgenden Arten ist
hingegen anzunehmen, dass sie im Trassenkorridor vorkommen und durch das Vorhaben
betroffen werden kdnnen:

e Sand-Silberscharte (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.1.1.1 S. 40)

¢ Breitfligelfledermaus, Bechsteinfledermaus, Wasserfledermaus, Grof3es Mausohr, Kleine
Bartfledermaus, Fransenfledermaus, Kleiner Abendsegler, Groler Abendsegler,
Rauhautfledermaus, Zwergfledermaus, Mickenfledermaus, Braunes Langohr, Graues
Langohr, Zweifarbfledermaus (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage ll,
Kapitel 3.2.1.1 S. 44)

e Biber, Feldhamster, Haselmaus (vgl. Unterlagen gemals § 8 NABEG, Anlage ll,
Kapitel 3.2.2.1 S. 50)

e Zahlreiche Brut- und Rastvogelarten (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 3.3.1.1 S. 55 ff. und Kapitel 3.3.2.1 S. 76 ff.)

e Zauneidechse, Mauereidechse, Schlingnatter (vgl. Unterlagen gemal’ § 8 NABEG,
Anlage Il, Kapitel 3.4.1.1 S. 92)

o Gelbbauchunke, Kreuzkréte, Laubfrosch, Knoblauchkréte, Moorfrosch, Springfrosch,
Kleiner Wasserfrosch, Kammmolch, Wechselkrote (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG,
Anlage I, Kapitel 3.5.1.1 S. 95f.)

o Asiatische Keiljungfer, Grine Keiljungfer (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 3.6.1.1 S. 100)

e Haarstrangwurzeleule, GroRer Feuerfalter, Dunkler Wiesenknopf-Ameisenblauling, Heller
Wiesenknopf-Ameisenblauling  (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlagell,
Kapitel 3.7.1.1 S. 104)
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o Heldbock, Eremit, Schmalbindiger Breitfligel-Tauchkafer (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.8.1.1 S. 108)

o Zierliche Tellerschnecke (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.9.1.1
S. 112)

Die genannten Arten sind demzufolge auch in der vorliegenden Entscheidung bericksichtigt.

Das Bundesamt fir Naturschutz, das Landratsamt Rhein-Neckar, das Regierungsprasidium
Karlsruhe und die Stadt Mannheim haben in ihren Stellungnahmen ferner darauf
hingewiesen, dass die Wirksamkeit sowie die Realisierbarkeit der Vermeidungsmaflinahmen
und von vorgezogenen Ausgleichsmallnahmen teilweise noch nicht nachvollziehbar
dargelegt bzw. ausreichend Uberprift worden sei. Das Bundesamt flr Naturschutz flhrte in
seiner Stellungnahme vom 14.03.2018 hierzu explizit die Bechsteinfledermaus, den
Mittelspecht, das Tupfelsumpfhuhn, die Bekassine, den GroRen Brachvogel und den
Heldbock als Beispiele an. Es sei fraglich, ob die vorgeschlagenen Vermeidungsmalnahmen
ausreichen, um die Verbotstatbestande nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden. Ferner
fuhrt das Bundesamt fir Naturschutz aus, die Aussagen uUber die Malihahmen seien u.a. zu
pauschal und muissten im Hinblick auf die Zeitrdume (z.B. Bauzeitenregelung), Arten bzw.
Artengruppen und die jeweilige rdumliche Ausgestaltung differenzierter dargelegt werden. In
diesem Zusammenhang hat das Bundesamt fur Naturschutz ebenfalls kritisch beurteilt, dass
der Prifung ausschlieBlich vorhandene Daten zugrunde liegen wirden. Zwar konnten
wesentliche Aspekte Uber bereits vorhandene Daten ermittelt werden, wirkungs- und
vorhabenbezogene Daten mussten jedoch i.d.R. erganzend erhoben werden. Dies gelte
insbesondere in Bereichen des Trassenkorridors die sich als kritisch erweisen.

Nach Auswertung der Stellungnahmen sowie der Unterlagen der Vorhabentragerin ist
allerdings aus Sicht der Bundesnetzagentur nicht erkennbar, dass die zugrunde gelegten
(Vermeidungs-) MalRnahmen zur Lésung der artenschutzrechtlichen Konflikte grundsatzlich
ungeeignet sind. Dies gilt insbesondere flr den Einsatz von Erdseilmarkierungen, um das
Risiko einer Kollision von Vogeln mit Leitungen zu mindern. Die hierfur genutzte fachliche
Literatur ist im Allgemeinen anerkannt und als fundiert zu bezeichnen. Soweit die
Vorhabentragerin die konkrete Ausgestaltung bzw. Detailplanung der Malnahmen nicht
dargelegt hat, ist dies in der Bundesfachplanung nicht zu beanstanden. Dies entspricht der
vorliegenden Planungsebene. Fur eine abschlieRende Beurteilung der Funktionserfillung ist
es zwar notwendig, den besonderen ortlichen Verhaltnissen Rechnung zu tragen (vgl.
BVerwG, Urteil vom 14.07.2011, 9 A 12.10, Rn. 101 f.), da die tatsachliche Wirksamkeit bzw.
vollstdndige Funktionserfullung solcher MaRnahmen nur unter Berucksichtigung des
tatsachlichen Eingriffs abschlieRend beurteilt werden kann. Der Detaillierungsgrad der
vorliegenden Planungen auf Ebene der Bundesfachplanung ist jedoch weder geeignet, den
tatsachlichen Eingriff ndher zu bestimmen, noch muss er dies sein. Die artenschutzrechtliche
Prifung in der Bundesfachplanung ist vielmehr ebenengerecht und damit mit einer
Prifungstiefe durchzufihren, die dem Planungsstand und Konkretisierungsgrad dieser
Verfahrensstufe entspricht. Insoweit ist grundsatzlich nur perspektivisch zu untersuchen, ob
das Vorhaben in dem betrachteten Korridorbereich auf nicht ausraumbare
artenschutzrechtliche Restriktionen stol3en wird. Letzteres ist z.B. dann nicht der Fall, wenn
innerhalb des Korridors Teilflachen identifiziert werden kdnnen, auf denen das Vorhaben
voraussichtlich ohne Versto? gegen artenschutzrechtliche Verbote realisiert werden kann.
Dabei sind auch flankierende Mallnhahmen wie z.B. Vermeidungs- und
MinderungsmafRnahmen in den Blick zu nehmen. Insoweit kdnnen die Anforderungen aus
der vom Bundesamt fUr Naturschutz zitierten Rechtsprechung nicht vollstandig auf die
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Bundesfachplanung tbertragen werden. Im Ubrigen haben es die beteiligten Trager der
offentlichen Belange sowohl im Rahmen ihrer Stellungnahmen als auch im Rahmen des
Erorterungstermins offen gelassen, wie eine detailliertere Planung und Betrachtung konkret
ausgestaltet sein sollte und ob dies tatsachlich vorliegend zu unuberwindbaren
artenschutzrechtlichen Restriktionen flhren wirde. Ferner hat das Bundesamt fur
Naturschutz auch nicht erlautert, wie es in Bezug auf die o0.g. Arten zu dem Ergebnis kommt,
dass die vorgeschlagenen VermeidungsmaRnahmen nicht ausreichen. Der vom
Gesetzgeber bewusst eréffneten  moglichen  Konfliktverlagerung in  gestuften
Zulassungsverfahren auf die nachste Ebene wirde es widersprechen, als Voraussetzung fur
einen Konflikttransfer bereits den detaillierten Nachweis der Konfliktldsung zu verlangen. Ob
eine spatere Konfliktbewaltigung als gesichert gelten kann oder wenigstens wahrscheinlich
ist, kann nur prognostisch beurteilt werden (vgl. BVerwG, Beschluss vom 14.07.1994,
4 NB 25/94; Erwiderung der Vorhabentragerin).

Aus den Ausfihrungen folgt, dass ggf. notwendige Vermeidungs- und vorgezogene
Ausgleichsmalinahmen vorliegend nicht als verbindliche MaRgaben fir die Planfeststellung
festgelegt werden bzw. werden koénnen. Inwieweit die einzelnen MalRnahmen bei der
Realisierung einer Freileitung im Trassenkorridor notwendig sind, kann erst unter
Berucksichtigung der tatsachlichen Eingriffe in der Planfeststellung festgestellt werden (vgl.
Niederschrift zum Erérterungstermin 24.07.2018, S. 48 f). Artenschutzrechtliche Prognosen
fur die Ubrigen Planungsabschnitte des Vorhabens Nr. 2 (Abschnitte C bis E) wurden bzw.
werden im Ubrigen in den jeweiligen Bundesfachplanungsverfahren durchgefiihrt. Eine
diesbezligliche vorlaufige Gesamtprognose ist nach dem derzeitigen Planungsstand weder
moglich noch rechtlich erforderlich. Somit ist verdeutlicht, dass ggf. notwendige
Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichsmaflnahmen nicht als verbindliche Maldgaben fir
die nachfolgende Planfeststellung festgelegt werden mussen. Inwieweit die einzelnen
MalRnahmen bei der Realisierung einer Freileitung im Trassenkorridor notwendig sind, kann
erst unter Berlcksichtigung der tatsachlichen Eingriffe in der Planfeststellung festgestellt
werden.

B.5.4.5.1 Totungs- und Verletzungsverbot gemaR § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG
Das Vorhaben kann voraussichtlich im Trassenkorridor verwirklicht werden, ohne wild
lebenden Tieren, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgefuhrt sind, sowie
europaischen Vogelarten i.S.v. § 7 Abs. 2 Nr. 12 BNatSchG nachzustellen, sie zu fangen, zu
verletzen oder zu téten. Dies gilt auch im Hinblick auf die Entnahme, Beschadigung oder
Zerstorung ihrer Entwicklungsformen. Entsprechende Wirkungen auf die besonders
geschuitzten Arten im Trassenkorridor sind voraussichtlich vermeidbar.

B.5.4.5.1.1 Fledermé&use

Nach Auswertung der zugrunde liegenden Unterlagen und weiterer Informationen ist
festzustellen, dass Verbotstatbestande i.S.v. §44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG voraussichtlich
vermeidbar sind.

Die Vorhabentragerin hat dargelegt, dass eine Totung der geschutzten Fledermausarten
durch den Verlust von Vegetation und Habitaten und Veranderung von Vegetation und
Habitaten infolge dauerhafter oder temporarer Flacheninanspruchnahmen sowie durch
Geholzruckschnitt verursacht werden kann (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 3.2.1.2, S. 47 ff.). Unter der Berlcksichtigung geeigneter Vermeidungsmallnahmen
(vgl. Runge et al., 2010), insbesondere der Vermeidung der Enthahme von Gehdlzen, sowie
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unter Nutzung der Bestandstrasse im Trassenkorridor kann der Verbotstatbestand gemaf
§44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG jedoch auch im Ergebnis der Prufung durch die
Bundesnetzagentur  voraussichtlich vermieden werden (vgl. Niederschrift zum
Erdrterungstermin 24.07.2018, S. 63 f.).

Die bau- und anlagebedingten Kollisionsrisiken von Einzelexemplaren bewegen sich
insgesamt in einem Risikobereich, der mit einer Leitungstrasse im Naturraum immer
verbunden ist. Die insoweit unvermeidbaren Beeintrachtigungen i.S.v. § 44 Abs.5 Nr. 1
BNatSchG erhdhen das Totungs- und Verletzungsrisiko fur Exemplare der betroffenen Arten
nicht signifikant. Beim Neubau einer Freileitung, beim Umbau der Bestandsleitungen im
Trassenkorridor sowie im Rahmen des betriebsbedingten Trassenmanagements werden
verschiedene Baufahrzeuge und -maschinen eingesetzt (vgl. Unterlagen geman § 8 NABEG,
Anlage Il, Kapitel 1.3, S. 4 ff.). Kollisionen mit diesen sind zum einen aufgrund der geringen
Geschwindigkeit der Baufahrzeuge nicht zu erwarten. Zum anderen sollen die
Baumalnahmen tagsiber und somit aul3erhalb der Hauptaktivitdtsphase der Fledermause
durchgefihrt werden (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage ll, Kapitel 2.3.2.12,
S. 35f.). Anlagebedingte Kollisionen mit den Masten oder Leiter- und Erdseilen sind
ebenfalls nicht zu erwarten. Auf Grund ihrer Ultraschallorientierung kdnnen Fledermause die
Objekte orten und diesen ausweichen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage Il,
Kapitel 2.3.2.10, S.29f.). In Einzelfdllen belegte anlagebedingte Mortalitdt von
Fledermausen an unbeweglichen Objekten ist auf besondere Barrierewirkungen sowie die
Beseitigung wesentlicher Leitstrukturen entlang von Flugrouten zurlckzufuhren (vgl. BfN,
2019). Soweit das Vorhaben wie vorliegend in der Bestandstrasse realisiert wird, sind solche
Effekte jedoch auszuschlief3en. Bau- und betriebsbedingt ggf. notwendige Gehdlzentnahmen
sind dann von geringem Umfang bzw. geringer Breite, verschieben Leitlinien nur leicht (um
bis zu 10 m) oder reduzieren die Hohe der Leitlinien. Die Funktion der Leitlinien wird dadurch
nicht beeintrachtigt (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 3.2.1.2, S. 45 ff.).
Eine vorhabenbedingte Barrierewirkung innerhalb maéglicher Hauptflugrouten ist durch die
Realisierung des Vorhabens in der Bestandstrasse grundsatzlich vermeidbar.

B.5.4.5.1.2  Sonstige Sdugetiere

B.5.4.5.1.2.1 Feldhamster

Die Vorhabentragerin hat Tétungs- oder Verletzungsrisiken fur die Art durch baubedingte
Eingriffe nachvollziehbar dargelegt (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage ll,
Kapitel 3.2.2.2, S. 51 ff.). Nach Auswertung der zugrunde liegenden Unterlagen und weiterer
von der Bundesnetzagentur eingeholter Informationen ist festzustellen, dass
Verbotstatbestande i.S.v. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG voraussichtlich vermeidbar sind.

Die Vorhabentragerin hat dargelegt, dass Maststandorte, Baustelleneinrichtungsflachen und
Zuwegungen voraussichtlich auflerhalb der Lebensstatten der Art positioniert werden
kbnnen. Alternativ kdnnen Toétungs- und Verletzungsrisiken grundsatzlich durch die
Vergramung des Feldhamsters vor der baubedingten Inanspruchnahme dieser Flachen
vermieden werden. Bei dieser Mallnahme wird die Eingriffsflache brachgelegt. Gleichzeitig
werden auf benachbarten Feldern unterschiedliche Feldfrichte angebaut, deren jeweilige
Nahrungsattraktivitat fir Feldhamster mit zunehmender Entfernung ansteigt (vgl. Runge et
al., 2010; Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlagell, Kapitel 3.2.2.2 S.51f. iV.m.
Anhang 11.1.2).
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Die Stadt Mannheim hat in ihrer Stellungnahme vom 15.03.2018 darauf hingewiesen, dass
grolle Anstrengungen zum Erhalt dieser Art unternommen worden sind um die
Hamsterpopulation zu stitzen und zu sichern. Ferner hegte die Stadt Mannheim Zweifel an
der Umsetzbarkeit und der Wirksamkeit der von der Vorhabentragerin angefuhrten
Vermeidungs- und CEF-Malnahmen. Ebenso flihrte das Regierungsprasidium Karlsruhe in
seiner  Stellungnahme vom  28.03.2018 an, dass eine Wirksamkeit der
VergramungsmafRnahmen zum jetzigen Planungsstand nicht erkennbar sei.

Dem ist zunachst gegenlberzustellen, dass die Vorhabentrdgerin die Option einer
technischen Vermeidung nachvollziehbar dargelegt hat (vgl. Vermeidungsmallnahme V1 in
den Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage ll, Anhangll.1.2). Die Ausdehnung von
Revierzentren und Fortpflanzungsstatten ist im Verhaltnis zum Planungsspielraum im
Trassenkorridor relativ gering. Wahrend der Trassenkorridor eine Breite von 1.000 m
aufweist, befinden sich Revierzentren und Fortpflanzungsstatten i.d.R. in einem Radius von
ca. 50 m um die Hamsterbaue (vgl. Runge et al., 2010). Die Vorhabentragerin hat dargelegt,
dass regelmallig Bereiche bis 400 m Uberspannt werden konnen. Dies wird auch durch die
Erfahrung aus anderen Vorhaben bestatigt. Die Flache des Mastgevierts betragt ca. 100 gm,
die der Baugrube ca. 200 gm. Innerhalb eines Radius bis ca. 40 m um den Maststandort
herum kdnnen die Baustellen- und Montageflachen positioniert werden. Seilzugflachen
befinden sich i.d.R. in ca. 80 bis 120 m Abstand zu Abspannmasten in Richtung der
Leitungsachsen. Einige Seilzugflachen kénnen durch Konterziige entgegen der
Seilzugrichtung auch entfallen bzw. an den nachstgelegenen Abspannmasten platziert
werden (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlagel, Kapitel4.2.3, S.56 und
Kapitel 8.2.3.3, S. 161). Die erganzende Plausibilitdtsprifung der Bundesnetzagentur hat
ergeben, dass der von Feldhamstern besiedelte Bereich des Trassenkorridors zwischen der
Neckarquerung und dem Autobahnkreuz Mannheim nahezu vollstandig mit
Bestandsleitungen belegt ist sowie von der Autobahn A6 (westl.) und dem Ort Seckenheim
(6stl.) eingegrenzt wird. In diesem Bereich bestehen aktuell finf Freileitungstrassen, die drei
mittleren Freileitungen sollen durch zwei neue Freileitungen ersetzt werden (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG S. 64 ff.). Die vorliegenden Unterlagen lassen trotz der Darlegungen der
technischen Ausfihrung (s.o.) offen, ob der Verbotstatbestand gemafll § 44 Abs. 1 Nr. 1 an
dieser raumlich konkreten Engstelle tatsachlich durch die veranschlagten MalRnahmen
vermeidbar ist.

Im konkreten Planungsfall sind aber im Ergebnis der Uberpriifung durch die
Bundesnetzagentur voraussichtlich gunstige Voraussetzungen fir eine erfolgreiche
Durchfihrung der MaRnahme gegeben. Durch das Vorhaben werden namlich nur wenige
und einzeln im Trassenkorridor verteilte sowie relativ kleine Flachen in Anspruch genommen
(Weinhold et al., 2018 i.V.m. E-Mail des Regierungsprasidium Karlsruhe vom 15.02.2019).
Die Vergramungsmalinahmen missen daher nicht grof¥flachig durchgefihrt werden. Es ist
davon auszugehen, dass selbst im schlimmsten Fall nur wenige Individuen vergramt werden
mussten. Aus dem Artenhilfsprogramm der Stadt Mannheim (Weinhold et al., 2017;
Weinhold et al.,, 2018) sowie aus weiteren Informationen des Regierungsprasidiums
Karlsruhe (vgl. E-Mail des Regierungsprasidiums Karlsruhe vom 15.02.2019) ist ferner
erkennbar, dass im Trassenkorridor voraussichtlich genigend Ausweichflachen im
raumlichen Zusammenhang vorhanden sind. Daruber hinaus ergibt sich aus der rdumlichen
Verteilung der unter dem Artenhilfsprogramm bewirtschafteten Acker und Flachen, dass
diese unter Zuhilfenahme der o.g. technischen Planung umgangen werden kénnen.
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Um jedoch im Zweifel gewahrleisten zu kdnnen, dass im Bereich der Eingriffsflachen
wahrend der Bauarbeiten tatsachlich keine Individuen zu Schaden kommen, ist die
(zumindest temporare) Vergramung der Art grundsatzlich geeignet. Runge et al. (2010)
schatzen die Aussicht auf einen erfolgreichen Verlauf der MalRnahme unter bestimmten
Voraussetzungen und in Kombination mit weiteren MalRnahmen (Umsetzung verbleibender
Individuen, Optimierung und Entwicklung geeigneter Ersatzhabitate 0.A.) insgesamt als hoch
ein (vgl. Erwiderung der Vorhabentragerin). Fir den Erfolg solcher MaRnahmen ist jedenfalls
wesentlich, dass diese nur kleinrdumig und in unmittelbarer Nahe durchgeflihrt werden.

Erganzend zur Vergramung kann durch die aktive Umsiedlung von einzelnen Individuen
sichergestellt werden, dass einzelne Tiere nicht dennoch in der Eingriffsflache verblieben
sind. Diese muissen dann handisch abgefangen und in die neu geschaffenen bzw.
verbesserten Habitate umgesetzt werden. Um das Risiko einer Riickwanderung in die alte
Flache zusatzlich zu minimieren, sollten zudem wahrend der Baumalnahmen
gegebenenfalls geeignete Sperreinrichtungen installiert werden.

B.5.4.5.1.2.2 Haselmaus

Soweit die Art im Untersuchungsraum vorkommen sollte, kénnen Toétungs- oder
Verletzungsrisiken bei einer bau- oder betriebsbedingten Entfernung von Gehdlzen sowie
von Winterquartieren am Boden, in der Laubstreu, zwischen Wurzelstocken und Steinen
entstehen (vgl. Unterlagen gemal § 8 Anlage I, Kapitel 2.3.2.1, S. 18 ff.; Kapitel 2.3.2.2,
S. 20 ff.; Erwiderung der Vorhabentragerin).

Es ist jedoch plausibel davon auszugehen, dass eine ggf. notwendige Gehdlzentnahme auf
ein Minimum reduziert bzw. vollstandig vermieden und somit ein signifikant erhohtes
Totungsrisiko i.S.v. § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG vermieden werden kann. Dies ist nach dem
Dafurhalten der Bundesnetzagentur insbesondere unter der Voraussetzung der Nutzung der
Bestandstrasse umsetzbar (vgl. Kapitel B.5.4.5). Ergénzend zu den Unterlagen gemafn
§ 8 NABEG hat die Vorhabentragerin dargelegt, dass etwaige ToOtungs- oder
Verletzungsrisiken durch eine vorlaufende Besatzkontrolle bzw. das Anbringen von
Haselmauskasten minimiert werden konnen (vgl. Erwiderung der Vorhabentragerin;
Niederschrift zum Erdrterungstermin 24.07.2018, S. 128). Besiedelte Kobel und Kunstnester
kénnen im September verschlossen und in geeignete, ggf. im Voraus vorbereitete
Ersatzlebensraume umgesetzt werden. Um eine kurzfristige Wiederbesiedlung der Standorte
durch die Haselmaus zu verhindern, sollten die betroffenen Gehdlze zudem unmittelbar nach
der Umsiedlung der Tiere (bis Mitte Oktober) gefallt, gerodet und abtransportiert werden.
Diese Einschatzung ist grundsatzlich nachvollziehbar (vgl. Runge et al., 2010; LANUV NRW,
2018a).

B.5.4.5.1.2.3 Biber

In Ergdnzung zu den Antragsunterlagen ist festzustellen, dass die im Untersuchungsraum
vorkommenden Biber ebenfalls in die Prifung auf den Verbotstatbestand der Tétung im
Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG mit aufgenommen werden muissen. Dies entspricht
dem konservativen Ansatz der Vorhabentragerin (vgl. Unterlagen gemal? § 8 NABEG,
Anlage Il, Kapitel 3.2.2.2 S. 51 ff.).

Ein Vorkommen von Bibern innerhalb des Trassenkorridors - aulRer entlang der
Neckarquerung bei Mannheim-kann zum jetzigen Planungsstand allerdings
ausgeschlossen werden (LfU, 2005; Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage ll,
Kapitel 3.2.2.1, S.50f. i.V.m. AnhangIl.1.3, Tabelle 1.1.3-1). Zwar befinden sich die
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potenziellen Lebensrdume des Bibers u.a. unmittelbar in der Nahe der potenziellen
Trassenachse innerhalb des Trassenkorridors (GeoBasis-DE/BKG, 2018a; Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Anlage |, Karte 1.2.2), die Bereiche kénnen jedoch weitlaufig Gberspannt
werden, ohne dass Gehdlze entnommen werden mussten oder in Lebensrdume des Bibers
eingegriffen werden musste. Insofern ist nicht zu beflirchten, dass es zu einer Tétung im
Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG kommt. Ohnehin ist die Errichtung von Masten in
Oberflachengewassern und deren unmittelbaren Uferbereichen ausgeschlossen (vgl.
Kap. A.3). Dies impliziert im vorliegenden Fall entsprechende Ufergehodlze.

B.5.4.5.1.3  Reptilien

Die Vorhabentragerin hat relevante Toétungs- und Verletzungsrisiken sowie grundsatzlich
geeignete SchutzmaflRnahmen nachvollziehbar in den Unterlagen dargelegt (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.4.2, S.93ff. i.V.m. Anhang I1.1.2). Uber diese
Ausfuhrungen hinausgehend, hat sie in der Erwiderung auf die Stellungnahme der Stadt
Mannheim auch grundsatzlich geeignete Schutz- und Vermeidungsmaflnahmen fir die
Schlingnatter ausgefuhrt (vgl. Erwiderung der Vorhabentragerin zur Stellungnahme der Stadt
Mannheim vom 21.03.2018).

Uber die dargelegten VermeidungsmaRnahmen (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG,
Anhang 11.1.2) hinaus ist zu erganzen, dass die neu geschaffenen Habitate in erster Linie
durch abwandernde Jungtiere angenommen werden (Runge et al., 2010). Daher ist
zusatzlich eine fachgerechte Umsetzung der (Alt-)Tiere vor Baubeginn erforderlich (Schulte/
Veith, 2014). Um eine Rickwanderung der (Alt-)Tiere in die urspringlichen Habitate zu
unterbinden ist nach Runge et al. (2010) ggf. eine zusatzliche Einfriedung der Ersatzhabitate
durch einen Schutzzaun notwendig (vgl. hierzu Vermeidungsmafnahme V14 der Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Anlage Il, Anhang 1.1.2).

B.5.4.5.1.4  Amphibien

Die Vorhabentragerin hat relevante Totungs- und Verletzungsrisiken sowie grundsatzlich
geeignete SchutzmaflRnahmen nachvollziehbar in den Unterlagen dargelegt (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.5.2, S. 97 ff. i.V.m. Anhang I1.1.2). Des Weiteren hat
die Vorhabentragerin in der Erwiderung auf die Stellungnahme der Stadt Mannheim
grundsatzlich geeignete Schutz- und Vermeidungsmalnahmen fir die Wechselkrote
ausgefuhrt (vgl. Erwiderung der Vorhabentragerin zur Stellungnahme der Stadt Mannheim
vom 15.03.2018).

Aufgrund der Ortstreue der adulten Tiere der Arten Gelbbauchunke und Kammmolch werden
die neu geschaffenen Habitate in erster Linie durch abwandernde Jungtiere angenommen
(AGAR, 2006; Runge et al., 2010). Analog zu den Reptilien (vgl. Kapitel B.5.4.5.1.3) ist daher
zusatzlich eine fachgerechte Umsetzung der (Alt-)Tiere vor Baubeginn erforderlich. Um eine
Rickwanderung der (Alt-)Tiere in die urspringlichen Habitate zu unterbinden, ist nach
Runge et al. (2010) ggf. eine zusatzliche Einfriedung der Ersatzhabitate durch einen
Schutzzaun notwendig (vgl. hierzu VermeidungsmalRnahme V14 der Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage Il, Anhang 11.1.2).

Darlber hinaus kann nicht ausgeschlossen werden, dass beim Anlegen von Baugruben der
Grundwasserspiegel temporar abgesenkt werden muss. Dies kann mittelbar auch zum
Absinken der Wasserstande in den Fortpflanzungshabitaten von Amphibien und somit zu
einem Verlust von juvenilen Individuen (Kaulquappen) flhren (vgl. Unterlagen geman
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§ 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 2.3.2.5, S. 23 f.). Durch die Versickerung des entnommenen
Grundwassers im Bereich grundwasserabhangiger Lebensrdume kdnnen entsprechende
Totungs- und Verletzungsrisiken jedoch ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage II, Anhang I1.1.2).

B.5.4.5.1.5 Insekten

Die Vorhabentragerin hat Tétungs- und Verletzungsrisiken sowie grundsatzlich geeignete
SchutzmalRnahmen nachvollziehbar dargelegt (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Anlage Il, Kapitel 3.6, S.99ff.; Kapitel 3.7 S.103ff.; Kapitel 3.8 S.107ff. i.V.m.
Anhang 11.1.2).

Fir die planungsrelevante Kaferart Heldbock wird demnach im Rahmen der Bauarbeiten auf
die Fallung von besiedelten Brutbaumen verzichtet. Die Wirksamkeit der MalRnahme ist
gegeben, da der Heldbock sich vorwiegend am Geburtsbaum aufhalt und dieser somit tUber
Jahre hinweg nicht aufgegeben wird (PGNU, 2018). Diese MalRhahme lasst sich vor allem
dadurch verwirklichen, dass bau- und betriebsbedingte Flacheninanspruchnahmen vor allem
auf bestehenden Freiflachen innerhalb des Trassenkorridors stattfinden. Zusatzlich werden
als Habitate in Betracht kommende Bereiche im Vorfeld der Bauarbeiten auf potenzielle
Brutbaume abgesucht. Die Vorhabentragerin hat dartUber hinaus plausibel dargelegt, dass
relevante Waldlebensraume im noérdlichen Teil des Trassenkorridors unter Nutzung der
Bestandstrasse uUberspannt oder durch Verlegen der Maststandorte umgangen werden
konnen (vgl. Niederschrift zum Erorterungstermin 24.07.2018, S. 63 ff.). Entgegen dem
Ergebnis der artenschutzrechtlichen Prognose (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG,
Kapitel 3.8.2.3, S.109ff.) sind die o0.g. Malnahmen auch anzuwenden, um das
Totungsverbot i.S.v. §44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG fir die Art Eremit zu vermeiden. Zwar
kommt die Art voraussichtlich nur in Waldbereichen des Trassenkorridors vor, die unter
Nutzung der Bestandsleitung Uberspannt werden konnen. Bei der Einrichtung der
Seilzugflachen kann eine Toétung i.S.v. §44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG somit vermieden
werden.

B.5.4.5.1.6 Weichtiere

Die Vorhabentragerin hat Tétungs- und Verletzungsrisiken fir die vom Vorhaben betroffenen
Weichtiere sowie grundsatzlich geeignete Schutzmallnahmen nachvollziehbar dargelegt (vgl.
Unterlagen gemal § 8 Anlage II, Kapitel 3.9, S. 111 ff.).

B.5.4.5.1.7  Vbgel

Die Vorhabentragerin hat dargelegt, welche Tétungs- und Verletzungsrisiken fir Brut- und
Rastvogel bestehen kdnnen. Sie hat grundsatzlich geeignete SchutzmalRnahmen dargelegt
und eine signifikante Erhéhung der hiernach ggf. verbleibenden baubedingten Tétungs- und
Verletzungsrisiken nachvollziehbar ausgeschlossen (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG,
Anlage Il, Kapitel 3.3.1, S. 54 ff.; Kapitel 3.3.2, S.72ff. iiV.m. Anhangll.1.2). Die
voraussichtliche Vermeidbarkeit der betriebsbedingten Toétungsrisiken auf Basis der
Malnahmen der Vorhabentragerin (vgl. Unterlagen gemald § 8 NABEG, Anhang I1.1.2)
konnte durch die erganzende Plausibilitatsprifung der Bundesnetzagentur bestatigt werden.
Die anlagebedingten Kollisionsrisiken von Einzelexemplaren bewegen sich insgesamt in
einem Risikobereich, der mit einer Leitungstrasse im Naturraum immer verbunden ist. Die
insoweit unvermeidbaren Beeintrachtigungen i.S.v. § 44 Abs. 5 Nr. 1 BNatSchG erhéhen das
Totungs- und Verletzungsrisiko flr Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant.
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Das Bundesamt fir Naturschutz hat in seiner Stellungnahme vom 14.03.2018 auf Basis der
Argumentation von Bernotat et al. (2018) allgemein angefuhrt, dass auch eine Nutzung der
Bestandsleitung mit Neubeseilung einer bestehenden Traverse durch die zusatzliche
horizontale Uberspannung von Gewéassern oder vergleichbaren Habitaten durchaus
konflikttrachtig sein kénne. Darlber hinaus sei in diesem Fall auch eine verringerte
Wirksamkeit der Erdseilmarkierung und der Synchronisation anzunehmen. Daneben seien
ferner Konstellationen zu beachten, bei denen Vermeidungsmaflinahmen wie die Markierung
der Leitung mit Vogelschutzmarkern nicht ausreichen wirden, um das Eintreten des
Verbotstatbestandes gemal § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG zu vermeiden (z.B. unmittelbare
Betroffenheit grolter Wasservogel- bzw. Limikolen-Brut- und Rastgebiete).

Die Vorhabentragerin vertritt in der Erwiderung hierauf weiterhin die Auffassung, dass
relevante Beeintréchtigungen bzw. Kollisionsrisiken bei der verbreiterten Uberspannung auf
einer bereits bestehenden Leiterseilebene ausgeschlossen werden kénnen (vgl. Erwiderung
der Vorhabentragerin). Sie legt dar, dass die meisten Kollisionen mit den weniger sichtbaren
Erdseilen stattfinden und dass die, durch Zubeseilung auf gleicher Ebene stattfindende,
horizontale Verbreiterung kein erhdhtes Kollisionsrisiko verursache. Die Leiterseile selbst
seien durch ihre Blindelung ohnehin besser sichtbar als die Erdseile (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Kapitel 3.1.1.2, S. 49). Heimische Vogelarten wirden nicht vertikal nach oben
auffliegen. Der Start und der Landeanflug erfolgten stets schrag. Eine Kollision mit einer
horizontal verbreiterten Leiterseilebene, die ohnehin deutlich besser sichtbar ware als die
Erdseile, sei daher bei einer reinen Zubeseilung, insbesondere auf einer bereits belegten
Leiterseilebene, grundsatzlich vernachlassigbar.

Die vom Bundesamt flr Naturschutz angesprochene zusatzliche Belegung einer Traverse
trifft im geplanten Trassenkorridor konkret auf den Bereich der Wagbachniederungen, hier
insbesondere ein Uberspanntes stehendes Gewasser (Kleiner Eichelgartensee) der
Wagbachniederungen (VSG Wagbachniederungen 6717-401) zu. Jédicke et al. (2018)
gehen davon aus, dass durch das Anfliegen insbesondere weniger mandvrierfahiger
GrolRvogelarten (hier konkret die Art H6ckerschwan) unterhalb einer Freileitung mit einer
Verringerung der Wirksamkeit der Markierungen zu rechnen ist. Dies trifft dann zu, sofern
sich die Brut- oder Rastgebiete im unmittelbaren Umfeld der Freileitung befinden. Da sich die
Kollisionsgefahr einzelner Vogelarten u.a. Uber den Habitus, die Sinnesleistungen und das
Verhalten der Tiere definiert (Bernotat/ Dierschke, 2016; IBUe, 2017), ist der vorgebrachte
Einwand soweit grundsatzlich nachvollziehbar, auch wenn das Bundesamt fir Naturschutz
offen gelassen hat, welche Kriterien ,vergleichbare Habitate* erfillen missen, um gemaf der
vorgebrachten Mal3stabe gewertet zu werden.

Im Rahmen des Erdrterungstermins wurde jedoch fir das einzelne, Uberspannte stehende
Gewasser (Kleiner Eichelgartensee) von einem fachkundigen Vogelexperten (privater
Einwender im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung nach § 9 NABEG) konkret angefihrt,
dass das betreffende Gewasser aufgrund seiner Lage fir kollisionsgefahrdete GrofRRvogel
unattraktiv sei. Eigene Erhebungen hatten darlber hinaus ergeben, dass dieses stehende
Gewasser nur eine geringe Bedeutung als Lebensraum aufweist (vgl. Kihnberger 2019).
Dies begriinde sich vornehmlich aus der Topographie: Das Gewasser liegt in einer Senke
der Niederterrasse der Rheinebene und verfiigt Uber relativ steile Béschungen. Daher biete
es nicht genigend Raum fur die oben erwahnten weiten An- und Abflugmandver der
gefahrdeten Grolvogelarten und ist flr jene Arten entsprechend unattraktiv (vgl.
Niederschrift zum Erdrterungstermin 24.07.2019, S. 61 f.). Diese Angaben sind aus Sicht der
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Bundesnetzagentur, die sich auch selbst vor Ort ein Bild von der Lage gemacht hat,
nachvollziehbar. Im weiteren sidlichen Verlauf des Trassenkorridors kann die Vorzugstrasse
in unmittelbarer Nahe zu der L560 gefiihrt werden. Hier erfolgt die Zubeseilung in westliche
Richtung und somit in Richtung einer viel befahrenen Stralle. Eine zusatzliche
Uberspannung wichtiger Brutgebiete kollisionsgefahrdeter Vogelarten findet an dieser Stelle
nicht mehr statt (vgl. GeoBasis-DE/BKG, 2018b). Dariber hinaus wird die untere
Leiterseilebene durch eine bestehende Pappelreihe, die parallel zu der Stral’e L560 verlauft,
verschattet. Die Habitatausstattung lasst den Schluss zu, dass die Pappelreihe tendenziell
Uberflogen wird und somit Uber die Leitung hinweg gequert wird (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 15.2.3.3, S. 428). Dartber hinaus hat die Vorhabentragerin im
Jahr 2018 erganzend zu ihren Unterlagen Flugbewegungen in der Wagbachniederung
erfasst und ausgewertet (vgl. Flugbewegungserfassung BFF, 2019). Von den im Gebiet
betrachtungsrelevanten Vogelarten konnte im Laufe der Kartierungen nur ein Teil beobachtet
werden. Es wurden die Arten Purpur- und Silberreiher, Weillstorch, Wespenbussard,
Baumfalke, Kolben- Krick-, Loffel-, Tafel- und Schnatterente sowie der Kiebitz gesichtet. Fir
die Arten, die nicht beobachtet wurden, kann davon ausgegangen werden, dass sie den
Bereich der Bestandstrasse selten nutzen und somit durch die Bestandsleitung
voraussichtlich keine signifikant erhohten Toétungs- und Verletzungsrisiken bestehen. Der
Gutachter fuhrt nachvollziehbar aus, dass flur diese Arten auch durch die Zubeseilung auf
gleicher Ebene nicht mit voraussichtlich signifikanten Auswirkungen zu rechnen ist. Zum
jetzigen Planungsstand ist nicht davon auszugehen, dass sie den Bereich der
Bestandstrasse, auf der zubeseilt werden soll, in nennenswertem Umfang nutzen. Die
insoweit unvermeidbaren Beeintrachtigungen i.S.v. § 44 Abs. 5 Nr. 1 BNatSchG erhéhen das
Totungs- und Verletzungsrisiko fir Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant. Nach
aktuellem Kenntnisstand ist somit aufgrund eingehender Prifung des Sachverhalts durch die
Bundesnetzagentur im Bereich der Wagbachniederungen von keinem signifikant erhéhtem
Totungsrisiko im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG auszugehen.

Aus den vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnissen ergibt sich ferner nicht, dass eine
ausreichende Wirksamkeit der Erdseilmarkierung bei Wasservogeln und Limikolen
grundsatzlich ausgeschlossen ist. Je nach Untersuchungsgebiet und -design sind die bisher
dokumentierten Untersuchungsergebnisse zwar unterschiedlich. Viele Ergebnisse zeigen
jedoch auf, dass auch fiir diese Arten etwaige Kollisionsrisiken durch eine Verbesserung der
Sichtbarkeit der Seile hinreichend gemindert werden konnen (vgl. z.B. Koops, 1997;
Brauneis et al., 2003; Bernshausen et al., 2014; Joédicke et al., 2018). Aus demselben Grund
ist auch plausibel, dass die Synchronisation von Trassen eine geeignete SchutzmalRnahme
darstellen kann. Hierdurch kénnen potenzielle Anflugebenen reduziert und die Sichtbarkeit
moglicher Barrieren deutlich erhdht werden. Auf dem Erorterungstermin  hat die
Vorhabentragerin dargelegt, dass sie bislang noch keine weiteren Ma3nahmen in den Blick
genommen habe, weil sich die Notwendigkeit nach derzeitigem Kenntnisstand nicht
aufdrange. Nach Angaben der Vorhabentragerin kénnen jedoch — soweit erforderlich —
weitere technische Optionen, wie z.B. die Mitnahme von weiteren Leitungen oder die
Verwendung von Einebenenmasten, im Planfeststellungsverfahren noch geprift werden (vgl.
Niederschrift ~zum  Erérterungstermin ~ 24.07.2018, S. 120 ff,; Erwiderung  der
Vorhabentragerin). Soweit erforderlich, hat die Vorhabentragerin in der Planfeststellung
erganzende MafRnahmen in ihre Planungen einzubeziehen. Derzeit liegen allerdings keine
konkreten Hinweise auf untuberwindbare Planungsrisiken im Trassenkorridor vor (vgl. Kapitel
B.5.4.5).
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Das Bundesamt fur Naturschutz weist in seiner Stellungnahme vom 14.03.2018 darauf hin,
dass artenschutzrechtliche Konflikte im Bereich des IBA Philippsburger Altrhein und
Rheinschanzinseln bestehen. Zu diesem Bereich gab auch der NABU Rhein-Neckar-
Odenwald im Rahmen seiner Stellungnahme Hinweise auf das Vorkommen diverser
Vogelarten ab, die die Bereiche als Wintergaste nutzen. Ferner wies das Bundesamt fiir
Naturschutz im Rahmen des Eroérterungstermins darauf hin, dass die Konfliktbewertung der
Vorhabentragerin im Bereich des Leitungsneubaus bei Philippsburg nicht korrekt sei (vgl.
Niederschrift zum Erdrterungstermin 24.07.2018, S. 68 ff.). Im Bereich des Kernkraftwerks
Philippsburg am Philippsburger Altrhein ist zum gegenwartigen Kenntnisstand ein ca. 860 m
langer Abschnitt des Trassenkorridors im Neubau geplant (vgl. Unterlage geman
§ 8 NABEG, S. 65f.).

Die Vorhabentragerin hat hiergegen angefihrt, dass der geplante Leitungsneubau
Uberwiegend Uber bereits versiegeltes und bebautes Kernkraftwerksgelande fihrt. Die
Vorhabentragerin gibt hierzu eine Strecke von ca. 620 m an (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 9.2.3.4, S. 236). Die verbleibenden ca. 240 m werden mit
bestehenden Leitungen, die zum Kernkraftwerk flhren, geblndelt. Auf Grund der
Vorbelastung durch das Kernkraftwerk selbst und die bereits jetzt schon bestehenden
Leitungen sei davon auszugehen, dass Flugbewegungen der Kollisionsgefahrdeten
Vogelarten z.B. in Form von Nahrungsfligen im Bereich des geplanten Neubauabschnittes
im Trassenkorridor nicht zu erwarten sind.

Im Ergebnis ist nach dem Dafirhalten der Bundesnetzagentur eine signifikante Erhéhung
des Kollisionsrisikos von Vogeln nach derzeitigem Planungsstand in diesem Bereich nicht zu
erwarten. Auf Grund der aktuellen Erkenntnislage ist ferner davon auszugehen, dass keine
Flugbewegungen im Bereich des Trassenkorridors am Kernkraftwerk Philippsburg, z.B. in
Form von Nahrungsfligen, zu erwarten sind. Vielmehr ist aufgrund der Habitatausstattung in
der Umgebung davon auszugehen, dass potenzielle Austauschbeziehungen oder auch
funktionale Beziehungen entlang der Altrheinarme des Schutzgebiets und zu anderen am
Rheinufer gelegenen Schutzgebieten stattfinden.

Eine Erhdhung des Kollisionsrisikos entlang des Leitungsabschnittes, welcher den
Philippsburger Altrhein Uberspannt, ist ebenfalls nicht zu erwarten. Dieser Teilabschnitt soll
nach aktuellem Planungstand an der bestehenden Leitung einseitig zubeseilt werden. Die
Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass eine frihe Erkennung bzw.
Wahrnehmung der Leiterseilebene durch Voégel, die auf dieser Hohe fliegen, durch die
beidseitig belegte Traverse grundsatzlich gegeben ist (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Anlage |, Kapitel 9.2.3.4, S. 235). Durch die bestehende, einseitige Beseilung der Traversen
in diesem Abschnitt entsteht keine neue Leiterseilebene bzw. es wird keine neue
Kollisionsebene geschaffen. Ferner hat die Vorhabentragerin in ihrer Erwiderung hinreichend
dargelegt, dass zusatzlich unter der Verwendung von Erdseilmarkierungen das Eintreten des
Verbotstatbestandes gemall §44 Abs. 1 Nr.1 BNatSchG vermieden werden kann. Die
insoweit unvermeidbaren Beeintrachtigungen i.S.v. § 44 Abs. 5 Nr. 1 BNatSchG erhéhen das
Tétungs- und Verletzungsrisiko fur Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant. Eine
Uberprifung der vom NABU Rhein-Neckar-Odenwald vorgebrachten Vorkommen an Zug-
und Rastvogelarten in diesen Bereichen ergab, dass unter der Verwendung von
Erdseilmarkierungen das Eintreten des Verbotstatbestandes gemalR §44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG voraussichtlich vermieden werden kann. Der Trassenkorridor verlduft zudem
groBtenteils parallel und in ausreichendem Abstand zum Rhein. Die geplante Trasse ware
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somit Uberwiegend nicht quer, sondern parallel zur allgemeinen Zugrichtung ausgerichtet. Es
ist bekannt, dass insbesondere quer zur Zugrichtung verlaufende Trassen vergleichsweise
deutlich erhdhte Kollisionsraten hervorrufen kénnen (Prinsen et al., 2011).

Die aus Sicht des Bundesamtes fir Naturschutz bewertungsmethodischen Defizite der
Vorhabentragerin sollen in der Planfeststellung ausgeraumt werden. Das ist nach Auffassung
der Bundesnetzagentur dem Grunde nach nicht zu beanstanden. Wesentlich ist, ob das
Bewertungsergebnis im konkreten Einzelfall naturschutzfachlich vertretbar und das von der
Vorhabentragerin gewahlte Bewertungsverfahren geeignet ist, den gesetzlichen
Anforderungen gerecht zu werden (vgl. BVerwG, Urteil vom 09.07.2008, 9 A 14/07). Dies
kann unter Bericksichtigung weiterer Informationen (vgl. Kap. 5.4.5) bestatigt werden.

B.5.4.5.2 Storungsverbot gemaR § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG
Das Vorhaben kann im Trassenkorridor verwirklicht werden, ohne wild lebende Tiere, die in
Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgefuhrt sind sowie europaische Vogelarten i.S.v. § 7
Abs. 2 Nr. 12 BNatSchG wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs-
und Wanderungszeiten erheblich zu stéren. Entsprechende Wirkungen auf die besonders
geschutzten Arten im Trassenkorridor sind voraussichtlich vermeidbar.

Stérwirkungen, wie z.B. Fluchtverhalten o.A., kénnen durch optische und akustische Reize,
Erschitterungen oder Licht grundsatzlich bei allen Arten(gruppen) ausgelost werden. Die
Vorhabentragerin hat jedoch dargelegt, dass baubedingte Scheuchwirkungen fir Reptilien,
Amphibien, Insekten und die meisten Kleinsauger vernachlassigbar sind. Solche Wirkungen
treten nur innerhalb des Bereiches der Baumaflnahmen auf (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage I, Kapitel 2.3.2.12, S. 34 ff.). Das ist im Ergebnis nachvollziehbar. Mit
der Zerstérung von Fortpflanzungs- und Ruhestatten i.S.v. § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG
gehen i.d.R. auch erhebliche Stérungen i.S.v. §44 Abs.1 Nr.2 BNatSchG einher.
Vorgezogene AusgleichmalRnahmen, die der Vermeidung des Verbotstatbestandes i.S.v.
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG dienen, wirken zugleich auch einer erheblichen Stérung i.S.v.
§44  Abs.1 Nr. 2 BNatSchG entgegen. Bei  wirksamen  vorgezogenen
AusgleichsmalRnahmen im raumlichen Zusammenhang ist davon auszugehen, dass auch
keine erhebliche Stérung der lokalen Population eintritt. Somit ist das Stérungsverbot durch
die Beachtung des Beschadigungs- und Zerstdérungsverbotes von Fortpflanzungs- und
Ruhestatten regelmallig stellvertretend mitbearbeitet. Insoweit wird auf die in dieser
Entscheidung enthaltenen Ausflihrungen in Kapitel B.5.4.5.3 verwiesen.

Stoérwirkungen, die nicht im Zusammenhang mit der Zerstérung von Fortpflanzungs- und
Ruhestatten ausgeschlossen werden kénnen, sind nachfolgend berlcksichtigt.

B.5.4.5.2.1 Fledermé&use

Stérungen in Quartieren und essentiellen Nahrungshabitaten kénnen durch Erschitterung,
Licht und sonstige visuelle Reize sowie Larm in der Bauphase ausgeldst werden. Auch
infolge betriebsbedingter Wartungsarbeiten kann es zu Stérungen kommen. Folgende
Schutzmallnahmen sind jedoch grundsatzlich geeignet, erhebliche Stérungen zu vermeiden:

e erschitterungsarme Fundamentgrindung fir Maste,

e Ausschluss von Nachtbauarbeiten mit daflir notwendiger Beleuchtung innerhalb der
Aktivitatsphase (Marz bis Oktober) und

e Minimalabstand flr Baueinrichtungen oder Lagerstellen von 25m zu
Wochenstubenquartieren (bei sehr starkem Baustellenlarm mit langer Dauer sollten
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die Abstande mindestens 100 m betragen), alternativ: Bauzeitenregelung (mdogliches
Baufenster November bis Marz).

Die Vorhabentragerin hat die Storungsrisiken fur die vom Vorhaben betroffenen
Fledermausarten sowie grundsatzlich geeignete Schutzmalinahmen nachvollziehbar
dargelegt (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage ll, Kapitel 3.2.1, S. 47 ff.). Die
Vorhabentragerin hat unter Wirdigung der Stellungnahme des Regierungsprasidiums
Karlsruhe vom 28.03.2018 erganzend zu den Unterlagen ausgeflihrt, dass eine Stoérung
durch Baustellenbeleuchtung auch in den Randstunden des Tages vermeidbar ist, da die
Bauarbeiten tagstber durchgefuhrt werden (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage II,
Kapitel 3.2.1.2, S. 45 ff.; Erwiderung der Vorhabentragerin).

Da nach Angaben der Vorhabentragerin die Bautatigkeiten tagstiber ausgefiihrt werden, sind
etwaige Beeintrachtigungen von Fledermdusen durch direkte Beleuchtung der
Ausflugéffnung von Quartieren oder des unmittelbaren Umfeldes auszuschliefien (vgl.
Gutachten der Planungsgruppe Umwelt 2017). Aufgrund der Nachtaktivitat von
Flederm&ausen sind insoweit auch erhebliche Stdrungen durch sonstige visuelle Reize in den
Nahrungshabitaten ausgeschlossen. Quartiere, wie z.B. Stollen oder Hohlen, werden nicht
betreten (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 2.3.2.12, S. 35 ff.). Direkte
Eingriffe in Quartiere von baumbewohnenden Fledermausarten sind grundsatzlich
vermeidbar (vgl. Kapitel B.5.4.5.1.1). Nach Angaben der Vorhabentragerin sind erhebliche
Stérungen durch Larm ausgeschlossen, weil die Baumalinahmen zeitlich und raumlich
begrenzt sowie von geringer Intensitat sind (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anlage II,
Kapitel 2.3.2.12, S.35ff.). Dementgegen gibt es zwar auch Einschatzungen, dass
Fledermause in ihren Nahrungshabitaten und Quartieren empfindlich gegeniber akustischen
Stoérungen sein kénnen. Diese beruhen allerdings auf Beobachtungen und Untersuchungen
im Zusammenhang mit dauerhaftem StraRenlarm, dem Offnen von Nistkdsten oder dem
Betreten oder Renovieren von Hohlen, Stollen oder Kellern. Die durch das Vorhaben
geplanten Bauarbeiten unterscheiden sich wesentlich von den bei diesen Beispielen
erzeugten Stoérungen. Die baubedingte Funktionsminderung von Nahrungshabitaten durch
eine dauerhafte akustische Maskierung von Beutetiergerauschen sowie Erschuitterungen,
Licht, Bertihrungen und das Offnen von Nistkasten sind vorliegend ausgeschlossen.
Baubedingte Stérungen sind insbesondere durch eine Kombination von Larm und
Erschitterung und nur in besonderen Konstellationen denkbar, z.B. wenn ein
Wochenstubenquartier einer Kolonie der Bechsteinfledermaus unmittelbar an einem
Forstweg gelegen ware und dort Bagger oder Bohrpfahlgerate eingesetzt wirden. Eine
Erhéhung des Verkehrs auf dem bestehenden Forstweg allein wirde hingegen zu keiner
erheblichen Beeintrachtigung der Fortpflanzungsstatte flihren, wenn dieser nur am Tage
stattfindet und ca. unter 100 Fahrzeugbewegungen pro Tag bliebe (vgl. Gutachten der
Planungsgruppe Umwelt 2017). Aufgrund der geplanten MaRnahmen ist nicht davon
auszugehen, dass es zu einem solchen Verkehrsaufkommen kommt. Auch bei konservativer
Risikoeinschatzung kénnen erhebliche Beeintrachtigungen unter Berucksichtigung eines
Schutzkonzeptes ausgeschlossen werden. Im Hinblick auf Larmwirkungen sind die Abstande
vom betroffenen Quartier malfgeblich. Grundsatzlich sollte ein Minimalabstand von
mindestens 25 m zu den Wochenstuben sowie Winterquartieren eingehalten werden, um die
Lager- und Montageflachen anzulegen. Sollte dies im Einzelfall nicht mdglich sein, kénnen
erhebliche Stérungen durch Larm auch mittels Bauzeitenregelung vermieden werden. Die
Baumalnahmen kdénnten bspw. von November bis Marz durchgeflihrt werden (vgl.
Gutachten der Planungsgruppe Umwelt 2017). Im Hinblick auf die temporare Larmerzeugung
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an wenigen Tagen kann alternativ auch aul3erhalb der Wintermonate eine Besatzkontrolle
der potenziellen Quartiere durchgefihrt werden. Wenn das Quartier nachweislich nicht
belegt ist, kdnnte temporar gebaut werden. Jedoch ware z.B. aufgrund des regelmaligen
Quartierwechsels der Bechsteinfledermaus auch eine regelmalige baubegleitende
Besatzkontrolle notwendig (vgl. Gutachten der Planungsgruppe Umwelt 2017).

B.5.4.5.2.2 Biber

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass Stérungen i.S.v. §44 Abs. 1
Nr. 2 BNatSchG voraussichtlich mit Hilfe einer Bauzeitenregelung vermeidbar sind (vgl.
Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.2.2.2, S. 52 1.).

B.5.4.5.2.3 Vbgel

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass Stérungen i.S.v. §44 Abs. 1
Nr. 2 BNatSchG voraussichtlich mit Hilfe einer Bauzeitenregelung vermeidbar sind (vgl.
Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.3.1.2, S. 61 f.; Kapitel 3.3.2.2, S. 82;
Niederschrift zum Erorterungstermin 24.07.2018, S. 56 ff.).

B.5.4.5.3 Verbot der Zerstorung besonderer Lebensstatten gemaR § 44 Abs. 1

Nr. 3 BNatSchG
Das Vorhaben kann im Trassenkorridor verwirklicht werden, ohne Fortpflanzungs- oder
Ruhestatten der wild lebenden Tiere, die in Anhang IV der Richtlinie 92/43/EWG aufgeflhrt
sind, sowie von europaischen Vogelarten i.S.v. § 7 Abs. 2 Nr. 12 BNatSchG aus der Natur zu
entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstéren. Entsprechende Wirkungen sind
grundsatzlich vermeidbar, teilweise unter Berlcksichtigung vorgezogener
Ausgleichsmalinahmen i.S.v. § 44 Abs. 5 BNatSchG. Die Vorhabentragerin hat im Rahmen
des Erdrterungstermins und in Erwiderung auf die diesbezlgliche Stellungnahme des
Bundesamtes flr Naturschutz ergdnzend dargelegt, dass Verbotstatbestdnde nach § 44
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG Uber die technische Planung voraussichtlich vermieden werden
kénnen (vgl. Niederschrift zum Erérterungstermin vom 24.07.2018, S. 36 ff). Dies ist in den
betroffenen Waldflachen innerhalb des Trassenkorridors insbesondere dadurch zu
gewahrleisten, indem als Lebensstatte (z.B. Brutbdume fiur Insekten und Vogel,
Wochenstuben fir Fledermause) geeignete Baume vor Baubeginn identifiziert und

vollstandig erhalten werden.

B.5.4.5.3.1 Fledermé&use

Die Vorhabentragerin hat die Risiken der Zerstérung von Fortpflanzungs- und Ruhestatten
fur die vom Vorhaben betroffenen Fledermausarten sowie grundsatzlich geeignete
Schutzmallnahmen nachvollziehbar dargelegt (vgl. Unterlagen gemald § 8 Anhangll,
Kapitel 3.2.1. S. 47 ff). Fortpflanzungs- und Ruhestatten in Stollen, Hohlen oder anderen
unterirdischen Hohlrdumen sowie in bzw. an Gebduden werden durch das Vorhaben
voraussichtlich nicht in Anspruch genommen (vgl. Unterlagen gemafR § 8 NABEG, Anlage I,
Kapitel 3.3.2.1, S. 18 ff.; Anhang I1.1.2, S. 1 von 5). Das Bundesamt fir Naturschutz legt in
seiner Stellungnahme vom 14.03.2018 allgemein dar, dass auch baubedingte
Flacheninanspruchnahmen als dauerhaft zu bewerten seien. Dies begriinde sich daraus,
dass Waldlebensrdume naturgemald nur langfristig (deutlich langer als 30 Jahre) regeneriert
werden koénnen. Daher sei es fraglich, ob durch den Habitatverlust ausgeldste
Verbotstatbestdnde vollstdndig vermieden werden koénnten. Nur auf Grundlage der
vorhandenen Daten konne nicht abschlieBend beurteilt werden, inwiefern die
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Vermeidungsmalnahmen der Vorhabentragerin tatsachlich ausreichen. Im Hinblick auf die
Bechsteinfledermaus ist zunachst zutreffend, dass der Ersatz von Quartierbdumen durch
Nistkasten nicht in jedem Fall bzw. nicht kurzfristig méglich ist. Runge et al. (2010) legen dar,
dass der Einsatz von Fledermauskasten als vorgezogene AusgleichsmalRnahme
ausschlie3lich bei den Kolonien, die bereits Fledermauskasten bewohnen bzw. diese bereits
seit einigen Generationen innerhalb der Kolonie nutzen, als erfolgsversprechend einzustufen
ist (Erfolgswahrscheinlichkeit ,hoch“). Schnell angenommen werden die Kasten
insbesondere dann, wenn die betroffene Kolonie bereits an die Nutzung von
Fledermauskasten gewohnt ist. Eine gesicherte Prognose bei rein baumhéhlenbewohnenden
Fledermauskolonien ist hingegen nicht oder nur unzureichend moglich. Nach
Experteneinschatzungen ist in diesem Fall nur mit einer mittelfristigen bis (sehr) langfristigen
Annahme der Kasten zu rechnen. Voraussetzung ist darlber hinaus, dass bestehende
Hohlenbaume auch weiterhin in ausreichender Zahl im betreffenden Gebiet vorhanden sind
und zwischenzeitlich keinen limitierenden Faktor fir die Kolonie darstellen (LANUV NRW,
2018b). Aufgrund der Beschaffenheit des hier in Rede stehenden Untersuchungsraumes und
der zum jetzigen Planungsstand vorliegenden Daten ist davon auszugehen, dass im
Untersuchungsgebiet vornehmlich Baumkolonien vorkommen. Malgeblich flr den
Ausschluss von Verbotstatbestanden ist hier, dass voraussichtlich sowohl keine
Quartierbdume als auch keine regelmaflig genutzten Nahrungshabitate im Sinne des § 44
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zerstdrt werden. Die Vorhabentragerin hat fir den Ersatzneubau-
und Parallelneubauabschnitt des Trassenkorridors zwischen Mannheim und Sandhausen
nachvollziehbar dargelegt, dass die neuen Maststandorte aus den zum Teil nur sehr schmal
ausgebildeten Waldflachen im Rahmen der technischen Detailplanung hinaus (vgl.
Niederschrift zum Erdrterungstermin 24.07.2018, S. 63 f.) oder zumindest in weitestgehend
geholzfreie Flachen hineinverlegt werden kdnnen (vgl. Erwiderung der Vorhabentragerin zur
Stellungnahme des Bundesamts fur Naturschutz). So kann die Inanspruchnahme von
Fortpflanzungs- und Nahrungshabitaten voraussichtlich vermieden werden. GrolRe Teile der
gequerten Waldflachen und potenzielle Fledermauslebensraume liegen in den Bereichen
des Trassenkorridors, in denen die Vorhabentragerin die Umsetzung des Vorhabens unter
Nutzung der Bestandsleitung plant. Die Vorhabentragerin hat fir diese Bereiche des
Trassenkorridors nachvollziehbar dargelegt, dass von keiner Gehdlzentnahme auszugehen
ist (vgl. Unterlagen gemals § 8 NABEG, Anlage ll, Kapitel 1.3, S.5). Die Zerstoérung
besonderer Lebensstatten kann somit ausgeschlossen werden.

Im Hinblick auf andere Fledermausarten ist festzustellen, dass naturgemald diverse
Anforderungen fur den Erfolg der o.g. MaRnahmen ausschlaggebend sind. Der jeweilige
MafRnahmenstandort, die Art bzw. Qualitdt und Menge der zu ersetzenden Habitate, die
Malnahmen zur dauerhaften Funktionssicherung sowie inter- und intraspezifische
Konkurrenzsituationen und weitere mogliche stérende Einflisse beeinflussen letztendlich,
inwieweit die Okologische Funktion der von dem konkreten Eingriff betroffenen
Fortpflanzungs- und Ruhestatten im raumlichen Zusammenhang weiterhin erflllt werden
kann (vgl. § 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG). Diese Detailplanung ist jedoch nicht Gegenstand
der Bundesfachplanung. Eine Konfliktldsung in der Planfeststellung ist absehbar (vgl.
Kapitel B.5.4.5; Niederschrift zum Erorterungstermin 24.07.2018, S. 48f.). Ohnehin sind
aktuell keine Grinde erkennbar, die konkrete Zweifel an der Wirksamkeit der Habitat-
Optimierung in Kombination mit dem Ausbringen von Fledermauskasten begrinden.
Fledermauskasten werden von den sonstigen baumbewohnenden Arten im
Untersuchungsraum kurzfristig als zusatzliche Quartierangebote angenommen. Erganzend
dazu sind fir diese Arten weitere Mallnahmen zur Optimierung von Sommerhabitaten
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geeignet (z.B. die Entwicklung von natirlichen Baumgquartieren, die Aufwertung von
Nahrungshabitaten durch Strukturanreicherung in Waldern, Vernetzung von Lebensrdumen
durch Leitlinien, etc.). Es kann davon ausgegangen werden, dass die Walder im
Untersuchungsraum grundsatzlich als Nahrungshabitat geeignet sind. Ferner ist
anzunehmen, dass ein Entwicklungspotenzial als Quartierwald besteht. Daflr sprechen
jedenfalls ausgedehnte Laub- und Mischwaldbestande, die ebenfalls als Lebensraume flr
diverse Spechtarten geeignet sind (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlage |, S. 138f.;
S. 260 ff.). Somit kann auch von einer relativ guten Ausstattung mit potenziellen Hohlen-
bzw. Quartierbdumen ausgegangen werden.

B.5.4.5.3.2  Sonstige Sdugetiere

B.5.4.5.3.2.1 Feldhamster

Unter Berticksichtigung der Ausfiihrungen in Kapitel B.5.4.5.1.2.1, insbesondere mit Verweis
auf die zusatzlichen Informationen durch die Stadt Mannheim und das Regierungsprasidium
Karlsruhe (vgl. E-Mail Stadt Mannheim vom 14.02.2019; E-Mail Regierungsprasidium
Karlsruhe vom 15.02.2019), ist davon auszugehen, dass Verbotstatbestdande i.S.v. § 44
Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG voraussichtlich vermeidbar sind (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG,
Anlage Il, Kapitel 3.2.2.1, S. 49 ff.).

B.5.4.5.3.2.2 Haselmaus

Die Zerstorung der Lebensrdume der Haselmaus i.S.v. § 44 Abs. 1 Nr.3 BNatSchG ist
voraussichtlich vermeidbar. Die Vorhabentragerin hat ergdnzend zu den Unterlagen gemafn
§ 8 NABEG dargelegt, dass vorgezogene Ausgleichsmallnahmen i.S.v. §44
Abs. 5 BNatSchG zu diesem Zweck zum Einsatz kdmen. Fur die Fortpflanzung und den
Winterschlaf geeignete Strukturen kénnten demnach neu entwickelt und die Vorkommen im
Eingriffsbereich ggf. dorthin umgesiedelt werden (vgl. schriftiche Erwiderung der
Vorhabentragerin; Niederschrift zum Erdrterungstermin  24.07.2018, S. 126 ff.). Diese
Einschatzung ist grundsatzlich nachvollziehbar. Die Habitatanspriche der Art sind gut
bekannt und die bendtigten Strukturen kdnnen kurzfristig entwickelt werden. Haselmause
gelten innerhalb der Familie der Schlafmause als sehr anpassungsfahig. Die
Erfolgswahrscheinlichkeit der MaRnahmen ist allgemein hoch. Auch wissenschaftlich
dokumentierte Nachkontrollen liegen vor (vgl. Runge et al., 2010; LANUV NRW, 2018a).

B.5.4.5.3.2.3 Biber

Auf Grundlage der Antragsunterlagen (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage |,
Kap.7.1.4.2, S.90ff.) und weiterer Informationen ist davon auszugehen, dass die
Verbotstatbestande gemal § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG voraussichtlich vermeidbar sind.

Das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis weist in seiner Stellungnahme vom 13.04.2018 darauf
hin, dass auch die Vegetation im weiteren Umfeld der Ruhe- und Fortpflanzungsstatten des
Bibers auf Relevanz zu Uberprifen ist. Dies schlielie Gehdlze im Allgemeinen und Walder in
Umgebung der bewohnten Gewasser mit ein. Ein Vorkommen von Bibern innerhalb des
Trassenkorridors - aul3er entlang der Neckarquerung bei Mannheim - kann zum jetzigen
Planungsstand allerdings ausgeschlossen werden (LfU, 2005; Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.2.2.1, S. 50f. i.V.m. Anhang 11.1.3, Tabelle 11.1.3-1). Zwar
befinden sich die potenziellen Lebensraume des Bibers u.a. unmittelbar in der Nahe der
potenziellen Trassenachse innerhalb des Trassenkorridors (GeoBasis-DE/BKG, 2018a;
Unterlagen gemalf § 8 NABEG, Anlage |, Karte 1.2.2), die Bereiche kdnnen jedoch weitlaufig
Uberspannt werden, ohne dass Gehdlze entnommen werden miussten. Insofern ist nicht zu
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befurchten, dass die Lebensraume des Bibers zerstort werden. Ohnehin ist die Errichtung
von Masten in Oberflachengewassern und deren unmittelbaren Uferbereichen
ausgeschlossen (vgl. Kap. A.3). Dies impliziert im vorliegenden Fall entsprechende
Ufergehdlze.

B.5.4.5.3.3  Reptilien

Die Vorhabentragerin hat diesbezliglich relevante Wirkungen und grundsatzlich geeignete
Vermeidungsmalinahmen sowie vorgezogene Ausgleichsmalinahmen i.S.v. §44 Abs.5
BNatSchG nachvollziehbar dargelegt. Eine Erfillung des Verbotstatbestandes i.S.v. § 44
Abs. 1 Nr.3 BNatSchG kann voraussichtlich ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.4.2, S. 93 ff. i.V.m. Anhang 11.1.2).

B.5.4.5.3.4  Amphibien

Die Vorhabentragerin hat diesbezuglich relevante Wirkungen und grundsatzlich geeignete
Vermeidungsmallnahmen sowie vorgezogene AusgleichsmalBnahmen i.S.v. §44
Abs. 5 BNatSchG nachvollziehbar dargelegt. Eine Erflllung des Verbotstatbestandes i.S.v.
§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG kann voraussichtlich ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Anlage Il, Kapitel 3.5.2, S. 97 ff. i.V.m. Anhang I1.1.2). Des Weiteren hat
die Vorhabentragerin in Erwiderung auf die Stellungnahme der Stadt Mannheim
grundsatzlich geeignete Schutz- und Vermeidungsmalnahmen fir die Wechselkrote
ausgefuhrt. Nach dem Daflrhalten der Bundesnetzagentur sind diese entsprechend
Ubertragbar und schlissig.

Als  Lebensraum  verschiedener  Amphibienarten (insbesondere  wahrend des
Kaulquappenstadiums) sind u.a. stille Verlandungsbereiche und Roéhrichtgirtel an stehenden
Gewassern zu nennen (vgl. LUBW, 2013c; LUBW, 2013d). Im gegenstandlichen Verfahren
befinden sich diese Lebensrdume ausschlieBlich an den Uferzonen der
Wagbachniederungen, welche gemal der Planung der Vorhabentragerin unter Nutzung der
Bestandsleitung gequert werden sollen. In ihrer schriftichen Erwiderung auf die
Stellungnahme der Stadt Mannheim und im Erorterungstermin  beschreibt die
Vorhabentragerin, dass im Rahmen der weiteren Planungsschritte die Inanspruchnahme von
Schilfbestanden hinsichtlich der im einzelnen betroffenen Arten und der Empfindlichkeit der
jeweiligen Lebensraume vertieft betrachtet wird und geeignete Vermeidungsmaflnahmen
grundsatzlich zur Verfigung stehen (vgl. Niederschrift zum Erérterungstermin 24.07.2018,
S. 157 ff.). Dabei ist auch die unterschiedlich lange Regenerationszeit von
Schilflebensraumen zu bertcksichtigen (Finck et al., 2017). So kann der Verbotstatbestand
gemall §44 Abs.1 Nr.3BNatSchG vermieden werden. Dies ist aus Sicht der
Bundesnetzagentur nachvollziehbar.

B.5.4.5.3.5 Insekten

Die Vorhabentragerin hat relevante Wirkungen und grundsatzlich geeignete
Vermeidungsmallnahmen sowie vorgezogene AusgleichsmaRnahmen i.S.v. §44
Abs. 5 BNatSchG, die eine Erfullung des Verbotstatbestandes i.S.v. §44 Abs. 1
Nr. 3 BNatSchG voraussichtlich ausschlieen, nachvollziehbar dargelegt (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anlage ll, Kapitel 3.6, S.99 ff.; Kapitel 3.7, S. 103 ff.; Kapitel 3.8,
S. 107 ff. i.V.m. Anhang 11.1.2).

Grundsatzlich geeignete  VermeidungsmalBnahmen fiur den Heldbock hat die
Vorhabentragerin  dargelegt. Unter Berlcksichtigung der Ausfihrungen gemaf
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Kapitel 5.4.5.1.5 sowie unter Beachtung der Wirkweiten der technischen Ausfiihrungs- und
Planungsmoglichkeiten (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 4.2.3, S. 56
und Kapitel 8.2.3.3, S. 161) kann der Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG
voraussichtlich vermieden werden. Hierfur spricht zusatzlich, dass die groRraumig
betroffenen Waldgebiete, welche als Lebensrdume fir die beiden Kaferarten Heldbock und
Eremit geeignet sind, voraussichtlich nur von der Nutzung der Bestandsleitung betroffen sein
werden (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anlage ll, Kapitel 2.3.2.2, S. 20ff. i.V.m.
Karte B.2.2.3.1).

Als Lebensraum des Schmalbindigen Breitfligel-Tauchkafers sind u.a. stille
Verlandungsbereiche und Rohrichtglrtel an stehenden Gewassern zu nennen (LUBW,
2013e), die sich ausschlieRlich an den Uferzonen der Wagbachniederungen befinden. Diese
sollen gemal} der Planung der Vorhabentragerin unter Nutzung der Bestandsleitung gequert
werden. In ihrer schriftlichen Erwiderung auf die Stellungnahme der Stadt Mannheim und im
Erorterungstermin beschreibt die Vorhabentragerin, dass im Rahmen der weiteren
Planungsschritte die Inanspruchnahme von Schilfbestanden hinsichtlich der im einzelnen
betroffenen Arten und der Empfindlichkeit der jeweiligen Lebensraume vertieft betrachtet
wird und geeignete Vermeidungsmalnahmen grundsatzlich zur Verfiigung stehen (vgl.
Niederschrift zum Erdrterungstermin  24.07.2018, S. 157 ff.). Dabei ist auch die
unterschiedlich lange Regenerationszeit von Schilflebensraumen zu bertcksichtigen (Finck
et al., 2017). So kann der Verbotstatbestand gemal § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG vermieden
werden. Dies ist aus Sicht der Bundesnetzagentur nachvollziehbar.

B.5.4.5.3.6 Weichtiere

Die Vorhabentragerin hat die Risiken der Zerstérung von Fortpflanzungs- und Ruhestatten
fur die vom Vorhaben betroffene Weichtierart Zierliche Tellerschnecke sowie grundsatzlich
geeignete Schutzmalnahmen nachvollziehbar dargelegt (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anhang |II, Kapitel 3.9, S.111ff.). Als Lebensraum der Zierlichen
Tellerschnecke sind u.a. stille Verlandungsbereiche und Rohrichtgurtel an stehenden
Gewassern zu nennen (LUBW, 2014), die sich ausschlieRlich an den Uferzonen der
Wagbachniederungen befinden. Diese sollen gemal der Planung der Vorhabentragerin
unter Nutzung der Bestandsleitung gequert werden. In ihrer schriftlichen Erwiderung auf die
Stellungnahme der Stadt Mannheim und im Erorterungstermin  beschreibt die
Vorhabentragerin, dass im Rahmen der weiteren Planungsschritte die Inanspruchnahme von
Schilfbestanden hinsichtlich der im einzelnen betroffenen Arten und der Empfindlichkeit der
jeweiligen Lebensraume vertieft betrachtet wird und geeignete Vermeidungsmaflnahmen
grundsatzlich zur Verfigung stehen (vgl. Niederschrift zum Erérterungstermin 24.07.2018,
S. 157 ff.). Dabei ist auch die unterschiedlich lange Regenerationszeit von
Schilflebensraumen zu bertcksichtigen (Finck et al., 2017). So kann der Verbotstatbestand
gemall §44 Abs.1 Nr.3 BNatSchG vermieden werden. Dies ist aus Sicht der
Bundesnetzagentur nachvollziehbar.

B.5.4.5.3.7  Vbgel

Die Zerstérung besonderer Lebensstatten i.S.v. §44 Abs.1 Nr.3 BNatSchG ist
voraussichtlich vermeidbar. Die Vorhabentrédgerin hat dargelegt, inwieweit die
Inanspruchnahme besonderer Lebensstatten voraussichtlich vermeidbar ist. Soweit
erforderlich hat sie zudem vorgezogene AusgleichsmalRnahmen i.S.v. § 44 Abs. 5 BNatSchG
beriicksichtigt. Fiir die Fortpflanzung und zur Rast bzw. Uberwinterung geeignete Strukturen

kénnten demnach neu entwickelt werden (vgl. Erwiderung der Vorhabentragerin zur
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Stellungnahme B000032 vom 07.03.2018). Diese Einschatzung ist grundsatzlich
nachvollziehbar. Das Bundesamt fur Naturschutz hat in seiner Stellungnahme vom
14.03.2018 zwar allgemein darauf hingewiesen, dass in Bezug auf das Tupfelsumpfthuhn, die
Bekassine und den Grolen Brachvogel fraglich sei, ob die VermeidungsmalRhahmen
ausreichen wirden. Diese Zweifel werden jedoch nicht geteilt, zumal hierflir auch keine
genauen Griinde oder konkrete Umstande angegeben oder vorgetragen wurden (vgl. Kapitel
5.4.5.1.7).

Zusatzlich ist zu beachten, dass fur bestimmte planungsrelevante Vogelarten Schilfrohrichte
als wertvolle Lebensraume und Bruthabitate zu nennen sind. In ihrer Erwiderung und im
Erorterungstermin beschreibt die Vorhabentragerin, dass im Rahmen der weiteren
Planungsschritte die Inanspruchnahme von Schilfbestdnden hinsichtlich der im einzelnen
betroffenen Arten und der Empfindlichkeit der jeweiligen Lebensraume vertieft betrachtet
wird und geeignete Vermeidungsmafnahmen grundsatzlich zur Verfugung stehen (vgl.
Niederschrift zum Erdrterungstermin  24.07.2018, S. 157 ff.). Dabei ist auch die
unterschiedlich lange Regenerationszeit von Schilflebensraumen zu berticksichtigen (Finck
et al., 2017). So kann der Verbotstatbestand gemal § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG vermieden
werden. Dies ist aus Sicht der Bundesnetzagentur nachvollziehbar. Ferner kdnnen geeignete
Brutlebensraume und Gehdlzstrukturen innerhalb der Gberspannten Waldflachen durch die
Verschiebung von Seilzugflachen, Baustellenflachen und Zuwegungen umgangen werden.

B.5.4.5.4 Verbot der Zerstorung, Beschiddigung und Entnahme wild lebender
Pflanzen gemaR § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG

Das Vorhaben kann voraussichtlich im Trassenkorridor verwirklicht werden, ohne wild
lebende Pflanzen der besonders geschitzten Arten zu entnehmen, sie oder ihre Standorte
zu beschadigen oder zu zerstdren. Den diesbezuglichen Hinweisen des Landratsamtes
Rhein-Neckar-Kreis folgend und unter Zuhilfenahme weiterer Informationen kann zum
aktuellen Planungsstand davon ausgegangen werden, dass keine Standorte der Sand-
Silberscharte durch die Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor beeintrachtigt
werden. Folgerichtig kommt es voraussichtlich auch nicht zu einem befirchteten Mangel an
Ersatzflachen. Nach aktuellen Erkenntnissen befinden sich zwar relevante und durch die
Landesanstalt fur Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Wurttemberg (LUBW)
geférderte Standorte der Sand-Silberscharte sidlich von Sandhausen innerhalb des
Trassenkorridors und des Untersuchungsraumes (LUBW, 2018a). Namentlich sind hier die
beiden Naturschutzgebiete Sandhausener Diinen Pferdebetrieb und Sandhausener Diine,
Pflege Schénau-Galgenbuckel zu nennen. Zu einer Flacheninanspruchnahme auf diesen
Naturschutzgebieten wird es aller Voraussicht nach aber nicht kommen, da diese Bereiche
unter Nutzung der Bestandstrasse uUberspannt und umgangen werden kdnnen. Darlber
hinaus geeignete Standorte sind in dem Naturschutzgebiet Hirschacker und Dossenwald zu
finden (vgl. Unterlagen gemafR § 8 NABEG, Kapitel 5.3.2.5.2, S. 234; Karte B.2.2.1.1 i.V.m.
LUBW, 2018b).

Die Stadt Mannheim hat in ihrer Stellungnahme vom 15.03.2018 Zweifel an der
Umsetzbarkeit der Vermeidungsmallinahmen ,Ersatzlebensrdume fiir Sand-Silberscharte®
und ,Erhaltungszucht® aufgeflihrt, ohne dies jedoch ndher zu begrinden. Auf dem
Erérterungstermin hat die Vorhabentragerin hiergegen nachvollziehbar dargelegt, dass
mittels der technischen Planung (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 4.2.3,
S. 56 und Kapitel 8.2.3.3, S. 161) der Verbotstatbestand gemaf § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG
vermeidbar ist (vgl. Niederschrift zum Erdrterungstermin 24.07.2018, S. 142f.,; S. 163 f.).
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Geeignete Standorte der Sand-Silberscharte sind raumlich nur begrenzt, namlich im Raum
Mannheim bis Sandhausen, im Untersuchungsraum vorhanden (vgl. Spang. Fischer.
Natzschka. GmbH 2009, S. 80 ff.) und kénnen voraussichtlich vollstandig umgangen werden.

B.5.4.6. Sonstige 6ffentliche oder private Belange

Sonstige o6ffentliche oder private Belange des zwingenden Rechts stehen der Realisierung
des Vorhabens im entsprechend dieser Entscheidung ausgewiesenen Trassenkorridor
voraussichtlich nicht entgegen (§5 Abs. 1 Satz 2 NABEG). Soweit sich aus den jeweils
anwendbaren rechtlichen Vorgaben Einschrankungen im Trassenkorridor ergeben, stehen
diese einer Verwirklichung des Vorhabens im Rahmen des anschlieRenden
Planfeststellungsverfahrens nicht entgegen.

B.5.4.6.5 Infrastruktureinrichtungen
Zwingende Belange der Einrichtung, des Ausbaus und des Betriebes vorhandener und
geplanter Infrastruktur stehen der Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor
voraussichtlich nicht entgegen.

B.5.4.6.5.1  Luftverkehr (Flughéfen, sonstige Flugpldtze und Tiefflugstrecken)

Luftverkehrliche Belange stehen der Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor
voraussichtlich nicht entgegen, da eine Gefahrdung der Sicherheit des Luftverkehrs nicht zu
erwarten ist. Zwar verlauft das Vorhaben durch die Schutzbereiche der zivilen
Flugsicherungseinrichtungen ILS, DME und Peiler des Flughafens EDFM Mannheim. Weil
die Masten nach derzeitigem Planungsstand die Bestandshéhe von maximal 55 m Uber
Grund jedoch nicht Uberschreiten werden (vgl. § 14 Abs. 1 Luftverkehrsgesetz (LuftVG)) und
auch nicht davon auszugehen ist, dass Masten darlber hinaus die nach § 14 Abs. 2 LuftvVG
mafgebende hochste Bodenerhebung im Radius von 1,6 km um die Anlage Uberragen, ist
eine Zustimmung der Luftfahrtbehdrden auch nicht erforderlich. Weitere Beeintrachtigungen
der Flugsicherungseinrichtungen sind nicht zu erwarten (vgl. Stellungnahme des
Bundesaufsichtsamtes fir Flugsicherung vom 26.07.2018).

Die Entscheidung gemal § 18a LuftVG, ob Flugsicherungseinrichtungen durch einzelne
Bauwerke gestort werden konnen, kann erst im Rahmen des anschlieBRenden
Planfeststellungsverfahrens getroffen werden. Eine gegebenenfalls auch unterhalb der fur
ein Zustimmungserfordernis mafgeblichen Hbhen der Freileitung bestehende Pflicht zur
Hinderniskennzeichnung nach § 16a LuftVG in Verbindung mit der Allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen (AVV
Hinderniskennzeichnung) ist ebenfalls Gegenstand des anschlielenden
Planfeststellungsverfahrens und steht der Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor
und mithin der vorliegenden Entscheidung Uber die Bundesfachplanung so nicht entgegen.

B.5.4.6.5.2  Funktionsfédhigkeit von Einrichtungen der Deutschen Flugsicherung

Die Funktionsfahigkeit der Einrichtungen der Deutschen Flugsicherung GmbH stehen der
Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor nicht entgegen, da keine
Beeintrachtigungen zu erwarten sind (vgl. Stellungnahme des Bundesaufsichtsamts fur
Flugsicherung vom 15.03.2018).

B.5.4.6.5.3  StraBenverkehr

Strallenverkehrliche Belange stehen der Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor
nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand nicht entgegen. Beeintrachtigungen sind
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nach den nachvollziehbaren Darlegungen der Vorhabentragerin ausgeschlossen, soweit neu
zu errichtende Masten aulierhalb der Baukdrper und Anbauverbotszonen der
Infrastruktureinrichtungen errichtet und lichte Hohen eingehalten werden (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Kapitel 7.4, S. 406).

Auch im Rahmen der weiter gefassten Anbaubeschrankungszonen der jeweiligen
Stralenkategorie (§ 9 Abs. 2, 3 Bundesfernstrallengesetz (FStrG); § 22 Abs. 2
Strallengesetz flir Baden-Wirttemberg (StrG BW)) kann es im Rahmen der materiellen
Voraussetzungen des Zustimmungserfordernisses aus stral’enverkehrlichen Belangen zu
Einschrankungen flr die Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor kommen. Sowohl
fur die Anbauverbotszone als auch fir die Anbaubeschrankungszone gilt dariber hinaus,
dass deren Anwendungsbereich auch bei einer Uberspannung eréffnet ist und es so nicht
nur auf die Positionierung der Masten ankommt (vgl. § 1 Abs.4 Nr. 2 FStrG;
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 StrG BW). Konkrete Hinweise, die eine Beeintrachtigung der
strallenverkehrlichen Belange nahelegen, liegen jedoch nach dem gegenwartigen Planungs-
und Kenntnisstand nicht vor und auch in der Behérden- und Offentlichkeitsbeteiligung
wurden von den zustandigen Stellen keine derartigen Bedenken vorgetragen (vgl.
Stellungnahme des Regierungsprasidiums Karlsruhe vom 05.03.2018). Unabhangig davon
ldgen angesichts des gesteigerten 6ffentlichen Interesses an der Errichtung des Vorhabens
sowie im Hinblick auf die Planungsziele der Vorhabentragerin und das vergleichsweise
geringe Bauvolumen von Leitungsmasten bzw. die geringe Eingriffsintensitat einer
Uberspannung wohl auch die entsprechenden Ausnahmevoraussetzungen (vgl. § 9 Abs. 8
FStrG; § 22 Abs. 1 S. 2 StrG BW) im spateren Planfeststellungsverfahren vor, auf die hdchst
vorsorglich abgestellt werden kann.

B.5.4.6.6 Hochwasserschutz
Belange des Hochwasserschutzes stehen der Verwirklichung des Vorhabens im
Trassenkorridor voraussichtlich nicht entgegen. Insbesondere kann nach derzeitigem
Planungs- und Kenntnisstand ausgeschlossen werden, dass sich die Verwirklichung des
Vorhabens nachteilig auf entsprechend festgesetzte Uberschwemmungsgebiete,
Einrichtungen des Hochwasserschutzes, Risikogebiete aulerhalb von
Uberschwemmungsgebieten sowie auf Hochwasserentstehungsgebiete auswirkt.

Zwar enthalten die Antragsunterlagen Uber die Ausfuhrungen zur Raumvertraglichkeitsstudie
(vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anhang C.1.3.17 und C.1.3.18) hinaus keine
detaillierten Aussagen in Bezug auf den Belang des Hochwasserschutzes und die
entsprechenden normativen Beschrankungen. Nachteilige Auswirkungen sind jedoch nicht
zu erwarten. Dies ergibt sich im Einzelnen aus den folgenden Ausfiihrungen.

B.5.4.6.6.1 Festgesetzte Uberschwemmungsgebiete

Soweit es auf das Errichtungsverbot in festgesetzten Uberschwemmungsgebieten geméan
§ 78 Abs. 4 Satz 1 WHG i.V.m. § 65 Wassergesetz fuir Baden Wiuirttemberg (WG Ba-Wi)
ankommt, liegen unabhangig von der Leitungskategorie nach aktuellem Planungs- und
Kenntnisstand aufgrund des geringen Bauvolumens von Leitungsmasten voraussichtlich
zumindest die Voraussetzungen eines Ausnahmetatbestandes nach
§ 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und 2 WHG vor, nach dem die Errichtung einer baulichen Anlage im
Einzelfall genehmigt werden kann. Im Ubrigen konnen Freileitungsmasten nach den
nachvollziehbaren Darlegungen der Vorhabentragerin (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
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Anhang C, Kapitel C.1.3.17f. und C.1.4) stromungs- bzw. abflussoptimiert ausgefuhrt
werden.

B.5.4.6.6.2  Einrichtungen des Hochwasserschutzes

Ebenso kann nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand ausgeschlossen werden, dass
es durch die Realisierung des Vorhabens im Trassenkorridor zu einer Beeintrachtigung von
Einrichtungen des Hochwasserschutzes (bspw. von Deichen und Dammen) kommt. So kann
unabhangig von der Leitungskategorie ausgeschlossen werden, dass das Bauverbot in
einem Abstand von 5 m entlang des Dammfuldes zum Tragen kommt (§ 60 Abs. 5 WG Ba-
W), soweit die Deichanlagen Uberspannt werden kénnen.

B.5.4.6.6.3 Risikogebiete aulRerhalb von Uberschwemmungsgebieten

Auch die Belange in Risikogebieten auferhalb von Uberschwemmungsgebieten nach
§ 78b WHG stehen der Realisierung des Vorhabens im Trassenkorridor nicht entgegen.
Demnach sind bauliche Anlagen in einer dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten
Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, soweit dies
technisch maoglich ist, § 78b Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 WHG. Entsprechende Voraussetzungen sind
erfullbar, da bereits aufgrund der strengeren Ausnahmevoraussetzungen des
§ 78 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 und 2 WHG eine Errichtung in festgesetzten
Uberschwemmungsgebieten méglich ware.

B.5.4.6.6.4 Hochwasserentstehungsgebiete

Weiterhin ist nach dem gegenwartigen Planungs- und Kenntnisstand nicht davon
auszugehen, dass durch die Verwirklichung des Vorhabens eine Beeintrachtigung von
Hochwasserentstehungsgebieten eintritt. Nach § 78d Abs. 3 WHG sind zur Vermeidung oder
Verringerung von Gefahr durch Hochwasser das naturliche Wasserversickerungs- und
Wasserrtickhaltevermdgen des Bodens zu erhalten oder zu verbessern. Demnach ist geman
§ 78 Abs. 4 WHG eine Genehmigung erforderlich, soweit mit der Verwirklichung des
Vorhabens eine Beseitigung von Wald erfolgt beziehungsweise eine Waldumwandlung
einhergeht, sowie bei Versiegelung > 1500 gm. Entsprechende Hinweise sind jedoch im
Rahmen der Behérden- und Offentlichkeitsbeteiligung nicht eingegangen.

B.5.5 Der Abwagung zugangliche Belange
B.5.5.1. Abgeschichtete Alternativen

B.5.5.1.1 Technische Alternative Erdkabel

Nach §3 Abs.1 BBPIG sind die im Bundesbedarfsplan mit E gekennzeichneten
Hochstspannungs-Gleichstrom-Leitungen vorrangig als Erdkabel zu errichten und zu
betreiben oder zu &ndern. Das verfahrensgegenstandliche Vorhaben Nr.2 ist im
Bundesbedarfsplan nicht mit E gekennzeichnet und fallt damit nicht unter den
Erdkabelvorrang. Unabhangig von der aus Sicht der Bundesnetzagentur zu bejahenden
Frage, ob eine Erdverkabelung fir das geplante Vorhaben damit bereits aufgrund der
fehlenden E-Kennzeichnung ausgeschlossen ist, kommt eine Erdverkabelung beim hiesigen
Vorhaben aber auch aus technischen bzw. sonstigen Griinden nicht ernsthaft in Betracht.
Die Freileitung erweist sich aus Sicht der Bundesnetzagentur hinsichtlich der technischen
und betrieblichen Eignung insbesondere aufgrund der von der Vorhabentragerin
vorgesehenen und Eingriffe reduzierenden Nutzung von Bestandstrassen gegentber einem
Erdkabel als die vorzugswurdige Alternative.
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Aufgrund der Planung als Hybridleitung, die bestehende Drehstromleitungen nutzen wurde,
konnte eine Erdverkabelung keine Entlastung an anderer Stelle durch den Ruckbau der
durch das Vorhaben zur hybriden Nutzung vorgesehenen Gestange und Leitungen schaffen.
Die bestehenden Drehstromleitungen wirden auch weiterhin als landschaftspragende
Elemente bestehen bleiben. Dies hatte letztlich eine doppelte Betroffenheit zur Folge:
einerseits durch die Erdkabel samt Verlegung und andererseits durch die schon vorhandene
Freileitung. Bei einer Erdverkabelung koénnte dariber hinaus das vorhabenbezogene
Planungsziel, die Leitungen im Falle der Nichtverfiigbarkeit des Gleichstrombetriebs auch mit
Drehstrom zu betreiben, aufgrund der Ungeeignetheit der Gleichstromkabel zur Nutzung fr
den Drehstrombetrieb entweder gar nicht verwirklicht werden oder es wirden durch die
zusatzlich erforderlichen Drehstrom-Erdkabelstrange weitere Belange betroffen.

Gleichstrom-Erdkabel stellen eine erprobte Technologie dar, die bereits seit Mitte des 20.
Jahrhunderts weltweit eingesetzt wird. In Deutschland sind mehrere Seekabel-Anbindungen
zu Offshore-Windparks in Betrieb, die landseitig mit einigen 100 Kilometer Gleichstrom-
Erdkabel fortgeflihrt werden. Somit sind fir das Systemverhalten von Gleichstrom-Erdkabeln
im Hoéchstspannungsnetz ausreichende Betriebserfahrungen vorhanden. Freileitungen
werden im deutschen Drehstromnetz in der Hochstspannungsebene seit dem Jahr 1929
eingesetzt. Dementsprechend liegen fur Drehstrom-Freileitungen auch die meisten Betriebs-
und Langzeiterfahrungen vor. Wahrend international auch Gleichstrom-Freileitungen seit
vielen Jahren im Einsatz sind und Betriebserfahrungen vorliegen, gibt es in Deutschland
noch keine bestehenden Gleichstrom-Freileitungen. Mit einer Versuchsanlage in Datteln
konnte bestatigt werden, dass Freileitungen mit einer hybriden Nutzung von Gleichstrom und
Drehstrom auf einem Gestange sicher errichtet und betrieben werden kénnen.

Die erwartete technische Lebensdauer der wichtigsten Komponenten eines
Freileitungssystems betragt 80 Jahre fUr Stahlgittermasten bei regelmaRiger Wartung und
ca. 40 Jahre fur Leiterseile und Isolatoren. Bei ordnungsgemaliem Betrieb sind Kabel mit
Kunststoffisolierung, die zugehdrigen Muffen und Endverschlisse auf eine technische
Lebensdauer von mindestens 40 Jahren ausgelegt (DENA, 2014).

Ein Hochstspannungskabel ist ein komplexes System, bei dem hohe Potenzialunterschiede
beherrscht werden mussen. Die dazu notwendige Kabelisolierung tragt stark zum
Kabelgewicht und Durchmesser bei. Da die maximale Lange eines Kabels durch die
Transportmoglichkeiten der verwendeten Kabeltrommeln begrenzt ist (typischerweise ca.
1.000 Meter Lange), mussen die Kabel durch Muffen verbunden werden. Hochstspannungs-
Gleichstromsysteme werden i.d.R. als Bipole mit einem Kabel als Pluspol und einem Kabel
als Minuspol ausgefuihrt. Die beiden Kabel eines Systems werden parallel zueinander
verlegt. Weitere Komponenten einer Erdkabelstrecke sind Kabelendverschlisse. Sie dienen
dazu, ein Kabel vor der Einfuhrung in eine Schaltanlage abzuschlieRen und gleichzeitig vor
dem Eindringen von Schmutz und Feuchtigkeit zu schutzen. Fur die Errichtung einer
Erdkabelstrecke missen vergleichsweise umfangreiche Tiefbauarbeiten vorgenommen
werden, deren Ausmal durch die Bodenverhaltnisse (Bodenart, Beschaffenheit, Umgang mit
Boden etc.) und den Umgang mit kreuzenden Infrastrukturen (Umwege in offener Bauweise
oder Querung in geschlossener Bauweise, z.B. HDD-Bohrung) bestimmt wird.

Freileitungen besitzen dagegen einen weniger komplizierten Aufbau als Erdkabel. Sie lassen
sich vergleichsweise schnell und einfach errichten. Die Masten kdénnen je nach Anforderung
(z.B. Walduberspannung) verschieden ausgefuhrt werden.
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Die Ubertragungsfahigkeit von Erdkabeln liegt unterhalb der von Freileitungen. Zudem
ermoglichen es die guten thermischen Eigenschaften einer Freileitung auch, sie ohne
weitere Nachteile oder gréfRere Probleme zeitlich begrenzt zu Uberlasten. Bei Erdkabeln wirkt
sich eine Uberlastung negativ auf die Lebensdauer aus, wenn die zulassige Leiter-
Grenztemperatur (90°C bei VPE-Isolierung) Uberschritten wird (DENA, 2014; BMU, 2011).
Um die gleiche Leistung eines Freileitungssystems zu Ubertragen, wird deshalb i.d.R. mit
einem Doppel-Kabelsystem geplant.

Generell resultiert aus der Erdverlegung gegenlber Freileitungssystemen eine deutlich
reduzierte Fehlerhdufigkeit (DENA, 2014). Jedoch dauern die Fehler bei Kabelsystemen
wegen der aufwendigen Instandsetzung im Allgemeinen deutlich langer an. Dies fihrt zu
einer geringeren Gesamtverfuigbarkeit eines Kabelsystems im Vergleich zu einer Freileitung.

Wahrend der Betriebsphase von Erdkabeln ist in Abhangigkeit von der GrofRRe des
Leiterquerschnitts, thermischen Eigenschaften von Bettungsmaterial und Boden sowie
insbesondere der Auslastung des Kabels eine Warmeeinwirkung auf den Boden mdglich, die
eine Austrocknung des Bodens verursachen wund kleinrdumig Vegetation und
Bodenlebewesen beeinflussen kann.

In Waldern und Gehdlzen, in denen aufgrund der betriebsbegleitenden Pflege-und
Wartungsmaflnahmen eine Schneise aufrechterhalten wird, ist der Trassenverlauf sowohl
bei Freileitungen als auch bei Erdkabeln erkennbar und flhrt durch die zerschneidende
Wirkung zu einer dauerhaften Beeintrachtigung im Landschaftsbild. Bei einer Freileitung
besteht jedoch auch die Mglichkeit der Uberspannung von Gehélzen und Waldern.

Im Hinblick auf die erforderlichen Investitionskosten stellt sich die Verwirklichung des
Vorhabens als Freileitung eindeutig als erheblich ginstiger als bei einer Verwirklichung des
Vorhabens mittels Erdverkabelung dar. Generell ist davon auszugehen, dass bei der
Errichtung einer Hochstspannungsstromleitung als Erdkabel 2- bis 10-fach hdohere
Investitionskosten erforderlich sind als bei einer Errichtung als Freileitung. Unter
Berucksichtigung der beim gegenstandlichen Vorhaben madglichen Nutzung von
Bestandsleitungen und -mastgestangen und der hierfur im Vergleich erheblich geringeren
Kosten als bei einem Leitungsneubau ist davon auszugehen, dass hierzu im Vergleich die
Kosten einer Erdverkabelung im oberen Bereich der genannten Spanne lagen. Bei der
Querung von Infrastrukturen fuhren die fir Erdkabel aufwendigeren BaumalRnahmen (z.B.
HDD-Bohrungen) und Bauweisen regelmafig zu wesentlich hdheren Kosten als bei
Freileitungen. Hinzu kommt, dass bei einer —fir die Verwirklichung des angestrebten
Drehstrom-Redundanz-Betriebs erforderlichen — Ausfihrung in Gleichstrom-Erdkabel und
Drehstrom-Erdkabel zu erwarten ware, dass der genannte Kostenrahmen Uberschritten
wirde.

B.5.5.1.2 Abgeschichtete raumliche Alternativen

Es kommt im Ergebnis der durchgefuhrten Alternativenprifung auch nicht ernsthaft in
Betracht, das Vorhaben an anderer Stelle zu verwirklichen. Die Vorhabentragerin hat vor
Stellung des Antrags nach § 6 NABEG im Rahmen einer Grob- und Trassenkorridoranalyse
als Ergebnis den vorliegenden Trassenkorridorvorschlag herausgearbeitet. Alternative
Trassenkorridore sind fur den hiesigen Abschnitt in diesem Zusammenhang nicht ermittelt
worden und ergaben sich auch nicht aus dem frihzeitigen Dialog und der Information der
Lander sowie der Offentlichkeit vor Stellung des Antrages nach § 6 NABEG.
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Soweit im Rahmen der Behérden- und Offentlichkeitsbeteiligung nach § 9 NABEG eine
westlich des Rheins verlaufende, grof3raumige alternative Trassenfiihrung verlangt wurde, so
kam diese fir die Prifung nicht in Frage, zumal diesbezliglich schon im
Bundesfachplanungsverfahren zu Abschnitt A des Vorhabens Nr. 2 BBPIG (Riedstadt bis
Wallstadt) ein darauf abzielender vorgezogener Alternativenvergleich erfolgt ist. Die fir
diesen Abschnitt zustandige Vorhabentragerin Amprion GmbH hat ausflihrlich dargelegt,
dass die linksrheinische/westliche Alternative mit ihren beiden Untervarianten als nicht
vernunftig im Sinne des UVPG bzw. nicht ernsthaft in Betracht kommend im Sinne des
NABEG zu betrachten ist. Dieser Einschatzung hat sich die Bundesnetzagentur
angeschlossen, sodass der Untersuchungsrahmen fiir den hier vorliegenden Abschnitt B
kein Prufungserfordernis grofraumiger Alternativen enthielt. Auf die diesbezliglichen
Ausflhrungen in der betreffenden Entscheidung Uber die Bundesfachplanung im Abschnitt A
des Vorhabens Nr. 2 (Riedstadt bis Wallstadt) wird erganzend verwiesen.

Stattdessen enthielt der von der Bundesnetzagentur am 03.09.2015 festgelegte
Untersuchungsrahmen neben dem von der Vorhabentragerin vorgeschlagenen
Trassenkorridor noch eine kleinrdumige westliche Alternative, die der am Umspannwerk
Rheinau in sudlicher Richtung abzweigenden 220 kV-Leitung folgt. Bei dieser Alternative,
aber auch im weiteren Verlauf des Vorschlagstrassenkorridors, waren sowohl die
vorgesehene Verwirklichung als auch die Nichtrealisierung des Vorhabens Nr. 19 BBPIG als
Untervarianten in die Untersuchung einzubeziehen. Es wurden die folgenden technischen
Optionen berucksichtigt:

Verwirklichung der Vorhaben Nr. 2 und 19 BBPIG auf einem Gesténge

e Verwirklichung einer Blindelung der bestehenden 220 kV-Stromkreise mit Vorhaben Nr. 2
BBPIG auf einem Gestange

e Verwirklichung einer Bundelung von bestehenden 110 kV-Stromkreisen mit Vorhaben
Nr. 2 BBPIG auf einem Gestange und die

¢ Verwirklichung von Vorhaben Nr. 2 BBPIG in paralleler Blindelung zu Bestandsleitungen

Der alternative Trassenkorridor samt Untervarianten erwies sich jedoch auch nach
Uberprifung durch die Bundesnetzagentur gegeniiber dem beantragten Trassenkorridor als
fur die Realisierung des Vorhabens nicht ernsthaft in Betracht kommend.

Die Vorhabentragerin hat in den Unterlagen gemal® § 8 NABEG zunachst Uberzeugend
dargelegt, dass zwischen den verschiedenen technischen Varianten einer westlichen
Alternative vor allem aufgrund von netzplanerischen Grinden allein die parallele Bindelung
mit Bestandsleitungen als realisierbare Option verbleibt, da die anderen Optionen mit zu
hohen Risiken im Falle eines Ausfalls verbunden waren (vgl. Unterlagen nach § 8 NABEG,
Kapitel 4.2.2, S. 90 ff.). Daruber hinaus hat sie beide Alternativen einer Prufung der
Planzielkonformitdt zunachst anhand der allgemeinen und schliellich anhand der
vorhabenbezogenen Planungsgrundsatze unterzogen. AbschlieRend hat sie eine
summarische Auswirkungsprognose zur Feststellung der beeintrachtigten Umweltbelange
erstellt und die Kosten der jeweiligen Alternative vorldufig abgeschatzt. Hierbei zeigte sich
eine  deutliche Kontrastierung  zwischen den  Alternativen  zugunsten  des
Vorschlagstrassenkorridors.

Sind die Ergebnisse hinsichtlich der allgemeinen Planungsgrundsatze in puncto
Raumwiderstande und entsprechender Riegel noch vergleichbar (vgl. Unterlagen nach
§ 8 NABEG, Tabellen 4.3-2 u. 4.3-3, S.99f), =zeigt sich jedenfalls bei den
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vorhabenbezogenen Planungsgrundsatzen, dass diese beim Vorschlagstrassenkorridor trotz
der langeren Gesamtstrecke in einem wesentlich groReren Umfang umgesetzt werden
kénnen. Schon aufgrund der unterschiedlichen Konfiguration geht zwangslaufig auch eine
unterschiedliche Eingriffsintensitat einher. Fir die westliche Alternative ware zwischen dem
Auftrennpunkt Rheinau bis zum Auftrennpunkt Waghausel Uber insgesamt ca. 23,5 km
Uberwiegend ein Parallelneubau und Uber kurze Abschnitte ein Neubau erforderlich,
wahrend fur den ca. 30,7 km langen Vorschlagstrassenkorridor die uberwiegende Nutzung
der Bestandsleitung sowie ein Ersatzneubau in bestehender Trasse vorgesehen ist. Nur auf
kurzen Abschnitten soll ein Parallelneubau bzw. Neubau erfolgen (vgl. Unterlagen nach
§ 8 NABEG, Tabelle 4.3-5, S.103). Dies ist gerade vor dem Hintergrund des im
Netzentwicklungsplan niedergelegten NOVA-Prinzips (Netzoptimierung vor Verstarkung vor
Ausbau) und der dortigen Einordnung des vorliegenden Vorhabens als Mallhahme zum
Netzausbau und zur Netzverstarkung beachtenswert und deutet trotz der im Vergleich
kirzeren Streckenfihrung bereits darauf hin, dass der alternative Trassenkorridor nicht
ernsthaft zur Realisierung des vorliegenden Vorhabens in Betracht kommt.

In der summarischen Auswirkungsprognose hat die Vorhabentragerin schliellich in
nachvollziehbarer Weise aufgezeigt (vgl. Unterlagen nach § 8 NABEG, Kapitel 4.3.3,
S. 104 ff.), dass sich der Vorschlagstrassenkorridor auch hinsichtlich der Belastungen von
Natur und Landschaft und des aufgrund der hoheren Eingriffsintensitat wahrscheinlich
erforderlichen Kompensationsbedarfs als deutlich glnstiger erweist. Bei den Schutzglitern
Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Boden lagen die fir die westliche Alternative
ermittelten Eingriffe aufgrund der unterschiedlichen Ausbauform bis zu achtfach héher und
auch die qualitative Auswirkungsprognose flir das Schutzgut Menschen und menschliche
Gesundheit weist eine deutlich hdhere Zusatz- und Neubelastung fur Wohnumfeldbereiche
auf.

SchlieBlich ist vorlaufig davon auszugehen, dass die westliche kleinrdumige Alternative
aufgrund des erforderlichen (Parallel-)Neubaus mit — laut den nachvollziehbaren Angaben
der Vorhabentragerin — ca. 35,25 Mio. Euro gegeniber ca. 22,13 Mio. Euro fir den
beantragten Trassenkorridor 1,6 Mal so hohe Gesamtkosten fur die Leitungsrealisierung
verursacht. Dieser Unterschied bei den Kosten ist erheblich. Auch der damit verbundene und
im Rahmen der Alternativenbetrachtung mafgeblich mit zu berlcksichtigende Gesichtspunkt
der Wirtschaftlichkeit (§ 5 Abs. 1 Satz 1 NABEG i.V.m. § 1 Abs. 1 EnWG) spricht mithin
dafur, dass die westliche Alternative als nicht vernlnftig und nicht als ernsthaft in Betracht
kommend anzusehen ist.

B.5.5.2. Raumordnung

B.5.5.2.1 Ziele, Grundsitze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung

Im Rahmen der Raumvertraglichkeitsprifung erfolgt die Darlegung und Bewertung der
Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf die Erfordernisse der Raumordnung. Die
Vorhabentragerin hat hierfir eine Raumvertraglichkeitsstudie (RVS) erstellt, in der die
Auswirkungen auf die Erfordernisse der Raumordnung untersucht wurden (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Kapitel 6, S. 354 ff.). Die hierbei der RVS zugrunde gelegte Methode
lehnt sich an die von der Bundesnetzagentur vorgeschlagene Methode (vgl. BNetzA, 2015)
an. Die Ergebnisse sind plausibel und nachvollziehbar und die Methode ist somit als
angemessen und anwendbar anzusehen.
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Ziele der Raumordnung sind Vorgaben in Form von raumlich und sachlich bestimmten oder
bestimmbaren, vom Trager der Raumordnung abschliefend abgewogenen textlichen oder
zeichnerischen Festlegungen in Raumordnungsplanen zur Entwicklung, Ordnung und
Sicherung des Raums (vgl. §3 Abs.1 Nr.2 Raumordnungsgesetz (ROG)). Ziele der
Raumordnung sind gewichtige o6ffentliche Belange, die der Bestimmung eines
raumvertraglichen Trassenkorridors entgegenstehen koénnen. Sie sind im Rahmen der
Bundesfachplanung abwagend zu berlcksichtigen, aber nicht zwingend zu beachten. Denn
eine Zielbindung i.S.d. § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG besteht fiir die Bundesfachplanung nicht,
da es sich bei der Bundesfachplanung nicht um eine raumbedeutsame Planung einer
offentlichen Stelle i.S.d. §4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG, sondern um eine Planung des
verantwortlichen Ubertragungsnetzbetreibers handelt (Antragsverfahren). Ebenfalls besteht
keine Zielbindung i.S.v. § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ROG, weil mit der Bundesfachplanung keine
Entscheidung Uber die Zulassigkeit raumbedeutsamer Planungen und Malnahmen von
Personen des Privatrechts getroffen wird, die der Planfeststellung oder Genehmigung mit der
Rechtswirkung der Planfeststellung bedirfen. Die Bundesfachplanungsentscheidung ist als
sonstige Entscheidung offentlicher Stellen Uber die Zuldssigkeit raumbedeutsamer
Planungen und MalRnahmen von Personen des Privatrechts im Sinne des § 4 Abs. 2 ROG
anzusehen.

Dem im ROG angelegten héheren Verbindlichkeitsgrad von Zielen im Vergleich zu Grund-
satzen und sonstigen Erfordernissen der Raumordnung sowie dem Umstand, dass
Handlungs- und Unterlassungsvorschriften der Ziele der Raumordnung i.d.R. konkreter
gefasst sind, wurde bei der Herleitung des festgelegten Trassenkorridors sowie der Prifung
der Ubereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung allerdings Rechnung
getragen.

Grundsatze der Raumordnung sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des
Raums als Vorgaben fir nachfolgende Abwagungs- oder Ermessensentscheidungen; sie
kénnen durch Gesetz oder als Festlegungen in Raumordnungsplénen aufgestellt werden
(vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG). Grundsatze der Raumordnung stellen 6ffentliche Belange dar,
die im Rahmen der Bundesfachplanung zu berlcksichtigen sind. Sie entfalten bereits nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG eine geringere Bindungswirkung als Ziele der Raumordnung. Sie
kénnen ggf. sogar positive Aussagen z.B. zur Bundelung oder zur Nutzung bestehender
Trassen enthalten.

Sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind in Aufstellung befindliche Ziele der
Raumordnung, Ergebnisse férmlicher landesplanerischer Verfahren wie des
Raumordnungsverfahrens und landesplanerische Stellungnahmen (vgl. §3 Abs. 1
Nr. 4 ROG). Sonstige Erfordernisse der Raumordnung stellen 6ffentliche Belange dar, die im
Rahmen der Bundesfachplanung zu berticksichtigen sind.

Ziele und Grundsatze der Raumordnung kdnnen textlich oder zeichnerisch in Planen und
Programmen festgelegt werden. Die zeichnerischen Festlegungen werden i.d.R. in
Vorranggebiete, Vorbehaltsgebiete und Eignungsgebiete unterschieden. Vorrang- und
Eignungsgebiete besitzen dabei i.d.R. den Charakter von Zielen der Raumordnung,
Vorbehaltsgebiete den Charakter von Grundsatzen der Raumordnung.

Vorranggebiete sind Gebiete, die fir bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder
Nutzungen vorgesehen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet
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ausschlief3en, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar
sind (vgl. § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 ROG).

Vorbehaltsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmten, raumbedeutsamen Funktionen oder
Nutzungen bei der Abwagung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen
besonderes Gewicht beizumessen ist (vgl. §8 Abs. 7 Satz1 Nr.2 ROG). Neben der
raumlichen Festlegung eines Vorrang- oder Vorbehaltsgebietes ist auch die vorrangige
Zweckbestimmung von Bedeutung. Sie beschreibt die planerische Intention und die
zusatzlichen raumlichen Aussagen, die mit dem vorrangigen Zweck verbunden sind.

Eignungsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmten raumbedeutsamen MalRnahmen oder
Nutzungen, die stadtebaulich nach § 35 Baugesetzbuchs (BauGB) zu beurteilen sind, andere
raumbedeutsame Belange nicht entgegenstehen, wobei diese Mallnahmen oder Nutzungen
an anderer Stelle im Planungsraum ausgeschlossen sind. Insofern entfalten
Eignungsgebiete — sofern nicht festgelegt wird, dass sie zugleich die Wirkung eines
Vorranggebiets  besitzen — keine  innergebietliche  Ausschlusswirkung fir andere
raumbedeutsame Planungen und MalRnahmen (vgl. § 8 Abs. 7 Satz 1 Nr. 3 ROG).

B.5.5.2.2 Raumordnung Trassenkorridor
Der mit dieser Entscheidung festgelegte Trassenkorridor stimmt mit den Erfordernissen der
Raumordnung gemaf § 3 Abs. 1 Nr. 1 ROG, unter Beachtung der in Kapitel A.3 genannten
MaRgaben, Uberein. Insoweit stehen sie dem Trassenkorridor nicht entgegen. Der
festgelegte Trassenkorridor steht darlber hinaus nicht im Widerspruch zu anderen
raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen.

Im beantragten Trassenkorridor bestehen Konfliktbereiche aufgrund von Erfordernissen der
Raumordnung, in denen sich aufgrund einer nicht gegebenen Konformitat Engstellen bilden,
so dass der Planungsspielraum flr einen Leitungsneubau stark eingeschrankt ist und eine
Umsetzung des Vorhabens nur bei Nutzung der Bestandsleitung bzw. bei einem
Parallelneubau innerhalb des bestehenden Trassenbandes mdglich ist. Unter prognostischer
Betrachtung ist davon auszugehen, dass die der Bewertung zugrunde gelegte Ausgestaltung
des geplanten Vorhabens im nachfolgenden Planfeststellungsverfahren umgesetzt wird. Im
Ergebnis liegen somit keine von vornherein unuberwindbaren Planungshindernisse vor.

Folgende Konfliktbereiche wurden identifiziert:

e Trassenkorridorsegmente 01-002 bis 01-007: Einschrankungen der Planungsfreiheit
zwischen Feudenheim und Pfingstberg aufgrund von Siedlungsbereichen,

e Trassenkorridorsegment 03-001: Einschrankungen der Planungsfreiheit im Bereich
Oftersheim aufgrund eines Vorranggebietes Oberflachennahe Rohstoffe,

e Trassenkorridorsegmente 04-017/-018: Einschrankung der Planungsfreiheit im Bereich
Waghausel aufgrund von Siedlungsflachen und Industrie und Gewerbe und

e Trassenkorridorsegment 04-021: Einschrankungen der Planungsfreiheit im Bereich
Kernkraftwerk Philippsburg aufgrund eines Vorranggebietes Landwirtschaft.

Die Bundesnetzagentur hat die Raumvertraglichkeitsprifung der Vorhabentragerin mit der
fachgutachterlichen Einschatzung zur Konformitat geprift und mit den Planaussagen der fur
das Vorhaben maRgeblichen Plane und Programme abgeglichen.

Im Folgenden wird das Ergebnis der Bewertung raumbedeutsamer Auswirkungen des
Vorhabens auf die Erfordernisse der Raumordnung begriindet.

110



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

B.5.5.2.3 MaRgebliche Plane und Programme
Erfordernisse der Raumordnung sind in den landesweiten Raumordnungsplanen sowie in
den Regionalplanen enthalten. Dartber hinaus ergeben sich Grundsatze der Raumordnung
aus § 2 ROG und den Landesplanungsgesetzen.

Der zu genehmigende Trassenkorridor der Vorhabentragerin berihrt die raumlichen
Geltungsbereiche der im Folgenden genannten Plane und Programme. Die Plane und
Programme geben die Planungsstande wieder, die die Vorhabentragerin in den Unterlangen
gemaR § 8 NABEG verwendet hat. Ggf. zwischenzeitlich erfolgte Anderungen werden
anschliel®end dargestellt und deren Auswirkungen auf die Trassenkorridorplanung bewertet.
Sofern zu einem bestimmten Plan oder Programm keine weitergehenden Ausflihrungen
gemacht werden, ist der in den Unterlagen gemafll § 8 NABEG genannte Planungsstand
nach wie vor aktuell.

Baden-Wiirttemberg

e Landesentwicklungsplan Baden-Wirttemberg, 2002 (LEP BW), in Kraft getreten am
21.08.2002

e Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar 2014 — Teilregion Baden Wurttemberg (RN
BW), in Kraft getreten am 15.12.2014

e Regionalplan Mittlerer Oberrhein, in Kraft getreten im Jahr 2003, Raumnutzungskarte in
Kraft getreten im Juli 2006

o Regionalplan Mittlerer Oberrhein, in Kraft getreten im Jahr 2003, Raumnutzungskarte
MOR, in Kraft getreten im Juli 2006 - Teilfortschreibung Windenergie Juli 2017

Rheinland-Pfalz

e Landesentwicklungsprogramm IV 2008, in Kraft getreten am 25.11.2008
o Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar — Teilregion Rheinland-Pfalz, in Kraft getreten
am 15.12.2014

Das Landesentwicklungsprogramm [V 2008 Rheinland-Pfalz liegt mittlerweile in der Fassung
der dritten Teilfortschreibung vor, die am 21.07.2017 in Kraft getreten ist. Das Bundesland
Rheinland-Pfalz und die entsprechende Planungsregion Rhein-Neckar, Teilregion Rheinland-
Pfalz werden nicht direkt durch den Trassenkorridor, sondern lediglich in einem geringen
Umfang durch den erweiterten Untersuchungsraum berlhrt. Eine Beeintrachtigung von
Erfordernissen der Raumordnung durch den Trassenkorridor im Bundesland Rheinland-Pfalz
kann daher ausgeschlossen werden, so dass diese Raumordnungspléne im Folgenden nicht
weiter betrachtet werden.

Das Bundesland Hessen wird im beantragten Abschnitt weder durch den Trassenkorridor
noch durch den erweiterten Untersuchungsraum berthrt. Sollten in dem Einheitlichen
Regionalplan Rhein-Neckar Ziele oder Grundsatze enthalten sein, die nur den Raum Hessen
betreffen, werden diese im Folgenden nicht weiter betrachtet.

Bei den folgenden Raumordnungsplanen handelt es sich nach Einschatzung der
Vorhabentragerin (vgl. Unterlagen gema § 8 NABEG, Kap. 6.2.2, S. 375) um in Aufstellung
befindliche Raumordnungspléne. Die enthaltenen in Aufstellung befindlichen Ziele der
Raumordnung sind gemalt §4 Abs.2 ROG i.V.m. §3 Abs. 1 Nr.4 ROG als sonstige
Erfordernisse der Raumordnung zu bertcksichtigen.
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o Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar — Teilregionalplan Windenergie, Stand:
Dezember 2015 (Entwurf zur zweiten Offenlage)

In den Unterlagen gemall § 8 NABEG hat die Vorhabentragerin den Entwurf des
Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar, Teilregionalplan Windenergie in der Fassung zur
zweiten Offenlage mit Stand Dezember 2015 bericksichtigt. Die dritte Offenlage des
Teilregionalplans Windenergie wurde allerdings in der Sitzung der Verbandsversammlung
am 08.12.2017 beschlossen. Die Offenlage fand im Zeitraum vom 04.04.2018 bis
18.05.2018 statt.

Die dritte Offenlage war notwendig, da sich die Landesvorgaben zur regionalplanerischen
Steuerung der Windenergienutzung in Rheinland-Pfalz gedndert haben. Zudem wurden als
Ergebnis der zweiten Offenlage und aufgrund aktueller Fachdaten und Fachgutachten
Anderungen an den Planinhalten vorgenommen. Diese Anderungen umfassen sowohl die
Vorranggebiete fur die regionalbedeutsame Windenergienutzung, die Plansatze, die
Begrindung, den Umweltbericht als auch die Karte der Ausschlussgebiete im rheinland-
pfalzischen Teilraum.

Wie oben bereits dargelegt, wird das Bundesland Rheinland-Pfalz lediglich in einem
geringen Umfang durch den erweiterten Untersuchungsraum berlhrt, so dass die
Anderungen den rheinland-pfalzischen Teilraum betreffend hier nicht mafgeblich sind.
Aulerdem werden die regionalplanerischen Vorgaben zur Windkraftnutzung (insbesondere
Plansatz Z3.2.4.4 sowie die Ausweisung von Vorranggebieten fir die regionalbedeutsame
Windenergienutzung) nunmehr deutlich restriktiver formuliert. Im Untersuchungsraum
befinden sich darliber hinaus keine Vorranggebiete flr die regionalbedeutsame
Windenergienutzung. Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass die Anderungen am
Entwurf des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar, Teilregionalplan Windenergie
aufgrund der dritten Offenlage keinen Einfluss auf den Vorschlagstrassenkorridor haben
werden und von der Bewertung des Vorhabentragers nicht abweichen.

¢ Regionalplan Mittlerer Oberrhein, 2003 (2006) — Teilfortschreibung Photovoltaik Juli 2017
(Entwurf)

In den Unterlagen gemall § 8 NABEG hat die Vorhabentrdgerin den Entwurf des
Einheitlichen Regionalplans Mittlerer Oberrhein, Teilfortschreibung Photovoltaik in der
Fassung zur zweiten Offenlage mit Stand Juli 2017 bertcksichtigt. Die dritte Offenlage der
Teilfortschreibung Photovoltaik flihrte der Regionalverband im Zeitraum vom 30.10.2018 bis
26.11.2018 durch.

Die dritte Offenlage wurde veranlasst, weil im Bereich des vorgesehenen Vorbehaltsgebiets
Nr. 124, Gemarkung Stadt Blhl, eine inzwischen aufgeforstete Waldausgleichsflache im
Zuge der Planfeststellung zum Ausbau der Bundesautobahn A5 liegt. Die Flache ist daher
fur eine Nutzung mit Photovoltaik-Freiflachenanlagen nicht mehr geeignet. Das dortige
Vorbehaltsgebiet fir Photovoltaik-Freiflachenanlagen wurde demnach aus der Planung
herausgenommen und durch kein weiteres ersetzt. Im Ergebnis kann festgehalten werden,
dass die Anderung am Entwurf der Teilfortschreibung Photovoltaik aufgrund der dritten
Offenlage keinen Einfluss auf den Vorschlagstrassenkorridor hat und keine vom
Vorhabentrager abweichende Bewertung im Rahmen der Bundesfachplanung erforderlich
ist.
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Far die Region Rhein-Neckar ist eine Teilfortschreibung zum Thema Wohnbauflache
vorgesehen. Es lagen zur Zeit der Erstellung der Unterlagen gemaflt § 8 NABEG und der
Bundesfachplanungsentscheidung gemaft § 12 NABEG noch keine Planansatze vor, deren
Informationen mit in die Prifung aufgenommen werden konnten.

B.5.5.2.4 Im Vorhabenbezug nicht betrachtungsrelevante Erfordernisse der
Raumordnung

Um zu einer Aussage zu kommen, inwiefern der Trassenkorridor mit den Erfordernissen der

Raumordnung gemal® § 3 Abs. 1 Nr. 1 ROG Ubereinstimmt, werden in einem ersten

Arbeitsschritt aus dem Gesamtkanon der Erfordernisse die maligeblichen Erfordernisse der
Raumordnung identifiziert.

MafRgeblich fur das Vorhaben sind solche Erfordernisse der Raumordnung, deren
Umsetzbarkeit durch eine Leitungsplanung beeinflusst werden kann und fir die daher die
Vereinbarkeit mit der Leitungsplanung zu prifen ist (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG,
Kapitel 6.1.4.5, S. 361).

In diesem Bearbeitungsschritt wurden dann nachvollziehbar alle Erfordernisse der
Raumordnung von der weiteren Bearbeitung in der RVS abgeschichtet,

e deren Umsetzbarkeit durch das Vorhaben generell nicht beeinflusst werden kann (z.B.
zentral-6rtliche Funktionen),

o die sich als Festlegungen an die nachgelagerten Planungsebenen (Regionalplanung,
Bauleitplanung) richten,

e die als Festlegungen nur fur Teilrdume des Raumordnungsplans gelten, die der
festgelegte Tassenkorridor und sein Untersuchungsraum raumlich nicht betreffen und

¢ die als Planungsvorgaben ohne Vorhabenbezug formuliert sind.

Diese entsprechenden Erfordernisse der Raumordnung stehen der Genehmigung des
beantragten Trassenkorridors nicht entgegen. Somit stimmt das Vorhaben im festgelegten
Trassenkorridor mit diesen Erfordernissen der Raumordnung Uberein.

B.5.5.2.5 Im  Vorhabenbezug betrachtungsrelevante Erfordernisse  der
Raumordnung
Dem mit dieser Entscheidung festgelegten Trassenkorridor stehen keine relevanten
Erfordernisse der Raumordnung aus den o.g. malgeblichen Planen und Programmen
entgegen. Auch gesetzlich festgelegte betrachtungsrelevante Erfordernisse der
Raumordnung stehen dem Trassenkorridor nicht entgegen.

Im Besonderen stehen folgende betrachtungsrelevante Grundsatze der Raumordnung des
§ 2 Abs. 2 ROG dem festgelegten Trassenkorridor nicht entgegen:

e §2 Abs. 2 Nr. 2, Satz 6: Die weitere Zerschneidung der freien Landschaft und von
Waldflachen ist dabei so weit wie méglich zu vermeiden; die Flacheninanspruchnahme
im Freiraum ist zu begrenzen.

e §2Abs. 2Nr. 3, Satz 4: Dem Schutz kritischer Infrastrukturen ist Rechnung zu tragen.

e §2 Abs. 2 Nr. 4, Satz 5: Den raumlichen Erfordernissen fir eine kostengunstige, sichere
und umweltvertrégliche Energieversorgung einschlieBlich des Ausbaus von
Energienetzen ist Rechnung zu tragen.

e §2 Abs. 2 Nr. 4, Satz 7: Es sind die rdumlichen Voraussetzungen fur die Land- und
Forstwirtschaft in ihrer Bedeutung fir die Nahrungs- und Rohstoffproduktion zu erhalten
oder zu schaffen.
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o §2Abs. 2Nr. 5, Satz 1: Kulturlandschaften sind zu erhalten und zu entwickeln.

e § 2 Abs. 2 Nr. 5, Satz 2: Historisch gepragte und gewachsene Kulturlandschaften sind in
ihren pragenden Merkmalen und mit ihren Kultur- und Naturdenkmalern sowie dem
UNESCO-Kultur- und Naturerbe der Welt zu erhalten.

e §2 Abs. 2 Nr. 6, Satz 2: Bei der Gestaltung rdumlicher Nutzungen sind Naturgulter
sparsam und schonend in Anspruch zu nehmen; Grundwasservorkommen und die
biologische Vielfalt sind zu schitzen.

o §2 Abs. 2 Nr. 6, Satz 4: Beeintrachtigungen des Naturhaushalts sind auszugleichen, den
Erfordernissen des Biotopverbundes ist Rechnung zu tragen.

o §2 Abs. 2 Nr. 6, Satz 5: Fur den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Kiste und im
Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Riickgewinnung
von Auen, Rickhalteflachen und Entlastungsflachen.

e §2Abs. 2Nr. 6, Satz 7: Den raumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung
zu tragen, sowohl durch Malinahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch
durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.

e §2 Abs. 2 Nr. 6, Satz 8: Dabei sind die raumlichen Voraussetzungen fur den Ausbau der
erneuerbaren Energien, fir eine sparsame Energienutzung sowie flr den Erhalt und die
Entwicklung natirlicher Senken fur klimaschadliche Stoffe und fir die Einlagerung dieser
Stoffe zu schaffen.

o §2 Abs. 2 Nr. 7: Den raumlichen Erfordernissen der Verteidigung und des Zivilschutzes
ist Rechnung zu tragen.

e §2 Abs. 2 Nr. 8: Die raumlichen Voraussetzungen fir den Zusammenhalt der
Europaischen Union und im grofieren europaischen Raum sowie flir den Ausbau und die
Gestaltung der transeuropaischen Netze sind zu gewahrleisten.

Raumordnerische Leitvorstellungen sind des Weiteren im Landesplanungsgesetz Baden-
Wirttemberg (LPIG BW) enthalten (vgl. §2 Abs.1 und 2 LPIG BW). Sie stehen dem
festgelegten Trassenkorridor ebenfalls nicht entgegen.

e § 2 (1): Leitvorstellung bei der Erfullung der Aufgabe nach § 1 ist eine nachhaltige
Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen Anspriiche an den Raum mit
seinen Okologischen Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften, grof3rdumig
ausgewogenen Ordnung fuhrt. Dabei sind
1. die freie Entfaltung der Personlichkeit in der Gemeinschaft und in der Verantwortung
gegenuber kinftigen Generationen zu gewahrleisten,

2. die natirlichen Lebensgrundlagen zu schiitzen und zu entwickeln,

3. die Standortvoraussetzungen fur wirtschaftliche Entwicklungen zu schaffen,

4. Gestaltungsmdglichkeiten der Raumnutzung langfristig offen zu halten und dabei
insbesondere die Inanspruchnahme bislang unbebauter Flachen fir Siedlung und
Verkehr unter Berlcksichtigung der wirtschaftlichen Entwicklung und 0Okologischer
Belange spurbar zurlckzufihren,

5. die pragende Vielfalt der Regionen und ihrer Teilrdume zu starken,

6. gleichwertige Lebensverhaltnisse in allen Regionen herzustellen,

7. die raumlichen Voraussetzungen fur den Zusammenhalt in der Europaischen Union
und im grofieren europaischen Raum zu schaffen.

e § 2 (2): Die raumliche Entwicklung und Ordnung der Regionen und ihrer Teilrdume soll
sich in die Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums des Landes einfugen;
die rdumliche Entwicklung und Ordnung des Gesamtraums soll die Gegebenheiten und
Erfordernisse der Regionen und ihrer Teilrdume berucksichtigen (Gegenstromprinzip).

Samtliche dieser Grundsatze der Raumordnung des ROG bzw. dieser Leitvorstellungen des
LPIG BW wurden in den malgeblichen Planen und Programmen durch Festlegungen
aufgegriffen und dabei teilweise raumlich und inhaltlich konkretisiert. Sie stehen — wie in der
Darstellung und Bewertung der Auswirkungen auf die relevanten Erfordernisse der
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mafgeblichen Plane und Programme nachfolgendend im Einzelnen begrindet —dem
Vorhaben nicht entgegen. Sofern die Grundsatze der Raumordnung darauf abzielen,
Funktionen von Flachen nicht zu beeintrachtigen oder zu verandern, ist der Trassenkorridor
bereits angesichts der beabsichtigten Nutzung der Bestandsleitung bzw. der beabsichtigten
Parallel- und Ersatzneubauten mit ihnen vereinbar, denn in der Summe wird der Raum nicht
mit einer zusatzlichen Infrastruktur belastet. Insbesondere mit dem sog.
Bundelungsgrundsatz, der auf die Vermeidung der Freiraumzerschneidung abzielt, steht der
Trassenkorridor im Einklang, denn er verlauft beinahe vollstandig in Bereichen, die bereits
durch Infrastrukturen zerschnitten sind.

Diejenigen Erfordernisse der Raumordnung, auf die zu erwartende raumbedeutsame
Auswirkungen des Vorhabens offensichtlich nicht ausgeschlossen werden kénnen, bedurfen
im Rahmen dieser Entscheidung einer ausflihrlichen Auseinandersetzung und Bewertung
(vgl. folgende Unterkapitel). Diese relevanten Erfordernisse der Raumordnung wurden Uber
die mallgeblichen Wirkfaktoren (vgl. Unterlagen nach § 8 NABEG, Kapitel 6.1.4.6.1, S. 362)
hergeleitet. Entsprechend § 7 Abs. 4 ROG sind die Erfordernisse der Raumordnung in den
malfigeblichen Raumordnungsplédnen als Ziel oder Grundsatz gekennzeichnet. Die
Kennzeichnung wird flr die folgenden wiedergegebenen Ausziige aus den Planen und
Programmen dbernommen und jeweils die Darstellung (Z) fur Ziele der Raumordnung bzw.
(G) fur Grundséatze der Raumordnung vorangestellt.

B.5.5.2.5.1 Siedlungsbereiche

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Kapitel 1.4, Z 1.4.2.2:

Die Ausweisung zusétzlicher, Ulber die Eigenentwicklung hinausgehender
Wohnbauflachen ist im Einklang mit den (lbrigen Zielen der Regional- und
Landesplanung in den als ,Siedlungsbereich Wohnen* festgelegten Gemeinden bzw.
Gemeindeteilen und auf die Zentralen Orte, die (iberwiegend an Entwicklungsachsen
liegen, zu konzentrieren. Damit soll insbesondere der Wohnbaufldchenbedarf aus
Wanderungsgewinnen gedeckt werden. Dabei sind die Ausweisungen vorrangig an
den Haltestellen des regionalbedeutsamen oOffentlichen Personennahverkehrs zu
orientieren (vgl. G 1.4.1.2 und G 3.1.1.2). Diese Gemeinden bzw. Gemeindeteile sind
im Anhang Nr. 1.2 aufgelistet und in der Raumnutzungskarte als ,Siedlungsbereiche
Wohnen* festgelegt.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 2.4.2, Z (2):

In den Siedlungsbereichen (Kapitel 2.3) ist die Ausweisung von Bauflachen zur
Errichtung neuer Wohn- und Arbeitsstétten flir den aus der Eigenentwicklung und den
aus Wanderungsgewinnen sich ergebenden Bedarf vorzusehen. In den
Schwerpunkten fiir Wohnen gemdlR3 Kapitel 2.3.4 ist die Ausweisung von
gewerblichen Baufldchen auf den Eigenbedarf zu beschrénken.

Darstellung der Auswirkungen

Das Ziel des Regionalplan (RP) Rhein-Neckar richtet sich an die Ebene der Bauleitplanung,
die Ausweisung zusatzlicher Wohnbauflachen im Einklang mit den Ubrigen Zielen der
Regional- und Landesplanung zu gestalten und sich hierbei auf die festgelegten Gemeinden
bzw. Gemeindeteile und die Zentralen Orte zu konzentrieren. Mittels des Erfordernisses des
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RP Mittlerer Oberrhein wird verdeutlicht, dass innerhalb von Siedlungsbereichen die
Ausweisung von Bauflachen nur fur den Siedlungsbedarf vorzunehmen ist, der sich aus der
Eigenentwicklung und den Wanderungsgewinnen ergibt.

Eine Realisierung einer (neuen) Hochstspannungsfreileitung widerspricht den oben
genannten Zielsetzungen, da Siedlungsbereiche allein fir Bauflachen zur Errichtung neuer
Wohn- und Arbeitsstatten fur den Siedlungsbedarf vorzusehen sind und folglich in
Flachenkonkurrenz mit dem genannten Vorhaben stehen. Ein Vorranggebiet fir
Siedlungsstruktur steht einer Freileitungsplanung grundsatzlich entgegen, da eine
Freileitungstrasse typischerweise zu Einschrankungen der vorrangigen Siedlungsfunktion,
insbesondere durch Einschrankungen der Bebaubarkeit im Bereich der Leitungstrasse,
fuhren kann. Unterhalb von Hochstspannungsfreileitungen sind Schutzstreifen vorhanden,
deren bauliche und sonstige Nutzung dem Genehmigungsvorbehalt des Leitungsbetreibers
unterliegt.

Bewertung der Auswirkungen

Nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand kommt die Vorhabentragerin zu dem
Ergebnis, dass eine Konformitat mit diesem Erfordernis der Raumordnung nur bei Benutzung
der Bestandsleitung/ -trasse oder durch Parallelneubauten im bestehenden Trassenband
besteht. Ein Neubau im Ubrigen Trassenkorridor wiirde dem Ziel der Siedlungsentwicklung
entgegenstehen. Die Konformitdt mit dem Erfordernis der Raumordnung ware folglich nicht
gegeben. Dies gilt selbst unter Berlicksichtigung von konfliktvermeidenden MalRnahmen (vgl.
Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anhang C, Tabelle C.1-4).

Die Vorhabentragerin hat im Rahmen einer Analyse der rdumlichen Situation im
Trassenkorridor an mehreren Stellen Konfliktbereiche identifiziert, in denen aufgrund
bestehender Vorranggebiete Siedlung keine Konformitdt mit den Erfordernissen der
Raumordnung gegeben ware, soweit ein Leitungsneubau angenommen wiurde. Diese
Bewertung der Vorhabentragerin erfolgt jedoch allein aufgrund der Annahme, dass der
Neubau innerhalb des Vorranggebietes erfolgen muss. In der Regel belegen die
Konfliktbereiche den Trassenkorridor nicht vollstandig. Vielmehr muissen auch diejenigen
Bereiche des Trassenkorridors im Umfeld des Konfliktbereichs betrachtet werden, fir die die
Konformitat herstellbar oder gegeben ist. Nur auf diese Weise kann beurteilt werden, ob trotz
eines Bereichs, flr den die Konformitdt nicht gegeben ist, ein ausreichend grolier
Planungsspielraum fur das nachfolgende Planfeststellungsverfahren verbleibt, insbesondere
im Hinblick auf einen Leitungsneubau. Dies ist erforderlich, um eine vollstandige Bewertung
des Trassenkorridors vornehmen zu kdnnen.

Das Ergebnis der Analyse und Bewertung der Konfliktbereiche zeigt, dass innerhalb der
Flachen fir die Siedlungsentwicklung keine Konformitat fur einen Leitungsneubau gegeben
und auch nicht herstellbar ist. Nach derzeitigem Kenntnis- und Planungsstand liegen jedoch
keine Hinweise vor, dass das geplante Vorhaben nicht in der vorgesehenen Auspragung
(Nutzung der Bestandsleitung bzw. Parallelneubau) umsetzbar ware und deshalb auf einen
Leitungsneubau zurtckgegriffen werden musste. Das fuhrt zu dem Ergebnis, dass keine von
vornherein uniberwindbaren Planungshindernisse vorliegen und kein Zielkonflikt mit dem
Erfordernis der Raumordnung Vorranggebiet Siedlung erkennbar ist. Im Nachfolgenden
werden die einzelnen Bereiche erlauternd dargestellt.
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Im Trassenkorridorabschnitt Mannheim-Wallstadt — Rheinau (Trassenkorridorabschnitt 01)
ist keine Nutzung der Bestandsleitung vorgesehen. Nach derzeitigem Planungsstand sind
zur Realisierung des Vorhabens Anderungen an den drei mittleren Freileitungen im dort
bestehenden Trassenband (insgesamt 5 Leitungen) vorgesehen. Die beiden &ufReren
380 kV-Leitungen sollen unverandert bleiben. Die drei mittleren Freileitungen werden durch
zwei neue Freileitungen ersetzt. Da voraussichtlich nicht alle Freileitungen in der Achse einer
Bestandsleitung errichtet werden kdénnen, jedoch innerhalb des bestehenden
Trassenbandes, wurde die potenzielle Trassenachse hier in einem Planungsansatz als
Parallelneubau eingestuft. Lediglich nérdlich von llvesheim in Richtung Punkt Wallstadt wird
es eine Verschwenkung der geplanten Trassenachse an den westlichen Rand des
Trassenbandes geben, die jedoch keine Auswirkungen auf Siedlungsbereiche haben wird.
Bei Feudenheim (Trassenkorridorsegment 01-002), llvesheim (Trassenkorridorsegment 01-
003), Seckenheim (Trassenkorridorsegmente 01-004/ 005), Hochstatt
(Trassenkorridorsegmente 01-006/ 007) und Pfingstberg (Trassenkorridorsegment 01-007)
reichen Siedlungsflachen teilweise bis an den Rand des Trassenbandes in den Korridor, so
dass die Fuhrung eines Leitungsneubaus dort planerisch eingeschrankt ware. Zudem ware
eine Umgehung des Konfliktschwerpunktes nicht mdglich, da ein Neubau zur Einschrankung
der vorrangigen Siedlungsfunktion flihren wirde und der Trassenkorridor im Westen durch
die Bundesautobahn A6 beengt ist. In den Trassenkorridorsegmenten 01-002 bis 01-007
bestehen somit Engstellen durch verschiedene Erfordernisse der Raumordnung, fur die eine
Konformitat nicht gegeben ist. Der Planungsspielraum flir einen Leitungsneubau ist daher in
diesem Trassenkorridorabschnitt stark eingeschrankt. Die Konformitat mit den
Erfordernissen der Raumordnung ist in diesem Teilabschnitt somit nur bei Umsetzung des
Vorhabens als Parallelneubau innerhalb des bestehenden Trassenbandes herstellbar.

Im Trassenkorridorabschnitt Rheinau — Oftersheim (Trassenkorridorabschnitt 02) kénnen
ebenfalls die bestehende Masten und die bestehende Beseilung nicht fur das geplante
Vorhaben genutzt werden. Fur die Realisierung des Vorhabens ist daher ein Ersatzneubau in
bestehender Trasse vorgesehen. In diesem Trassenkorridorabschnitt liegen bei
Friedrichsfeld (TK-Segmente 02-002/ 003/ 004), Eppelheim (TK-Segmente 02-005/ 007) und
Plankstadt (TK-Segment 02-008) zu meidende Flachen, die als Vorranggebiet Siedlung
ausgewiesen sind. Eine Querung der Vorranggebiete mit einem Neubau wirde dem Ziel der
Siedlungsentwicklung entgegenstehen. Die Konformitdt mit dem Erfordernis der
Raumordnung ware folglich nicht gegeben. Die als Vorranggebiet Siedlung ausgewiesenen
Flachen fuhren jedoch lediglich zu einer kleinflachigen Inanspruchnahme des
Trassenkorridors, wodurch es nur bedingt zu planerischen Einschrdnkungen kommen wirde
(vgl.  Unterlagen gemall §8NABEG, Karte C.2.1.1). In den genannten
Trassenkorridorsegmenten besteht somit trotz der Einschrankungen durch die
Vorranggebiete Siedlung ein ausreichender Planungsspielraum fir das nachfolgende
Planfeststellungsverfahren.

Fir den  Trassenkorridorabschnitt  zwischen Oftersheim und Sandhausen
(Trassenkorridorsegment 03) wurde im Zuge der § 8 Unterlagen gemald NABEG im Sinne
einer ,Worst Case-Annahme“ von einem Parallelneubau ausgegangen. Nach derzeitigem
Planungsstand ist ein Ersatzneubau in gegeniiber der Bestandsleitung verlagerter Trasse
Uber insgesamt ca. 2,5 km vorgesehen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kap. 3.2.4).
Dieser muss zum groRen Teil parallel zu bestehenden Freileitungen des Trassenbandes
erfolgen, um ausreichende Abstadnde zu den bestehenden Leitungsanlagen sicherzustellen.
Bei Neurott (Trassenkorridorsegment 03-002) befindet sich eine zu meidende
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Siedlungsflache. Eine Querung dieses Vorranggebiets mit einem Neubau wirde dem Ziel
der Siedlungsentwicklung entgegenstehen. Die Konformitat mit dem Erfordernis der
Raumordnung ware folglich nicht gegeben. Im Bereich des Umspannwerkes Neurott ist auf
einer Lange von ca. 500 m (ein bis zwei Spannfeldlangen) ein Leitungsneubau notwendig,
um den Lickenschluss zu der bestehenden Leitungsanlage sudlich des Umspannwerkes in
Richtung Philippsburg zu realisieren. Nach den aktuellen Planungen der Vorhabentragerin
kann hierbei aber ein angemessener Abstand zu bestehenden Wohngebieten und
Aussiedlerhofen gewahrt werden. Die Konformitat mit den Erfordernissen der Raumordnung
ist somit durch das oben dargestellte Vorgehen gegeben.

Im Trassenkorridorabschnitt Sandhausen — Philippsburg (Trassenkorridorabschnitt 04)
kénnen die bestehenden 380 kV-Masten Uber eine Lange von 22 km genutzt werden. Das
Vorhaben kann durch die Nutzung der Bestandsleitung umgesetzt werden, da sich die
notwendigen technischen MalRnahmen fur die Realisierung des Vorhabens voraussichtlich
auf das Anbringen von Isolatoren und Leiterseilen beschranken werden. Bei Reilingen
(Trassenkorridorsegment 04-011) und Philippsburg (Trassenkorridorsegment 04-021)
reichen Siedlungsflachen in den Trassenkorridor, auf denen die Konformitdt mit den
Erfordernissen der Raumordnung bei einem Leitungsneubau (an Stelle der vorgesehenen
Nutzung der Bestandsleitung) nicht herstellbar ware. Diese fiihren jedoch lediglich zu einer
kleinflachigen Inanspruchnahme des Trassenkorridors, die nur bedingt planerische
Einschrankungen zur Folge hatten. Es besteht somit trotz der Einschrankungen durch die
Vorranggebiete Siedlung in diesen Bereichen ein ausreichender Planungsspielraum fur das
nachfolgende Planfeststellungsverfahren.

Bei Waghausel (Trassenkorridorsegmente 04-017/018) reichen Siedlungsflachen innerhalb
des Trassenkorridors bis zu ca. 200 m an die Bestandsleitung heran. Da auf diesen Flachen
bei einem Leitungsneubau (an Stelle der vorgesehenen Nutzung der Bestandsleitung) keine
Konformitdt mit den Erfordernissen der Raumordnung herstellbar ware, mussten diese
Bereiche gemieden werden. Aufgrund der in diesem Bereich vorhandenen sonstigen
Infrastruktur (Landesstrale L 560, Landesstrale L 555, Bahnstrecke, 220 kV- und 110 kV-
Leitungen) ware die Flhrung eines Leitungsneubaus dort planerisch deutlich eingeschrankt.
Nur bei Nutzung der Bestandsleitung bleibt die Situation trotz bestehender Engstelle
unverandert, auch bei Querung des Vorranggebietes Siedlung. Die Konformitat mit diesem
Erfordernis der Raumordnung ist demnach nur durch die Nutzung der Bestandsleitung
gegeben.

Im Bereich des Kernkraftwerks Philippsburg (Trassenkorridorabschnitt 05) sind keine
Siedlungsbereiche vorhanden.

B.5.5.2.5.2  Flachen fiir Industrie und Gewerbe

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Kapitel 1.5, Z 1.5.2.2:

In den ,Siedlungsbereichen Gewerbe“ ist die Bestandssicherung und
Weiterentwicklung vorhandener Betriebe vorrangige Aufgabe. Dariiber hinaus sollen
diese  Standorte unter Berlicksichtigung der lokalen und regionalen
Rahmenbedingungen angemessene Flachenreserven fir ergdnzende gewerbliche
Neuansiedlungen vorhalten.

118



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

Die Gemeinden bzw. Gemeindeteile mit verstédrkter ~ gewerblicher
Siedlungsentwicklung sind als ,Siedlungsbereich Gewerbe“ im Anhang Nr. 1.4 und in
der Raumnutzungskarte festgelegt.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 2.5, Z (4):

Vorranggebiete fiir Einzelhandelsgrof3projekte (Integrierte Lagen)

EinzelhandelsgroBprojekte sind in den in der Raumnutzungskarte ausgewiesenen
Vorranggebieten (Integrierten Lagen) anzusiedeln. EinzelhandelsgroBprojekte mit
zentrenrelevanten Sortimenten dlrfen nur in diesen Standorten ausgewiesen,
errichtet und erweitert werden. lhre Ausweisung und Errichtung aul3erhalb der
Integrierten Lagen ist ausgeschlossen (Ausschlussgebiet). Ausnahmsweise sind
bestandsorientierte Erweiterungen zuléssig, sofern sie entsprechend der Z (1) bis
Z (3) regionalplanerisch vertraglich sind. Zentrenrelevante Randsortimente sind
aullerhalb der Vorranggebiete zuldssig, sofern sie entsprechend der Z (1) bis Z (3)
regionalplanerisch vertraglich sind.

Darstellung der Auswirkungen

Die Erfordernisse sind flr die Bundesfachplanung insofern relevant, als dass eine
Realisierung einer Hochstspannungsfreileitung dem in den Erfordernissen jeweils genannten
Vorrang durch die Flachenkonkurrenz widersprechen wirde. Ein Vorranggebiet fur Industrie
und Gewerbe steht einer Freileitungsplanung grundsatzlich entgegen, da eine
Freileitungstrasse zu Einschrankungen der vorrangigen Funktion fUr Industrie und Gewerbe,
insbesondere durch Einschrankung der Bebaubarkeit im Bereich der Leitungstrasse, flihren
kann. Unterhalb von Hdchstspannungsfreileitungen sind Schutzstreifen vorhanden, deren
bauliche und sonstige Nutzung dem Genehmigungsvorbehalt des Leitungsbetreibers
unterliegt.

Bewertung der Auswirkungen

Nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand kommt die Vorhabentragerin
nachvollziehbar zu dem Ergebnis, dass eine Konformitdt mit diesem Erfordernis der
Raumordnung nur bei Benutzung der Bestandsleitung/ -trasse oder durch Parallelneubauten
(im bestehenden Trassenband) besteht. Ein Neubau im Gbrigen Trassenkorridor wiirde dem
Ziel der Siedlungsentwicklung entgegenstehen. Die Konformitat mit dem Erfordernis der
Raumordnung ware folglich nicht gegeben (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Anhang C.1.3.2). Dies gilt selbst unter Berlcksichtigung von konfliktvermeidenden
MalRnahmen.

Die Vorhabentragerin hat im Rahmen einer Analyse der raumlichen Situation im
Trassenkorridor an mehreren Stellen Konfliktbereiche identifiziert, in denen aufgrund
bestehender Flachen fir Industrie und Gewerbe keine Konformitat mit den Erfordernissen
der Raumordnung gegeben ware, soweit ein Leitungsneubau vorgenommen wirde. Diese
Bewertung der Vorhabentragerin erfolgt jedoch allein aufgrund der Annahme, dass der
Neubau innerhalb des Vorranggebietes erfolgen muss. In der Regel belegen die
Konfliktbereiche den Trassenkorridor nicht vollstandig. Es mussen jedoch auch diejenigen
Bereiche des Trassenkorridors im Umfeld des Konfliktbereichs betrachtet werden, fiir die die
Konformitat herstellbar oder gegeben ist. Nur auf diese Weise kann beurteilt werden, ob trotz
eines Bereichs, flr den die Konformitdt nicht gegeben ist, ein ausreichend grolier
Planungsspielraum flr das nachfolgende Planfeststellungsverfahren verbleibt, insbesondere
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im Hinblick auf einen Leitungsneubau. Dies ist erforderlich, um eine vollstdndige Bewertung
des Trassenkorridors vornehmen zu kénnen.

Das Ergebnis der Analyse und Bewertung der Konfliktbereiche zeigt, dass innerhalb der
Flachen fur Industrie und Gewerbe, sowie auch innerhalb weiterer Erfassungskriterien wie
Flachen fir Siedlungsentwicklung oder Vorranggebiete oberflachennahe Rohstoffe, keine
Konformitat fur einen Leitungsneubau gegeben und auch nicht herstellbar ist. Nach
derzeitigem Kenntnis- und Planungsstand liegen aber auch keine Hinweise vor, dass das
geplante Vorhaben nicht in der vorgesehenen Auspragung (Nutzung der Bestandsleitung
bzw. Ersatz- oder Parallelneubau innerhalb des bestehenden Trassenbandes) umsetzbar
ware und deshalb auf einen Leitungsneubau zurlickgegriffen werden misste. Da unter
prognostischer Betrachtung davon auszugehen ist, dass die der Bewertung zugrunde
gelegte Ausgestaltung des geplanten Vorhabens im nachfolgenden
Planfeststellungsverfahren umgesetzt wird, d.h. kein Leitungsneubau erforderlich ist,
sondern die Bestandsleitung bzw. Bestandstrasse genutzt werden kdénnen, und im Ergebnis
keine von vornherein uniberwindbaren Planungshindernisse vorliegen, ist kein Zielkonflikt
mit dem Erfordernis der Raumordnung Fléche fiir Gewerbe und Industrie erkennbar.

Im Einzelnen handelt es sich um die nachfolgend dargestellten Bereiche.

Im Trassenkorridorabschnitt Mannheim-Wallstadt — Rheinau (Trassenkorridorabschnitt 01)
ist vorgesehen, das Vorhaben durch einen Parallelneubau im bestehenden Trassenband zu
realisieren. Bei Feudenheim (TK-Segment 01-002), Seckenheim (TK-Segmente 01-004/ 005)
und Hochstatt (TK-Segmente 01-006/ 007) wird der Korridor teilweise durch Fldchen fiir
Industrie und Gewerbe in Anspruch genommen, die im Zusammenwirken mit
Siedlungsflachen zu planerischen Einschrankungen fir einen Leitungsneubau flhren
kénnen. Sofern kein Parallelneubau im bestehenden Trassenband erfolgt (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Kapitel 3.2.4 und 6.3.5.1.1), misste dieses Vorranggebiet mit einem
Neubau gequert werden. Die Konformitdt mit dem Erfordernis der Raumordnung ware
folglich nicht gegeben. Zudem ware eine Umgehbarkeit des Konfliktschwerpunktes nicht
moglich, da ein Neubau zur Einschrankung der vorrangigen Siedlungs- und Gewerbefunktion
fuhren wirde und der Trassenkorridor westlich durch die Bundesautobahn A6 beengt ist. In
den Trassenkorridorsegmenten 01-002 bis 01-007 bestehen somit Engstellen durch
verschiedene Erfordernisse der Raumordnung, fir die eine Konformitat nicht gegeben ist.
Der Planungsspielraum  fur einen Leitungsneubau ist daher in diesem
Trassenkorridorabschnitt stark eingeschrankt. Die Konformitat mit den Erfordernissen der
Raumordnung und die Umsetzung des Vorhabens sind somit nur durch einen Parallelneubau
innerhalb des bestehenden Trassenbandes herstellbar.

Bei llvesheim (TK-Segment 01-003) liegt eine Fldche fir Industrie und Gewerbe im
Trassenband unter den bestehenden Hdchstspannungsfreileitungen. Somit ist davon
auszugehen, dass zum jetzigen Zeitpunkt kein Konflikt mit der Nutzung besteht und die
Konformitdt gegeben ist. Nach derzeitigem Planungsstand sind zur Realisierung des
Vorhabens Anderungen an den drei mittleren Freileitungen im dort bestehenden
Trassenband (insgesamt 5 Leitungen) vorgesehen, die beiden dufleren 380 kV-Leitungen
sollen unverandert bleiben. Die drei mittleren Freileitungen werden durch zwei neue
Freileitungen ersetzt. Da voraussichtlich nicht alle Freileitungen in der Achse einer
Bestandsleitung errichtet werden kénnen, wurde die potenzielle Trassenachse hier in einem
.konservativen“ Planungsansatz als Parallelneubau eingestuft. Die Flhrung eines
Leitungsneubaus ware in diesem Bereich planerisch eingeschrankt. Mittels entsprechender
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Malnahmen (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anhang C.1.4, Tabelle C.1-4) kdnnen
Veranderungen gegeniber der bestehenden Situation minimiert werden. Es besteht somit
trotz der Einschrankungen durch das Vorranggebiet Industrie und Gewerbe in diesem
Bereich ein ausreichender Planungsspielraum far das nachfolgende
Planfeststellungsverfahren. Die Konformitat des Vorhabens ist mit dem Erfordernis der
Raumordnung in diesem Trassenkorridorabschnitt demnach herstellbar.

Im Trassenkorridorabschnitt Rheinau — Oftersheim (Trassenkorridorabschnitt 02) ist ein
Ersatzneubau in bestehender Trasse vorgesehen. In diesem Trassenkorridorabschnitt liegen
zwei zu meidende Fldchen fiir Industrie und Gewerbe (Trassenkorridorsegmente 02-005/
009), auf denen die Konformitat mit den Erfordernissen der Raumordnung bei einem
Leitungsneubau (an Stelle des vorgesehenen Ersatzneubaus) nicht herstellbar ware. Diese
fuhren jedoch nur zu einer kleinflachigen Inanspruchnahme des Trassenkorridors, die nur
bedingt planerische Einschrankungen zur Folge hatte. Bei Oftersheim (02-009) benennt die
Vorhabentragerin eine Flache fur Industrie und Gewerbe, die jedoch als Flache fur
Abfallentsorgung im Flachennutzungsplan des Nachbarschaftsverbandes Heidelberg—
Mannheim gekennzeichnet ist. Das Gebiet wird von der bestehenden Leitung gequert. Bei
einem Ersatzneubau in bestehender Trasse bleibt die Situation unverandert. Dies kann
durch geeignete MafRnahmen (z.B. Verkirzung der Mastabstande; siehe Anhang C.1.4)
erreicht werden. Es besteht somit trotz der Einschrankungen durch die Fldachen fiir Industrie
und Gewerbe im Trassenkorridorabschnitt ein ausreichender Planungsspielraum fir das
nachfolgende Planfeststellungsverfahren. Die Konformitdt des Vorhabens mit dem
Erfordernis der Raumordnung ist somit herstellbar.

Im Bereich von Sandhausen bis Philippsburg (Trassenkorridorabschnitt 04) kdnnen die
bestehenden Masten genutzt werden und das Vorhaben durch Nutzung der Bestandsleitung
umgesetzt werden. Bei Oberhausen (Trassenkorridorsegment 04-019/ 020) reichen Fldchen
fir Industrie und Gewerbe in den Trassenkorridor, auf denen die Konformitat mit den
Erfordernissen der Raumordnung bei einem Leitungsneubau (an Stelle der vorgesehenen
Nutzung der Bestandsleitung) nicht herstellbar ware. Die Nutzung wirde dem Ziel der
Industrie- und Gewerbeentwicklung entgegenstehen. Die Vorranggebiete fuhren jedoch
lediglich zu einer kleinflachigen Inanspruchnahme des Trassenkorridors, die nur bedingt
planerische Einschréankungen zur Folge hatten.

Bei Waghausel (Trassenkorridorsegmente 04-017/018) wird der Trassenkorridor teilweise
durch Vorranggebiete Siedlung und Industrie und Gewerbe in Anspruch genommen. Da auf
diesen Flachen bei einem Leitungsneubau (an Stelle der vorgesehenen Nutzung der
Bestandsleitung) keine Konformitat mit den Erfordernissen der Raumordnung herstellbar
ware, mussten diese Bereiche gemieden werden. Zudem ware eine Umgehbarkeit des
Konfliktschwerpunktes nicht méglich, da ein Neubau zur Einschrankung der vorrangigen
Siedlungs- und Gewerbefunktion fihren wirde und der Trassenkorridor durch die in diesem
Bereich vorhandenen sonstigen Infrastruktur (Landesstralte L 560, Landesstrale L 555,
Bahnstrecke, 220 kV- und 110 kV-Leitungen) beengt ist. In den Trassenkorridorsegmenten
04-017 und 04-018 bestehen somit Engstellen durch verschiedene Erfordernisse der
Raumordnung, fur die eine Konformitat nicht gegeben ist. Der Planungsspielraum fur einen
Leitungsneubau ist somit in diesem Trassenkorridorabschnitt stark eingeschrankt. Nur bei
Nutzung der Bestandsleitung bleibt die Situation trotz bestehender Engstellen unverandert,
auch bei Querung der Vorranggebiete Siedlung und Industrie und Gewerbe. Die Konformitat
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mit diesem Erfordernis der Raumordnung ist demnach nur durch die Nutzung der
Bestandsleitung gegeben.

B.5.5.2.5.3 Vorbehaltsgebiet Grundwasserschutz

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Kapitel 2.2.3, G 2.2.3.3:

In den ,Vorbehaltsgebieten fiir den Grundwasserschutz® sollen die Belange des
Grundwasserschutzes bei der Abwédgung mit Nutzungen, von denen geféhrdende
Wirkungen auf das Grundwasser ausgehen kbénnen, besonders berlicksichtigt
werden. Zur Gefahrenvorsorge sollen in diesen Gebieten konkurrierende oder
schédliche Fremdnutzungen vermieden werden.

Die ,Vorbehaltsgebiete fiir den Grundwasserschutz” sind in der Raumnutzungskarte
festgelegt.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein Kapitel 3.3.5.5, G (1):

Zur langfristigen Sicherstellung der Versorgung der Bevélkerung mit Wasser sollen
die Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen (s. Raumnutzungskarte) so
geschilitzt und entwickelt werden, dass die Méglichkeit der Gewinnung von Wasser in
einwandfreier Qualitdt und in maximaler, 6kologisch vertrdglicher Menge dauerhaft
gewéhrleistet ist. Hierzu sollen alle Nutzungen ausgeschlossen werden, die diesem
Vorsorgeschutz entgegenstehen. Insbesondere soll die Eréffnung neuer Kiesgruben
und Abbaustellen anderer Bodenbestandteile vermieden werden. Begrenzte
Fldchenerweiterungen bestehender Abbaustellen kénnen im Einzelfall zugelassen
werden, wenn hydrologische Gegebenheiten und wasserwirtschaftliche Belange dem
nicht  entgegenstehen. MalBBnahmen  zur  Trinkwassergewinnung  sollen
grenziiberschreitend dahingehend abgestimmt werden, dass keine gegenseitige
Beeintrachtigung erfolgt.

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorhabentragerin flhrt zu den Vorbehaltsgebieten Grundwasserschutz aus:

Ein Vorbehaltsgebiet Grundwasserschutz ist i.d.R. mit einer Freileitungsplanung
vereinbar, da eine Freileitungstrasse nicht zu raumbedeutsamen Einschrédnkungen
der ausgewiesenen Funktion flihren kann. [...].

(vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 384).

Dauerhafte Nutzungseinschrankungen und Beeintrachtigungen des Gebiets aufgrund der
Wirkungen des Vorhabens sind raumlich auf die Maststandorte begrenzt. Temporare
Nutzungseinschrankungen sind per se nicht raumbedeutsam, aufgrund des Bezugs der
Formulierung zum Medium Grundwasser und dessen Schutz im vorliegenden Fall jedoch
betrachtungsrelevant. Hierbei ist die bauzeitliche Inanspruchnahme fir Arbeits-, Zufahrts-
und Lagerflachen zu nennen. Bei den Maststandorten ist von einer GrofRe von
voraussichtlich 100 gm auszugehen (vgl. Unterlagen gemafll § 8 NABEG, Anhang |, Kapitel
4.2.2, S. 35 ff.). Welcher Anteil dieser Mastaufstellflachen dauerhaft versiegelt wird, hangt
malgeblich von der Wahl der Fundamentart ab. Auswirkungen auf die
Grundwasserdeckschichten sowie durch die Wasserhaltung bei Herstellung von Baugruben
hangen malgeblich von den Griindungsverfahren ab, tber die mit der Bundesfachplanung
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noch keine Entscheidung getroffen wird bzw. werden kann. Voraussichtliche erhebliche
Beeintrachtigungen des Grundwassers durch den Eintrag von wassergefahrdenden Stoffen
wahrend der Bauarbeiten kénnen gemall den nachvollziehbaren Angaben der
Vorhabentragerin mit Hilfe entsprechender Schutzmallnahmen vollstdndig vermieden
werden (z.B. Einsatz von alternativen, nicht wassergefahrdenden Stoffen wie biologisch
abbaubaren Olen).

Bewertung der Auswirkungen

Zwischen Rheinau und Oftersheim (Trassenkorridorabschnitt 02) sind mehrere
Vorbehaltsgebiete Grundwasserschutz im Trassenkorridor vorhanden, die von der
Bestandsleitung gequert werden. Fir die Realisierung des Vorhabens ist ein Ersatzneubau
in bestehender Trasse vorgesehen, weshalb die Situation unverandert bleibt. Die Konformitat
mit den Erfordernissen der Raumordnung bleibt somit bestehen. Sollte kein Ersatzneubau in
bestehender Trasse moglich sein, misste das Gebiet mit einem Neubau gequert werden.
Hier ist ebenfalls von einer Konformitdt auszugehen, da der mit diesem Grundsatz
angestrebte Schutz des Grundwassers bei einem Leitungsneubau gewahrt bleibt und von
dem Vorhaben keine grundwassergefahrdende Wirkung ausgeht. Die Konformitat mit dem
Erfordernis der Raumordnung ist somit gegeben.

Zwischen Neurott und Sandhausen (Trassenkorridorsegmente 03-002/ 04-001) ist ein
Vorbehaltsgebiet Grundwasserschutz im Trassenkorridor vorhanden, welches von der
Bestandsleitung gequert wird. Im TK-Segment 03-002 ist Parallelneubau und Neubau
vorgesehen. Im Bereich Sandhausen (04-001) ist hingegen die Nutzung der Bestandsleitung
maoglich. In beiden Fallen ist von einer Konformitat mit dem Vorbehaltsgebiet Grundwasser
auszugehen, da der mit diesem Grundsatz angestrebte Schutz des Grundwassers selbst bei
einem  Leitungsneubau gewahrt bleibt und von dem Vorhaben keine
grundwassergefahrdende Wirkung ausgeht.

Im Trassenkorridorabschnitt Sandhausen — Philippsburg (Trassenkorridorabschnitt 04)
kénnen die bestehenden Masten genutzt werden und das Vorhaben durch die Benutzung
der Bestandsleitung realisiert werden. Bei Sandhausen (Trassenkorridorsegment 04-004),
Walldorf (Trassenkorridorsegmente 04-006/ 007/ 008), Waghausel
(Trassenkorridorsegmente 04-017/ 018) und Oberhausen (Trassenkorridorsegment 04-019)
befinden sich weitere Vorbehaltsgebiete Grundwasserschutz. Hierbei ist von einer
Konformitdt mit dem Vorbehaltsgebiet Grundwasser auszugehen, da die Situation
unverandert bleibt. Sowohl bei Nutzung der Bestandsleitung als auch bei einem potenziellen
Neubau im Trassenkorridor ist von einer Konformitdt auszugehen, da der mit diesem
Grundsatz angestrebte Schutz des Grundwassers bei einem Leitungsneubau gewahrt bleibt
und von dem Vorhaben keine grundwassergefahrdende Wirkung ausgeht.

B.5.5.2.5.4 Vorranggebiet oberflichennahe Rohstoffe

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Kapitel 2.4, Z 2.4.2.1:

In den ,Vorranggebieten fiir den Rohstoffabbau” ist die Gewinnung von
oberflachennahen Rohstoffen zu konzentrieren. Die Rohstoffgewinnung hat in diesen
Gebieten Vorrang vor konkurrierenden Nutzungsanspriichen und darf durch andere
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Nutzungen nicht ausgeschlossen oder beeintrdchtigt werden. Die ,Vorranggebiete fiir
den Rohstoffabbau® sind in der Raumnutzungskarte und im Anhang Nr. 3 festgelegt.

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorhabentragerin flhrt zu den Vorranggebieten oberflachennahe Rohstoffe aus:

Ein Vorranggebiet oberflachennaher Rohstoffe steht einer Freileitungsplanung
grundsétzlich  entgegen, da eine Freileitungstrasse typischerweise  zu
Einschrénkungen der vorrangigen Funktion (z.B. durch Erschwerung des zuklinftigen
Abbaus aufgrund eines Maststandorts) flihren kann. [...].

(vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 384).

Auswirkungen des Vorhabens entstehen durch die Maststandorte und der damit
verbundenen dauerhaften Flacheninanspruchnahme sowie durch die Freihaltung des
Schutzstreifens. Hier ist prognostisch von 100 gm pro neuem Maststandort als dauerhafter
Flachenentzug und einer Schutzstreifenbreite von 50 m (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG,
Anhang |, Kapitel 4.2.2, S. 35 ff.) auszugehen. Eine Querung der Vorranggebiete
oberflachennahe Rohstoffe kann sich nachteilig auf diese durch den dauerhaften
Flachenentzug und die Héhenbeschrankungen innerhalb des Schutzstreifens auswirken. Die
Auswirkungen des Schutzstreifens hangen mafgeblich von den Spezifika des Abbaus der
oberflachennahen Rohstoffe ab (wie z.B. Einsatz von Sprengung oder Tagebaufahrzeugen
bestimmter GroRe). Durch Mindest-Bodenabstdande kann hier jedoch teilweise die
Auswirkung reduziert werden.

Bewertung der Auswirkungen

Die Vorhabentragerin kommt zu dem Ergebnis, dass eine Konformitat mit diesem Erfordernis
der Raumordnung nur besteht, wenn die Bestandsleitung genutzt werden kann oder ein
Ersatzneubau bzw. Parallelneubau innerhalb eines bestehenden Trassenbands erfolgt. Ein
Neubau im Ubrigen Trassenkorridor wurde diesem Ziel entgegenstehen (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Anhang C.1.3.4). Dies gilt selbst unter Bericksichtigung von
konfliktvermeidenden MalRnahmen.

Die Vorhabentragerin hat im Rahmen einer Analyse der raumlichen Situation im
Trassenkorridor an drei Stellen Konfliktbereiche identifiziert, in denen aufgrund bestehender
Vorranggebiete oberflachennahe Rohstoffe keine Konformitat mit den Erfordernissen der
Raumordnung gegeben ware, soweit ein Leitungsneubau angenommen wirde. Diese
Bewertung der Vorhabentragerin erfolgt jedoch allein aufgrund der Annahme, dass der
Neubau innerhalb des Vorranggebietes erfolgen muss. In der Regel belegen die
Konfliktbereiche den Trassenkorridor nicht vollstandig. Es mussen jedoch auch diejenigen
Bereiche des Trassenkorridors im Umfeld des Konfliktbereichs betrachtet werden, fir die die
Konformitat herstellbar oder gegeben ist. Nur auf diese Weise kann beurteilt werden, ob trotz
eines Bereichs, flr den die Konformitdt nicht gegeben ist, ein ausreichend grolier
Planungsspielraum fur das nachfolgende Planfeststellungsverfahren verbleibt, insbesondere
im Hinblick auf einen Leitungsneubau. Dies ist erforderlich, um eine vollstandige Bewertung
des Trassenkorridors vornehmen zu kénnen. Das Ergebnis der Analyse und Bewertung der
Konfliktbereiche zeigt, dass innerhalb der Vorranggebiete oberflachennahe Rohstoffe keine
Konformitat fir einen Leitungsneubau gegeben und auch nicht herstellbar ist. Nach
derzeitigem Kenntnis- und Planungsstand wird das geplante Vorhaben in der vorgesehenen

Auspragung (Nutzung der Bestandsleitung bzw. der Bestandstrasse) jedoch umsetzbar sein,
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da unter prognostischer Betrachtung davon auszugehen ist, dass im Rahmen der
Planfeststellung die Nutzung der Bestandsleitung so optimiert werden kann, dass die
Betroffenheit von Belangen, im Rahmen des Realisierbaren, so weit wie mdglich reduziert
wird. Demnach liegen derzeit keine Hinweise vor, dass auf einen Leitungsneubau
zurtickgegriffen werden musste. Im Ergebnis liegen keine von vornherein uniiberwindbaren
Planungshindernisse vor (vgl. Protokoll zum Erérterungstermin vom 25.07.2018, S. 75).

Im Einzelnen handelt es sich um die nachfolgend dargestellten Bereiche.

Im Trassenkorridorabschnitt Rheinau — Oftersheim (Trassenkorridorsegment 02) kdnnen die
bestehenden Masten und bestehenden Beseilungen nicht fir das geplante Vorhaben genutzt
werden. Fur die Realisierung des Vorhabens ist daher ein Ersatzneubau in bestehender
Trasse vorgesehen. In diesem Trassenkorridorabschnitt liegen drei zu meidende Flachen fir
Vorranggebiete oberflachennaher Rohstoffe, auf denen die Konformitdt mit den
Erfordernissen der Raumordnung bei einem potenziellen Leitungsneubau nicht herstellbar
ware. Bei Friedrichsfeld (TK-Segmente 02-003/ 004) und Schwetzingen (TK-Segment 02-
009) liegen zu meidende Flachen, die als Vorranggebiet oberflachennaher Rohstoffe
ausgewiesen sind. Eine Querung dieser Vorranggebiete mit einem potenziellen Neubau
wirde jedoch dem Ziel der Rohstoffsicherung entgegenstehen. Die Konformitat mit dem
Erfordernis der Raumordnung ware folglich nicht gegeben. Die als Vorranggebiet
oberflachennahe Rohstoffe ausgewiesenen Flachen fihren jedoch lediglich zu einer
kleinflachigen Inanspruchnahme des Trassenkorridors. Auf beiden Flachen ist ein
Trockenabbau mit normalen Baumaschinen umsetzbar. Es kommt somit nur bedingt zu
planerischen Einschrankungen (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Karte C. 2.1.1; Protokoll
zum Erérterungstermin vom 25.07.2018, S. 69). In den genannten
Trassenkorridorsegmenten besteht daher trotz der Einschrdnkungen durch die
Vorranggebiete oberflachennaher Rohstoffe ein ausreichender Planungsspielraum fir das
nachfolgende Planfeststellungsverfahren. Die Konformitat mit dem Erfordernis der
Raumordnung ist bei einem Ersatzneubau in bestehender Trasse demnach herstellbar.

Bei Oftersheim sudlich der Landstraf’e L 600 (Trassenkorridorsegment 02-009/ 03-001) wird
der Trassenkorridor durch ein Vorranggebiet oberflichennaher Rohstoffe vollstandig in
Anspruch genommen. Regionalplanerisch handelt es sich bei der Flache um ein
Vorranggebiet zur Sicherung des Rohstoffabbaus, bei dem in Zukunft evil. in Form eines
Nassabbaus Kies abgebaut werden soll. Im Falle eines Nassabbaugebietes wirde der
Abbau mit der Errichtung eines Baggersees einhergehen. Genehmigungsrechtlich ist jedoch
bisher noch keine Form des Abbaus festgelegt. Ein potenzieller Neubau im Ubrigen
Trassenkorridor wirde der regionalplanerischen Festsetzung entgegenstehen. Die
Vorhabentragerin plant jedoch, das Vorranggebiet mit einem Ersatzneubau zu queren. Es
handelt sich Uberdies bei dem Vorranggebiet um eine Flache, die in Kenntnis Uber die
bestehenden Einschrankungen durch die vorhandenen Leitungen ausgewiesen wurde. Bei
Umsetzung des Vorhabens in Form eines Ersatzneubaus im Trassenkorridorabschnitt 02-
009 bleibt die Situation auch im Fall notwendiger kleinrdumiger Mastverschiebungen
unverandert. Im weiteren Verlauf des Vorranggebiets (Trassenkorridorsegment 03-001) plant
die Vorhabentragerin einen Parallelneubau (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG). Dieser soll
nach derzeitigem Planungsstand Uber insgesamt ca. 2,5 km innerhalb des bestehenden
Trassenbands erfolgen (vgl. E-Mail TransnetBW GmbH vom 11.02.2019; Trassenplanung im
Vorranggebiet Oberflichennahe Rohstoffe bei Oftersheim). Sofern keine Realisierung des
Vorhabens innerhalb des Trassenbands erfolgt, misste dieses Vorranggebiet mit einem
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Neubau gequert werden. Dies wirde aufgrund erheblicher Nutzungseinschrankungen der
vorrangigen Nutzung zur Rohstoffgewinnung entgegenstehen. Die Konformitdt mit dem
Erfordernis der Raumordnung ware folglich nicht gegeben. Der geplante Neubau im
Querungsbereich des Vorranggebietes erfolgt innerhalb eines bestehenden Trassenbandes
aus mehreren Leitungen. Durch die zusatzlich geplante RickbaumalRnahme von
Bestandsleitungen verandert sich in beiden Trassenkorridorsegmenten die Anzahl der
Leitungen nicht. Zusatzlich steht zur Vermeidung von Nutzungseinschrankungen durch
Flacheninanspruchnahme als konfliktvermeidende Malinahme im Rahmen der technischen
Detailplanung die Optimierung der Maststandorte sowie Anpassung der Arbeitsflachen an
die ortlichen Gegebenheiten zur Verfligung. Die Situation fir das Vorranggebiet bleibt, auch
aus Sicht des Regionalverbands Rhein-Neckar (vgl. Niederschrift zum Erérterungstermin
25.07.2018, S. 67) durch die geplanten UmbaumafRnahmen im bestehenden Trassenband
konstant. Einschrankungen, welche sich derzeit aus dem bestehenden Leitungsbestand
ergeben, bleiben somit unverandert. Des Weiteren bestehen technische Moglichkeiten die
Beeintrachtigung auf das Vorranggebiet zu reduzieren. Diese sind jedoch nicht Gegenstand
des Bundesfachplanungsverfahrens und somit im Detail auf der nachgelagerten
Planfeststellungsebene  abzuarbeiten. Es  besteht somit ein  ausreichender
Planungsspielraum fir das nachfolgende Planfeststellungsverfahren. Die Konformitat mit
dem Erfordernis der Raumordnung ist demnach herstellbar.

B.5.5.2.5.5 Vorbehaltsgebiet oberflachennahe Rohstoffe

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Kapitel 2.4, G 2.4.2.2:

In den ,Vorbehaltsgebieten fiir die Rohstoffsicherung” sollen Rohstofflagerstétten
vorsorglich langfristig gesichert und freigehalten werden. Bei Nutzungsénderungen,
die eine spétere Rohstoffgewinnung ausschlieBen oder wesentlich beeintréchtigen
kénnen, soll der Rohstoffsicherung bei der Abwégung mit konkurrierenden
Nutzungsanspriichen ein besonderes Gewicht beigemessen werden. Eine
Inanspruchnahme der Vorbehaltsgebiete ist wdhrend der Laufzeit des Einheitlichen
Regionalplans Rhein-Neckar nicht vorgesehen. Die ,Vorbehaltsgebiete fiir die
Rohstoffsicherung® sind in der Raumnutzungskarte und im Anhang Nr. 4 festgelegt.

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorhabentragerin fihrt zu den Vorbehaltsgebieten oberflachennahe Rohstoffe aus:

Ein Vorbehaltsgebiet oberflachennaher Rohstoffe ist mit einer Freileitungsplanung
eingeschrénkt vereinbar, da sie grundsétzlich der ausgewiesenen Funktion als
Vorbehaltsgebiet nicht entgegensteht, im Einzelfall kann sie jedoch zu gewissen
Einschrédnkungen (z.B. durch Erschwerung des zukiinftigen Abbaus aufgrund eines
Maststandorts) fiihren. [...].

(val. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 384).

Auswirkungen des Vorhabens entstehen durch die Maststandorte und den damit
verbundenen dauerhaften Flachenentzug sowie durch die Freihaltung des Schutzstreifens.
Hier ist prognostisch von 100 gm pro neuem Maststandort als dauerhafter Flachenentzug
und einer Schutzstreifenbreite von 50 m auszugehen (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Anhang |, Kapitel 4.2.2, S. 35 ff). Eine Querung der Vorbehaltsgebiete oberflichennahe
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Rohstoffe kann sich nachteilig auf diese durch den dauerhaften Flachenentzug und die
Hoéhenbeschrankungen innerhalb des Schutzstreifens auswirken. Die Auswirkungen des
Schutzstreifens hangen malgeblich von den Spezifika des Abbaus der oberflachennahen
Rohstoffe ab (wie z.B. Einsatz von Sprengung oder Tagebaufahrzeugen bestimmter GroRe).
Durch Mindest-Bodenabstande kann hier jedoch teilweise die Auswirkung reduziert werden.

Bewertung der Auswirkungen

Im Bereich Rheinau bis Oftersheim (Trassenkorridorabschnitt 02) befindet sich sudlich von
Friedrichsfeld (Trassenkorridorsegment 02-004) ein Vorbehaltsgebiet oberflachennahe
Rohstoffe im Trassenkorridor. Fur die Realisierung des Vorhabens ist in diesem Bereich ein
Ersatzneubau in bestehender Trasse vorgesehen. Hierdurch bleibt die derzeitige Belastung
durch das bestehende Trassenband und die Situation unverandert. Demnach ist hier von
einer Konformitat mit dem Vorbehaltsgebiet Rohstoffe auszugehen. Auch bei Querung des
Gebiets durch einen potenziellen Neubau kénnten erhebliche Nutzungseinschrankungen, die
die spatere Rohstoffgewinnung ausschlielen oder wesentlich beeintrachtigen, mittels
entsprechender MalRnahmen, wie Optimierung der Maststandorte (vgl. Unterlagen gem.
§ 8 NABEG, Anhang C.1.4) minimiert werden. Eine Konformitat mit den Erfordernissen der
Raumordnung ist somit herstellbar.

Sudlich von NeuluBheim (Trassenkorridorsegmente 04-014) ist ein Vorbehaltsgebiet
oberflachennahe Rohstoffe im Trassenkorridor vorhanden. In diesem Bereich kénnen die
bestehenden Masten genutzt werden und das Vorhaben durch die Nutzung der
Bestandsleitung umgesetzt werden. Da die Situation unverandert bleibt, ist hier von einer
Konformitdt mit dem Vorbehaltsgebiet Rohstoffe auszugehen. Auch bei Querung des
Gebiets durch einen potenziellen Neubau ware unter Beachtung von MalRhahmen, wie der
Optimierung der Maststandorte um die Vorbehaltsgebiete zu Uberspannen, eine Konformitat
herstellbar. Nutzungseinschrankungen der Gebiete kdnnen so vermieden werden.

B.5.5.2.5.6  Vorbehaltsgebiet Photovoltaik

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 4.2.5.3, Z (1):

Die Vorbehaltsgebiete (s. Ergdnzungen der Raumnutzungskarte des Regionalplans
vom 13. Mérz 2002 einschlieBlich der Teilkarten 1 - 8 im Anhang) sollen fiir die
Errichtung und den Betrieb von regionalbedeutsamen Photovoltaikanlagen gesichert
werden. Vorbehaltsgebiete flir regionalbedeutsame Photovoltaikanlagen sind

Gebiet 1: Erdaushubdeponie ,Hohe Birken* auf Gemarkung Ostringen
Gebiet 2: Ackerflédche nordéstlich der Ulrichsbruchsiedlung auf Gemarkung Ostringen

Gebiet 3: Ackerflache siidlich Oberhausen zwischen der K 3537 und der L555 auf
Gemarkung Oberhausen-Rheinhausen

Gebiet 4: Ackerflachen westlich, nérdlich und éstlich angrenzend an den Staighof auf
Gemarkung Bruchsal/Heidelsheim

Gebiet 5: Ackerfliche westlich der B 35 am Siidhang des Michelterberges auf
Gemarkung Gondelsheim
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Gebiet 6: Ackerflache nordwestlich der Siedlung Sallenbusch auf Gemarkung
Weingarten

Gebiet 7: Ackerflache dstlich des Kirchbergs auf Gemarkung Weingarten
Gebiet 8: Kreismlilldeponie ,Hintere Dollert” auf Gemarkung Gaggenau/Oberweier

Gebiet 9: Ackerflache im Bereich des Umspannwerks an der K 3763 auf Gemarkung
Biihl

Gebiet 10: Ackerflache nérdlich von Ulm westlich der B 36 auf Gemarkung
Lichtenau/Ulm

In den Vorbehaltsgebieten soll der Nutzung von regionalbedeutsamen
Photovoltaikanlagen ein besonderes Gewicht bei der Abwégung mit konkurrierenden
raumbedeutsamen Nutzungen beigemessen werden.

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorhabentragerin fihrt zu den Vorbehaltsgebieten Photovoltaik aus:

Ein Vorbehaltsgebiet fiir Photovoltaik ist mit einer Freileitungsplanung eingeschrankt
vereinbar, da sie grundsétzlich der ausgewiesenen Funktion als Vorbehaltsgebiet
nicht entgegensteht. [...].

(vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 384).

Auswirkungen des Vorhabens entstehen durch die Maststandorte und den damit
verbundenen dauerhaften Flachenentzug sowie durch die notwendige Freihaltung des
Schutzstreifens ab einer bestimmten Hohe. Hier ist prognostisch von 100 gm pro neuem
Maststandort als dauerhafter Flachenentzug und einer Schutzstreifenbreite von 50 m
auszugehen (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anhang |, Kapitel 4.2.2, S. 35 ff). Eine
Querung der Vorbehaltsgebiete Photovoltaik kann sich durch den dauerhaften
Flachenentzug und durch die Hohenbeschrankungen innerhalb des Schutzstreifens
nachteilig auf diese Gebiete auswirken. Die Auswirkungen des Schutzstreifens hangen
mafgeblich von den Spezifika der Nutzung der Photovoltaikanlage ab sowie von deren
Standort innerhalb des Gebietes.

Bewertung der Auswirkungen

Im Trassenkorridorabschnitt Sandhausen — Philippsburg (Trassenkorridorabschnitt 04)
kénnen die bestehenden Masten genutzt werden und das Vorhaben durch die Nutzung der
Bestandsleitung umgesetzt werden. Bei Oberhausen (Trassenkorridorsegment 04-019/ 04-
020) befindet sich ein Vorbehaltsgebiet Photovoltaik. Die Bestandsleitung quert das
Vorbehaltsgebiet im Trassenkorridorsegment 04-019. Bei Nutzung der Bestandsleitung bleibt
die Situation jedoch unverandert. Sofern keine Nutzung der Bestandsleitung erfolgt, musste
dieses Vorbehaltsgebiet mit einem Parallelneubau oder einem Neubau gequert werden. Die
Zielformulierung schlief3t eine Inanspruchnahme durch Nicht-Photovoltaik-Vorhaben nicht
aus, stellt jedoch Anforderungen an die zu treffende Abwagungsentscheidung: “In den
Vorbehaltsgebieten soll der Nutzung von regionalbedeutsamen Photovoltaikanlagen ein
besonderes Gewicht bei der Abwagung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen
beigemessen werden. Eine Abwagungsentscheidung kann auf nachfolgender
Planfeststellungsebene gefallt werden, da sich im Trassenkorridorsegment ausreichend

128



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

Spielraum zur Verschwenkung um die Flache des Vorbehaltsgebietes befindet. Die
Konformitat mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit gegeben.

Im Trassenkorridorabschnitt 04-020 bleibt bei Nutzung der Bestandsleitung die Situation
unverandert. Sofern keine Nutzung der Bestandsleitung erfolgt, misste dieses
Vorbehaltsgebiet mit einem Neubau gequert werden. Die Zielformulierung schlief3t eine
Inanspruchnahme durch Nicht-Photovoltaik-Vorhaben nicht aus, stellt jedoch Anforderungen
an die zu treffende Abwagungsentscheidung: “In den Vorbehaltsgebieten soll der Nutzung
von regionalbedeutsamen Photovoltaikanlagen ein besonderes Gewicht bei der Abwagung
mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen beigemessen werden.“ Die Konformitat
mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit gegeben.

B.5.5.2.5.7 Vorranggebiet Landwirtschaft

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Kapitel 2.3, Z 2.3.1.2:

Zur Sicherung der landwirtschaftlichen Bodennutzung ist in den ,Vorranggebieten fiir
die Landwirtschaft eine aullerlandwirtschaftliche Nutzung nicht zuldssig.
Nutzungseinschrdnkungen durch Rechtsverordnungen zum Schutz der Umwelt bzw.
aufgrund von Flachenwidmungen fur naturschutzfachliche
Kompensationsmalinahmen sind  einzuhalten. Die Inanspruchnahme  von
Landwirtschaftsflachen filir technische Infrastrukturen und Verkehrs- sowie
Windenergieanlagen, die aufgrund besonderer Standortanforderungen nur im
AuBenbereich realisiert werden kbénnen, sind ausnahmsweise mdéglich.

Die ,Vorranggebiete fiir die Landwirtschaft sind in der Raumnutzungskarte
festgelegt.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 3.3.2.2, Z (1):

Die Schutzbediirftigen Bereiche fir die Landwirtschaft der Stufe | (s.
Raumnutzungskarte) sind fir die landwirtschaftliche Nutzung zu sichern.

Kapitel 3.3.2.2, G (2):

Die Inanspruchnahme der Schutzbediirftigen Bereiche fiir die Landwirtschaft der
Stufe | fiir Verkehrsanlagen oder Leitungen sowie fiir Vorhaben, die aufgrund
besonderer Standortanforderungen nur aulBerhalb des Siedlungsbestandes errichtet
werden kbénnen, ist in begriindeten Féallen mdglich, wenn keine Alternativen mit
geringerer Belastung der Landwirtschaft zur Verfiigung stehen.

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorhabentragerin flhrt zu den Vorranggebieten Landwirtschaft aus:

Ein Vorranggebiet Landwirtschaft ist i.d.R. mit einer Freileitungsplanung vereinbar, da
eine Freileitungstrasse nicht zu raumbedeutsamen Einschrénkungen der vorrangigen
Funktion fiihren kann. [...].

(vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 384).

Grundsatzlich beschranken sich Auswirkungen auf landwirtschaftliche Flachen durch die
geplante Freileitung auf die dauerhafte Flacheninanspruchnahme an den Maststandorten mit
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einer Grofke von 100 gm sowie auf die temporare Inanspruchnahme flr Arbeits-, Zufahrts-
und Lagerflachen wahrend einer sechs- bis zehnwdchigen Bauphase. Auswirkungen durch
Hoéhenbeschrankungen kénnen zum jetzigen Planungsstand ausgeschlossen werden. Im
Rahmen der Planfeststellung lassen sich Mindest-Bodenabstande festlegen, die eine
landwirtschaftliche Nutzung zwischen den Freileitungsmasten sowie den sicheren Betrieb
landwirtschaftlicher Maschinen ohne Einschrankung gewahrleisten.

Bewertung der Auswirkungen

Im Trassenkorridorabschnitt Mannheim-Wallstadt — Rheinau (Trassenkorridorabschnitt 01)
ist keine Nutzung der Bestandsleitung vorgesehen. Nach den vorgelegten Unterlagen ist zur
Realisierung des Vorhabens ein Parallelneubau innerhalb des bestehenden Trassenbandes
vorgesehen. Bei Wallstadt (Trassenkorridorsegment 01-001), Feudenheim
(Trassenkorridorsegment 01-002), llvesheim (Trassenkorridorsegment 01-003), Seckenheim
(Trassenkorridorsegment 01-005) und Hochstatt (Trassenkorridorsegmente 01-006/ 007)
sind Vorranggebiete Landwirtschaft im Trassenkorridor vorhanden, die von der
Bestandsleitung gequert werden. Sofern kein Parallelneubau im bestehenden Trassenband
erfolgt, misste dieses Vorranggebiet mit einem Neubau gequert werden. Das Ziel 2.3.1.2
des Regionalplans Rhein-Neckar lasst jedoch die Inanspruchnahme des Gebietes fir
technische Infrastrukturen als Ausnahme zu. Die mit diesem Ziel verbundene Sicherung der
landwirtschaftlichen Bodennutzung wird durch einen Leitungsneubau zudem nicht
grundlegend beeintrachtigt. Die Konformitat mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit
gegeben.

Im Trassenkorridorabschnitt Rheinau — Oftersheim (Trassenkorridorabschnitt 02) sind
Vorranggebiete Landwirtschaft im Trassenkorridor vorhanden, die von der Bestandsleitung
gequert werden (Trassenkorridorsegmente 02-002 bis 009). In diesem Bereich ist ein
Ersatzneubau in bestehender Trasse vorgesehen. Aufgrund dessen ist von einer Konformitat
mit dem Vorranggebiet Landwirtschaft auszugehen, da die Situation unverandert bleibt.
Sollte diese geplante technische Umsetzung nicht erfolgen, misste das Gebiet mit einem
Parallelneubau oder einem Neubau gequert werden. Das Ziel 2.3.1.2 des Regionalplans
Rhein-Neckar lasst jedoch die Inanspruchnahme des Gebietes fur technische Infrastrukturen
als Ausnahme zu. Die mit diesem Ziel verbundene Sicherung der landwirtschaftlichen
Bodennutzung wird durch einen Leitungsneubau zudem nicht grundlegend beeintrachtigt.
Somit ist die Konformitdt mit dem Erfordernis der Raumordnung in diesem Abschnitt
herstellbar.

Im Bereich von Oftersheim bis Sandhausen (Trassenkorridorabschnitt 03) befinden sich
Vorranggebiete Landwirtschaft im Trassenkorridor, die von der Bestandsleitung gequert
werden. Bei Oftersheim  (Trassenkorridorsegment 03-001) und  Sandhausen
(Trassenkorridorsegment 03-002) ist nach derzeitigem Planungsstand ein Parallelneubau im
bestehenden Trassenband vorgesehen. Sofern diese geplante technische Umsetzung nicht
erfolgt, missten diese Vorranggebiete mit einem Neubau gequert werden. Das 0.g. Ziel lasst
jedoch die Inanspruchnahme beider Gebiete fir technische Infrastrukturen als Ausnahme zu.
Die mit diesem Ziel verbundene Sicherung der landwirtschaftlichen Bodennutzung wird durch
einen Leitungsneubau zudem nicht grundlegend beeintrachtigt. Die Konformitat mit dem
Erfordernis der Raumordnung ist somit gegeben.

Zwischen Sandhausen und Philippsburg (Trassenkorridorabschnitt 04) koénnen die
bestehenden Masten genutzt und das Vorhaben durch die Nutzung der Bestandsleitung
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realisiert werden. Bei Sandhausen (Trassenkorridorsegment 04-001), Reilingen
(Trassenkorridorsegment 04-008/ 009/ 010/ 011), NeuluBheim (Trassenkorridorsegment 04-
013) und Philippsburg (Trassenkorridorsegment 04-021) befinden sich mehrere
Vorranggebiete Landwirtschaft im Trassenkorridor, die von der Bestandsleitung gequert
werden. Sofern keine Nutzung der Bestandsleitung erfolgt, missten diese Vorranggebiete
mit einem Parallelneubau oder einem Neubau gequert werden. Das Ziel lasst jedoch die
Inanspruchnahme der Gebiete flir technische Infrastrukturen als Ausnahme zu. Die mit
diesem Ziel verbundene Sicherung der landwirtschaftlichen Bodennutzung wird durch einen
Leitungsneubau  zudem  nicht  grundlegend  beeintrachtigt. Im Falle des
Trassenkorridorsegments 04-021, welches in die Zustandigkeit des RP Mittlerer Oberrhein
fallt, ist der Planungsspielraum flir einen Leitungsneubau durch die genannte Zielsetzung
wesentlich eingeschrankter. Bei Nutzung der Bestandsleitung bleibt die Situation jedoch
unverandert. Die Konformitat mit den Erfordernissen der Raumordnung und die Umsetzung
des Vorhabens sind somit nur durch die Nutzung der Bestandsleitung herstellbar.

Im Bereich des Kernkraftwerks Philippsburg (Trassenkorridorabschnitt 05) ist nach
derzeitigem Planungsstand ein Leitungsneubau vorgesehen. Das Vorranggebiet muss mit
einem Neubau gequert werden. Das Erfordernis lasst jedoch die Inanspruchnahme des
Gebietes flr technische Infrastrukturen als Ausnahme zu, sollten keine Alternativen mit
geringerer Belastung fur die Landwirtschaft zu Verfligung stehen (vgl. Regionalplan Mittlerer
Oberrhein, Kapitel 3.3.2.2, G (2): ,Die Inanspruchnahme der Schutzbedlirftigen Bereiche flr
die Landwirtschaft der Stufe | fir Verkehrsanlagen oder Leitungen sowie flr Vorhaben, die
aufgrund besonderer Standortanforderungen nur auflerhalb des Siedlungsbestandes
errichtet werden koénnen, ist in begrindeten Fallen moglich, wenn keine Alternativen mit
geringerer Belastung der Landwirtschaft zur Verfligung stehen.”). Die Anforderungen der
Zielsetzung sind aufgrund der flachendeckenden Lage des Vorranggebietes im
Trassenkorridorsegment gegeben. Es ergeben sich keine Alternativen mit geringerer
Belastung fur die Landwirtschaft. Zudem verlauft nach derzeitigem Planungsstand der
geplante Neubau zwischen Kernkraftwerksgelande und Zufahrtsstrafe, unmittelbar seitlich
des Kernkraftwerks, und beansprucht eine Flache, auf der auch zum derzeitigen Zeitpunkt
keine Bewirtschaftung moglich ist. Die mit diesem Ziel verbundene Sicherung der
landwirtschaftlichen Bodennutzung wird durch einen Leitungsneubau zudem nicht
grundlegend beeintrachtigt. Die Konformitat mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit
gegeben.

B.5.5.2.5.8 Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, G 2.3.1.3:

Die ,Vorbehaltsgebiete fiir die Landwirtschaft® sollen vorwiegend der
landwirtschaftlichen Nutzung vorbehalten bleiben und im Falle fehlender Alternativen
nur in unbedingt notwendigem Umfang fiir andere Zwecke in Anspruch genommen
werden. Die ,Vorbehaltsgebiete fir die Landwirtschaft® sind in der
Raumnutzungskarte festgelegt.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 3.3.2.2, G (4):

Die Schutzbediirftigen Bereiche fiir die Landwirtschaft der Stufe Il (s.
Raumnutzungskarte) sollen nur dann fiir andere Nutzungen und nur in dem unbedingt
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erforderlichen Umfang in Anspruch genommen werden, wenn agrarstrukturelle
Belange nicht wesentlich beriihrt werden.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 3.3.2.2, G (5):

In den Schutzbediirftigen Bereichen beider Stufen sollen mit der Landwirtschaft
vertragliche Nutzungen zugelassen werden. [...]

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorhabentragerin fihrt zu den Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft aus:

Ein Vorbehaltsgebiet fiir die Landwirtschaft ist i.d.R. mit einer Freileitungsplanung
vereinbar, da eine Freileitungstrasse nicht zu raumbedeutsamen Einschrdnkungen
der ausgewiesenen Funktion flihren kann. [...].

(vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 384).

Grundsatzlich beschranken sich Auswirkungen auf landwirtschaftliche Flachen durch die
geplante Freileitung auf die dauerhafte Flacheninanspruchnahme an den Maststandorten mit
einer GroRe von 100 gm sowie auf die temporare Inanspruchnahme flir Arbeits-, Zufahrts-
und Lagerflachen wahrend einer sechs- bis zehnwéchigen Bauphase. Auswirkungen durch
Hoéhenbeschrankungen kénnen zum jetzigen Planungsstand ausgeschlossen werden. Im
Rahmen der Planfeststellung lassen sich Mindest-Bodenabstinde festlegen, die eine
landwirtschaftliche Nutzung zwischen den Freileitungsmasten sowie den sicheren Betrieb
landwirtschaftlicher Maschinen ohne Einschrankung gewahrleisten.

Bewertung der Auswirkungen

Nordlich llvesheim (Trassenkorridorsegmente 01-001 bis 01-002) sind Vorbehaltsgebiete
Landwirtschaft im Trassenkorridor vorhanden, die von dem bestehenden Trassenband
gequert werden. Hier ist ein Parallelneubau der Bestandsleitung im bestehenden
Trassenband vorgesehen. Da die Situation unverandert bleibt, ist von einer Konformitat mit
dem Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft auszugehen. Sollte das Vorhaben nicht innerhalb des
Trassenbandes umgesetzt werden, musste das Gebiet mit einem Neubau gequert werden.
Hier ist ebenfalls von einer Konformitat auszugehen, da die mit diesem Grundsatz
angestrebte Offenhaltung der Landschaft durch einen Leitungsneubau nicht beeintrachtigt
wird.

Westlich Waghausel (Trassenkorridorsegment 04-017) und nordlich  Philippsburg
(Trassenkorridorsegmente 04-019 bis 04-020) sind Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft im
Trassenkorridor vorhanden, die von der Bestandsleitung gequert werden. Hier ist eine
Nutzung der Bestandsleitung vorgesehen. Hierbei ist von einer Konformitat mit dem
Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft auszugehen, da die Situation unverandert bleibt. Sollte
diese Nutzung der Bestandsleitung nicht erfolgen, misste das Gebiet mit einem Neubau
gequert werden. Auch in diesem Fall ist von einer Konformitat auszugehen, da der mit
diesem Grundsatz angestrebte Schutz der agrarstrukturellen Belange durch einen
Leitungsneubau nicht beeintrachtigt wird.

Im Bereich des Kernkraftwerks Philippsburg (Trassenkorridorsegment 05-001) ist ein

Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft im Trassenkorridor vorhanden, welches aktuell nicht von

einer Bestandsleitung gequert wird. Das Gebiet soll nach derzeitigem Planungsstand mit

einem Neubau gequert werden. Von einer Konformitat ist auszugehen, da der mit diesem
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Grundsatz angestrebte Schutz der agrarstrukturellen Belange durch einen Leitungsneubau
nicht beeintrachtigt wird.

B.5.5.2.5.9 Vorranggebiet Forstwirtschaft

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Z 2.3.2.2:

Die ,Vorranggebiete fiir Wald und Forstwirtschaft” dienen der Sicherung und
Entwicklung der Waldfunktionen und Waldstrukturen. Diese Vorranggebiete dlirfen fiir
andere Nutzungen und Funktionen, die den Wald und seine Funktionen
beeintrachtigen kénnen, nicht in Anspruch genommen werden. Die Inanspruchnahme
von Wald fiir technische Infrastrukturen und Verkehrs- sowie Windenergieanlagen,
die aufgrund besonderer Standortanforderungen nur im AuBenbereich realisiert
werden kbnnen, sind ausnahmsweise moglich. Bei allen raumbedeutsamen
Planungen und Mallnahmen ist darauf zu achten, dass sowohl die natiirliche
Eignungsgrundlage dieser Bereiche als auch deren wirtschaftliche Nutzbarkeit nicht
geféhrdet bzw. nach Mdéglichkeit verbessert werden. Die ,Vorranggebiete flir Wald
und Forstwirtschaft” sind in der Raumnutzungskarte festgelegt.

Darstellung der Auswirkungen

Der festgelegte Trassenkorridor quert an verschiedenen Stellen forstwirtschaftliche
Vorranggebiete. Uber die dauerhafte Flacheninanspruchnahme von ca. 100 gm durch
Maststandorte hinaus bestehen im Schutzstreifen der Leitung mit einer Breite von ungefahr
50 m Wuchshéhenbeschrankungen, die grundsatzlich einer uneingeschrankten
Bewirtschaftung der Flachen entgegenstehen kdnnen.

Die Vorhabentragerin flihrt zu den Vorranggebieten Forstwirtschaft aus:

Ein Vorranggebiet Forstwirtschaft steht einer Freileitungsplanung grundsétzlich nicht
entgegen, eine Freileitungstrasse kann jedoch im Einzelfall zu gewissen
Einschrédnkungen der vorrangigen Funktion (z.B. durch angepasste Bewirtschaftung
unterhalb der Freileitung) fuhren. [...].

(vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 384).

Bewertung der Auswirkungen

Sudlich von Reilingen (Trassenkorridorsegment 04-010) ist ein Vorranggebiet Forstwirtschaft
im Trassenkorridor vorhanden, welches von der Bestandsleitung gequert wird. In diesem
Bereich ist eine Nutzung der Bestandsleitung vorgesehen. Bei Nutzung der Bestandsleitung
bleibt die Situation unverandert, die Konformitat mit dem Erfordernis der Raumordnung ist
gegeben. Sollte diese Nutzung der Bestandsleitung nicht erfolgen, misste das Gebiet mit
einem Parallelneubau bzw. einem Neubau gequert werden. Hier kann eine Konformitat
hergestellt werden. Erhebliche Nutzungseinschrankungen kdnnen aufgrund der geringen
Flacheninanspruchnahme einzelner Mastneubauten vermieden werden. Zusatzlich stehen
MaRnahmen, wie die Uberspannung zur Vermeidung von Wuchshéhenbegrenzung und
anlagebedingter Zerschneidungswirkungen sowie der Entwicklung eines standortgerechten,
niederwaldartigen Gehdlzes zur Wahrnehmung entsprechender Waldfunktionen im Bereich
des mit Wald bzw. Feldgeholzen bestockten Schutzstreifens (Okologisches
Schneisenmanagement, vgl. Unterlagen gemafR® § 8 NABEG, Anhang C.1.4), zur Verfugung.
133



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

Darlber hinaus enthadlt die Zielformulierung einen Ausnahmetatbestand fir die
Inanspruchnahme von Wald fiir technische Infrastrukturen, die nur im Aul3enbereich errichtet
werden konnen. Bei Vorliegen der Ausnahmevoraussetzungen ist die Konformitat auch im
Fall eines Parallelneubaus bzw. eines Neubaus herstellbar. In der Summe ergibt sich hieraus
ein ausreichender Planungsspielraum fir das nachfolgende Planfeststellungsverfahren.

B.5.5.2.5.10 Vorranggebiet Natur und Landschaft

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar: Z 2.2.1.2:

In den ,Vorranggebieten fiir Naturschutz und Landschaftspflege“ haben die Ziele des
Naturschutzes und MaBnahmen, die dem Aufbau, der Entwicklung und Gestaltung
eines regionalen, rédumlich und funktional zusammenhéngenden
Biotopverbundsystems  dienen, Vorrang  vor  entgegenstehenden  oder
beeintrachtigenden Nutzungsanspriichen. Sie dienen der Erhaltung und Entwicklung
heimischer Pflanzen- und freilebender Tierarten mit dem Ziel der Sicherung der
Biodiversitét. Die ,Vorranggebiete flir Naturschutz und Landschaftspflege” sind in der
Raumnutzungskarte festgelegt.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein (RP MOR), Kapitel 3.3.1.2, Z (1):

Die vorhandenen wertvollen Biotope sind als Schutzbediirftige Bereiche fiir
Naturschutz und Landschaftspflege (s. Raumnutzungskarte) zu sichern und gemal
den natiirlichen Gegebenheiten ihrer Standorte nachhaltig zu entwickeln. Die
vorhandenen wertvollen Biotope sind in den Randbereichen, in denen sie bereits
Schéden aufweisen, wieder zu renaturieren.

RP MOR, Kapitel 3.3.1.2, G (3):

In den Schutzbedlirftigen Bereichen fiir Naturschutz und Landschaftspflege sollen nur
solche Nutzungen zugelassen werden, die die &kologischen Qualitdten nicht
beeintrdchtigen oder zu ihrer Sicherung beitragen. lhre Nutzung fiir Verkehrsanlagen
und Leitungen soll vermieden werden. Art und Intensitidt der Nutzung sollen so
festgelegt werden, dass die charakterisierenden natirlichen Qualitdten der
Schutzbediirftigen Bereiche nicht beeintrachtigt werden. Das gilt auch fiir Nutzungen
aullerhalb der Schutzbediirftigen Bereiche, wenn diese sich nachteilig auf die
Schutzbediirftigen Bereiche auswirken kénnen.

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorranggebiete fur Natur und Landschaft bilden die Grundstruktur eines regionalen
Biotopverbundes. Sie bestehen aus Erhaltungs- und Entwicklungsgebieten. Ziel ist die
Erhaltung und Entwicklung von Lebensraumtypen und Lebensgemeinschaften von Pflanzen
und Tieren. Dabei sollen die naturlichen Standortfaktoren, landschaftstypischen Nutzungen
und der naturraumtypische Landschaftscharakter mdglichst vollstandig erhalten werden. Die
regionalplanerische Vorrangzuweisung bedeutet nicht den Ausschluss jeglicher anderer
Anspriche (im Sinne eines generellen Nutzungsverbots), sondern lediglich derjenigen
Nutzungen, Planungen und Malinahmen, die mit dem jeweiligen Schutzziel nicht vereinbar
sind. Nutzungsanderungen durch Fachplanungen in den Vorranggebieten Naturschutz und
Landschaftspflege, die die vorhandene oder geplante Funktion der Biotope als Lebensraume
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fur wildlebende Tiere und Pflanzen beeintrachtigen, sind mit den Vorranggebieten
unvereinbar.

Grundsatzlich entstehen Auswirkungen des Vorhabens durch die Maststandorte und den
damit verbundenen dauerhaften Flachenentzug sowie die potenzielle
Zerschneidungswirkung der Freihaltung des Schutzstreifens. Hier ist prognostisch ein
dauerhafter Flachenentzug von 100gm pro neuem Maststandort und einer
Schutzstreifenbreite von 50 m auszugehen. Eine Querung der Vorranggebiete fir Natur und
Landschaft kann sich nachteilig auf die Funktionsfahigkeit der Erhaltungs- und
Entwicklungsgebiete auswirken. Grund hierfur ist die Veranderung von Biotopstrukturen
durch den dauerhaften Flachenentzug bei Errichtung neuer Maststandorte und durch die
Beschrankungen fur die Aufwuchshéhen von Baumen und Strduchern innerhalb des
Schutzstreifens.

Bewertung der Auswirkungen

Westlich Friedrichsfeld (Trassenkorridorsegmente 01-007/ 008) sind Vorranggebiete Natur
und Landschaft im Trassenkorridor vorhanden, die von der Bestandsleitung gequert werden.
In diesem Bereich ist ein Parallelneubau vorgesehen. Die Konformitat mit dem Vorranggebiet
ist herstellbar. Vereinzelte Nutzungseinschrankungen, wie z.B. der Verlust sensibler
naturschutzfachlicher Flachen durch neue Maststandorte, kdnnen mittels entsprechender
Malnahmen (Optimierung der Maststandorte; vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anhang
C.1.4) vermieden werden. Bei einer potenziellen Querung der Gebiete mit einem Neubau
kann ebenfalls eine Konformitat hergestellt werden. Vereinzelte Nutzungseinschrankungen,
wie z.B. der Verlust sensibler naturschutzfachlicher Flachen durch neue Maststandorte,
kénnen mittels entsprechender MalRnahmen (Optimierung der Maststandorte; vgl.
Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden.

Sidlich Friedrichsfeld (Trassenkorridorsegmente 02-001 bis 02-003) sind Vorranggebiete
Natur und Landschaft im Trassenkorridor vorhanden, die von der Bestandsleitung gequert
werden. In diesem Bereich ist die Umsetzung des Vorhabens als Ersatzneubau in
bestehender Trasse vorgesehen. Die Konformitat mit dem Vorranggebiet ist herstellbar.
Vereinzelte Nutzungseinschrankungen, wie z.B. der Verlust sensibler naturschutzfachlicher
Flachen durch neue Maststandorte, konnen mittels entsprechender Mallnahmen
(Optimierung der Maststandorte; vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Anhang C.1.4)
vermieden werden. Bei einer potenziellen Querung der Gebiete mit einem (Parallel-)Neubau
kann ebenfalls eine Konformitat hergestellt werden. Vereinzelte Nutzungseinschrankungen,
wie z.B. der Verlust sensibler naturschutzfachlicher Flachen durch neue Maststandorte,
kénnen mittels entsprechender MalRRnahmen (Optimierung der Maststandorte; vgl.
Unterlagen gemafR § 8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden.

Im Bereich suddstlich Oftersheim (Trassenkorridorsegment 03-002) ist ein Vorranggebiet
Natur und Landschaft im Trassenkorridor vorhanden, welches nicht von der Bestandsleitung
gequert wird. Gemal der aktuellen Planung der Vorhabentragerin soll in diesem Bereich
eine Querung im Parallelneubau erfolgen. Das Vorranggebiet wird durch die geplante
technische Umsetzung nicht berUhrt. Die Konformitdt mit dem Vorranggebiet ist somit
gegeben. Sollte kein Parallelneubau erfolgen, misste dieses Vorranggebiet mit einem
Neubau gequert werden. Die Konformitat mit dem Vorranggebiet ist herstellbar. Vereinzelte
Nutzungseinschrankungen, wie z.B. der Verlust sensibler naturschutzfachlicher Flachen
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durch neue Maststandorte, konnen mittels entsprechender MaRnahmen (Optimierung der
Maststandorte; vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden.

Im Bereich sudostlich Oftersheim bis Ostlich Oberhausen-Rheinhausen
(Trassenkorridorsegmente 04-001 bis 04-015) sind Vorranggebiete Natur und Landschaft im
Trassenkorridor vorhanden, die von der Bestandsleitung gequert werden. In diesem Bereich
ist eine Nutzung der Bestandsleitung vorgesehen. Die Konformitat mit dem Vorranggebiet ist
fur diesen Fall gegeben, da die Situation unverandert bleibt. Auch bei Querung des Gebiets
mit einem potenziellen Paralleineubau oder Neubau im Trassenkorridor kann hier eine
Konformitat hergestellt werden. Vereinzelte Nutzungseinschrankungen, wie z.B. der Verlust
sensibler naturschutzfachlicher Flachen durch neue Maststandorte, konnen mittels
entsprechender MalRnahmen (Optimierung der Maststandorte; vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden.

Im Bereich stdlich Oberhausen-Rheinhausen (Trassenkorridorsegmente 04-017; 04-019 —
04-020) sind Vorranggebiete Natur und Landschaft im Trassenkorridor vorhanden, die von
der Bestandsleitung nicht gequert werden. Auch bei Querung des Gebiets mit einem
potenziellen Parallelneubau oder Neubau im Trassenkorridor kann hier eine Konformitat
hergestellt werden. Vereinzelte Nutzungseinschrankungen, wie z.B. der Verlust sensibler
naturschutzfachlicher Flachen durch neue Maststandorte, kdnnen mittels entsprechender
MafRnahmen (Optimierung der Maststandorte; vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anhang
C.1.4) vermieden werden.

Im Bereich des Kernkraftwerks Philippsburg (Trassenkorridorsegment 05-001) ist ein
Vorranggebiet Natur und Landschaft im Trassenkorridor vorhanden, welches von der
Bestandsleitung nicht gequert wird. Gemaf der aktuellen Planung der Vorhabentragerin soll
in diesem Bereich ein Neubau entlang des Kernkraftwerksgelandes erfolgen. Das
Vorranggebiet wird durch die geplante technische Umsetzung nicht berihrt. Die Konformitat
mit dem Vorranggebiet ist somit gegeben. Sofern im Bereich des Kernkraftwerks
Philippsburg eine Anderung des Trassenverlaufs erfolgt, misste das Gebiet mit einem
Neubau gequert werden. Hier kann eine Konformitat hergestellt werden. Vereinzelte
Nutzungseinschrankungen, wie z.B. der Verlust sensibler naturschutzfachlicher Flachen
durch neue Maststandorte, kdnnen mittels entsprechender Malihahmen (Optimierung der
Maststandorte; vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden.

B.5.5.2.5.11 Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, G 2.2.1.3:

Die ,Vorbehaltsgebiete flir Naturschutz und Landschaftspflege” sollen als ergdnzende
Bestandteile eines regionalen Biotopverbundes gesichert und entwickelt werden. Den
gebietsspezifischen Zielen des Natur- und Landschaftsschutzes soll besonderes
Gewicht gegeniiber entgegenstehenden Nutzungsanspriichen, Planungen und
MalBnahmen gegeben werden. Eine an die Ziele des Naturschutzes angepasste
Nutzung, Bewirtschaftung und Pflege ist zu férdern. Die ,Vorbehaltsgebiete fiir
Naturschutz und Landschaftspflege” sind in der Raumnutzungskarte festgelegt.
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Darstellung der Auswirkungen

Die Vorbehaltsgebiete fiir Natur und Landschaft dienen in Erganzung der Vorranggebiete flr
Natur und Landschaft der Sicherung und Entwicklung des regionalen Biotopverbundes. Sie
Ubernehmen auch eine wichtige Funktion flr den Ausgleich und den Ersatz flr Eingriffe
sowie den Koharenzausgleich und zur Verbesserung des Zusammenhangs des
Schutzgebietsnetzes Natura 2000. In diesen Gebieten kommt den gebietsspezifischen
Erhaltungs- bzw. Entwicklungszielen ein besonderes Gewicht gegeniber konkurrierenden
Nutzungsansprichen zu. Bereits vorhandene Beeintrachtigungen von Vorbehaltsgebieten fur
Natur und Landschaft sollen reduziert werden.

Auswirkungen des Vorhabens entstehen durch die Maststandorte und den damit
verbundenen dauerhaften Flachenentzug sowie die Zerschneidungswirkung der Freihaltung
des Schutzstreifens. Hier ist prognostisch ein dauerhafter Flachenentzug von 100 gm pro
neuem Maststandort und einer Schutzstreifenbreite von 50 m auszugehen. Eine Querung
der Vorranggebiete fiir Natur und Landschaft kann sich nachteilig auf die Funktionsfahigkeit
der Erhaltungs- und Entwicklungsgebiete auswirken. Grund hierflr ist die Veranderung von
Biotopstrukturen durch den dauerhaften Flachenentzug bei Errichtung neuer Maststandorte
und durch die Beschrankungen fir die Aufwuchshohen von Baumen und Strauchern
innerhalb des Schutzstreifens.

Bewertung der Auswirkungen

Im Bereich nérdlich von llvesheim (Trassenkorridorsegmente 01-002 bis 01-004) sind
Vorbehaltsgebiete Natur und Landschaft im Trassenkorridor vorhanden, welche von der
Bestandsleitung gequert werden. Hier ist ein Parallelneubau innerhalb des bestehenden
Trassenbandes vorgesehen. Die Konformitat kann fir diesen Fall hergestellt werden, da
vereinzelte Nutzungseinschrankungen, wie z.B. der Verlust sensibler naturschutzfachlicher
Flachen durch neue Maststandorte, mittels entsprechender Mallnahmen (Optimierung der
Maststandorte; vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden
kénnen. Auch bei einer Querung der Gebiete mit einem potenziellen Neubau kdénnte die
Konformitat hergestellt werden, da vereinzelte Nutzungseinschrankungen, wie z.B. der
Verlust sensibler naturschutzfachlicher Flachen durch neue Maststandorte mittels
entsprechender Malnahmen (Optimierung der Maststandorte; vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden kdnnen.

Im Bereich sldlich von Reilingen (Trassenkorridorsegmente 04-009/ 010) sind
Vorbehaltsgebiete Natur und Landschaft im Trassenkorridor vorhanden, welche von der
Bestandsleitung nicht gequert werden. GemafR der aktuellen Planung der Vorhabentragerin
soll in diesem Bereich die Bestandsleitung zur Umsetzung des Vorhabens genutzt werden.
Die Vorbehaltsgebiete werden durch die geplante technische Umsetzung nicht berthrt. Die
Konformitdt mit dem Vorranggebiet ist somit gegeben. Sollten die Gebiete mit einem
potenziellen Neubau im Trassenkorridor gequert werden, kdnnte auch hier die Konformitat
hergestellt werden, da vereinzelte Nutzungseinschrankungen, wie z.B. der Verlust sensibler
naturschutzfachlicher Flachen durch neue Maststandorte, mittels entsprechender
Malnahmen (Optimierung der Maststandorte; vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anhang
C.1.4) vermieden werden kdnnen.
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B.5.5.2.5.12 Vorranggebiete Regionale Griinziige

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Z 2.1.3:

In den Regionalen Griinziigen und in den Grinzédsuren darf in der Regel nicht
gesiedelt werden. In den Griinziigen sind technische Infrastrukturen und
Verkehrsinfrastrukturen sowie privilegierte Vorhaben im Sinne von § 35 (1) BauGB
zulassig, die die Funktionen der Griinziige nicht beeintrachtigen, im (berwiegenden
Offentlichen Interesse notwendig sind oder aufgrund besonderer Standortanforderung
nur auflerhalb des Siedlungsbestandes errichtet werden kénnen. Letzteres gilt auch
flir den Rohstoffabbau.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 3.2.2, Z (1):

Die Regionalen Griinziige (s. Raumnutzungskarte) nehmen Ausgleichsfunktionen fiir
die besiedelten Flachen wahr. Sie sind als grof3flachige, zusammenhéngende Teile
der freien Landschaft fiir 6kologische Funktionen oder fiir Freiraumnutzungen
einschlie8lich der Erholung zu erhalten. Die bauliche Nutzung der Regionalen
Griinziige (ber die in G (2) genannten Ausnahmen hinaus ist ausgeschlossen. G (2)
Die Inanspruchnahme fiir Verkehrsanlagen oder Leitungen sowie fiir Vorhaben, die
aufgrund besonderer Standortanforderungen nur aul3erhalb des Siedlungsbestandes
errichtet werden kénnen, ist in begriindeten Féllen méglich, wenn ihre Realisierung
der genannten Zielsetzung nicht entgegensteht. Bei der Durchfiihrung
unvermeidbarer MalBnahmen ist dem Schutz &kologisch sensibler Bereiche eine
besondere Bedeutung beizumessen.

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorranggebiete Regionaler Grinzug sind ein planerisches Element zur Sicherung des
Freiraums. Diese sind prinzipiell multifunktional begriindet, d.h. sie beinhalten eine groRRere
Anzahl unterschiedlich ausgepragter Freiraumfunktionen (unterschiedliche 06kologische
Funktionen, naturschonende  und  nachhaltige = Nutzungen, Erholung  sowie
Kulturlandschaftsschutz), deren Wechselwirkungen untereinander und mit den benachbarten
Siedlungsbereichen. Hierbei ist der Freiraum als Trager wichtiger Funktionen von Boden,
Wasser, Luft, Klima, Wald und Landschaft zu sichern.

Der einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar fuhrt hierzu aus:

In dieses multifunktional begriindete regionale Freiraumsystem wurden Gebiete
einbezogen, die aufgrund ihrer spezifischen naturrdumlichen Funktionen als
besonders wertvoll einzustufen sind. Auswahlkriterien sind u.a.:

o wertvolle Gebiete flir den Arten- und Biotopschutz inkl. Landespflegerisch
wertvoller Gebiete (Natura 2000-Gebiete, Naturschutzgebiete,
Landschaftsschutzgebiete, Fldachen der liberértlichen Biotopvernetzung usw.),

e wertvolle Bereiche fiir die Wasserversorgung (Wasserschutzgebiete/
Wassersicherungsbereiche),

e (berschwemmungsgefdhrdete Bereiche,
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e Gebiete mit besonderer Bedeutung fiir das Klima (Kaltluftentstehung und
Kaltluftabflussbahnen),

o Landschaftsprdgende und landschaftsgestaltende natiirliche Elemente (z.B.
Wald- und Gewaésserrdnder, Diinen, markante Hoéhenunterschiede in der
Rheinebene),

e Waldflachen,
e Schutz unzerschnittener Landschaftsteile,

e siedlungsgliedernde Freifléchen zur Verhinderung bandartiger, ausufernder
Siedlungsentwicklung, offene Talbereiche und wertvolle Waldfldchen in den
Mittelgebirgslagen,

e R&ume und Gebiete mit besonderer Erholungsfunktion.

AuBBerdem wurden in das Freiraumsystem der Regionalen Griinziige
siedlungsgeschichtlich, kulturhistorisch oder landschaftsésthetisch bedeutsame
Zusammenhdénge (iberértlicher Ausprdgung sowie Sichtachsen einbezogen.

Damit sollen fiir die Region oder einzelne Teilrdume charakteristische, das
Landschaftsbild dominierende und nachhaltig  prdgende Elemente und
Gesamtanlagen vor einer Beeintrdchtigung durch heranriickende Besiedlung
geschitzt und dauerhaft erhalten werden. In der Regel beinhalten die als Regionale
Griinziige ausgewiesenen Gebiete mehrere der oben genannten Funktionen.
Aufgrund der hohen Besiedlungsdichte, der umfangreichen Stadt-Land-
Verflechtungen und der weiter ansteigenden Anforderungen an die
Ausgleichsleistungen der Freirdume erreichen die Festlegungen zur Sicherung und
Entwicklung zusammenhéngender Freirdume in der Metropolregion Rhein-Neckar
eine groBrdumige Ausdehnung. Regionale Griinziige kénnen andere Vorranggebiete
mit freiraumsichernden Funktionen (iberlagern. Insgesamt sollen durch die
GroBflachigkeit und ihren grollrdumigen Zusammenhang die multifunktionalen
Anspriiche an die Landschatfft, die in einer Metropolregion besonders ausgeprégt sind,
besser gewébhrleistet werden. Der durch die Regionalen Griinziige festgelegte
Ausschluss von entgegenstehenden Nutzungen ist gleichzeitig wirksamer Boden und
Flachenschutz. Regionale Griinziige stehen bei gréBeren Siedlungsgebieten mit den
innerstédtischen Grinflédchen in rdumlicher und funktionaler Verbindung.

(Verband Region Rhein-Neckar, 2014: 52 ff.).
Die Vorhabentragerin fihrt zu den regionalen Griinziigen aus:

Regionale Griinziige stehen einer Freileitungsplanung grundsétzlich nicht entgegen,
eine Freileitungstrasse kann jedoch im Einzelfall zu Einschrénkungen der vorrangigen
Funktion (z.B. durch Trennwirkung in Vernetzungsrdumen) fiihren. [...].

(vgl. Unterlagen gemafs § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 421).

Auswirkungen des Vorhabens entstehen durch die Maststandorte und den damit
verbundenen dauerhaften Flachenentzug sowie die Zerschneidungswirkung der Freihaltung
des Schutzstreifens. Hier ist prognostisch von einem dauerhaften Flachenentzug von 100 gm
pro neuem Maststandort und einer Schutzstreifenbreite von 50 m auszugehen (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anhang I, Kapitel 4.2.2, S. 35 ff.). Eine Querung der
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regionalen Griinziige durch das Vorhaben kann sich durch den dauerhaften Flachenentzug
an den Maststandorten und durch die Beschrankungen u.a. flr die Aufwuchshdhen von
Baumen und Strauchern innerhalb des Schutzstreifens nachteilig auf diese auswirken.

Bewertung der Auswirkungen

Im Bereich der Stadt Mannheim (Trassenkorridorsegmente 01-001 bis 01-007) ist ein
Parallelneubau innerhalb des bestehenden Trassenbandes vorgesehen. Hierbei gibt die
Vorhabentragerin nachvollziehbar an, dass gegeniber der bestehenden Situation eine
Funktionseinschrankung bzgl. Schutz und Entwicklung der Leistungsfahigkeit des
Naturhaushaltes bzw. Schutz und Entwicklung der Kulturlandschaft nicht zu erwarten ist.
Somit ist von einer Konformitat mit dem dort festgesetzten regionalen Griinzug auszugehen.
Ein Neubau in diesem Bereich innerhalb des Trassenkorridors ware gemal der
Zielformulierung grundsatzlich erst einmal nicht zulassig. Jedoch nennt der Regionalplan
hiervon Ausnahmen:

In den Griinziigen sind technische Infrastrukturen und Verkehrsinfrastrukturen sowie
privilegierte Vorhaben im Sinne von § 35 Abs. 1 BauGB zuléssig, die die Funktionen
der Griinziige nicht beeintrdchtigen, im (lberwiegenden O&ffentlichen Interesse
notwendig sind oder aufgrund besonderer Standortanforderung nur aul3erhalb des
Siedlungsbestandes errichtet werden kbénnen. Letzteres gilt auch fir den
Rohstoffabbau.

Die Begrindung, inwieweit das gegenstandliche Vorhaben gegeniber dem regionalen
Grinzug ein Uberwiegendes o6ffentliches Interesse darstellt, hat die Vorhabentragerin zwar
nicht explizit dargelegt. Es spricht jedoch aufgrund des § 1 NABEG einiges dafiir, dass eine
solche Priifung des Uberwiegens des offentlichen Interesses zugunsten des Vorhabens Nr. 2
ausfallen wirde. Da es im Trassenkorridor auch mindestens eine mit den Erfordernissen der
Raumordnung konforme, namlich die obig genannte, Trassierungsvariante gibt, kann eine
Prifung der Ausnahmevoraussetzungen und somit auch der Konformitat im Rahmen der
Planfeststellung erfolgen.

B.5.5.2.5.13 Vorranggebiete Griinzasur

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Z 2.1.3:

In den Regionalen Griinziigen und in den Grinzédsuren darf in der Regel nicht
gesiedelt werden. [...] In den Griinzasuren sind raumbedeutsame Vorhaben im Sinne
des § 29 BauGB unzuldssig. Die Erweiterung standortgebundener technischer
Infrastrukturen ist ausnahmsweise mdéglich.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 3.2.3, Z (1):

Freirdume, die insbesondere zu Verhinderung bandartiger Siedlungsentwicklungen
beitragen, sind als Griinzdsuren (s. Raumnutzungskarte) zu erhalten. Die Freihaltung
der Griinzésuren trégt zur Sicherung der natirlichen Lebensgrundlagen bei. Die
bauliche Nutzung der Griinzésuren lber die in G (2) genannten Ausnahmen hinaus
ist ausgeschlossen.
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Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 3.2.3, G (2):

Die Inanspruchnahme fiir Verkehrsanlagen oder Leitungen sowie fiir Vorhaben, die
aufgrund besonderer Standortanforderungen nur aul3erhalb des Siedlungsbestandes
errichtet werden kbnnen, ist in begriindeten Féllen méglich, wenn ihre Realisierung
der genannten Zielsetzung nicht entgegensteht. Eine mdglichst weitgehende
Reduzierung der Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild ist
anzustreben.

Darstellung der Auswirkungen

Der einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar fihrt als Begriindung zu den Griinzasuren aus:

Die Bindungen durch die Festlegung von Regionalen Griinziigen und Griinzdsuren
bestehen vornehmlich in einem generellen Freihaltegebot. Dies bedeutet, dass auf
den Flachen, die innerhalb der Regionalen Griinziige und Griinzdsuren liegen, keine
liber einen mdglichen Bestand hinausgehende Siedlungstétigkeit stattfinden dart.[...]
Die Festlegung einer Grinzésur steht als Ziel der Regionalplanung auch
raumbedeutsamen privilegierten Vorhaben in der Regel als 6&ffentlicher Belang
entgegen. Ausnahmsweise ist die Erweiterung standortgebundener technischer
Infrastruktur zuldssig. [...] Insgesamt kdbnnen die Regionalen Griinziige und
Griinzasuren die ihnen zugewiesenen Funktionen nur dann erfiillen, wenn sie vor
einer Besiedlung und anderen Belastungen geschlitzt sind. Eine ausnahmsweise
Inanspruchnahme im Einzelfall ist nur méglich, wenn ein funktionaler Ausgleich durch
Kompensationsfldchen von vergleichbarer Gréf3e und Qualitédt im selben Naturraum
geschaffen wird.

(Verband Region Rhein-Neckar, 2014: 53).

Auswirkungen des Vorhabens entstehen durch die Maststandorte und den damit
verbundenen dauerhaften Flachenentzug sowie die Zerschneidungswirkung der Freihaltung
des Schutzstreifens. Hier ist prognostisch von einem dauerhaften Flachenentzug von 100 gm
pro neuem Maststandort und einer Schutzstreifenbreite von 50 m auszugehen (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anhang I, Kapitel 4.2.2, S. 35 ff.). Eine Querung der
Grinzasuren kann sich durch den dauerhaften Flachenentzug an den Maststandorten und
durch die Beschrankungen u.a. fir die Aufwuchshéhen von Baumen und Strauchern
innerhalb des Schutzstreifens nachteilig auf diese auswirken.

Die Vorhabentragerin flhrt zu den Griinzasuren aus:

Griinzdsuren stehen einer Freileitungsplanung nicht grundsétzlich entgegen, eine
Freileitungstrasse kann jedoch im Einzelfall zu Einschrdnkungen der vorrangigen
Funktion (z.B. durch Trennwirkung in Vernetzungsrdumen) fiihren. Als verbindlichem
Ziel der Raumordnung ist dem Erfassungskriterium allgemein ein hohes
Restriktionsniveau zuzuweisen. Eine dem gegenliber abweichende Restriktion
aufgrund konkreter Formulierungen der Handlungs- und Unterlassungspflichten des
LEP BW (siehe Nr. 5.1.2.1a/b im Anhang C.1.1.3) ergibt sich grundsétzlich nicht. Der
verantwortliche Planungstrdger Verband Metropolregion Rhein-Neckar weist darauf
hin, dass Griinzasuren als verbleibende Restflichen zwischen den vorhandenen
Siedlungsfldchen vor weiterer Bebauung besonders verschont bleiben sollen und
insbesondere technische Infrastrukturen (Bestand ausgenommen) unzuldssig sind.
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Dem Vorschlag, Griinzésuren ein sehr hohes Restriktionsniveau zuzuweisen, wird
daher gefolgt.

(vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 384 f.).

Bewertung der Auswirkungen

Im Bereich der Stadt Mannheim (Trassenkorridorsegmente 01-002 bis 01-004; 01-007) sind
Vorranggebiete Griinzdsur im Trassenkorridor vorhanden, die von der Bestandsleitung
gequert werden. In diesem Bereich ist ein Parallelneubau innerhalb des bestehenden
Trassenbandes vorgesehen. Hier ist eine Konformitat gegeben, da nicht zu erwarten ist,
dass gegenliber der bestehenden Situation eine Funktionseinschrankung in Form einer
bandartigen Siedlungsentwicklung oder eines Zusammenwachsens von Siedlungsgebieten
erfolgen wird. Sollte dieser Parallelneubau innerhalb des bestehenden Trassenbandes nicht
erfolgen, misste das Gebiet mit einem Neubau gequert werden. Dieses wirde jedoch eine
Unzuldssigkeit gemaf der Zielformulierung des Regionalplans Rhein-Neckar darstellen. Die
Konformitdt mit dem Erfordernis der Raumordnung ware folglich nicht gegeben. Die
Realisierung des Vorhabens ist in diesem Bereich demnach nur mit einem Parallelneubau
innerhalb des bestehenden Trassenbandes mdglich.

Im Bereich zwischen Oberhausen-Rheinhausen und Waghausel (Trassenkorridorsegmente
04-017/ 018) sind Vorranggebiete Griinzdsur im Trassenkorridor vorhanden, die von der
Bestandsleitung gequert werden. In diesem Bereich ist eine Nutzung der Bestandsleitung
vorgesehen. Fur diesen Fall ist eine Konformitdt gegeben, da die Zielformulierung des
Regionalplans Mittlerer Oberrhein (RP MOR) die Inanspruchnahme des Gebietes fur
Leitungen, die aufgrund besonderer Standortanforderungen nur auf’erhalb des
Siedlungsbestandes errichtet werden koénnen, =zuldsst. Sollte diese Nutzung der
Bestandsleitung nicht erfolgen, so musste das Vorranggebiet mit einem Paralleineubau oder
einem Neubau gequert werden. Auch hier ist eine Konformitdt anzunehmen, da die
Zielformulierung (RP MOR) die Inanspruchnahme des Gebietes fur Leitungen, die aufgrund
besonderer Standortanforderungen nur auRerhalb des Siedlungsbestandes errichtet werden
kénnen, zulasst. Gemal Zielformulierung haben Grinzasuren die Funktion, eine bandartige
Siedlungsentwicklung zu verhindern und die natirlichen Lebensgrundlagen zu sichern.
Erhebliche Einschrankungen der Funktion der Griinziige durch Mastneubauten ergeben sich
daher nicht.

B.5.5.2.5.14 Vorbehaltsgebiet Freizeit und Erholung

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Kapitel 2.2.7, G 2.2.7.1:

Die landschaftlichen Potenziale der Metropolregion Rhein-Neckar sollen fiir die
touristische Nutzung und fiir die Naherholung gesichert und weiterentwickelt werden.
In der Erlduterungskarte Natur, Landschaft und Umwelt sind die fiir die
landschaftsbezogene Erholung und fiir den Tourismus besonders bedeutenden
Ré&ume dargestellt.

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorhabentragerin flhrt zu den Vorbehaltsgebieten Freizeit und Erholung aus:
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Ein Vorbehaltsgebiet Freizeit und Erholung ist mit einer Freileitungsplanung
eingeschréankt vereinbar, da sie grundsétzlich der ausgewiesenen Funktion als
Vorbehaltsgebiet nicht entgegensteht, im Einzelfall kann sie jedoch zu gewissen
Einschrénkungen (z. B. durch optische Wirkung der Maste und Leitungen) fiihren.
[...]. Der Regionalplan Rhein-Neckar stellt in der Erlduterungskarte Natur, Landschaft
und Umwelt nachrichtliche Bereiche mit besonderer Bedeutung fiir Fremdenverkehr
und Naherholung dar (Nr. 2.2.7.1 im Anhang C. 1.1.2) mit dem Hinweis, dass diese
keine verbindlichen Ziele/ Grundsétze darstellen. Laut verantwortlichem
Planungstrdger (Verband Metropolregion Rhein-Neckar) sind die Bereiche
abgewogene fachliche Aussagen zum Erhalt und zur Weiterentwicklung von Natur,
Landschaft und Umwelt und dienen insbesondere als rdumliche
Begriindungselemente fiir die Ausweisung von Griinziigen/ Griinzdsuren (Ziele) in
der Regionalplanung. Der formulierte Grundsatz stellt die Verbindung zur
nachrichtlichen Karte her, damit bei Planungen von Kommunen und anderen
Partnern der Raumbezug fiir die Wertigkeit der Landschaft flir Fremdenverkehr und
Naherholung hergestellt wird. Die Sicherung der landschaftlichen Potenziale erfolgt
dann regionalplanerisch U(ber das multifunktionale Freiraumschutzinstrumentarium
(hier ma3geblich Griinziige und Griinzasuren). [...].

(vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 385).

Auswirkungen des Vorhabens entstehen durch die Maststandorte und den damit
verbundenen dauerhaften Flachenentzug sowie durch die Freihaltung des Schutzstreifens.
Hier ist prognostisch von einem dauerhaften Flachenentzug von 100 gm pro neuem
Maststandort und einer Schutzstreifenbreite von 50 m auszugehen (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anhang |, Kapitel 4.2.2, S. 35 ff). Eine Querung des Vorbehaltsgebiets Freizeit
und Erholung kann sich durch den dauerhaften Flachenentzug und die
Hohenbeschrankungen innerhalb des Schutzstreifens nachteilig auf dieses auswirken.

Bewertung der Auswirkungen

Im Trassenkorridorabschnitt Mannheim-Wallstadt — Rheinau (Trassenkorridorabschnitt 01)
sind mehrere Vorbehaltsgebiete Freizeit und Erholung im Trassenkorridor vorhanden
(Trassenkorridorsegmente 01- 003/ 004/ 006/ 007/ 008). Diese Vorbehaltsgebiete sollen
gemal der Planung der Vorhabentragerin innerhalb des bestehenden Trassenbandes mit
einem Parallelneubau gequert werden (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Kapitel
3.2.4/6.3.5.1.1). Daher ist nicht zu erwarten, dass gegenulber der bestehenden Situation eine
erhebliche Funktionseinschrankung im Hinblick auf die Sicherung und Entwicklung des
landschaftlichen Potenzials fur die touristische Nutzung und Naherholung erfolgen wird. ,
Auch bei Querung dieser Vorbehaltsgebiete mit einem potenziellen Neubau wird die mit
diesem Grundsatz angestrebte Sicherung und Entwicklung des landschaftlichen Potenzials
fur die touristische Nutzung und Naherholung in diesen Raumen jedoch nicht erheblich
beeintrachtigt. Die Konformitat mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit gegeben.

Im Trassenkorridorabschnitt Rheinau — Oftersheim (Trassenkorridorabschnitt 02) sind
mehrere Vorbehaltsgebiete Erholung und Freizeit im Trassenkorridor vorhanden
(Trassenkorridorsegmente 02- 001 bis 006; 02- 009). Fir die Realisierung des Vorhabens ist
ein Ersatzneubau in bestehender Trasse vorgesehen, der die Vorbehaltsgebiete quert. Bei
dieser geplanten technischen Umsetzung bleibt auch im Fall notwendiger kleinrdumiger
Mastverschiebungen die Situation unverandert und die mit diesem Grundsatz angestrebte
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Sicherung und Entwicklung des landschaftlichen Potenzials fur die touristische Nutzung und
Naherholung gewahrt. Die Konformitdt des Vorhabens mit dem Erfordernis der
Raumordnung ist somit herstellbar. Sofern keine Nutzung der Bestandstrasse erfolgt,
mussten diese Vorbehaltsgebiete mit einem Parallelneubau oder einem Neubau gequert
werden. Die mit diesem Grundsatz angestrebte Sicherung und Entwicklung des
landschaftlichen Potenzials flr die touristische Nutzung und Naherholung wirde auch dann
in diesen Bereichen nicht erheblich beeintrachtigt. Die Konformitat mit dem Erfordernis der
Raumordnung ist somit gegeben.

Bei Oftersheim (Trassenkorridorsegmente 03-001/ 002) ist innerhalb des Trassenkorridors
ein Vorbehaltsgebiet Freizeit und Erholung vorhanden. Dieses Vorbehaltsgebiet muss mit
einem Parallelneubau innerhalb des Trassenbandes gequert werden. Die mit diesem
Grundsatz angestrebte Sicherung und Entwicklung des landschaftlichen Potenzials fir die
touristische Nutzung und Naherholung wird jedoch in diesem Bereich nicht erheblich
beeintrachtigt. Die Konformitat mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit gegeben.

Zwischen Sandhausen und Philippsburg (Trassenkorridorsegment 04) befinden sich mehrere
Vorbehaltsgebiete Freizeit und Erholung im Trassenkorridor (Trassenkorridorsegmente 04-
001 bis 04-015). Die zu nutzende Bestandsleitung quert die Vorbehaltsgebiete. Bei Nutzung
der Bestandsleitung bleibt auch im Fall notwendiger kleinrdumiger Mastverschiebungen die
Situation unverandert und die mit diesem Grundsatz angestrebte Sicherung und Entwicklung
des landschaftlichen Potenzials fur die touristische Nutzung und Naherholung gewahrt.
Sofern keine Nutzung der Bestandsleitung erfolgt, misste dieses Vorbehaltsgebiet mit einem
Parallelneubau oder einem Neubau gequert werden. Die mit diesem Grundsatz angestrebte
Sicherung und Entwicklung des landschaftlichen Potenzials fur die touristische Nutzung und
Naherholung wird in diesem Raum auch dann nicht erheblich beeintrachtigt. Die Konformitat
mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit gegeben.

B.5.5.2.5.15 Vorranggebiet Uberregional bedeutsame naturnahe Landschaftsrdume

Programm- und Planaussagen

Landesentwicklungsplan Baden-Wurttemberg (LEP BW), Kapitel 5; Z 5.1.2.1:

In den (iberregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsrdumen ist die Funktions-
und Leistungsfdhigkeit des Naturhaushaltes zu erhalten und zu verbessern.
Planungen und Mal3nahmen, die diese Landschaftsrdume erheblich beeintréchtigen,
sollen unterbleiben oder, soweit unvermeidbar, ausgeglichen werden.

Darstellung der Auswirkungen

Der LEP BW flhrt in der Begrindung zu den Uberregional bedeutsamen naturnahen
Landschaftsraumen aus:

Soweit (berregional bedeutsame naturnahe Landschaftsrdume fachplanerische
Schutzgebiete umfassen, gelten dort die Verbote und Erlaubnisvorbehalte der
Schutzgebietsverordnungen. Durch das Ziel von Raumordnung und Landesplanung
sind auch aullerhalb der Schutzgebiete keine Vorhaben zuldssig, die den
Schutzzweck beeintrdchtigen. Nur Vorhaben, die unvermeidbar sind, kdnnen
zugelassen werden. Derartige Eingriffe I6sen jedoch eine Ausgleichspflicht aus.

(Wirtschaftsministerium Baden-Wiirttemberg, 2002: B54).
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Auswirkungen des Vorhabens entstehen durch die Maststandorte und den damit
verbundenen dauerhaften Flachenentzug sowie die Zerschneidungswirkung der Freihaltung
des Schutzstreifens. Hier ist prognostisch von einem dauerhaften Flachenentzug von 100 gm
pro neuem Maststandort und einer Schutzstreifenbreite von 50 m auszugehen (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Anhang |, Kapitel 4.2.2, S. 35 ff). Eine Querung der
Uberregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsraume kann sich nachteilig auf diese
durch den dauerhaften Flachenentzug neuer Maststandorte und der damit einhergehenden
Entfernung bedeutsamer Biotopstrukturen sowie durch die Beschrankungen u.a. fir die
Aufwuchshdéhen von Baumen und Strauchern innerhalb des Schutzstreifens auswirken.

Die Vorhabentragerin flihrt zu Uberregional bedeutsamen naturnahen Landschaftsraumen
aus:

Uberregional ~ bedeutsame  naturnahe  Landschaftsrdume  stehen einer
Freileitungsplanung grundsétzlich entgegen, da eine Freileitungstrasse zu
erheblichen Funktionseinschrdnkungen (z. B. durch Trennwirkung in
unzerschnittenen Rdumen) fiihren kann. [...].

(vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 385).

Bewertung der Auswirkungen

Im Bereich von Wallstadt bis Rheinau (Trassenkorridorsegmente 01-003/ -004/ -007)
befinden sich Uberregional bedeutsame naturnahe Landschaftsrdgume im Trassenkorridor,
welche von der Bestandsleitung gequert werden. Hier ist ein Parallelneubau innerhalb des
bestehenden Trassenbandes vorgesehen. Es ist nicht zu erwarten, dass gegeniber der
bestehenden Situation erhebliche Funktionseinschrankungen, die eine Verminderung der
Funktions- und Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes bedingen, erfolgen werden. Auch bei
Querung der Gebiete mit einem potenziellen Neubau kénnen erhebliche
Funktionseinschrankungen, die eine Verminderung der Funktions- und Leistungsfahigkeit
des Naturhaushaltes bedingen, auf Grund der geringen Breite des Gebietes mittels
entsprechender Malinahmen vermieden werden. Zur Vermeidung anlage- und baubedingter
Flacheninanspruchnahme stehen als MaRnahmen z.B. die Optimierung der Maststandorte
oder die Anpassung der Arbeitsflachen an die 6rtlichen Gegebenheiten (soweit technisch
moglich) im Rahmen der technischen Detailplanung zur Verfigung. Die Konformitat des
Vorhabens mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit herstellbar.

In den Trassenkorridorsegmenten 02-001/ 002 bei Rheinau befinden sich Uberregional
bedeutsame naturnahe Landschaftsrdume im Trassenkorridor, die nicht von der
Bestandstrasse gequert werden. In diesem Bereich ist ein Ersatzneubau in bestehender
Trasse vorgesehen. Bei dieser geplanten technischen Umsetzung bleibt die Situation
unverandert. Daher ist nicht zu erwarten, dass gegenlber der bestehenden Situation
erhebliche Funktionseinschrankungen, die eine Verminderung der Funktions- und
Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes bedingen, erfolgen werden. Auch bei Querung der
Gebiete mit einem potenziellen (Parallel-)Neubau kénnen erhebliche
Funktionseinschrankungen, die eine Verminderung der Funktions- und Leistungsfahigkeit
des Naturhaushaltes bedingen, auf Grund der geringen Breite des Gebietes mittels
entsprechender MalRnahmen (z.B. kleinrdumige Mastverschiebung; vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden. Die Konformitadt des Vorhabens mit dem
Erfordernis der Raumordnung ist somit gegeben.
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Im Bereich Sandhausen — Philippsburg (Trassenkorridorabschnitt 04) befinden sich mehrere
Vorranggebiete Uberregional Bedeutsame Naturnahe Landschaftsrdume innerhalb des
Trassenkorridors (Trassenkorridorsegmente 04-001/ -003/ -004/ -014/ -015/ -016/ -017/ -020/
-021). Die zu nutzende Bestandsleitung quert die Vorranggebiete. Bei Nutzung der
Bestandsleitung bleibt die Situation unverandert. Sofern keine Nutzung der Bestandsleitung
erfolgt, misste dieses Vorranggebiet mit einem Parallelneubau oder einem Neubau gequert
werden. Erhebliche Funktionseinschréankungen, die eine Verminderung der Funktions- und
Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes bedingen, konnen mittels entsprechender
MaRnahmen (z.B. Anpassung der Arbeitsflachen; vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG,
Anhang C.1.4) vermieden werden. Die Konformitat des Vorhabens mit dem Erfordernis der
Raumordnung ist somit herstellbar.

Im  Trassenkorridorsegment  im Bereich  des Kernkraftwerkes Philippsburg
(Trassenkorridorsegment 05-001) wird das Vorranggebiet mit einem Leitungsneubau
gequert. Erhebliche Funktionseinschrankungen, die eine Verminderung der Funktions- und
Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes bedingen, koénnen mittels entsprechender
MalBnahmen, wie Anpassung der Arbeitsflachen, Optimierung der zukunftigen
Maststandorte, Vermeidung anlage- und baubedingter Flacheninanspruchnahme, vermieden
werden. Die Konformitat des Vorhabens mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit
herstellbar.

B.5.5.2.5.16 Vorrangqgebiet Hochwasserschutz

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Kapitel 2.2.5, Z 2.2.5.2:

Zur Erhaltung und Aktivierung natirlicher Uberschwemmungsflachen, zur
Hochwasserriickhaltung, zur Vermeidung zusétzlicher Schadensrisiken sowie zur
Gewdésserentwicklung und Auenrenaturierung werden ,Vorranggebiete fiir den
vorbeugenden Hochwasserschutz” festgelegt. In diesen Vorranggebieten haben die
Belange des Hochwasserschutzes Vorrang vor konkurrierenden
Nutzungsanspriichen. Sie sind von hochwassersensiblen Nutzungen, insbesondere
von weiterer Bebauung sowie von Vorhaben, die den Abfluss beeintréchtigen bzw. zu
Retentionsraumverlusten fiihren, freizuhalten. Unvermeidbare Vorhaben und
MaRBnahmen im ©O&ffentlichen Interesse sind ausnahmsweise mdglich, wenn die
Erfordernisse des Hochwasserschutzes gewahrt bleiben. [...].

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 3.3.5, 3.3.5.2 Z (1):

Die Schutzbediirftigen Bereiche flir den vorbeugenden Hochwasserschutz (s.
Raumnutzungskarte) sind fiir natiirliche Uberflutungen und die Retention von
Hochwéssern  sowie  fiir MalBnahmen  der  Gewésserentwicklung  und
Auenrenaturierung zu sichern. In diesen Bereichen haben die Belange des
Hochwasserschutzes Vorrang vor anderen Nutzungen. Insbesondere sind sie von
weiterer Bebauung freizuhalten. Zwingende Vorhaben und MalBnahmen im
Offentlichen Interesse sind nur dann méglich, wenn

e eine Erh6hung des Schadenpotentials nicht zu beflirchten ist,

e kein Verlust an Retentionsraum erfolgt bzw. ein gleichwertiger Ausgleich daftir
geschaffen wird,
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e keine Verlagerung des Gefahrenpotentials erfolgt.

Darstellung der Auswirkungen

Der Regionalplan Rhein-Neckar fuahrt in der Begrindung zum vorbeugenden
Hochwasserschutz aus:

[...] Ausnahmsweise kbénnen alternativiose Baumalinahmen in 6ffentlichem Interesse,
wie zwingende InfrastrukturmalBnahmen, verwirklicht werden. Dabei sind die nach
Wasserrecht vorgegebenen Bedingungen einzuhalten. Insbesondere soll sich das
Schadenspotenzial nicht erhbhen bzw. durch eine hochwasserangepasste Bauweise
so gering wie méglich gehalten werden, Retentionsraum nicht verloren gehen bzw.
ein gleichwertiger Ausgleich geschaffen werden. Eine Verlagerung der
Hochwassergefahr auf die Unterlieger ist auszuschlieBen und die Belange der
Hochwasservorsorge sind zu beachten. [...]

(Verband Metropolregion Rhein-Neckar, 2014: 68).

Die Auswirkungen des Vorhabens auf Vorranggebiete vorbeugender Hochwasserschutz
bestehen in dem dauerhaften Flachenentzug durch neue Maststandorte in der
GroRenordnung von ca. 100 gm sowie in der Méglichkeit, dass sich im Falle eines
Hochwassers Treibgut an der Gitterkonstruktion der Masten verkeilt und den
Hochwasserabfluss erschwert.

Die Vorhabentragerin fihrt zum Vorranggebiet vorbeugender Hochwasserschutz aus:

Ein Vorranggebiet fiir den vorbeugenden Hochwasserschutz ist i.d.R. mit einer
Freileitungsplanung vereinbar, da eine Freileitungstrasse nicht zu raumbedeutsamen
Einschrénkungen der vorrangigen Funktion fiihren kann. [...].

(vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 385).

Bewertung der Auswirkungen

Im Bereich von Wallstadt bis Rheinau (Trassenkorridorsegmente 01-003/ -004) befindet sich
ein Vorranggebiet Hochwasserschutz im Trassenkorridor, welches von der Bestandsleitung
gequert wird. Hier ist ein Parallelneubau innerhalb des bestehenden Trassenbandes
vorgesehen. Sofern kein Parallelneubau erfolgt, misste dieses Vorranggebiet mit einem
Neubau gequert werden. Fir beide Varianten kann die potenzielle Beeintrachtigung des
Abflusses durch entsprechende Malnahmen (z.B. Anpassung der Mastbauweise; siehe
Unterlagen gemall §8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden. Ein
Retentionsraumverlust ist auf Grund des geringen Volumens der Masten nicht zu erwarten.
Zudem lasst das Ziel die Inanspruchnahme des Gebietes aus Uberwiegenden Grinden des
Allgemeinwohls als Ausnahme zu. Hiervon ist aufgrund von § 1 S. 3 NABEG auszugehen.
Zwar wurde die Begrindung, inwieweit das gegenstandliche Vorhaben gegenuber dem
Vorranggebiet Hochwasserschutz ein Uberwiegendes o6ffentliches Interesse darstellt, von der
Vorhabentragerin nicht explizit dargelegt. Es spricht jedoch aufgrund des § 1 NABEG einiges
dafiir, dass eine solche Priifung des Uberwiegens des 6ffentlichen Interesses zugunsten des
gegenstandlichen Vorhabens ausfallen wirde. Eine Prifung der Ausnahmevoraussetzungen
und der Konformitat kann somit im Rahmen der Planfeststellung erfolgen.

Bei Oftersheim (Trassenkorridorsegmente 03-001/ -002) ist innerhalb des Trassenkorridors
ein Vorranggebiet Hochwasserschutz vorhanden. Dieses Vorranggebiet soll gemal der
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Planungen der Vorhabentragerin mit einem Parallelneubau innerhalb des Trassenbandes
gequert werden. Die potenzielle Beeintrachtigung des Abflusses kann durch entsprechender
MaRnahmen (z.B. Anpassung der Mastbauweise; vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG,
Anhang C.1.4) vermieden werden. Ein Retentionsraumverlust ist auf Grund des geringen
Volumens der Masten nicht zu erwarten. Zudem lasst das Ziel die Inanspruchnahme des
Gebietes aus Uberwiegenden Grinden des Allgemeinwohls als Ausnahme zu. Hiervon ist
aufgrund von § 1 S. 3 NABEG auszugehen. Zwar wurde die Begrindung, inwieweit das
gegenstandliche Vorhaben gegeniber dem Vorranggebiet Hochwasserschutz ein
Uberwiegendes offentliches Interesse darstellt, von der Vorhabentrdgerin nicht explizit
dargelegt. Es spricht jedoch aufgrund des § 1 NABEG einiges daflir, dass eine solche
Prifung des Uberwiegens des offentlichen Interesses zugunsten des gegenstandlichen
Vorhabens ausfallen wirde. Eine Prifung der Ausnahmevoraussetzungen und der
Konformitat kann somit im Rahmen der Planfeststellung erfolgen.

Im Bereich Sandhausen — Philippsburg (Trassenkorridorsegment 04) befinden sich mehrere
Vorranggebiete Hochwasserschutz innerhalb des Trassenkorridors. Zwischen Sandhausen
und Walldorf (Trassenkorridorsegmente 04-001/ -003/ -004/ -005) quert die zu nutzende
Bestandsleitung die Vorranggebiete. Bei Nutzung der Bestandsleitung bleibt die jeweilige
Situation unverandert. Sofern keine Nutzung der Bestandsleitung erfolgt, missten diese
Vorranggebiete mit einem Parallelneubau oder einem Neubau gequert werden. Die
Beeintrachtigung des Abflusses kann durch entsprechende Malnahmen (z.B. Anpassung
der Mastbauweise; vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Anhang C.1.4) vermieden werden.
Ein Retentionsraumverlust ist auf Grund des geringen Volumens der Masten nicht zu
erwarten. Zudem lasst das Ziel die Inanspruchnahme des Gebietes aus (berwiegenden
Grunden des Allgemeinwohls als Ausnahme zu. Hiervon ist gemalR § 1 S.3 NABEG
auszugehen. Da es im Trassenkorridor auch mindestens eine mit den Erfordernissen der
Raumordnung konforme, namlich die obig genannte, Trassierungsvariante gibt, kann eine
Prifung der Ausnahmevoraussetzungen und somit auch der Konformitat im Rahmen der
Planfeststellung erfolgen.

Bei Reilingen (Trassenkorridorsegmente 04-012/013) quert die zu nutzende Bestandsleitung
ein Vorranggebiet Hochwasserschutz. Hier bleibt die jeweilige Situation unverandert. Sofern
keine Nutzung der Bestandsleitung erfolgt, misste dieses Vorranggebiet mit einem Neubau
gequert werden. Die potenzielle Beeintrachtigung des Abflusses kann durch entsprechender
Malnahmen (z.B. Anpassung der Mastbauweise; vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG,
Anhang C.1.4) vermieden werden. Ein Retentionsraumverlust ist auf Grund des geringen
Volumens der Masten nicht zu erwarten. Zudem lasst das Ziel die Inanspruchnahme des
Gebietes aus Uberwiegenden Grinden des Allgemeinwohls als Ausnahme zu. Hiervon ist
gemall § 1 S. 3 NABEG auszugehen. Da es im Trassenkorridor auch mindestens eine mit
den Erfordernissen der Raumordnung konforme, namlich die obig genannte,
Trassierungsvariante gibt, kann eine Prifung der Ausnahmevoraussetzungen und somit
auch der Konformitat im Rahmen der Planfeststellung erfolgen.

Bei Philippsburg (Trassenkorridorsegment 04-021/ 05-001) befindet sich ein Vorranggebiet
Hochwasserschutz. Im Trassenkorridorabschnitt 04-021 quert die zu nutzende
Bestandsleitung das Vorranggebiet. Hier bleibt die Situation unverandert, da keine neuen
Maststandorte bendtigt werden. Im Trassenkorridorabschnitt 05-001 wird das Vorranggebiet
mit einem Leitungsneubau gequert. Bei Querung des Vorranggebietes durch einen Neubau
kann die Beeintrachtigung des Abflusses durch entsprechende MalRnahmen (z.B.
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Anpassung der Mastbauweise; vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anhang C.1.4)
vermieden werden. Ein Retentionsraumverlust ist auf Grund des geringen Volumens der
Masten nicht zu erwarten. Zudem lasst das Ziel die Inanspruchnahme des Gebietes flr
zwingende Vorhaben im offentlichen Interesse unter Einhaltung der
Ausnahmevoraussetzungen zu. Hiervon ist gemal §1 S. 3 NABEG auszugehen. Eine
Erhéhung des Schadenpotenzials, der Verlust an Retentionsraum sowie eine Verlagerung
des Gefahrenpotenzials sind nicht zu befiirchten. Die Konformitat des Vorhabens mit dem
Erfordernis der Raumordnung ist somit herstellbar.

B.5.5.2.5.17 Vorbehaltsgebiet Hochwasserschutz

Programm- und Planaussagen

Regionalplan Rhein-Neckar, Kapitel 2.2.5, G 2.2.5.3:

Vorbehaltsgebiete flir den vorbeugenden Hochwasserschutz dienen der Vermeidung
und Minderung von zusétzlichen Schadensrisiken. In diesen Vorbehaltsgebieten
sollen die Belange des Hochwasserschutzes bei allen raumbedeutsamen Planungen
und MaBnahmen besonders beriicksichtigt werden. Zudem soll in ihnen nicht gebaut
werden.

Regionalplan Mittlerer Oberrhein, Kapitel 3.3.5, 3.3.5.3 G (1):

In den Uberschwemmungsgefédhrdeten Bereichen bei Katastrophenhochwasser (s.
Raumnutzungskarte) sollen vorhandene und kinftige Nutzungen an das Risiko
angepasst werden. Hierzu sollen Einzelbestimmungen zur Schadensminimierung in
den gemeindlichen Planungen festgelegt werden. Nicht anpassbare Nutzungen sollen
ausgeschlossen werden.

Darstellung der Auswirkungen

Die Vorhabentragerin fihrt zum Vorranggebiet vorbeugender Hochwasserschutz aus:

Ein Vorbehaltsgebiet fiir den vorbeugenden Hochwasserschutz ist i.d.R. mit einer
Freileitungsplanung vereinbar, da eine Freileitungstrasse nicht zu raumbedeutsamen
Einschrénkungen der ausgewiesenen Funktion fiihren kann. [...].

(vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 6.3.2, Tabelle 6.3-1, S. 385).

Die Auswirkungen des Vorhabens auf Vorbehaltsgebiete vorbeugender Hochwasserschutz
bestehen in dem dauerhaften Flachenentzug durch neue Maststandorte in der
GréRenordnung von 100 gm sowie in der Mdglichkeit, dass sich im Falle eines Hochwassers
Treibgut an der Gitterkonstruktion der Masten verkeilt und den Hochwasserabfluss
erschwert.

Bewertung der Auswirkungen

Im Bereich zwischen Wallstadt und Rheinau (Trassenkorridorabschnitt 01) befinden sich
mehrere Vorbehaltsgebiete Hochwasserschutz im Trassenkorridor, welche von der
Bestandsleitung gequert werden (Trassenkorridorsegmente 01-002 bis 007). Hier ist ein
Parallelneubau innerhalb des bestehenden Trassenbandes vorgesehen. Sofern kein
Parallelneubau im bestehenden Trassenband erfolgt, missten diese Vorbehaltsgebiete mit
einem Neubau gequert werden. Aufgrund der geringen Flacheninanspruchnahme durch
Mastneubauten ergeben sich jedoch keine erheblichen Einschrankungen fiir die Belange des
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Hochwasserschutzes (z.B. in Form verminderter Retentionsrdume oder Behinderung des
Hochwasserabflusses). Die Konformitat mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit
gegeben.

Bei Oftersheim (Trassenkorridorsegment 03-001) befindet sich ein Vorbehaltsgebiet
Hochwasserschutz im Trassenkorridor. Dieses Vorbehaltsgebiet soll gemaf der Planung der
Vorhabentragerin mit einem Parallelneubau gequert werden. Aufgrund der geringen
Flacheninanspruchnahme durch Mastneubauten ergeben sich jedoch keine erheblichen
Einschrankungen fur die Belange des Hochwasserschutzes (z.B. in Form verminderter
Retentionsraume oder der Behinderung des Hochwasserabflusses). Die Konformitat mit dem
Erfordernis der Raumordnung ist somit, auch bei einem potenziellen Neubau im
Trassenkorridor, gegeben.

Zwischen Sandhausen und Philippsburg (Trassenkorridorabschnitt 04) befinden sich
mehrere Vorbehaltsgebiete Hochwasserschutz im Trassenkorridor. In diesem Abschnitt soll
gemall der Planung der Vorhabentrdgerin das Vorhaben durch die Nutzung der
Bestandsleitung umgesetzt werden. Die Situation bleibt somit unverandert, da keine neuen
Maststandorte bendtigt werden. Das Vorbehaltsgebiet zwischen Sandhausen und Walldorf
(Trassenkorridorsegmente 04-003 bis 04-005) miusste, sofern keine Nutzung der
Bestandsleitung erfolgt, mit einem Neubau gequert werden. Aufgrund der geringen
Flacheninanspruchnahme durch Mastneubauten ergeben sich jedoch keine erheblichen
Einschrankungen fur die Belange des Hochwasserschutzes (z.B. in Form verminderter
Retentionsraume oder der Behinderung des Hochwasserabflusses). Zwischen NeuluRheim
und Philippsburg (Trassenkorridorsegmente 04-014 bis 04-021) quert die zu nutzende
Bestandsleitung die Vorbehaltsgebiete. Bei Nutzung der Bestandsleitung bleibt die Situation
unverandert. Sofern keine Nutzung der Bestandsleitung erfolgt, miuissten diese
Vorbehaltsgebiete mit einem Parallelneubau oder einem Neubau gequert werden. Um
Auswirkungen auf die Vorbehaltsgebiete zu vermeiden, kénnen entsprechende Malihahmen
(z.B. Anpassung der Mastbauweise; vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Anhang C.1.4)
eingesetzt werden. Die Konformitat mit dem Erfordernis der Raumordnung ist somit auch fur
diese Bereiche herstellbar.

B.5.5.2.6 Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und
MaBnahmen
Der festgelegte Trassenkorridor stimmt mit anderen raumbedeutsamen Planungen und
MalRnahmen Uberein. Raumbedeutsame Planungen und MalRnahmen sind gemaf § 3 Abs. 1
Nr.6 ROG Planungen einschliellich der Raumordnungsplane, Vorhaben und sonstige
MafRnahmen, durch die Raum in Anspruch genommen oder die raumliche Entwicklung oder
Funktion eines Gebietes beeinflusst wird, einschlieBlich des Einsatzes der hierfir
erforderlichen vorgesehenen offentlichen Finanzmittel. Raumbedeutsame Planungen und
Malnahmen stellen o6ffentliche Belange dar, die im Rahmen der Bundesfachplanung zu
bericksichtigen sind. Dabei ist gemal § 5 Abs. 1 Satz 3 NABEG insbesondere zu prifen, ob
das Vorhaben in dem festzulegenden Trassenkorridor mit anderen raumbedeutsamen
Planungen und MaRRnahmen abgestimmt ist. Sofern dies nicht der Fall ist, bedarf es der
Abwagung, ob sie im konkreten Fall das Interesse an der Realisierung des Vorhabens
Uberwiegen. Eine Bindungswirkung entfalten die raumbedeutsamen Planungen und
Mafinahmen dabei nicht.
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B.5.5.2.6.1 ICE-Neubaustrecke Rhein/Main — Rhein/Neckar

Insgesamt sind keine Konflikte des geplanten Vorhabens mit der ICE-Neubaustrecke als
raumbedeutsame Planung und MafRnahme erkennbar. Dies gilt auch im Hinblick auf
raumordnerische Festlegungen, die die ICE-Neubaustrecke betreffen.

Nach den Unterlagen der Vorhabentragerin wurde ein Raumordnungsverfahren als
férmliches landesplanerisches Verfahren fur die ICE-Neubaustrecke durchgeflihrt, so dass
die Neubaustrecke grundsatzlich zu bertcksichtigen ist. Allerdings sei die raumordnerische
Beurteilung mittlerweile verfallen, wodurch es zu einer verringerten Bindungswirkung im
Rahmen der Bundesfachplanung kommt (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Kapitel 6.2.2,
S. 375).

Dennoch ist die Planung der ICE-Neubaustrecke aufgrund ihrer (Raum-)Bedeutsamkeit
Bestandteil diverser Planwerke und nicht nur Gegenstand landesplanerischer Verfahren und
Stellungnahmen. Im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar wird im Kap. 3.1.3.2
festgelegt, dass die groflrdumigen Schienenverbindungen (Kategorie|) zwischen der
Metropolregion Rhein-Neckar und den Agglomerationen Mitteleuropas leistungsfahig und
grundsatzlich flir hohe Geschwindigkeiten ausgebaut werden sollen. Als fir die
Metropolregion Rhein-Neckar wichtige MalRnahme wird insbesondere die Neubaustrecke
Rhein/Main — Rhein/Neckar genannt. Bis zur endgultigen Festlegung des Trassenverlaufs ist
in der Raumnutzungskarte ein Untersuchungskorridor als Vorranggebiet festgelegt. In dem
Vorranggebiet sind andere raumbedeutsame Planungen und MaRBnahmen, die einem
spateren Schienenneubau entgegenstehen konnten oder mit der neuen Schienentrasse nicht
vereinbar sind, nicht zuldssig. In der Begrindung wird erlautert, dass in der
Raumnutzungskarte eine Trasse in Blindelung mit der Bundesautobahn AG7 und im Bereich
des Viernheimer Waldes ein Untersuchungskorridor dargestellt ist. Die vom ICE-
Regionalforum beschlossene Konsenstrasse (weitestgehende Bindelung der Neubaustrecke
mit der A67 auf der Westseite der Autobahn) ist mit der Darstellung des
Untersuchungskorridors abgedeckt. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Einheitlichen
Regionalplans lagen jedoch keine detaillierten Planungsunterlagen vor, die es zulassen
wilrden, eine genaue Trasse festzulegen. Diese gilt es in dem anstehenden
Planfeststellungsverfahren genauer einzugrenzen.

Der als Vorranggebiet ausgewiesene Untersuchungskorridor umfasst eine sehr grof3raumige
dreieckige Flache zwischen Lorsch im Norden sowie Mannheim-Schénau und dem
Viernheimer Dreieck (A67/A6) im Suden. Aufgrund der ndrdlichen Abschnittsgrenze des
gegenstandlichen Vorhabens bei Mannheim-Wallstadt kommt es zu keiner Uberschneidung
der beiden Korridore, damit steht der Untersuchungskorridor fir die ICE-Neubaustrecke dem
festzulegenden Trassenkorridor nicht entgegen. Darlber hinaus ist auf Grundlage der
Festlegungen des Regionalplans Sudhessen davon auszugehen, dass die beiden von
Norden kommenden Trassenalternativen am Viernheimer Dreieck zusammenlaufen und auf
einer gemeinsamen Trasse in Bundelung mit der Autobahn nordlich der A6 in Richtung
Westen verlaufen. Es ist somit davon auszugehen, dass sich bei dieser Variante der
festzulegende Trassenkorridor nicht im direkten Einzugsgebiet der geplanten ICE-
Neubautrasse befindet.

Die ICE-Neubaustrecke ist im aktuellen Bundesverkehrswegeplan 2030 als vordringlicher
Bedarf enthalten (als Ifd. Nr. 4, Projekt-Nr. 2-004-V03, TeilmaBnahme des Korridors
Mittelrhein: Zielnetz I) und wurde in die Anlage zu § 1 Bundesschienenwegeausbaugesetz
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(BSWAG) ebenfalls als vordringlicher Bedarf aufgenommen. Wann mit einer Zulassung bzw.
Realisierung des Vorhabens zu rechnen ist, ist derzeit jedoch nicht absehbar. Plan- oder gar
Realisierungsreife besteht aktuell nicht. Nach den frei im Internet verfligbaren Informationen
der Deutschen Bahn AG (DB Netz AG 2019) ist der Baubeginn in Abhangigkeit der noch
durchzufiihrenden Baurechtsverfahren noch offen. Die Planfeststellung fiir eine der o.g. ICE-
Trassen ist noch nicht beantragt oder terminiert. Inwieweit die Trassen Il A oder IV A gemaf
der Landesplanerischen Beurteilung von 2004 Gberhaupt realisiert werden, ist zudem unklar.
Das Ergebnis der Landesplanerischen Beurteilung ist grundsatzlich nicht verbindlich fir die
Planfeststellung. Die Deutsche Bahn AG legt daruber hinaus ihren Planungsiberlegungen
derzeit nicht die beiden konkreten Trassenalternativen des Regionalplans Sidhessen
zugrunde, sondern arbeitet mit dem im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar
dargestellten Untersuchungskorridor (,Suchraum®). Abweichend von der Festlegung im
Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar hat die Deutsche Bahn AG diesen Suchraum in
Richtung Siden bis zum Hauptbahnhof Mannheim sldlich des Neckars ausgedehnt.
Weiterhin endet der Suchraum in 6stliche Richtung nicht an der Autobahn A67, sondern die
Deutsche Bahn AG bezieht auf der gesamten Lange des Suchraums auch einen
Flachenstreifen 6stlich der A67 mit ein. Dies macht deutlich, dass sie sich nicht auf eine
Blindelung mit der Autobahn westlich der A67 (vgl. Begrindung zum Einheitlichen
Regionalplan Rhein-Neckar) beschrankt, sondern auch maogliche Trassenfuhrungen dstlich
der Autobahn derzeit nicht ausschlieRt. Nach diesen Uberlegungen wirde der
Untersuchungskorridor aufgrund seiner Zielqualitat dem geplanten
Vorschlagstrassenkorridor entgegen stehen, da dieser sich mit dem ICE-
Untersuchungskorridor ab Mannheim-Wallstadt im Nordosten bis zum Rangierbahnhof
Mannheim im Sidosten, Gberschneiden wiirde.

Die Planungslberlegungen der Deutsche Bahn AG stehen jedoch noch relativ am Anfang
und sind augenscheinlich noch weit von der Festlegung von konkreten Trassenverlaufen
entfernt. Eine verfestigte Planung liegt derzeit noch nicht vor. Des Weiteren ist zu
bertcksichtigen, dass es sich zwar um ein Vorranggebiet handelt, welches aber nicht der
Sicherung einer flachenhaften Raumnutzung dient, wie z.B. ein Vorranggebiet Industrie und
Gewerbe bzw. ein Vorranggebiet oberflichennahe Rohstoffe, sondern das Ziel hat, eine
linienhafte Infrastruktur bzw. eine Infrastrukturtrasse zu sichern. Somit wird nicht eine
Raumnutzung gesichert, die die gesamte Flache des Untersuchungskorridors einnehmen
wird, sondern die Sicherungsfunktion bezieht sich auf eine linienhafte Raumnutzung, deren
raumliche bzw. flachenmaflige Ausdehnung (zumindest bezogen auf die Breite der Trasse)
innerhalb des Untersuchungskorridors relativ begrenzt ist. Linienhafte Infrastrukturtrassen
sind auch grundsatzlich durch Hoéchstspannungsfreileitungen Gberspannbar, so dass durch
das Vorranggebiet kein Zielkonflikt zu dem geplanten Leitungsvorhaben erkennbar ist. Die
Vorhabentragerin hat zudem nachvollziehbar dargelegt, dass Auswirkungen des geplanten
Vorhabens auf Schienenwege nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand
ausgeschlossen werden kénnen, da neu zu errichtende Masten aullerhalb der Baukdrper
und etwaiger Anbauverbotszonen der Infrastruktureinrichtungen errichtet werden kénnen und
die erforderlichen Mindestabstande gemaf DIN VDE 0210 bzw. EN 50341-1, DIN EN 60071-
2 und DIN EN 60071-5 zwischen Leiterseilen und Infrastruktureinrichtungen eingehalten
werden koénnen. Aulerdem ware es unverhaltnismalig, samtliche konkurrierende
Planungsuberlegungen im gesamten Untersuchungskorridor solange einzustellen, bis eine
ICE-Neubautrasse abschliel3end festgelegt ist. Nach Lage der Dinge ist davon auszugehen,
dass die Planfeststellung flr die Hochstspannungsleitung des hier in Rede stehenden
Vorhabens noch vor einer Entscheidung udber die ICE-Trasse durchgefihrt und
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abgeschlossen sein wird. Die TransnetBW GmbH beabsichtigt, die Planfeststellung fur das
gegenstandliche Vorhaben noch im ersten Halbjahr 2019 zu beantragen.

B.5.5.2.6.2  Abfallwirtschaft

Die Plane zur Abfallwirtschaft, eine raumbedeutsame Planung, beinhalten keine raumlich
konkretisierten Aussagen. Das geplante Vorhaben steht der Abfallwirtschaftsplanung nicht
entgegen.

Im Sachbereich Abfallwirtschaft wurden folgende Plane geprift (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Kapitel 6.2.3, Tabelle 6.2-3, S. 377 f.):

¢ Abfallwirtschaftsplan Baden-Wirttemberg, Teilplan Siedlungsabfalle
o Abfallwirtschaftsplan Baden-Wirttemberg, Teilplan gefahrliche Abfalle

Die Abfallwirtschaftsplane geben im Wesentlichen Ziele fur die Umsetzung der im
Kreislaufwirtschaftsgesetz verankerten Abfallhierarchie auf dem Weg zur Kreislaufwirtschaft
vor. Adressat der Plane sind die an der Abfallwirtschaft beteiligten Akteure, fur die die Ziele
der Kreislaufwirtschaft maf3geblich sind. Diese Ziele sind fir den Netzausbau irrelevant.

B.5.5.2.6.3 Rohstoffabbau, oberflachennah

Der Plan zur Rohstoffsicherung beinhaltet keine raumlich konkretisierten Aussagen. Das
geplante Vorhaben steht den Rohstoffsicherungskonzepten als raumbedeutsame Planungen
nicht entgegen.

Im Sachbereich Oberflachennaher Rohstoffabbau wurde folgender Plan geprift (vgl.
Unterlagen gemanR § 8 NABEG, Kapitel 6.2.3, Tabelle 6.2-3, S. 377):

¢ Rohstoffsicherungskonzept (Baden-Wirttemberg)

Der geprifte Plan enthalt das landerbezogene Rohstoffsicherungskonzept, mit dem eine
vorsorgende Rohstoffsicherung gewahrleistet werden soll. Die Umsetzung des Konzepts
erfolgt durch entsprechende Ausweisungen in den Regionalplanen. Das Konzept selbst
beinhaltet keine raumlich konkretisierten Aussagen.

B.5.5.2.6.4  Forstwirtschaft

Plane der Forstwirtschaft stehen dem geplanten Vorhaben nicht entgegen.

Im Sachbereich Forstwirtschaft wurde folgender Plan geprift (vgl. Unterlagen gemaf § 8
NABEG, Kapitel 6.2.3, Tabelle 6.2-3, S. 377):

e Forstlicher Rahmenplan Unterer Neckar

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass der Plan nach Auskunft der
Planungstrager keine Glltigkeit mehr besitzt, so dass das geplante Vorhaben ihm nicht
entgegen stehen kann (vgl. ebd.).

B.5.5.2.6.5 Landwirtschaft

Das geplante Vorhaben steht den raumbedeutsamen Planungen mit Bezug zur
Landwirtschaft nicht entgegen. Der gepriifte Plan enthalt keine raumlich konkretisierten
Aussagen mit Relevanz zum Bau von Hochstspannungsleitungen.
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Im Sachbereich Landwirtschaft wurde folgender Plan gepruft (vgl. Unterlagen gemaf}
§ 8 NABEG, Kapitel 6.2.3, Tabelle 6.2-3, S. 377):

¢ BW - Die Flurbilanz (Flurbilanz Baden-Wirttemberg)

Die Flurbilanz Baden-Wurttemberg bewertet landwirtschaftliche Flachen nach naturlichen
und landwirtschaftlichen Gesichtspunkten im Sinne eines Fachbeitrags bzw. einer
Entscheidungshilfe fiir formelle Planungen sowie Raumordnungsverfahren. Sie umfasst die
Flachenbilanzkarte als Bewertung der Ertragsfahigkeit der Bdden sowie die
Wirtschaftsfunktionenkarte zur agrarstrukturellen Bewertung von Vorrangfluren, Grenz- und
Untergrenzfluren mit dem Zweck der Sicherung der landwirtschaftlichen Vorrangfluren.

B.5.5.2.6.6  Natur- und Landschaftsschutz

Das geplante Vorhaben steht den raumbedeutsamen Planungen mit Bezug zum Natur- und
Landschaftsschutz nicht entgegen.

Im Sachbereich Natur- und Landschaftsschutz wurden folgende Plane gepruft (vgl.
Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 6.2.3, Tabelle 6.2-3, S. 377):

e Fachplan Landesweiter Biotopverbund Baden-Wirttemberg
e Landschaftsrahmenplanung fir den baden-wirttembergischen  Teilraum  der
Metropolregion Rhein-Neckar — Entwurf

Gemaly § 11 Abs. 1 Naturschutzgesetz Baden-Wirttemberg (NatSchG BW) ist von der
obersten Naturschutzbehérde im Benehmen mit den fachlich berGhrten Ministerien ein
Landschaftsprogramm aufzustellen und fortzuschreiben. Der Inhalt des
Landschaftsprogramms soll, soweit erforderlich und geeignet, in den
Landesentwicklungsplan aufgenommen werden.

Anfang der 1990er Jahre wurde mit den Vorarbeiten zur Fortschreibung des
Landschaftsrahmenprogramms Baden-Wiirttemberg aus dem Jahr 1983 begonnen. Hierzu
wurden umfangreiche 6kologische Grundlagendaten im MaRstabsbereich 1:200.000 erstellt.
Die 1999 veroffentlichten Materialien beinhalten einen Kartenatlas, Naturraumsteckbriefe
und das Zielartenkonzept zum Landschaftsrahmenprogramm Baden-Wdrttemberg.

Gemal der Begrindung zu Kapitel 5.1 Freiraumverbund und Landschaftsentwicklung des
LEP BW gibt der Landesentwicklungsplan ein Grobgerist fir einen okologisch wirksamen
Freiraumverband bestehend aus européisch und national sowie Uberregional und regional
bedeutsamen Landschaftsteilen vor. Dabei soll die Ausweisung Uberregional bedeutsamer
naturnaher Landschaftsraume auf der Grundlage der fachplanerischen Festlegungen eines
Landschaftsrahmenprogramms erfolgen.

Die Inhalte des Landschaftsprogramms wurden im Rahmen der Erfassung der Erfordernisse
der Raumordnung berucksichtigt.

Der o.g. Landschaftsrahmenplan stellt den Beitrag der Landschaftsplanung zur raumlichen
Gesamtplanung auf regionaler Ebene dar. Die Inhalte von Landschaftsrahmenplanen
werden, sofern erforderlich und geeignet, in die Regionalplane aufgenommen. Somit wurden
diese raumbedeutsamen Plane im Rahmen der Ermittlung der Erfordernisse der
Raumordnung bericksichtigt. Des Weiteren hat die Vorhabentragerin dargelegt, dass der
Landschaftsrahmenplan im Umweltbericht berticksichtigt wurde.
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Ziel des Fachplans Landesweiter Biotopverbund Baden-Wiirttemberg ist die Bewahrung,
Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfahiger, okologischer Wechselbeziehungen in
der Landschaft durch den Biotopverbund. Der Biotopverbund gewahrleistet in den stark
zersiedelten und zerschnittenen Landschaften den genetischen Austausch zwischen den
Populationen und ermdoglicht Ausbreitungs- und Wiederbesiedlungsprozesse.

Der Fachplan Landesweiter Biotopverbund bezieht sich schwerpunktmaRig auf das
Offenland. FlieRgewasser sind nicht berlcksichtigt. Fir den Verbund von Waldflachen wurde
die abgeschlossene Fachplanung des Generalwildwegeplans Baden-Wirttemberg in das
Konzept fur den landesweiten Biotopverbund Gbernommen. Bei der Konzeption werden drei
Ebenen zur raumlichen Steuerung von Mallnahmen zum Erhalt und zur Entwicklung von
Lebensraumkorridoren und zum Biotopverbund unterschieden: die landesweiten Suchraume
einschlielllich der Kernflachen, groRraumige Verbundachsen im Offenland und die
Wildtierkorridore des Generalwildwegeplans Baden-Wirttemberg.

Der regionale Biotopverbund im baden-wirttembergischen Teilraum korrespondiert gemaf
dem Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar mit dem Fachplan Landesweiter
Biotopverbund Baden-Wiirttemberg. Dementsprechend wurden die Inhalte im Rahmen der
Erfassung der freiraumsichernden und den Biotopverbund starkenden Erfordernisse der
Raumordnung (z.B. Regionale Grinzlge, Griinzasuren) berlcksichtigt.

B.5.5.2.6.7 Verkehr

Im Bereich Verkehr wurden folgende Plane geprift (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG,
Kapitel 6.2.3, Tabelle 6.2-3, S. 377):

o Bundesverkehrswegeplan

Die Vorhabentragerin hat dargelegt, dass es sich bei den Projekten des
Bundesverkehrswegeplans (Stralle) um Verbreiterungen bestehender Infrastruktur und nicht
um eine Neuplanung handelt (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Kapitel 6.2.3, S. 379).
Aufgrund der von der Vorhabentragerin geplanten Umsetzung des Vorhabens in Form eines
Ersatzneubaus bzw. eines Parallelneubaus in der Mitte eines Trassenbandes ist hier von
einer gegenseitigen Vertraglichkeit auszugehen.

Die Projekte des Bundesverkehrswegeplans (Schiene) sind im Gegensatz dazu laut der
Vorhabentragerin Neubauvorhaben. Auch bei diesen ist jedoch aufgrund der von der
Vorhabentragerin geplanten Umsetzung des Vorhabens in Form eines Ersatzneubaus bzw.
eines Parallelneubaus in der Mitte eines Trassenbandes von einer gegenseitigen
Vertraglichkeit auszugehen (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 6.2.3, S. 379).

e Generalverkehrswegeplan BW

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass der Plan keine raumbedeutsamen
Aussagen mit Relevanz zum Bau von Hochstspannungsleitungen beinhaltet.

B.5.5.2.6.8 Wasserwirtschaft, Gewésserschutz

Die Plane im Bereich Wasserwirtschaft oder Gewasserschutz enthalten keine
raumbedeutsamen Aussagen mit Relevanz zum Bau von Hoéchstspannungsleitungen. Das
geplante Vorhaben steht den raumbedeutsamen Planungen mit Bezug zum Gewasserschutz
nicht entgegen.
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Im Sachbereich Wasserwirtschaft, Gewasserschutz wurden folgende Plane geprift (vgl.
Unterlagen gemanR § 8 NABEG, Kapitel 6.2.3, Tabelle 6.2-3, S. 378):

o Bewirtschaftungsplan Oberrhein Aktualisierung 2015 (BW)
e Bewirtschaftungsplan Neckar Aktualisierung 2015 (BW)
e Strategie zur Minderung von Hochwasserrisiken in BW 2014

Die Europaische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL, Richtlinie 2000/60/EG) legt einen
europaweiten Gemeinschaftsrahmen flr den Schutz und die Bewirtschaftung des Wassers
fest. Die WRRL strebt einen integrierten Gewasserschutz an. Ziel der WRRL ist die
Erreichung bzw. der Erhalt eines guten Zustandes des Grundwassers und der oberirdischen
Gewasser. Oberflachengewasser und Grundwasser sollen demnach geschitzt, verbessert
und saniert werden. Eine Verschlechterung des Zustandes der oberirdischen Gewasser und
des Grundwassers ist zu verhindern.

Die Umsetzung der WRRL in Baden-Wurttemberg sowie die Erreichung bzw. der Erhalt
eines guten Gewasserzustandes ist wesentliches Ziel der Bewirtschaftungsplanung. Die
jeweilige Beeintrachtigung und Belastung soll so vermindert werden, dass die Umweltziele
der WRRL bzw. die Bewirtschaftungsziele nach WHG erreicht werden konnen. Im Rahmen
der MalRlhahmenplanung werden, bezogen auf Wasserkdrper, die Malnahmen ausgewahlt,
die geeignet sind im Hinblick auf die identifizierten Belastungen und den festgestellten
Gewasserzustand eine Verbesserung zu erzielen.

Im Ubrigen ist anzumerken, dass die in den Bewirtschaftungsplanen aufgefiihrten
Malnahmen zur Verbesserung des Gewasserzustandes entweder nicht
raumbeanspruchend (z.B. MaRnahmen zur Verringerung von Stoffeintrégen) oder auf den
eigentlichen Gewasserverlauf beschrankt sind, so dass sie mit linienhaften Infrastrukturen
vergleichbar sind. Fir diese hat die Vorhabentragerin nachvollziehbar dargelegt, dass eine
Uberspannung ohne besondere MaRnahmen méglich ist und durch die Einhaltung der
Anforderungen der einschlagigen technischen Regelwerke Beeintrachtigungen der
Gewasser durch das geplante Vorhaben ausgeschlossen werden kénnen. Dies gilt auch fur
Stillgewasser. Flachenhafte Gewasser wie Seen kdnnen im Vorhabengebiet ebenfalls
Uberspannt oder umgangen werden. Auch bei der Strategie zur Minderung von
Hochwasserrisiken handelt es sich um keine raumbedeutsamen Planungen.

B.5.5.2.6.9 Wasserwirtschaft, Hochwasserschutz

Der Plan im Sachbereich Wasserwirtschaft, Hochwasserschutz enthalt keine
raumbedeutsamen Aussagen mit Relevanz zum Bau von Hochstspannungsleitungen. Das
geplante Vorhaben steht den raumbedeutsamen Planungen mit Bezug zum
Hochwasserschutz nicht entgegen.

Im Sachbereich Wasserwirtschaft, Hochwasserschutz wurde folgender Plan gepruft (vgl.
Unterlagen gemafR § 8 NABEG, Kapitel 6.2.3, Tabelle 6.2-3, S. 378):

e Hochwasserrisikomanagementplan Bearbeitungsgebiet Oberrhein

Die zustandigen Behdrden haben gemal §73 Abs.1 WHG das Hochwasserrisiko zu
bewerten und danach die Gebiete mit signifikantem Hochwasserrisiko (Risikogebiete) zu
bestimmen. Fir diese Risikogebiete sind gemal® § 75 WHG Risikomanagementplane
aufzustellen. Auf Grundlage einer umfassenden Bestandsaufnahme werden
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Hochwasserrisiko und -gefahrenkarten als Bestandteile der Managementpléne erarbeitet,
angemessene Ziele fur das Hochwasserrisikomanagement beschrieben, Malkhahmen, die
auf die Verwirklichung dieser Ziele abzielen, und deren Rangfolge abgeleitet, sowie die
Methode zur Uberwachung des Plans beschrieben.

Grundséatzlich kénnen Maststandorte in Uberschwemmungsgebieten, Riickhalteraumen oder
Poldern den Hochwasserabfluss in geringem Umfang beeintrachtigen. Sowohl im Falle der
Errichtung von neuen Masten als auch bei Bestandsmasten kénnen diese allerdings so
ausgestattet werden, dass die Beeintrachtigung des Hochwasserabflusses minimiert werden
kann (z.B. Malitnahmen zur Vermeidung des Verfangens von Treibgut im Mastgestdnge wie
die Verwendung von Vollwand- anstatt Stahlgittermasten oder an den hdéchsten Wasserstand
angepasste Hohe der MastfiilRe).

Belange des vorbeugenden Hochwasserschutzes werden im Ubrigen durch die Ausweisung
von Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebieten in der Regionalplanung bertcksichtigt. Die
raumbedeutsamen Plane mit Bezug zum Hochwasserschutz wurden somit im Rahmen der
Ermittlung der Erfordernisse der Raumordnung betrachtet.

B.5.5.3. Strategische Umweltpriifung — abschlieBende Bewertung der
Umweltauswirkungen

Die Bundesnetzagentur hat gemall §12 Abs.1. Satz1 Nr.2 NABEG iV.m. § 14k

Abs. 1 UVPG (a.F.) die Darstellungen und Bewertungen des Umweltberichts der

Vorhabentragerin unter Berucksichtigung der ihr im Rahmen der Behoérden- und

Offentlichkeitsbeteiligung Gbermittelten Stellungnahmen und AuBerungen (berpriift. Die

Ergebnisse werden im Folgenden dargelegt.

Schutznormen des zwingenden Rechts werden eingehalten, sodass hieraus keine
unidberwindbaren Planungshindernisse entstehen (vgl. Kapitel B.5.4). Den verbleibenden
entgegenstehenden Belangen kommt insgesamt nur ein geringes Gewicht zu.

Nach § 5 Abs. 4 NABEG wurde flr die Bundesfachplanung eine Strategische Umweltpriifung
(SUP) nach den Bestimmungen des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung
(UVPG) durchgeflhrt. Aufgrund von § 74 Abs. 3 UVPG wird das UVPG in der alten Fassung
vom 24.02.2010, zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 21.12.2015 (BGBI. |
S. 2490) angewendet (im Weiteren: UVPG (a.F.)). Hierzu hat die Vorhabentragerin geman
den Vorgaben des Untersuchungsrahmens einen Umweltbericht vorgelegt, der alle
notwendigen Inhalte gemaf § 14 Abs. 2 UVPG (a.F.) enthalt.

Bezogen auf § 14 Abs. 2 Nr. 1 UVPG (a.F.) verweist die Vorhabentragerin in Kapitel 5.1.3
(S. 121) der Unterlagen gemafR® § 8 NABEG auf die ausfuhrliche Darstellung des Vorhabens
in Kapitel 3 (S. 38, ebd.). Ziel des Vorhabens ist es, fiir eine verlustarme Ubertragung hoher
Leistungen zwischen den Netzverknipfungspunkten Osterath und Philippsburg eine
Gleichstromverbindung zu errichten. Dieses Ziel ergibt sich aus den Berechnungen des
Netzentwicklungsplans, zu dem ebenfalls ein Umweltbericht vorliegt, und der Festlegung im
Bundesbedarfsplangesetz als Vorhaben Nr. 2. Vorhabenspezifisches Planungsziel ist es,
soweit wie moglich bestehende Freileitungen zu nutzen. Der beantragte Abschnitt ist ein Teil
des Gesamtvorhabens, das sich aus den Abschnitten A bis E zusammensetzt (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 3.1, S. 38). Die Vorhabentragerin hat bereits flur alle
Abschnitte Antrage auf Bundesfachplanung bei der Bundesnetzagentur eingereicht, in denen
jeweils die Durchgangigkeit des Gesamtvorhabens nachvollziehbar dargelegt worden ist.
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Hieraus ist auch erkennbar, dass in den weiteren Abschnitten von &hnlichen
Umweltauswirkungen wie im vorliegenden Genehmigungsabschnitt auszugehen ist. Im
Anschluss an die Bundesfachplanung wird in einem Planfeststellungsverfahren gemaf
§§ 18 ff. NABEG der genaue Trassenverlauf festgelegt.

Das Vorhaben steht in Beziehung zu Vorhaben Nr. 19 BBPIG, das teilweise im gleichen
Planungsraum verwirklicht werden soll (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.1.3,
S. 122). Der sudliche Abschnitt dieses Vorhabens liegt ebenfalls in der Verantwortung der
TransnetBW GmbH und befindet sich in der Bundesfachplanung, jedoch ist das Verfahren
dem Gegenstandlichen zeitlich nachgelagert.

Im Zusammenhang mit dem gegenstandlichen Abschnitt steht auch das Verfahren zur
Genehmigung der Konverteranlage am Netzverknupfungspunkt Philippsburg. Der Konverter
wird bendtigt, um den durch das Vorhaben transportierten Gleichstrom in Wechselstrom
umzuwandeln. Die TransnetBW GmbH plant die Konverteranlage auf dem Gelande des
Kernkraftwerks Philippsburg zu realisieren und hat hierzu einen Antrag auf Genehmigung
nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz beim Landratsamt Karlsruhe gestellt (vgl.
Kapitel B.5.3). Auf Grund der Tatsache, dass das Kernkraftwerksgelande bereits mit Anlagen
und Leitungsinfrastruktur bebaut ist, ist von einer starken Vorbelastung des Gelandes
auszugehen (vgl. Unterlagen gem. § 8 NABEG, Kapitel 5.5.3, S. 349 ff.; Niederschrift zum
Erorterungstermin am 24.07.2018, S. 69). Erhebliche Auswirkungen auf Grund von
Flacheninanspruchnahme, dem Raumanspruch der Anlage und Grindungsmallnahmen
kénnen somit verneint werden. Das Gelande grenzt an das FFH-Gebiet Rheinniederung
zwischen Philippsburg und Mannheim an. Indirekt wirkende optische und akustische
Wirkungen, die von der Konverteranlage ausgehen, flhren zu keinen erheblichen
Beeintrachtigungen des Gebietes und auch voraussichtlich zu keinen erheblichen
Umweltauswirkungen. Auf Grund der Anlagenkonfiguration schlief3t die Vorhabentragerin
auch erhebliche Umweltauswirkungen auf die nachstgelegene Wohnbebauung in 1 km
Entfernung durch elektrische und magnetische Felder sowie Gerausche aus (vgl. Unterlagen
gemaf § 8 NABEG, Anhang E.1, S. 1f.).

Die Vorhabentragerin hat eine Methodik als Vorgehensweise gewahlt, die nachvollziehbar
die erheblichen Umweltauswirkungen herausarbeitet (zur Ubersicht des methodischen
Vorgehens vgl. Unterlagen gemaR® § 8 NABEG, Kapitel 5.1.4.1, Abb. 5.1-1, S. 124). Dabei
wurden zunachst die Wirkungen des Vorhabens identifiziert (vgl. Unterlagen gemall § 8
NABEG, Kapitel 5.2.1, S. 157ff.), um hierauf aufbauend die fir das Vorhaben geltenden Ziele
des Umweltschutzes zu bestimmen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.2.2,
S. 181) und Erfassungskriterien abzuleiten. Anschliefend wurden die Merkmale der Umwelt
und der derzeitige Umweltzustand inklusive der Vorbelastungen als Ist-Zustand fiur die
einzelnen Schutzguter gemall §2 Abs.1 UVPG (a.F.) ermittelt und dargestellt (vgl.
Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 5.3, S. 181 ff.). Teil dieser Betrachtung ist auch die
voraussichtliche Entwicklung des Raums bis zum Zeitpunkt der Realisierung des Vorhabens.
Im Anschluss wurden die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt
beschrieben und unter Einbeziehung von Vermeidungs- und Minderungsmallnahmen
bewertet (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Kapitel 5.5, S. 288 ff.). Die bestehende
Vorbelastung wurde nur dann als konfliktmindernd bertcksichtigt, wenn aufgrund einer
bereits im Raum vorhandenen Trasse die Wirkintensitat des beantragten Vorhabens
verringert ist. Im Schutzgut Boden wird beispielsweise von einer verminderten
Konfliktintensitat ausgegangen, wenn die Bestandstrasse genutzt werden kann und keine
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neue dauerhafte Flacheninanspruchnahme durch Mastneubau erforderlich ist. Falls keine
Risikominderung durch bestehende Vorbelastung angenommen werden kann, wird von der
hochsten Stufe der Eingriffsintensitat ausgegangen. Durch die gewahlte Vorgehensweise
werden alle Konfliktbereiche im Trassenkorridor dargestellt, sodass auch fir eine
Neutrassierung ggf. besser geeignete konfliktarme Raume herausgearbeitet werden kénnen.
Fir die bei Nutzung der Bestandstrasse bzw. potenziellen Trassenachse nicht vermeidbaren
Konflikte hat die Vorhabentragerin zudem die Umgehbarkeit im Trassenkorridor gepruft (vgl.
Unterlagen gemall §8 NABEG, Kapitel 5.5.2.4, Tab. 5.5-4, S. 329 ff.). Hinweise auf
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben sind in Kapitel 5.1.6 aufgefuhrt
(ebd., S.155ff.). Eine Beschreibung der methodischen Vorgehensweise sowie eine
Kurzdarstellung der Grinde fir die Wahl der gepriften Alternativen ist in Kapitel 5.1 (ebd.,
S. 121 ff.) enthalten. Ein Uberwachungskonzept zu dieser Entscheidung gemaR § 14m
Abs. 1 UVPG (a.F.) wird zeitgleich mit deren Veroéffentlichung als separates Dokument auf
www.netzausbau.de veroéffentlicht.

Das Vorhabengebiet befindet sich naturraumlich im nérdlichen Oberrhein-Tiefland und quert
die Neckar-Rheinebene sowie die Hardtebenen. Der nérdliche Teil des Abschnitts ist durch
eine hohe Anzahl an Siedlungsbereichen und linienhaften Infrastrukturen gekennzeichnet.
(vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Ist-Zustande in den Karten B.2). Die Hardtebenen sind
gepragt durch zusammenhangende Waldgebiete, die groRflachig auch als Schutzgebiete
ausgewiesen sind. Im sudlichen Bereich des Abschnitts ist die Landschaft gepragt durch
Feuchtgebiete und Altrheinbereiche.

Umweltauswirkungen bei Neubau an beliebiger Stelle im Trassenkorridor

Bei einem Neubau an beliebiger Stelle im 1 km breiten Trassenkorridor sind voraussichtliche
erhebliche Umweltauswirkungen auf alle Schutzglter, auRer dem Schutzgut Luft und Klima,
nicht auszuschlielen. Dieses Ergebnis basiert auf dem aktuellen Planungs- und
Kenntnisstand, da ohne die im Rahmen der Planfeststellung vorzunehmende konkrete
technische Planung die Eingriffe in die Umwelt noch nicht abschlieRend ermittelt werden
kénnen. Es kénnen im Rahmen der Bundesfachplanung nur die Bereiche hervorgehoben
werden, an denen mit hoher Wahrscheinlichkeit voraussichtliche erhebliche
Umweltauswirkungen zu erwarten sind (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 5.5.1.2,
S. 290).

Durch die in den einzelnen Schutzgitern dargelegten Wirkungen durch das Vorhaben und
die Empfindlichkeiten der Flachen auf Grundlage der relevanten Umweltziele sind in allen
Segmenten des Trassenkorridors erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten. Als
voraussichtlich geringfligig sind hingegen die Umweltauswirkungen in Teilbereichen der
Trassenkorridor-Segmente 02-003 bis 02-008; 04-008/009; 04-018/019 einzustufen. In den
TK-Segmenten 02-008/009 sind zudem Flachen vorhanden, die nicht mit Erfassungskriterien
belegt sind. Hier sind voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen auszuschlielRen.

Im Trassenkorridor befinden sich mehrere Siedlungsbereiche, insbesondere Teile der Stadt
Mannheim sowie die Orte Grenzhof, Plankstadt, Neurott, Reilingen, Oberhausen-
Rheinhausen, Waghausel und die Stadt Philippsburg, bei denen im Falle eines Neubaus
erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Menschen, einschlie8lich der menschlichen
Gesundheit, durch elektrische und magnetische Felder und Larm zum jetzigen
Planungsstand nicht ausgeschlossen werden kdnnen.
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Im Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt kdnnen bei einem Neubau im
Trassenkorridor erhebliche Umweltauswirkungen u.a. auf folgende, sehr hoch empfindliche
Flachen, die grof3flachig im Korridor liegen, nicht ausgeschlossen werden:

o TK-Segmente 01-003/004 (Querung des Neckars): FFH-Gebiet 6517-341 Unterer Neckar
Heidelberg — Mannheim, Gewasserrandstreifen

o TK-Segmente 01-006 bis 02-002: Landschaftsschutzgebiet Unterer Dossenwald, FFH-
Gebiet 6617-341 Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen (01-007 bis 02-002)
und Schonwald und Biotopschutzwald BW sowie Naturschutzgebiet Hirschacker und
Dossenwald (02-001/002)

o TK-Segment 04-001 bis 04-008 (Schwetzinger Hardt): Schonwald, Bannwald,
Biotopschutzwald, Landschaftsschutzgebiet Oftersheimer Diinen (04-001/002), FFH-
Gebiet 6617-341 Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen (04-001 und 04-
003/004), Gewasserrandstreifen (04-003/004), Vogelschutzgebiet  6617-441
Schwetzinger und Hockenheimer Hardt (04-003 bis 04-008), gesetzlich geschitztes
Biotop (04-007)

o TK-Segment 04-009: FFH-Gebiet 6717-341 Lul3hardt zwischen Reilingen und Karlsdorf
und Gewasserrandstreifen

o TK-Segmente 04-010 bis 04-017 (LuBhardt und Wagbachniederung): FFH-Gebiet 6717-
341 LuBhardt zwischen Reilingen und Karlsdorf (04-010 bis 04-014), FFH-Gebiet 6716-
341 Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim (04-014 bis 04-016),
Biotopschutzwald  (04-010/011), Gewasserrandstreifen (04-013 bis  04-016),
Vogelschutzgebiet Wagbachniederung (04-014 bis 04-017), Naturschutzgebiet (04-014
bis 04-017), gesetzlich geschiitztes Biotop (04-014 bis 04-017)

o TK-Segmente 04-020/021: FFH-Gebiet 6716-341 Rheinniederung von Philippsburg bis
Mannheim, gesetzlich geschlitzte Biotope, Gewasserrandstreifen

Zusatzlich zu diesen Flachen befinden sich folgende hoch und mittel empfindliche Flachen
im Trassenkorridor:

Flachen fir Artenhilfskonzepte
Landschaftsschutzgebiete
Biotopverbund

Gesetzlich geschitzte Biotope und schutzwirdige Biotope (keine Walder/Moore)
Naturschutzgebiet
Naturschutzgrofl3projekt des Bundes
Wald

Important Bird and Biodiversity Areas
Wildtierkorridore

LIFE-Projekt Rheinauen bei Karlsruhe
Moore

Im Schutzgut Boden konnen bei einem Neubau im Trassenkorridor voraussichtliche
erhebliche Umweltauswirkungen  auf  groflflachig  vorhandene  grund-  und
stauwasserbeeinflusste Bdden sowie Bereiche von Bdden mit Archivfunktion und
Bodenschutzwalder nicht ausgeschlossen werden. Der Verlust von Boden, Veranderungen
der Bodenstruktur sowie Gehodlzrickschnitt bei der Herstellung von Trassen in
Schutzwaldern sind hierfur ursachlich.

Im Schutzgut Wasser kénnen erhebliche Umweltauswirkungen auf kleinere Flie3gewasser,
die fur die Errichtung von Baustrallen ggf. verrohrt werden missen, sowie auf andere
Oberflachengewasser, in die ggf. Einleitungen Uber Vorfluter stattfinden, nicht
ausgeschlossen werden. Auswirkungen auf den Grundwasserkoérper sind in Fallen, in denen
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es zu einer Veranderung der Grundwasserverhaltnisse sowie der Deckschicht durch
Grindungsmafnahmen und temporare Flacheninanspruchnahme kommt, ebenfalls nicht
auszuschlieBen. Hier sind im Untersuchungsraum Wasserschutzgebiete und Gebiete mit
geringer Uberdeckung des Grundwassers betroffen.

Erhebliche Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Landschaft sind bei einem
Leitungsneubau im Trassenkorridor

e in Landschaftsschutzgebieten (Schutzzweck Landschaft) gem. § 26 BNatSchG,

e in geschitzten Landschaftsbestandteilen gem. § 29 BNatSchG,

e bei Naturdenkmalern gem. § 28 BNatSchG,

e in Naturparken gemaf § 27 BNatSchG,

¢ in Naturschutzgebieten (Schutzzweck Landschaft) gem. § 24 BNatSchG

e in einstweilig sichergestellten Teilen von Natur und Landschaft gem. §22
Abs. 3 BNatSchG,

e in Erholungswaldern gem. §§ 6 Abs. 4 und 33 Abs. 1 LWaldG BW,

e in historischen Kulturlandschaften,

¢ auf Erholungseinrichtungen und Siedlungsflachen,

¢ und in mindestens regional bedeutsamen Gebieten zur landschaftsgebundenen Erholung

mindestens dann nicht auszuschlief3en, wenn die Flachen im Trassenkorridor befindlich sind.

Im Schutzgut Kultur- und Sachgiter kénnen voraussichtlich erhebliche Beeintrachtigungen
auf punktuelle und flachige Bodendenkmale im Trassenkorridor nicht ausgeschlossen
werden kdnnen.

Uber den Trassenkorridor hinausgehende Wirkungen kénnen durch elektrische und
magnetische Felder sowie Larm begrindet sein und betreffen das Schutzgut Menschen,
einschlie8lich der menschlichen Gesundheit. Auch die visuelle Stérung von empfindlichen
Tierarten, Leitungskollision und die Meidung trassennaher Flachen durch Végel kénnen Uber
den Trassenkorridorrand hinausgehend zu voraussichtlichen erheblichen
Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt fihren.
Daruber hinaus ist im Schutzgut Landschaft die visuelle Beeintrachtigung Uber den
Trassenkorridor hinausgehend relevant.

Da in der Bundesfachplanung die Inanspruchnahme von Flachen sowie die von dort
ausgehenden Fernwirkungen noch nicht im Einzelnen bestimmt werden bzw. bestimmt
werden koénnen, wurden in den Antragsunterlagen konkrete Vermeidungs- oder
Minderungsmaflinahmen noch nicht vollumfanglich in die Bewertung einbezogen (vgl.
Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 5.5.1.2, S. 305). Erganzend zu den Unterlagen der
Vorhabentragerin kann aber davon ausgegangen werden, dass kleinflachige Konflikte im
Trassenkorridor, in denen die Flacheninanspruchnahme bei einem Leitungsneubau zu einer
erheblichen Umweltauswirkung fuhren wirde, Uberspannt werden koénnen. Als kleinflachig
werden Flachen kategorisiert, die mit der durchschnittlichen Spannfeldlange einer 380 kV-
Leitung von 400 m Uberspannt werden kénnen. Eine Flacheninanspruchnahme kann somit
nachvollziehbar vermieden werden. Soweit in der Bundesfachplanung hierzu eine klare
Abschatzung getroffen werden kann, wird diesbezlglich die Vermeidbarkeit von erheblichen
Umweltauswirkungen angenommen. Zugleich kdnnen Maststandorte sowie die temporar
notwendigen Baustellenflachen grundsatzlich kleinrdumig verschoben werden, um
gegeniuber den Wirkungen des Vorhabens empfindliche Bereiche zu vermeiden. Neben
diesen technischen VermeidungsmaRnahmen sind zum jetzigen Planungs- und
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Kenntnisstand weitere schutzgutspezifische Vermeidungs- und MinderungsmalRhahmen
auch bei einem Neubau im Trassenkorridor moglich (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Anhang B, Tabelle B.1-4). Diese werden in den folgenden Kapiteln im Rahmen der
Bewertung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen in den einzelnen
Schutzgitern aufgefihrt.

Umweltauswirkungen bei Nutzung der Bestandstrasse bzw. der potenziellen
Trassenachse

Zur Vermeidung und Verminderung erheblicher Umweltauswirkungen kann nach Angaben
der Vorhabentragerin und zum gegenwartigen Planungs- und Kenntnisstand in weiten Teilen
des Abschnitts die bestehende 380 kV-Leitung zur Fuhrung der zwei Stromkreise genutzt
werden (vgl. Unterlagen gemals § 8 NABEG, Kapitel 3.2.4, S. 64ff.). Im noérdlichen Teil von
Mannheim-Wallstadt zum Umspannwerk Rheinau soll das Vorhaben durch einen Umbau der
innerhalb des bestehenden Trassenbandes befindlichen Leitungen realisiert werden. Die
TransnetBW GmbH plant, drei Trassen durch den Neubau von 2 Trassen innerhalb des zum
gegenwartigen Zeitpunkt aus finf Trassen bestehenden Trassenbandes zu ersetzen. Daran
anschlieltend bis Hohe Oftersheim soll ein Ersatzneubau in bestehender Trasse stattfinden.
Zwischen Oftersheim und Autobahn A5 soll ein Parallelneubau zu den bestehenden
Leitungen erfolgen mit gleichzeitigem Rlckbau einer bestehenden Trasse. Am
Umspannwerk Neurott ist ein kurzer Neubau von ca. 500 m notwendig, um den
Lickenschluss zur bestehenden Leitungsanlage sidlich des Umspannwerks in Richtung
Philippsburg herzustellen. Von dort an bis zum Netzverknlpfungspunkt am Kernkraftwerk
Philippsburg ist die Nutzung der Bestandstrasse vorgesehen. Zum Anschluss des Konverters
wird voraussichtlich ein weiterer Neubau auf dem Kernkraftwerksgeldnde notwendig (ca.
1 km).

Erhebliche Umweltauswirkungen konnen bei Nutzung der Bestandstrasse im Bereich
zwischen dem Umspannwerk Neurott und dem Kernkraftwerk Philippsburg und ggf. unter
Zuhilfenahme  weiterer Vermeidungs- und Minderungsmallnahmen voraussichtlich
vollstandig vermieden werden. Einzig auf Grund des temporaren Drehstrombetriebs kénnen
erhebliche Umweltauswirkungen im Schutzgut Menschen, einschlie3lich der menschlichen
Gesundheit, durch elektrische Wechselfelder in den Teilabschnitten Nr. 6 (Sandhausen —
Neulu3heim) und Nr. 8 (Oberhausen-Rheinhausen — Philippsburg; vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, Abbildung 3.2-4, S.74) zum jetzigen Planungs- und
Kenntnisstand nicht sicher ausgeschlossen werden. Zwar hat die Vorhabentragerin
nachvollziehbar dargelegt, dass die Grenzwerte der 26. Verordnung zur Durchfihrung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung Uber elektromagnetische Felder -
26. BImSchV) auch direkt unter der geplanten Leitung eingehalten werden kdonnen.
Erhebliche Umweltauswirkungen auf die von der Bestandstrasse gequerten Flachen kénnen
bei dem prognostisch errechneten Wert aber zum jetzigen Planungsstand nicht sicher
ausgeschlossen werden. Auf Grund der bestehenden Vorbelastung und des nur temporaren
Drehstrombetriebs kann die Auswirkung aber als nachrangig eingestuft werden.

Bei Ersatz-, Parallelneubau oder Neubau in potenzieller Trassenachse kénnen, wie in den
folgenden Kapiteln dargestellt, erhebliche Umweltauswirkungen auf die Schutzguter
Menschen, einschlie8lich der menschlichen Gesundheit, Luft und Klima sowie Landschaft
voraussichtlich ausgeschlossen werden.
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Im Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt verbleiben voraussichtlich erhebliche
Umweltauswirkungen auf die Landschaftsschutzgebiete Stralenheimer Hof, Unterer Neckar
und Unterer Dossenwald, das FFH-Gebiet Sandgebiete zwischen Mannheim und
Sandhausen und Biotopverbundflachen in den TK-Segmenten 01-001 bis 02-002. Nach dem
derzeitigen Planungsstand der Vorhabentragerin soll hier ein Parallelneubau bzw.
Ersatzneubau in bestehender Trasse erfolgen. Die erheblichen Umweltauswirkungen werden
verursacht durch Verluste oder die Veranderung von Vegetation und Habitaten und den
temporaren Verlust von Biotopflachen im Baugrubenbereich. Eine Minderung der
Auswirkungen ist durch verschiedene MalRnahmen potenziell moglich. Auf Grund der
bestehenden Vorbelastung im o0.g. Bereich sind die voraussichtlichen erheblichen
Umweltauswirkungen als geringfligig einzustufen. Belange des zwingenden Rechts werden
nicht erheblich beeintrachtigt, vgl. Kapitel B.5.4. Weitere erhebliche Umweltauswirkungen
sind im Bereich des geplanten Parallelneubaus bzw. Neubaus im Umfeld des
Umspannwerkes Neurott (TK-Segmente 03-001/03-002) auf den Gewasserrandstreifen von
Leimbach und Landgraben zum jetzigen Planungsstand nicht auszuschlief3en.

Erhebliche Beeintrachtigungen in den Bereichen mit Ersatz- oder Parallelneubau und
Neubau kénnen auch im Schutzgut Boden zum derzeitigen Planungs- und Kenntnisstand
nicht ausgeschlossen werden. Diese werden durch neue Grindungsmafnahmen und
temporare sowie dauerhafte Flacheninanspruchnahme an den Masteckstielen verursacht.
Auf Grund der bestehenden Vorbelastung im Trassenraum sind die Auswirkungen in den
Trassenkorridor-Segmenten 01-001 bis 01-006, 02-002, 02-009 bis 03-002 aber als
nachrangig erheblich einzustufen. In den Neubau-Abschnitten in den TK-Segmenten 03-002
und 05-001 sind voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen nicht auszuschlieen. Auf
Grund der bestehenden Vorbelastungen auf dem Gelande des Kernkraftwerks Philippsburg
sind die Auswirkungen im letztgenannten Trassenkorridorsegment als nachrangig erheblich
einzustufen.

Im Schutzgut Wasser sind erhebliche Umweltauswirkungen bei Umsetzung des Vorhabens
als Ersatzneubau in bestehender Trasse oder im Parallelneubau oder Neubau nicht
auszuschlieen. Hier sind Gebiete mit geringem Schutzgrad des Grundwassers in den
Trassenkorridorsegmenten  01-003/004 sowie 01-005 bis 02-002 und das
Wasserschutzgebiet Mannheim-Rheinau (Trassenkorridorsegmente 02-002 bis 02-008;
Schutzzone Il und Ill) betroffen. Im weiteren Verlauf sind im TK-Segment 03-002 die
Querung der Schutzzone Ill der beiden festgesetzten Wasserschutzgebiete Schwetzinger
Hardt (Nr. 226 026) und WGG Ill, ZVWV Hardtgruppe Sandhausen zu nennen. In beiden
Wasserschutzgebieten sind Neuzonierungen geplant. Die vorlaufige Anordnung fir das
Wasserschutzgebiet Schwetzinger Hardt |lasst erkennen, dass zukinftig das Gebiet nicht
mehr von der geplanten Trassenachse betroffen sein wird. Im geplanten Neubauabschnitt
am Rand des Kernkraftwerkgelandes ist ein Gebiet mit geringer Grundwassertberdeckung
voraussichtlich erheblich betroffen (TK-Segment 05-001). Um die Auswirkungen zu
minimieren, stehen in der Planfeststellung mehrere Malnahmen zur Verfigung (z.B.
Bohrpfahlgrindung, kleinrdumige Verschiebung der Maststandorte).

Erhebliche Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgiiter kbnnen in den
TK-Segmenten 01-002, 01-005/006, 02-004 und 02-009 bis 03-002 voraussichtlich nicht
ausgeschlossen werden. In den Bereichen des Ersatzneubaus werden sowohl durch neue
Maststandorte als auch Baustelleneinrichtungsflachen die dort befindlichen Bodendenkmale
bzw. archaologischen Fundstellen potenziell beeintrachtigt. Auf Grund der bestehenden
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Vorbelastung im oder nahe zum Trassenband kdonnen die Umweltauswirkungen aber als
geringflgig erheblich eingestuft werden.

Im Folgenden werden die Auswirkungen auf die Schutzgiter im Einzelnen erlautert.

B.5.5.3.1 Schutzgut Menschen, einschlieBlich der menschlichen Gesundheit

Aus dem Vorsorgegedanken der Strategischen Umweltprifung heraus koénnen
voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Menschen,
einschliefllich der menschlichen Gesundheit, bei einem Neubau im Trassenkorridor zum
jetzigen Planungsstand nicht sicher ausgeschlossen werden. Ursachlich sind hierfir die zu
erwartenden Wirkungen durch elektrische und magnetische Felder bei temporarem
Drehstrombetrieb der Leitung und Gerauschimmissionen in der Bau- und Betriebsphase.
Voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen durch statische elektrische und
magnetische Felder sind auszuschlie3en. Die Wirkung der visuellen Beeintrachtigung auf die
siedlungsnahe Erholung hat die Vorhabentragerin in ihrer Auswirkungsprognose im
Schutzgut Menschen betrachtet. Im Rahmen der Entscheidung wird diese zusammen mit der
landschaftsgebundenen Erholung im Schutzgut Landschaft behandelt.

Relevante Beeintrachtigungen durch die Aufladung von Luftpartikeln (lonisation) bei Betrieb
der Leitung kdnnen nach dem vorliegenden Sachstand ausgeschlossen werden. Nach dem
derzeitigen Forschungs- und Kenntnisstand stellen die an Dreh- bzw. Gleichstrom
auftretenden Konzentrationen von Luftionen und geladenen Aerosolen keine gesundheitliche
Gefahrdung dar (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.2.1.2.1, S. 166 ff.). Den
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnissen nach erreicht die lonenkonzentration bzw. das
elektrische Feld bei einer Verdriftung bereits ab einer geringen Entfernung zur Leitung nur
noch geringe Feldstarken bzw. lonenzentrationen (vgl. Runge et al., 2012). Auch unter
Berlicksichtigung der Hinweise aus der Behdrden- und Offentlichkeitsbeteiligung und
weiterer Ubersichtsstudien (FEMU, 2013; Deutscher Bundestag, 2015) ergeben sich keine
gegenteiligen Erkenntnisse. Zu den Auswirkungen durch das elektrische Gleichfeld wird auf
das folgende Unterkapitel verwiesen. Auswirkungen der Freileitung auf die menschliche
Gesundheit durch die potenziell vermehrte Ansammlung von Schadstoffpartikeln an
Luftionen und daraus folgenden Beschadigungen der Lunge kénnen nach den aktuellen
wissenschaftlichen Erkenntnissen verneint werden (Bailey et al., 1997, S. 20; NRPB, 2004,
S. 48; WHO, 2007, S. 115f.).

Als Datengrundlage der Auswirkungsprognose wurden in nachvollziehbarer Weise ATKIS
Basis-DLM Daten sowie erganzende Daten aus Bebauungsplanen zu Grunde gelegt (vgl.
Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Kapitel 5.3.1.1, Tab. 5.3-2, S. 184 ff.). Somit sind nach
Uberzeugung der Bundesnetzagentur die relevanten Siedlungsbereiche, im AuRenbereich
befindliche Aussiedlerhdfe eingeschlossen, vollstdndig erfasst. Im Raum sind zudem
mehrere bauliche Entwicklungen geplant, die bis zur Realisierung des Vorhabens zu einer
zusatzlichen Belegung des Trassenkorridors fiihren kénnen, dessen Genehmigungsfahigkeit
aber letztlich nicht beeintrachtigen (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 5.3.1.3,
S. 190).

Im Einzelnen stellt sich die Situation wie folgt dar:

B.5.5.3.1.1 Wirkungen durch elektrische und magnetische Felder

Um den Nachweis zu erbringen, dass bezlglich der Einhaltung der Grenzwerte flr
elektrische und magnetische Felder keine unuberwindbaren Planungshindernisse vorliegen,
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hat die Vorhabentragerin eine prognostische Immissionsbetrachtung durchgefuhrt (vgl.
Unterlagen gemald § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6, S. 70ff.). Vor dem Hintergrund des aktuellen
wissenschaftlichen Kenntnisstandes werden die geltenden gesetzlichen Grenz- bzw.
Richtwerte der 26. BImSchV far eine Bewertung im Rahmen der
Bundesfachplanungsentscheidung als ausreichend eingestuft. Die Ergebnisse der Prognose
kénnen zur Bewertung der Auswirkungen durch elektrische und magnetische Felder als
Erganzung zu den im Umweltbericht der Vorhabentragerin und in den dazugehérigen Karten
im ,Worst Case* dargestellten Flachen (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Karte B.2.1.2.4),
herangezogen werden.

Die prognostischen Berechnungen wurden fir Gleichfelder und Wechselfelder getrennt
durchgefuhrt, da es gemaR der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft fir Immissionsschutz (LAI)
insofern kein gemeinsames Wirkmodell gibt (vgl. LAI, 2014). Als Modell fir die Berechnung
wurden flur unterschiedliche Teilabschnitte die jeweiligen Mastkonfigurationen herangezogen.
Bei den acht Teilabschnitten handelt es sich um den Teilabschnitt Nr. 1 zwischen Mannheim-
Wallstadt und Mannheim Rangierbahnhof, den Teilabschnitt Nr. 2 zwischen Mannheim
Rangierbahnhof und Mannheim-Rheinau, den Teilabschnitt Nr. 3 zwischen Mannheim-
Rheinau und Oftersheim, den Teilabschnitt Nr. 4 zwischen Oftersheim und Neurott, den
Teilabschnitt Nr. 5 zwischen Neurott und Sandhausen und den Teilabschnitt Nr. 6 zwischen
Sandhausen und NeuluBRheim. Im Teilabschnitt Nr. 7 befindet sich gemal® Angaben der
Vorhabentragerin kein mafgeblicher Immissionsort (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG,
Kapitel 3.2.6.1, S. 75). Gemaly Auskunft der Vorhabentragerin vom 21.01.2019 (vgl. E-Mail
TransnetBW GmbH) befindet sich die Grenze zwischen Teilabschnitt Nr. 7 und Nr. 8 etwas
nordlicher als in der Abbildung 3.2-4 der Unterlagen gem. § 8 NABEG eingezeichnet, sodass
die potenziellen mafRgeblichen Immissionsorte im TK-Segment 04-017 zum Teilabschnitt
Nr. 8 gehorig sind. Da die Mastkonfiguration der Teilabschnitte Nr. 8 und Nr. 6 gemal den
Angaben der Vorhabentrégerin weitgehend identisch ist, kann das Ergebnis von
Teilabschnitt Nr. 6 auch auf den Teilabschnitt Nr. 8 Gbertragen werden. Der Nachweis fir die
Einhaltung der Grenzwerte wurde jeweils fir einen hypothetischen malgeblichen
Immissionsort direkt unter den Leiterseilen am niedrigsten Leiterseildurchhang in der
Spannfeldmitte zwischen zwei Masten in einem Meter Hohe gefuhrt. Mit zunehmendem
Abstand zur Leitung nehmen die Werte deutlich ab. An einem malfigeblichen Immissionsort
seitlich der Leitung sind die Werte somit maximal gleich bzw. geringer als direkt unter der
Leitung (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, S. 75).

Elektrische und magnetische Gleichfelder

Voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen durch elektrische und magnetische
Gleichfelder kdnnen prognostisch ausgeschlossen werden.

Die Vorhabentragerin legt in der prognostischen Immissionsbetrachtung (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, S. 70 ff.) nachvollziehbar dar, dass bei Nutzung der
Bestandsleitung bzw. Bestandstrasse im Trassenkorridor  die geltenden
immissionsschutzrechtlichen Grenzwerte gemafl § 3a der 26. BImSchV in Verbindung mit
Anhang 1a zur 26. BImSchV sicher eingehalten werden.

Schadliche Umwelteinwirkungen durch das magnetische Gleichfeld kénnen prognostisch
ausgeschlossen werden. Die Anforderungen des § 3a der 26. BImSchV werden eingehalten.
Der prognostizierte Wert fir das magnetische Gleichfeld liegt in der unglnstigsten
Betriebsart des negativen Monopolbetriebs bei Werten von <5 bis <25 uT und damit deutlich
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unter dem Wert des natlrlichen Erdmagnetfelds von ca. 50 pT (vgl. Unterlagen gemal} § 8
NABEG, Anhang A.1.2, Zusammenfassung). Der Grenzwert von 500 uyT gemall Anhang 1a
der 26. BImSchV flr das magnetische Gleichfeld wird somit zum derzeitigen Planungs- und
Kenntnisstand bei hochster betrieblicher Anlagenauslastung deutlich unterschritten.
Gesundheitsrelevante Wirkungen durch magnetische Gleichfelder sind nur flr Feldstarken
weit oberhalb des Grenzwerts nachgewiesen (vgl. Unterlagen gemall §8 NABEG,
Kapitel 5.3.1.1, S. 188). Die errechneten Werte kénnen zur Bewertung der erheblichen
Umweltauswirkungen herangezogen werden. Sie erlauben den Schluss, dass bei einer
Leitungsfuhrung im Trassenkorridor der Grenzwert des magnetischen Gleichfelds weit
unterschritten wird. Erhebliche Umweltauswirkungen sind daher nicht zu erwarten.

Flr das elektrische Gleichfeld hat der Gesetzgeber keinen Grenzwert festgelegt, da insofern
direkte gesundheitliche Auswirkungen ausgeschlossen werden koénnen. Das statische
elektrische Feld dringt nicht in den menschlichen Kdrper ein, sondern wird auf Grund der
elektrischen Leitfahigkeit des Korpers an der Kdrperoberfliche nahezu vollstandig abgeleitet
(vgl. RWTH Aachen, 2018; BfS, 2018; SSK, 2013, S. 7). Die Vorhabentragerin hat die
Wirkung aus diesem Grund in nachvollziehbarer Weise als nicht relevant eingestuft und in
der Auswirkungsprognose nicht naher betrachtet (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG,
Anhang B.1.5, S. 2 von 6). Auf eine Darstellung der Orte zum vorubergehenden Aufenthalt
(Uberall-Orte) in den Karten des Umweltberichts wurde in der Konsequenz verzichtet.

Elektrische und magnetische Wechselfelder

Voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen durch elektrische und magnetische
Wechselfelder kdnnen bei einem Neubau im Trassenkorridor nicht sicher ausgeschlossen
werden.

Elektrische und magnetische Wechselfelder werden bei einem Neubau nur im temporaren
Drehstrombetrieb (z.B. wahrend der Inbetriebnahmephase der Leitung oder wahrend der
Wartung eines Konverters) verursacht. Elektrische und magnetische Wechselfelder werden
somit voraussichtlich nur an einigen Tagen bis wenigen Wochen im Jahr emittiert. Die
Umweltauswirkung ist somit als nachrangig einzustufen. Betroffen sind potenziell alle zum
nicht nur vorlibergehenden Aufenthalt von Menschen genutzten Wohnbauflachen,
Mischbauflachen sowie baulich gepragte Flachen, auf denen vorwiegend Gebaude und/ oder
Anlagen zur Erfullung offentlicher Zwecke oder historische Anlagen vorhanden sind und
Industrie- und Gewerbeflachen im Untersuchungsraum. Die Flachen sind in der
Karte B.2.1.2.4 (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG) dargestellt. Insbesondere sind bei
einem potenziellen Neubau im Trassenkorridor erhebliche Umweltauswirkungen bei
Annaherung an die im Trassenkorridor liegenden Wohngebiete der Stadt Mannheim
(Trassenkorridor-Segmente 01-001 bis 02-003), der Orte Plankstadt (TK-Segment 02-007),
Neurott (TK-Segment 03-002), Reilingen (TK-Segment 04-011), Oberhausen-Rheinhausen
und Waghausel (TK-Segmente 04-017/018) sowie der Stadt Philippsburg (TK-Segment 04-
021) im Trassenkorridor nicht auszuschlief3en.

Selbst wenn Sportplatze inklusive Vereinsheime als Orte zum voribergehenden Aufenthalt
einzustufen sind (BayVGH, Urteil vom 19.06.2012 - 22 A 11.40018, 22 A 11.40019) und
auch bei den im Abschnitt liegenden kommunalen Klaranlagen ausgeschlossen werden
kann, dass es sich um Orte zum nicht nur voribergehenden Aufenthalt handelt, ergeben sich
keine wesentlichen Anderungen bezliglich der Bewertung des Trassenkorridors. Die Flachen
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mit voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen reduzieren sich im Vergleich zum
Ergebnis des Umweltberichts der Vorhabentragerin nur geringfugig.

Bei Nutzung der geplanten Trassenachse im Ersatz-, Parallelneubau oder Neubau kdnnen
erhebliche Umweltauswirkungen zum jetzigen Planungsstand ausgeschlossen werden.

Die Vorhabentragerin hat nachgewiesen, dass die Grenzwerte der 26. BImSchV bereits
direkt unter der Leitung eingehalten werden (vgl. Unterlagen gemall §8 NABEG,
Kapitel 3.2.6.1, S 76 i.V.m. Anhang A.1.2). Zudem kdnnen in den Teilabschnitten Nr. 1 bis 4
voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden, da sich keine
malfigeblichen Immissionsorte im Bereich gemall Kapitel [1.3.1. der LAlI-
Durchfuhrungshinweise (LAI, 2014, S. 15) befinden (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG,
Anhang A.1.2, Zusammenfassung).

Bei Nutzung der Bestandstrasse (Teilabschnitte 5, 6 und 8) kdnnen erhebliche
Umweltauswirkungen zum jetzigen Planungsstand nicht vollstandig ausgeschlossen werden.

Im Teilabschnitt Nr. 5 quert die Leitung die Autobahn-Raststatte Hardtwald West, die die
Vorhabentragerin als potenziellen malgeblichen Immissionsort identifiziert hat. Nach
Berechnung der Vorhabentragerin wird der Grenzwert von 5 kV/m fur das elektrische Feld
sowohl im Hybridbetrieb als auch im temporaren Drehstrombetrieb am Ort des niedrigsten
Leiterseildurchhangs deutlich unterschritten (<1 kV/m bzw. <1,5 kV/m; vgl. Anhang A,
Zusammenfassung). Diese Prognose ist auf den konkreten mafigeblichen Immissionsort, der
unterhalb der Leitung liegt, im Ergebnis Ubertragbar, da der Abstand zu diesem groler ist als
der im ,Worst Case” berechnete Bodenabstand. Bei diesem Ort handelt es sich um den
prognostisch am starksten betroffenen Immissionsort im Teilabschnitt, da sich ggf. weitere
mafgebliche Immissionsorte seitlich weiter entfernt zur Leitung befinden. Die dort ggf.
auftretenden Werte des elektrischen und magnetischen Felds sind in nachvollziehbarer
Weise geringer als die am starksten betroffenen Immissionsort berechneten Werte.
Voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen kénnen somit ausgeschlossen werden.

Im Teilabschnitt Nr. 6 wurde als potenzieller mafigeblicher Immissionsort eine Industrie- und
Gewerbeflache identifiziert. Direkt unterhalb der dort befindlichen Bestandstrasse hat die
Vorhabentragerin einen Wert von < 2,5 kV/m im Hybridbetrieb und < 3 kV/m im temporaren
Drehstrombetrieb errechnet. Dieser Wert ist analog auf den Teilabschnitt Nr. 8 (bertragbar.
Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen auf die konkrete Berechnung der
Immissionswerte an malgeblichen Immissionsorten verzichtet, da der genaue
Leitungsverlauf sowie die konkrete Mast- und Leitungskonfiguration in der
Bundesfachplanung noch nicht festgelegt werden. Die o.g. Bereiche stellen somit eine
Annaherung an moégliche malgebliche Immissionsorte dar. Erhebliche Umweltauswirkungen
kénnen zum jetzigen Planungs- und Kenntnisstand daher zwar nicht sicher ausgeschlossen
werden. Auf Grund der bestehenden Vorbelastung und des nur temporaren
Drehstrombetriebs kann die Auswirkung aber als nachrangig eingestuft werden.

Erhebliche Umweltauswirkungen durch magnetische Wechselfelder kdénnen sicher
ausgeschlossen werden. Die prognostizierten Werte von 10 bis 35 uT bei Realisierung der
(potenziellen) Trassenachse unterschreiten den Grenzwert der 26. BImSchV von 100 uT
deutlich und sind damit als geringfligig einzustufen. Die Werte wurden mit dem o.g.
methodischen Ansatz flr einen hypothetischen mafigeblichen Immissionsort direkt unterhalb
der (Bestands-)Trasse berechnet.
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Die Prufung moglicher Minimierungsmaflinahmen gemal § 4 Abs. 2 der 26. BImSchV i.V.m.
26. BImSchVvwV, die zu einer zusatzlichen Reduzierung der entsprechenden Belastung
fuhren, kann erst bei der konkreten technischen Planung in der Planfeststellung erfolgen.

Uberspannungsverbot

Gemall §4 Abs. 3 der 26. BImSchV durfen Niederfrequenzanlagen, die in neuer Trasse
errichtet werden, keine Gebaude oder Gebaudeteile Uberspannen, die zum dauerhaften
Aufenthalt von Menschen bestimmt sind. Voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen
auf diese Gebaude oder Gebaudeteile durch die Neuerrichtung einer Trasse im
Trassenkorridor kdnnen daher zum jetzigen Planungsstand nicht sicher ausgeschlossen
werden. Betroffen sind alle potenziell zum Wohnen dienenden Flachen im Trassenkorridor.
Neben Einzelgehoften und einzelnen Siedlungen im AuBenbereich handelt es sich
insbesondere um die Siedlungsbereiche der Stadt Mannheim (Trassenkorridor-Segmente
01-001 bis 02-003), der Orte Plankstadt (TK-Segment 02-007), Neurott (TK-Segment 03-
002), Reilingen (TK-Segment 04-011), Oberhausen-Rheinhausen und Waghausel (TK-
Segmente 04-017/018) sowie der Stadt Philippsburg (TK-Segment 04-021) (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Karte B.2.1.2.1i.V.m. B.2.1.2.4).

Bei Nutzung der Bestandstrasse kann die Uberspannung von Gebauden oder Geb&udeteilen
in neuer Trasse, die zum dauerhaften Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, aber
vorliegend ausgeschlossen werden. Es bestehen keine Anhaltspunkte dafir, dass bei
Nutzung der Bestandstrasse voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen durch
Neulberspannungen entstehen (TK-Segmente 04-001 bis 04-021). Auch in den Bereichen
mit Parallelneubau und Ersatzneubau (TK-Segmente 01-001 bis 03-002 sowie 05-001)
kénnen Uberspannungen von Gebauden oder Gebaudeteilen, die dem dauerhaften
Aufenthalt von Menschen dienen, bei Nutzung der vorgeschlagenen Trassenachse
ausgeschlossen werden (vgl. Unterlagen gem. § 8 NABEG, Karte B.2.1.2.1 i.V.m. B.2.1.2.5).
In den Abschnitten, in denen ein Neubau geplant ist, befinden sich keine Orte zum
dauerhaften Aufenthalt in der Nahe der potenziellen Trassenachse (vgl. Karte B.2.1.2.1).

B.5.5.3.1.2 Wirkungen durch Schallemissionen

Zum jetzigen Planungs- und Kenntnisstand konnen voraussichtliche erhebliche
Umweltauswirkungen durch Schallemissionen wahrend des Baus der Leitung und im Betrieb
bei einem Neubau im Trassenkorridor nicht sicher ausgeschlossen werden.

Hiervon betroffen sind potenziell alle Flachen mit baulicher Nutzung, die im
Einwirkungsbereich der Anlage i.S.v. Nr. 2.2 der Technischen Anleitung zum Schutz gegen
Larm (TA Larm) liegen. Dieser Einwirkungsbereich umfasst alle Flachen, in denen der
Beurteilungspegel weniger als 10 dB(A) unter dem fir diese Flachen mafgeblichen
Richtwert i.S.v. Nr. 6.1 der TA Larm liegt. Gemal der Prognose der TransnetBW GmbH
kann der Einwirkungsbereich im Trassenkorridor bei Annahme unglnstiger Bedingungen
auch Flachen mit baulicher Nutzung in bis zu 300 m Entfernung zu einer Leitung umfassen
(vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Anhang B.1.6).

Beim Betrieb der Anlage kénnen durch elektrische Entladungen an den Leiterseilen hérbare
Gerausche entstehen (Korona-Effekt). Im Gleichstrombetrieb werden die hdchsten
Gerauschimmissionen bei trockenem Wetter erwartet, wahrend im Drehstrombetrieb die
maximalen Pegelhéhen bei malkigem Niederschlag erreicht werden (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Kapitel 5.2.1.1.1.5, S. 159 i.V.m. Pfeiffer, 2017). Ausschlaggebend fir die
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Larmentwicklung sind neben den Witterungsverhaltnissen auch die Hohe der Spannung, die
Art der Leiterseile (Bundelung und Durchmesser) und die Beschaffenheit der
Leiterseiloberflache (vgl. Unterlagen gemal §8 NABEG, Kapitel 3.2.6.2, S.77). Die
héchsten Gerauschimmissionen treten bei Gleichstrombetrieb im symmetrischen Betrieb auf
(ebd., S. 79).

Potenziell betroffen bei einem Neubau im Trassenkorridor sind folgende groR¥flachige, teils
auch randlich im Trassenkorridor liegende potenzielle Immissionsorte: TK-Segmente 01-002
bis 008 (UW Rheinau ausgenommen), 02-002/003 (Friedrichsfeld), 02-004/005 (Grenzhof),
02-008/009 (Plankstadt), 03-002 (Neurott), 04-011 (Reilingen), 04-017/018 (Oberhausen-
Rheinhausen/Waghausel) sowie 04-021 (Philippsburg).

Bei Nutzung der Bestandstrasse koénnen erhebliche Umweltauswirkungen jedoch
voraussichtlich vermieden werden. Die Vorhabentragerin legt in der prognostischen
Immissionsbetrachtung (vgl. Unterlagen gemal? § 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.2, S.80f.)
nachvollziehbar dar, dass bei Nutzung der Bestandstrasse die Richtwerte der TA Larm
eingehalten werden kénnen. Der Nachweis wurde als Uberschlagige Prognose mit Hilfe einer
.Worst Case-Berechnung“ fir den aktuellen Planungs- und Kenntnisstand der
Leitungskonfiguration gefiihrt. Gleichzeitig kann gemaR der Prognose der Vorhabentragerin
die Irrelevanzschwelle (Richtwert - 6 dB(A) gemal Kapitel 3.2.1 der TA Larm) ebenfalls
eingehalten werden. Somit ist die durch das geplante Vorhaben entstehende
Zusatzbelastung als nicht relevant anzusehen (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel
5.5.2.2.2.1, S. 310 ff.). Weitere Ausfuhrungen zum Nachweis der Einhaltung der Vorgaben
der TA Larm finden sich in Kapitel B.4.4.1.2. Der Umfang bzw. die Qualitat der in Rede
stehenden Umweltauswirkungen sind insofern von untergeordneter bzw. geringflgiger
Bedeutung. Als zusatzliche und gemall der Vorhabentragerin generell eingesetzte
Minderungsmalinahme steht der Einsatz von Leiterseilen mit grolerem Durchmesser zur
Verfligung (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Anhang B.1.4, S. 2 von 6).

Auf Grund der Berechnungen des ,Worst Case” kdnnen aus den errechneten Werten zwar
noch keine detaillierten Informationen zu den tatsachlichen Gerduschimmissionen am
mafgeblichen Immissionsort abgeleitet werden. Aber das ist in diesem Stadium auch nicht
notwendig bzw. auch noch gar nicht leistbar. MaRRgeblich fir die Bundesfachplanung ist
vielmehr der Nachweis, dass die Richtwerte eingehalten werden kénnen und dass die
geplante Anlage keine relevante Zusatzbelastung verursacht. Dies ist hier der Fall.

Zusatzlich zu den betriebsbedingten Gerauschemissionen kommt es in der Bauphase durch
den Betrieb von Baufahrzeugen auf den einzelnen Baustellen sowie den
Verkehrsbewegungen auf  den Zuwegungen voraussichtlich zu erhdhten
Gerauschemissionen (vgl. Unterlagen gemafll § 8 NABEG, Kapitel 5.2.1.1.2.4, S. 189).
Voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen auf Flachen baulicher Nutzung i.S.v. Nr. 3
der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bauldrm (AVV Baularm) sind
daher zum jetzigen Planungsstand nicht auszuschlieRen. Grundsatzlich findet beim Betrieb
von Baumaschinen auf Baustellen die AVV Bauldarm Anwendung. Da die konkreten
Baustelleneinrichtungen in diesem Planungsstadium noch nicht feststehen bzw. feststehen
kénnen und ggf. erforderliche emissionsmindernde Mallnahmen zur Verfigung stehen
(geeignete Planung und Einrichtung der Baustellen, geeignete Bauausfuhrung u.a. durch
Einsatz von gerauscharmen Baumaschinen und -verfahren; vgl. Anlage 5 der AVV Baularm
sowie Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.2.3, S 312), sind zum jetzigen Planungs-
und Kenntnisstand die Umweltauswirkungen als nachrangig einzustufen.
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Bei Nutzung der Bestandstrasse konnen erhebliche Umweltauswirkungen voraussichtlich
ausgeschlossen werden. Die baulichen Tatigkeiten finden rdumlich begrenzt lediglich an
einzelnen Maststandorten und deren Zufahrten statt und dauern zudem nur einige Tage bis
wenige Wochen an (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.4.2.1.3, S. 342). Des
Weiteren stehen als Vermeidungs- und Minderungsmafnahme die geeignete Planung und
Einrichtung der Baustellen und eine geeignete Bauausfihrung u.a. durch Einsatz von
gerauscharmen Baumaschinen und -verfahren zur Verfugung. Beides hat die
Vorhabentragerin vorgesehen.

B.5.5.3.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
Im Trassenkorridor sind bei einem Leitungsneubau erhebliche Umweltauswirkungen auf das
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt voraussichtlich nicht auszuschlief3en.

Betrachtungsrelevant fir die Einschatzung der Erheblichkeit sind folgende Wirkungen des
Vorhabens. Zum einen sind dies die anlagebedingten Auswirkungen des Verlustes von
Vegetation und Habitaten und die Meidung trassennaher Flachen durch Vogel sowie die
Kollision von Vdgeln mit der Leitung. Auch eine erhebliche Veranderung von Vegetation und
Habitaten durch Gehdlzriickschnitt (Zerschneidungswirkung) kann nicht ausgeschlossen
werden, solange die Anlage in Betrieb ist und somit regelmafige SchnittmaRnahmen im
Schutzstreifen notwendig sind. Wahrend der Bau- bzw. Rickbauphase kénnen Stérungen
empfindlicher Tierarten durch visuelle Reize, eine temporare Veranderung von Vegetation
und Habitaten sowie der temporare Verlust von Biotopflachen im Baugrubenbereich
auftreten (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.3.2.1, Tabelle 5.3-7, S. 199).
Erganzend kann zum derzeitigen Planungs- und Kenntnisstand nicht ausgeschlossen
werden, dass punktuell ebenfalls erhebliche Beeintrachtigungen durch baubedingte
Schadigung von Tieren auftreten kénnen. Ebenfalls kann es voraussichtlich vereinzelt zu
einem nicht nur tempordren sondern dauerhaften Verlust von Biotopflachen im
Baugrubenbereich und somit zu erheblichen Beeintrachtigungen kommen (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG Kapitel 5.2.1.2.2 S. 168 ff.).

Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass bisher keine nachgewiesenen
Hinweise eines relevanten Einflusses von elektrischen und magnetischen Wechselfeldern
auf Tiere und Pflanzen vorliegen. Magnetfelder kdnnen zwar nachweislich von Voégeln
wahrgenommen werden, falls die Flussdichte der Felder den Bereich des Erdmagnetfeldes
erreicht. Allerdings ist die Wirkung auf die unmittelbare Nahe der Leitungen beschrankt.
Relevante Auswirkungen sind aus diesem Grund im Ergebnis der Prifung zu verneinen (vgl.
Unterlagen gemaf § 8 NABEG, Kapitel 5.1.6, S. 156).

Fir die Auswirkungsprognose hat die Vorhabentragerin folgende Erfassungskriterien im
Untersuchungsraum identifiziert:

o Schutzwalder (Bannwald gem. § 32 Abs. 2 LWaldG BW, Biotopschutzwald gem. § 30a
Abs. 3 LWaldG BW, Schonwald gem. § 32 Abs. 3 LWaldGBW; Bodenschutzwald gem.
§ 30 LWaldG BW wird in Kapitel B.5.5.3.3 - Schutzgut Boden behandelt)

e Biotopverbund

o Gesetzlich geschitzte Biotope gem. § 30 BNatSchG sowie § 31 Abs. 4 und § 33 Abs. 1
NatSchG BW

e Schutzwirdige Biotope

o LIFE-Projekt

o NaturschutzgrofRprojekt des Bundes (Projektgebiet ,Lebensader Oberrhein — Naturvielfalt
von nass bis trocken®, Hotspot 10)
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e Moore gem. Moorkataster Baden-Warttemberg
Regionale Brutgebiete und Rastgebiete flir Vogel (Daten des Landesamts fir Umwelt
Rheinland-Pfalz)

Wildtierkorridor

Flache der Artenhilfskonzepte

Important Bird and Biodiversity Area

Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete)
Gewasserrandstreifen gem. § 61 BNatSchG

LSG

Naturdenkmale

Naturschutzgebiet

Bezuglich der gesetzlich geschutzten Biotope hat das Landratsamt Rhein-Neckar in seiner
Stellungnahme vom 13.04.2018 darauf hingewiesen, dass die vorliegende Biotopkartierung
aus Altersgrinden nur deklaratorischen Charakter hat. Fir die Bundesfachplanung und die
Festlegung des Trassenkorridors ist es dennoch ausreichend, die bestehenden Daten der
Landesanstalt fir Umwelt Baden-Wirttemberg zu nutzen. Im Rahmen der Planfeststellung
wird bei der konkreten Trassenplanung und der Festlegung von einzelnen Maststandorten zu
ermitteln sein, wo im Raum tatsachlich gesetzlich geschitzte Biotope befindlich sind. Es
stehen aber MalRnahmen zur Verfligung um eine potenzielle Betroffenheit von gesetzlich
geschutzten Biotopen zu vermeiden (z.B. kleinraumige Verschiebung von Maststandorten,
Anpassung der Arbeitsflachen an die 6rtlichen Gegebenheiten).

Die Vorhabentragerin hat die folgenden Flachen, die grof¥flachig (> 50 %) im Trassenkorridor
liegen, mit einer sehr hohen Empfindlichkeit gegeniber einem Leitungsbauvorhaben als
Neubau bewertet:

e TK-Segmente 01-003/004 (Querung des Neckars): FFH-Gebiet 6517-341 Unterer Neckar
Heidelberg — Mannheim, Gewasserrandstreifen

o TK-Segmente 01-006 bis 02-002: Landschaftsschutzgebiet Unterer Dossenwald, FFH-
Gebiet 6617-341 Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen (01-007 bis 02-002)
und Schonwald und Biotopschutzwald BW sowie Naturschutzgebiet Hirschacker und
Dossenwald (02-001/002)

o TK-Segment 04-001 bis 04-008 (Schwetzinger Hardt): Schonwald, Bannwald,
Biotopschutzwald, Landschaftsschutzgebiet Oftersheimer Diinen (04-001/002), FFH-
Gebiet 6617-341 Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen (04-001 und 04-
003/004), Gewasserrandstreifen (04-003/004), Vogelschutzgebiet  6617-441
Schwetzinger und Hockenheimer Hardt (04-003 bis 04-008), gesetzlich geschutztes
Biotop (04-007)

o TK-Segment 04-009: FFH-Gebiet 6717-341 Lul3hardt zwischen Reilingen und Karlsdorf
und Gewasserrandstreifen

e TK-Segmente 04-010 bis 04-017 (LuBhardt und Wagbachniederung): FFH-Gebiet 6717-
341 LuBhardt zwischen Reilingen und Karlsdorf (04-010 bis 04-014), FFH-Gebiet 6716-
341 Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim (04-014 bis 04-016),
Biotopschutzwald  (04-010/011), Gewasserrandstreifen  (04-013 bis  04-016),
Vogelschutzgebiet Wagbachniederung (04-014 bis 04-017), NSG (04-014 bis 04-017),
gesetzlich geschitztes Biotop (04-014 bis 04-017)

o TK-Segmente 04-020/021: FFH-Gebiet 6716-341 Rheinniederung von Philippsburg bis
Mannheim, gesetzlich geschitzte Biotope, Gewasserrandstreifen

Zusatzlich zu diesen sehr hoch empfindlichen, riegelbildenden Flachen befinden sich
folgende hoch und mittel empfindliche Flachen im Trassenkorridor:
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Flache fir Artenhilfskonzepte (TK-Segmente 01-001, 01-004 bis 02-004)

e Landschaftsschutzgebiete StralBenheimer Hof und Langgewann (TK-Segmente 01-
001/002), Unterer Neckar: Westlich der llivesheimer Schlinge (TK-Segmente 01-003/004),
Sandhausener Diine, Pflege Schénau-Galgenbuckel (TK-Segment 04-001)

e Biotopverbund (TK-Segmente 01-002 bis 01-004, 01-007 bis 02-003, 02-007, 03-
001/002, 04-001 bis 04-008, 04-009, 04-010/011, 04-013, 04-014 bis 04-017, 04-018 bis
05-001)

o Gesetzlich geschitzte Biotope und schutzwirdige Biotope (keine Walder/Moore, soweit
in Zusammenwirken mit anderen Flachen kein Riegel im Trassenkorridor gebildet wird):
TK-Segmente 01-002, 01-005, 01-007 bis 02-002, 02-002/003, 02-005, 02-008, 02-009,
04-001 bis 04-008, 04-010/011, 04-013, 04-018, 04-019 bis 05-001

o Naturschutzgebiet Sandhausener Diine, Pflege Schénau-Galgenbuckel (TK-Segment 01-
004)

o NaturschutzgroRprojekt des Bundes (Lebensader Oberrhein). TK-Segmente 01-006 bis
02-004 und 03-002 bis 05-001

e Wald: TK-Segmente 01-007 bis 02-004, 04-001 bis 04-008, 04-010 bis 04-014, 04-
018/019, 04-020 bis 05-001

o IBAs Schwetzinger und Hockenheimer Hardt (TK-Segmente 04-001 bis 04-008), St
Leoner Bruch und Reilinger Wiesen (TK-Segmente 04-009 bis 04-011),
Wagbachniederung (TK-Segmente 04-014 bis 04-017), Sandsteppe Frankreich bei
Wiesental (TK-Segment 04-018), Philippsburger Altrhein und Rheinschanzinsel (04-019
bis 05-001)

e Wildtierkorridore: TK-Segmente 04-003 bis 04-011, 04-013, 04-014, 04-019/020

o LIFE-Projekt Rheinauen bei Karlsruhe: TK-Segmente 04-020 bis 05-001

e Moore: TK-Segmente 04-014, 04-016/017, 04-020

Bei einigen der o.g. Flachen hat die Vorhabentragerin erhebliche Umweltauswirkungen bei
Realisierung des Vorhabens als Neubau im Trassenkorridor auch dann nicht
ausgeschlossen, wenn sie auf3erhalb des Trassenkorridors liegen. Dies betrifft diverse FFH-
und  Vogelschutzgebiete, Landschafts- und  Naturschutzgebiete, Flachen  fur
Artenhilfskonzepte fir Vogel sowie Important Bird and Biodiversity Areas. Flr potenzielle
Beeintrachtigungen dieser Gebiete aulerhalb des Trassenkorridors sei die Auswirkung der
Leitungskollision ursachlich (vgl. Unterlagen gemal® §8 NABEG, Kapitel 5.3.2.5.2,
Tabelle 5.3-11, S.231ff. i.V.m. Kapitel 5.3.2.6, S.236ff.). Insbesondere unter
Berucksichtigung der Ergebnisse der Vertraglichkeitsuntersuchungen wird diese
Einschatzung der Vorhabentragerin nach intensiver Prifung vorliegend nicht geteilt (s.u.).

Ergdnzend zu den Unterlagen gemalk §8NABEG sind auf festgesetzten
Kompensationsflachen, auf denen Malinahmen zur Verbesserung des Umweltzustands
durchgefuhrt wurden und die im Trassenkorridor liegen, voraussichtliche erhebliche
Umweltauswirkungen nicht auszuschlieen. Hierzu sind, auer der Stellungnahme der Stadt
Philippsburg zu Flachen im TK-Segment 04-018, jedoch keine weiteren Hinweise in der
Behérden- und Offentlichkeitsbeteiligung vorgebracht worden.

Die Vorhabentragerin legt nachvollziehbar dar, dass es bis zum Zeitpunkt der Realisierung
des Vorhabens zu keiner wesentlichen Veranderung des Ist-Zustands im
Untersuchungsraum kommen wird. Zum einen sind in den Flachennutzungsplanen mehrere
Flachen als Wald ausgewiesen, auf denen momentan eine andere Nutzung vorherrscht,
weshalb sich zukinftig der Waldanteil im Raum ggf. erhéhen kann. Des Weiteren ist im
Untersuchungsraum die Ausweisung zwei neuer Naturschutzgebiete (Stadt Ludwigshafen,
NSG An der Kuhschleuse; RP Karlsruhe — Gemeinde Sandhausen, NSG Am Briihlweg)
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geplant (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 5.3.2.3, S. 218). Die naturrdumliche
Ausstattung der Gebiete wird sich durch oder nach der Ausweisung nicht verandern.

MaBRnahmen zur Vermeidung und Minderung erheblicher Umweltauswirkungen im
Trassenkorridor

Nachfolgend werden die MalBnahmen benannt, die i.S.v. § 14g Abs. 2 Nr. 6 UVPG a.F.
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen aufgrund der Durchfihrung des Plans
grundsatzlich verhindern und verringern. Mit der vorliegenden Prognose zu voraussichtlichen
erheblichen Umweltauswirkungen im Rahmen der Bundesfachplanung geht keine
gleichzeitige Abschatzung der voraussichtlichen Eingriffe in Natur und Landschaft nach § 15
BNatSchG und somit von Ausgleichs- und Ersatzmalnahmen einher. Diese wird im
nachfolgenden Planfeststellungsverfahren erstellt.

Grundsatzlich kénnen einige der o.g. Flachen, auf denen erhebliche Umweltauswirkungen
erwartet werden, im Trassenkorridor umgangen und Umweltauswirkungen somit ggf.
vermieden werden. Soweit sich diese Flachen Uber die gesamte Korridorbreite bzw. bis auf
wenige Meter (< 100 m) erstrecken, ist dies nicht méglich.

Missen die oben genannten Flachen z.B. auf einer Lange von weniger als 400 m gequert
werden, konnen diese nach den nachvollziehbaren Angaben der Vorhabentragerin
Uberspannt werden. Erhebliche Umweltauswirkungen durch einen anlagebedingten Verlust
von Vegetation und Habitaten und die baubedingte Veradnderung von Vegetation und
Habitaten sind somit grundsatzlich vermeidbar. Soweit ggf. bestehende Masten in den
Gebieten zuruckgebaut werden muissen, kénnen Umweltauswirkungen zudem grundsatzlich
minimiert und ggf. auch vermieden werden. Dies gilt auch dann, wenn die o0.g. Flachen nicht
Uberspannt werden kdnnen und eine direkte Flacheninanspruchnahme nicht vermeidbar ist.

Soweit Flachen nicht umgangen werden kdénnen, sind sonstige MaRnahmen zur Vermeidung
oder Minderung moglich. Zur Vermeidung und Minderung von erheblichen
Umweltauswirkungen kénnen

e Maststandorte kleinrdumig verschoben werden,
Arbeitsflachen an die értlichen Gegebenheiten angepasst werden,

¢ im Vorfeld eine Baufeldfreimachung erfolgen und Vergramungsmalinahmen umgesetzt
werden,

e neue Masten mit Bohrpfahlfundamenten gegrindet werden um den dauerhaften
Flachenverlust zu minimieren,

o vorhandene Wege flir den An- und Abtransport von Materialien sowie fir die Lagerung
von Baumaterialien und als Montageflachen genutzt werden,

o Metallplatten sowie temporare Schotterung auf Geotextil im Bereich der Lager-, Seilzug-
oder Montageflachen sowie temporaren Zuwegungen ausgelegt werden,

o Flachen Uberspannt werden, um eine Wuchshdéhenbegrenzung und anlagenbedingte
Zerschneidungswirkung zu vermeiden,

e Arbeits- und Seilzugflachen sowie Zuwegungen auRerhalb von Schutzgebieten und
empfindlichen Biotoptypen und Habitaten eingerichtet werden,

e Schutzzaune am Rand der empfindlichen Biotoptypen und Habitate oder um die
Bauflachen aufgestellt werden,

e BaumaBnahmen auRerhalb der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs-
und Wanderungszeiten von empfindlichen Arten durchgeflihrt werden sowie

e ggof. vorgezogene AusgleichsmaRnahmen i.S.v. §44 Abs.5 Satz3 BNatSchG
durchgefihrt werden.
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Erganzend wird hierzu auf die Unterlagen gemaf §8 NABEG, Kapitel 5.5.2.3, Tabelle 5.5-2,
S. 316 ff. und Anhang B.1.4 sowie Anlagen | und Il verwiesen.

Abweichend zur Einschatzung der Vorhabentragerin in den Unterlagen gemall § 8 NABEG
(Kapitel 5.4.2.2, Tabelle 5.4-4, S. 347) kdénnen Meide-Effekte auf bestimmte Vogelarten
durch die Kulissenwirkung von Freileitungen ebenfalls grundsatzlich gemindert oder
vermieden werden. Die Vorhabentragerin selbst hat u.a. in den Anlagen | und Il ihrer
Unterlagen dargelegt, dass der Wirkraum flr solche Effekte gemal Fachliteratur auf ca. 100
bis 300 m begrenzt ist. Es ist daher nicht ausgeschlossen, dass eine Trassierung im Korridor
aulerhalb dieser Wirkraume mdoglich ist. Zudem wird es im Hinblick auf die Vermeidung
solcher Effekte auch darauf ankommen, inwieweit die potenziell empfindlichen Vogelarten
Uberhaupt in den o.g. Flachen vorkommen und/ oder geschitzt sind (vgl. Unterlagen geman
§ 8 NABEG, Anlage |, Kapitel 4.2.2.8, S. 44 f. und Anlage Il, Kapitel 2.3.2.8, S. 26 ff.).

Auch Leitungskollisionen sind nach den nachvollziehbaren Angaben der Vorhabentragerin in
den Vertraglichkeits-Untersuchungen und in der Artenschutzrechtlichen Prognose
grundsatzlich vermeidbar. Hiernach kann die Kollisionsgefahrdung z.B. durch die
Parallelfihrung einer Leitung mit Bestandsleitungen —insbesondere durch die
Synchronisation von Maststandorten — oder der Markierung des Erdseils ggf. vermindert
werden (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.3, Tab. 5.5-2, S. 317). Unter dem
Vorbehalt der jeweils art- und konstellationsspezifischen Wirksamkeit dieser Mallnahme ist
diese Einschatzung nachvollziehbar. Insofern wird zumindest eine relevante
Minderungswirkung vorliegend nicht ausgeschlossen.

Erhebliche Umweltauswirkungen durch Stérung von Brutvégeln koénnen durch eine
entsprechende Bauzeitenregelung, mit der BaumalRnahmen innerhalb sensibler Zeitfenster
fur die Fortpflanzungs- und Aufzuchtzeit ausgeschlossen werden, vollstdndig vermieden
werden (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.2.4, Tabelle 5.5-2, S. 317). Die
Veranderung von Vegetation und Habitaten durch Gehdlzrickschnitt kann bei einem
Leitungsneubau im Trassenkorridor durch die Uberspannung zur Vermeidung von
Wuchshbéhenbegrenzung und anlagebedingten Zerschneidungswirkungen vollstandig
vermieden werden (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.2.4, Tabelle 5.5-2,
S. 317 f.).

Auch baubedingte Auswirkungen auf die betroffenen Natura 2000-Gebiete sind —
nachgewiesen durch die Vertraglichkeitsuntersuchungen — ausgeschlossen.

Verbleibende erhebliche Beeintrachtigungen bei Umsetzung des Vorhabens in
geplanter Trassenachse

Erhebliche Umweltauswirkungen auf Grund von Gehdlzrickschnitt kdnnen bei Umsetzung
des Vorhabens in geplanter Trassenachse voraussichtlich ausgeschlossen werden. Die
Vorhabentragerin hat zugesichert, dass in den Bereichen, in denen ggf. eine
Schutzstreifenverbreiterung oder ein neuer Schutzstreifen erforderlich wird (TK-Segmente
01-001 bis 03-002 sowie 05-001) keine Waldbestande betroffen sind und Beeintrachtigungen
von Waldbereichen somit ausgeschlossen werden kdénnen (vgl. Unterlagen gem. §8
NABEG, Kapitel 5.5.2.2, S. 315 sowie Kapitel A.3 dieser Entscheidung).

Im noérdlichen Teil des Abschnitts (TK-Segmente 01-001 bis 02-002) kdénnen drei

Landschaftsschutzgebiete (Strallenheimer Hof, Unterer Neckar und Unterer Dossenwald),

ein FFH-Gebiet (Sandgebiete  zwischen = Mannheim und  Sandhausen) und
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Biotopverbundflachen nicht Uberspannt werden. Verluste oder die Veradnderung von
Vegetation und Habitaten und ein temporarer Verlust von Biotopflachen im
Baugrubenbereich kénnen somit nicht ausgeschlossen werden. Um die Auswirkungen zu
vermeiden und zu mindern, stehen mehrere Mallnhahmen zur Verfiugung (vgl. Unterlagen
gem. § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.4, S. 326 f.). Zur Vermeidung von Auswirkungen konnen
Maststandorte kleinrdumig verschoben werden sowie Arbeitsflachen aulierhalb sensibler
Bereiche verschoben werden. Zur Minderung koénnen, wo dies technisch mdglich ist,
Seilzugflachen auflerhalb von Schutzgebieten oder empfindlichen Biotoptypen/Habitaten
platziert werden. Auflerdem kann eine Baufeldfreimachung bzw. der Ruckschnitt von
Geholzen aullerhalb der nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG zu berlcksichtigenden Fristen
und aulerhalb der Brutperiode von Vogeln erfolgen. Ggf. kénnen, um Brutvogel zu
vergramen, Griunlandflachen kurz gehalten werden. Des Weiteren kdnnen zum Schutz von
empfindlichen Biotoptypen Schutzzaune aufgestellt werden, um diese nicht baulich zu
beeintrachtigen. Zufahrten sollen zum Schutz vor Bodenverdichtung soweit als maéglich Uber
befestigte Stralen erfolgen; ansonsten werden BodenschutzmalRnahmen (Baggermatten,
Fahrbohlen) eingesetzt. Die Vorhabentragerin plant in diesen Bereichen die Umsetzung des
Vorhabens innerhalb des bestehenden Trassenbands, in dem stets mindestens drei
Trassen, darunter teilweise mehrere 380 kV-Gestange oder 220 kV-Trassen, parallel
verlaufen. Auf Grund der bestehenden Vorbelastung ist, entgegen der Bewertung der
Vorhabentragerin (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.4, S. 326), davon
auszugehen, dass die potenziell erheblichen Beeintrachtigungen letztlich als geringfiigig
erheblich einzustufen sind.

In den Trassenkorridorsegmenten 01-006 bis 02-004 sind voraussichtliche erhebliche
Umweltauswirkungen auf das Naturschutzgroprojekt des Bundes Lebensader Oberrhein,
entgegen der Bewertung der Vorhabentragerin, auszuschliefen. Es handelt sich hierbei um
einen Hotspot der biologischen Vielfalt. Im Projektgebiet sollen durch vielfaltige MalRnahmen
besonders schitzenswerte Lebensraume wiederhergestellt, neugeschaffen bzw. geférdert
werden (vgl. NABU 2019). In den vom Trassenkorridor berGhrten Bereichen sind
insbesondere der Schutz und die Wiederherstellung von Trockenlebensraumen wie
Binnendiinen und Sandrasen vorgesehen. Auf Grund der bestehenden Vorbelastung, der
geplanten Umsetzung des Vorhabens innerhalb des Trassenbands und der Mdglichkeit der
Uberspannung von ggf. betroffenen MaRnahmenbereichen kann aber letztlich eine
Erheblichkeit der Eingriffe verneint werden.

Im Bereich des geplanten Parallelneubaus bzw. Neubaus im Umfeld des Umspannwerkes
Neurott (TK-Segmente 03-001/03-002) sind erhebliche Beeintrachtigungen des
Gewasserrandstreifens von Leimbach und Landgraben zum jetzigen Planungsstand nicht
auszuschlieBen. Auf Grund des Hinweises des RP Karlsruhe vom 06.03.2018, dass die
beiden Gewasser renaturiert und in einem neuen Bachbett zusammengelegt werden sollen,
ist jedoch davon auszugehen, dass durch eine angepasste technische Planung eine
Uberspannung des Bereichs erfolgen kann um  Beeintrachtigungen  des
Gewasserrandstreifens zu mindern und ggf. vollstdndig zu vermeiden. Erhebliche
Beeintrachtigungen des NaturschutzgroRprojekts des Bundes Lebensader Oberrhein sind
auf den Offenlandflachen im Bereich des Umspannwerkes wegen der bestehenden
Vorbelastung sowie der Mdoglichkeit der Uberspannung von ggf. betroffenen
Maflinahmenbereichen auszuschlielen.
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Die Vorhabentragerin plant ab dem Umspannwerk Neurott bis zum Kernkraftwerk
Philippsburg die Bestandstrasse zu nutzen. In diesen Bereichen (TK-Segmente 04-001 bis
04-021) kénnen erhebliche Umweltauswirkungen nachvollziehbar ausgeschlossen werden.
Dies gilt auch fir die von der Stadt Philippsburg in ihrer Stellungnahme vorgebrachten
Kompensationsflachen im TK-Segment 04-018 (sog. Standort Landstral3enacker).

Auf der Flache des von der Vorhabentragerin mit erheblichen Umweltauswirkungen
gekennzeichneten IBA Philippsburger Altrhein und Rheinschanzinsel kdnnen, entgegen der
Darstellung der Vorhabentragerin in den Unterlagen gemal § 8 NABEG, erhebliche
Umweltauswirkungen voraussichtlich ausgeschlossen werden. GemaR den Ausflhrungen
der Vorhabentragerin auf dem Erdrterungstermin (vgl. Niederschrift zum Erorterungstermin
24.07.2018, S. 69) soll der Neubau auf dem Kernkraftwerksgelande realisiert werden. Die
Auswirkungen des Vorhabens flihren nach dem aktuellen Planungs- und Kenntnisstand
daher nur zu einer geringfiigigen Anderung der bestehenden Situation.

B.5.5.3.3 Schutzgut Boden
Fir das Schutzgut Boden kdnnen innerhalb des Trassenkorridors voraussichtlich erhebliche
Umweltauswirkungen nicht ausgeschlossen werden.

Gemal § 1 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind die Bodenfunktionen nachhaltig
zu sichern oder wiederherzustellen. Die Funktionen des Bodens umfassen gemaly § 2
Abs. 2 BBodSchG natlrliche Funktionen, Funktionen als Archiv der Natur- und
Kulturgeschichte sowie Nutzungsfunktionen. Auch der §1 BNatSchG nimmt die
Schutzwirdigkeit von Béden unter dem Aspekt der Funktion der Bdden fir den
Naturhaushalt auf. Insbesondere schutzwiirdig sind Geotope, die sich durch besondere
erdgeschichtliche Bedeutung, Seltenheit, Eigenart oder Schonheit auszeichnen (vgl. LRP
Rhein-Neckar, Kapitel 6.1.6) (vgl. auch Unterlagen gemal’ § 8 NABEG, Kapitel 5.3.3.1,
Tab. 5.3-14, S. 241). Zum Schutz von erosionsgefahrdeten Boden kdnnen gem. § 29f.
Landeswaldgesetz Baden-Wurttemberg (LWaldG BW) Bodenschutzwalder ausgewiesen
werden.

In Bezug auf das Schutzgut Boden innerhalb des Trassenkorridors kann es zum einen zum
Verlust von Bdden durch dauerhafte Flacheninanspruchnahme (z.B. dauerhafte
Versiegelung durch Fundamente) kommen. Zum anderen ist eine Veranderung der
Bodenstruktur im Rahmen temporarer Flacheninanspruchnahme (z.B. Verdichtung durch das
Befahren mit Baumaschinen) oder durch GrindungsmaRnahmen an den Maststandorten
(z.B. Erdaushub an den Baugruben) mdglich (vgl. Unterlagen gemall §8 NABEG,
Kapitel 5.3.3.1, Tab. 5.3-15, S.242). Zusatzlich kann der Geholzrickschnitt bei
Bodenschutzwaldern zu einem Verlust und einer Veranderung der geschutzten
Bodenstrukturen fuhren, da der Bewuchs bzw. die Bestockung dieser Walder mafigeblich fur
den Schutz der jeweiligen Bdden sind.

Die Auswirkungsprognose wurde auf Grundlage von flachendeckend vorhandenen Daten
durchgefuhrt. Es wurden die Erfassungskriterien Boden als Archiv der Natur- und
Kulturgeschichte, feuchte, verdichtungsempfindliche Bdden und Geotope in die
Auswirkungsprognose eingestellt. Zusatzlich, und in Abweichung zu den Antragsunterlagen
der Vorhabentragerin, werden Bodenschutzwélder gemal® § 30 LWaldG BW fur die
Bewertung des Schutzguts Boden und nicht flr das Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische
Vielfalt herangezogen. Bodenschutzwélder sind nach § 30 Abs. 1 LWaldG BW Walder auf
erosionsgefahrdeten Standorten, insbesondere auf rutschgefahrdeten Hangen, felsigen oder

176



Bundesnetzagentur Az: 6.07.00.02/2-2-2/25.0 24.04.2019

flachgrindigen Steilhdngen, Standorten, die zur Verkarstung neigen, und Flugsandbdden.
Nach dem Daflrhalten der Bundesnetzagentur besteht der Zweck dieser Flachen
vornehmlich in dem Schutz erosionsgefahrdeter Béden — also den Standorten verschiedener
Pflanzen und von Vegetation des Waldes (vgl. auch § 2 Abs. 1 ff. BBodSchG). Insofern
erfolgt eine Zuordnung zum Schutzgut Boden.

Far schutzenswerte Boden und Bodenschutzwalder auerhalb des Trassenkorridors kdnnen
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden, da die Wirkungen
nur bei unmittelbarer Flacheninanspruchnahme entstehen. Erhebliche Umweltauswirkungen
auf Geotope kdnnen im vorliegenden Vorhaben ebenfalls voraussichtlich ausgeschlossen
werden, da diese nur kleinflachig vorkommen und eine Vermeidung durch die Anpassung
von Arbeitsflachen sowie die kleinrdumige Verschiebung von Maststandorten mdglich ist.

In mehreren Segmenten des Trassenkorridors sind groflachige feuchte,
verdichtungsempfindliche Bdden vorhanden, bei denen ein Leitungsneubau zu
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen flihren kann (TK-Segmente 01-001 bis
01-006, 02-009 bis 03-002, 04-002/003, 04-009, 04-016/017, 04-020 bis 05-001, vgl.
Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Karte B.2.3.1 i.V.m. B.2.3.4). Groliraumige Bereiche von
Béden mit Archivfunktion befinden sich in den Trassenkorridor-Segmenten 04-015/016
(ebd.). Bodenschutzwalder sind in den TK-Segmenten 04-001 und 04-004 bis 04-008
grofdraumig im Trassenkorridor ausgewiesen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Karte
B.2.2.3.1). Diese Bereiche kénnen aufgrund ihrer raumlichen Ausdehnung nicht Uberspannt
werden und sind auch nicht durch eine kleinraumige Verschiebung der Maststandorte und
eine Anpassung der Arbeitsflachen an die ortlichen Gegebenheiten vermeidbar. Erhebliche
Umweltauswirkungen kénnen daher insofern nicht ausgeschlossen werden.

In Ergénzung zu den Darstellungen der Vorhabentragerin konnen bei kleinflachiger
Betroffenheit (Querungsléange der geschitzten Flache durch die Trasse < 400 m) von
feuchten, verdichtungsempfindlichen Bdden und Béden mit Archivfunktion im
Trassenkorridor voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen grundsatzlich vermieden
werden, indem die Maststandorte kleinrdumig verschoben und die Arbeitsflachen an die
ortlichen Gegebenheiten angepasst werden kdnnen (TK-Segmente 01-007, 02-001 bis 02-
003, 04-001, 04-004, 04-010 bis 04-015, 04-017, 04-020; vgl. Unterlagen gemaR § 8
NABEG, Karte B.2.3.1 iV.m. Karte B.2.3.4). Auch voraussichtlich erhebliche
Beeintrachtigungen der Bodenschutzwélder sind bei kleinflachiger Betroffenheit
auszuschlieen (TK-Segmente 01-007 bis 02-002, 04-002/003; vgl. Unterlagen gemalf § 8
NABEG, Karte B.2.2.3.1i.V.m. Karte B.2.2.3.4).

Bei Nutzung der Bestandstrasse hat die Vorhabentragerin nachvollziehbar erhebliche
Auswirkungen auf das Schutzgut Boden ausgeschlossen, da bei einer Zubeseilung keine
Grundungsmaflnahmen und keine dauerhaften Flacheninanspruchnahmen erforderlich
werden (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 5.3.3.6, S. 244).

In Bereichen, in denen nach dem jetzigen Planungsstand der Vorhabentrdgerin die
bestehende Leitung ersetzt oder parallel zu bestehenden Leitungen neu gebaut werden soll,
kénnen erhebliche Umweltauswirkungen durch neue Griindungsmalinahmen und temporare
sowie dauerhafte Flacheninanspruchnahmen nicht ausgeschlossen werden. Da die
Trassenachse in den genannten Ausbauformen innerhalb eines bestehenden
Trassenbandes verlaufen soll, sind, abweichend zur ,konservativen“ Einschatzung der
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Vorhabentragerin, die Umweltauswirkungen in den Trassenkorridor-Segmenten 01-001 bis
01-006, 02-002, 02-009 bis 03-002 letztlich als nachrangig erheblich einzustufen.

In den Neubau-Abschnitten in den TK-Segmenten 03-002 und 05-001 sind voraussichtliche
erhebliche Umweltauswirkungen nicht auszuschliefen. Wahrend im TK-Segment 03-002
voraussichtlich neue Flachen in Anspruch genommen werden mussen, soll der
Leitungsneubau in TK-Segment 05-001 auf dem Gelande des Kernkraftwerks Philippsburg
verlaufen. Erhebliche Umweltauswirkungen sind auf Grund der dort vorhandenen
Vorbelastung als nachrangig erheblich einzustufen.

Gemal den Angaben der Vorhabentragerin kommt es im vorliegenden Abschnitt zu keinen
neuen Gehdlzeinschnitten (vgl. Unterlagen gemanR § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.2.5, S. 315). In
den Bereichen des Ersatzneubaus wird eine Verbreiterung des bestehenden Schutzstreifens
ausgeschlossen (vgl. Zusicherung der Vorhabentragerin, Kapitel A.3). In Neubauabschnitten
sind keine Waldbestande betroffen. Somit kdénnen bei Nutzung der vorgeschlagenen
Trassenachse erhebliche Umweltauswirkungen voraussichtlich vermieden werden.

In der Planfeststellung stehen grundsatzlich mehrere Mallnahmen zur Verfiigung, die die
Auswirkungen des Vorhabens auf die Bodenstruktur vermindern kénnen. Insbesondere kann
die Zuwegung soweit moglich Uber 6ffentliche Stralen und Wege erfolgen. Arbeitsflachen
und unbefestigte Flachen kénnen durch Wegeschutz- und Wegebaumallnahmen geschiitzt
werden. Zur Sicherung der Bodenstruktur kénnen bei Grundungsarbeiten die
Bodenschichten separat abgetragen, ortsnah zwischengelagert und wieder eingebracht
werden. Soweit moglich kénnen das Abtragen und der Wiedereinbau des Bodens bei
trockener Witterung erfolgen, um Verschlammungen und Verdichtungen entgegenzuwirken.
Bei Bedarf kénnen anschlielend Lockerungsmaflinahmen durchgeflihrt werden. Fir die
fachgerechte Umsetzung von Vermeidungs- und Minimierungsmal3nahmen bzw.
MalRnahmen des vorsorgenden Bodenschutzes kann zusatzlich eine bodenkundliche
Baubegleitung vorgesehen werden.

B.5.5.3.4 Schutzgut Wasser

Im Trassenkorridor koénnen fiur das Schutzgut Wasser voraussichtliche erhebliche
Umweltauswirkungen nicht ausgeschlossen werden. Das Schutzgut ist hinsichtlich der
temporaren Flacheninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtungen und
Grundungsmallnahmen an den Maststandorten voraussichtlich erheblich beeintrachtigt.
Sowohl die Veranderung von Oberflachengewassern, der Grundwasserverhaltnisse sowie
der Deckschicht kdénnen bei einem Neubau im Trassenkorridor nicht ausgeschlossen
werden.

MaRgebliche Umweltziele stellen insbesondere die Vorgaben des Wasserhaushaltsgesetzes
(8§ 1, 27, 36 WHG) und des Bundesnaturschutzgesetzes (§§ 1, 61 BNatSchG) dar.
Demnach sind Gewasser u. a. als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Lebensgrundlage
fur Tiere und Pflanzen vor Beeintrachtigungen zu bewahren. Hierzu zahlt ebenfalls das
Grundwasser. Es ist qualitativ und quantitativ zu sichern und in einen guten Zustand zu
bringen (u. a. § 47 WHG). Bereiche mit geringer Uberdeckung des Grundwassers sollen
besonders geschutzt werden (LRP Rhein-Neckar 2010). Die Vorhabentragerin hat die
Schutzpotenziale der GrundwasserlUberdeckung mit dem Zustand unglinstig als Gebiete mit
geringem Schutzgrad des Grundwassers in die Auswirkungsprognose eingestellt (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.3.4.1, Tabelle 5.3-20, S. 249). Grundsatzlich
unterliegen diese Gebiete keiner rechtlichen Schutznorm, sind aber ggf. gegentber einer
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Veranderung der Deckschicht und einem Eingriff in den Boden empfindlich. In Erganzung zu
§ 36 WHG enthalt § 28 Wassergesetz Baden-Wurttemberg (WG Ba-Wu) konkretisierte
Umweltziele zur Errichtung von Anlagen in, an, Gber und unter oberirdischen Gewassern.
Darlber hinaus sollen Binnengewasser vor Beeintrachtigungen bewahrt werden,
insbesondere naturliche und naturnahe Gewéasser mit ihren Ufern, Auen und
Ruckhalteflachen (§ 1 Abs. 3 Nr. 3 BNatSchG). Der Uferbereich unterliegt auch gesondertem
Schutz durch § 29 WG Ba-Wu i. V. mit § 38 WHG. Gemall § 53 WHG kdénnen zudem
Heilquellen, deren Erhaltung aus Griinden des Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist,
durch Verordnung geschiutzt werden. Im Untersuchungsraum sind jedoch keine
Heilquellenschutzgebiete ausgewiesen (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 5.3.4.1,
Tab. 5.3-22, S. 250).

Voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen auf Hochwasserretentionsraume kénnen
ausgeschlossen werden. Durch die Konstruktion der Masten als Stahlgittermasten mit
schmalen Maststielen stellen die Leitungen kein wesentliches Hindernis flr den
Hochwasserabfluss dar. Zudem vermindern einzelne Masten den Retentionsraum auf Grund
von Flacheninanspruchnahme ohnehin nur geringfiigig (vgl. Unterlagen gemar § 8 NABEG,
Kapitel 5.2.1.2.4, S. 174). Auch Malnahmen im Schutzstreifen oder Gewasserrandstreifen
kénnen grundsatzlich zu Veranderungen des Uferbewuchses und daraus resultierenden
veranderten Beschattungsverhaltnissen des Gewassers mit Auswirkungen auf die
Wasserqualitat fuhren. Diese voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen kénnen aber
durch die Kkleinrdumige Verlegung (technische Planung) von Maststandorten und
Baustelleneinrichtungsflachen vermieden werden.

Sowohl bezlglich der Flielkgewasser als auch der Stillgewasser sind erhebliche
Beeintrachtigungen durch eine dauerhafte Flacheninanspruchnahme voraussichtlich
auszuschlieen. Im Trassenkorridor werden der Neckar (Bundeswasserstral’e) sowie die
Gewasser erster Ordnung Leimbach, Landgraben, Hardtbach, Kraichbach, Kriegbach, Alte
Weschnitz, Neue Weschnitz und Philippsburger Altrhein gequert. Auf Grund der geringen
Breite der Gewasser und dem Verlauf der meisten FlieRgewasser in Ost-West-Richtung
stehen ausreichend Trassierungsmaoglichkeiten im Trassenkorridor zur Verfigung, die
ermoglichen, dass Flieigewasser Uberspannt werden kénnen und neue Maststandorte nicht
in oder unmittelbar an den Gewassern errichtet werden mussen (vgl. Unterlagen gemaR § 8
NABEG, Karte B.2.4.1). Die Zusicherung der Vorhabentragerin, dass aus planerisch-
technischen Grunden die Errichtung von neuen Masten in Oberflichengewassern und im
Uferbereich standardmafig ausgeschlossen ist, wird somit der Entscheidung zugrunde
gelegt (vgl. Kapitel A.3). Bei einem Neubau im Trassenkorridor kann es zu erheblichen
Beeintrachtigungen von kleineren FlieRgewassern kommen, da diese fir die Errichtung von
BaustraRen ggf. verrohrt werden mussen. Zusatzlich kénnen Grindungsmaflinahmen an
Maststandorten durch WasserhaltungsmaRnahmen und daraus resultierende Einleitungen
uber Vorfluter zu Veranderungen der Qualitdt und Quantitdt von Oberflachengewassern
fuhren. Hier sind voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen ebenfalls nicht
auszuschlieBen.

Eine Beeintrachtigung zukinftiger Entwicklungsmaflinahmen von Gewassern im Rahmen der
Umsetzung der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie im Untersuchungsraum kann zum
jetzigen Planungsstand bei einem Neubau im Trassenkorridor zwar nicht vollstandig
ausgeschlossen werden, da zuklnftige Entwicklungs-, Forderungs- und
Regulierungsmaflinahmen der Gewasser im Untersuchungsraum noch nicht feststehen bzw.
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noch in Planung sind. Das Regierungsprasidium Karlsruhe hat in seiner Stellungnahme auf
die geplante Zusammenlegung der Gewasser Leimbach und Landgraben zwischen
Oftersheim und dem Umspannwerk Neurott hingewiesen (Stellungnahme des RP Karlsruhe
vom 06.03.2018). Die Planungen stehen jedoch der Festlegung des Trassenkorridors nicht
entgegen. Durch die Optimierung der Maststandorte im beplanten Bereich im Rahmen der
Planfeststellung und die Méglichkeit der Uberspannung steht das Vorhaben nicht im
Widerspruch zur geplanten EntwicklungsmalRnahme.

In Gebieten mit geringer Dicke der Gesteins-/Erdschicht Uber dem Grundwasserkorper
(Grundwasseruberdeckung) und in Wasserschutzgebieten sind voraussichtliche erhebliche
Umweltauswirkungen in allen Fallen, in denen es zu einer Veranderung der
Grundwasserverhaltnisse sowie der Deckschicht durch GrundungsmalRnahmen und
temporare Flacheninanspruchnahme kommt, nicht auszuschlieRen. Der Trassenkorridor ist
in den Segmenten 01-001 bis 01-006 und 02-002 teilweise sowie in den Segmenten 01-007
bis 02-001 flachendeckend mit Flachen mit geringer Grundwasseruberdeckung belegt. Ab
dem Trassenkorridorsegment 04-001 bis zum Abschnittsende am Kernkraftwerk Philippsburg
ist der Trassenkorridor ebenfalls vollstdndig mit den genannten Flachen belegt. Entlang des
Vorschlagskorridors befinden sich zusatzlich mehrere Wasserschutzgebiete. In den
Trassenkorridor-Segmenten  02-001/002 belegt die Schutzzone Il den gesamten
Trassenkorridor. Auf Grund der in der Wasserschutzgebietsverordnung fiir das betroffene
Gebiet Mannheim-Rheinau festgelegten Verbote kénnen erhebliche Beeintrachtigungen zum
jetzigen Planungs- und Kenntnisstand nicht ausgeschlossen werden. Die Schutzzone Il wird
vom Trassenkorridor Uber eine Lange von ca. 800 m gequert und kann somit bei einem
Trassenneubau voraussichtlich nicht Gberspannt werden. Weitere Schutzzonen | und Il sind
in den TK-Segmenten 02-007, 04-002, 04-012 und 04-018/019 im Trassenkorridor
vorhanden. Letztere Flachen kdnnen aber auf Grund ihrer geringen Ausdehnung im
Trassenkorridor umgangen bzw. bei einer Regelspannweite von 400 m Uberspannt werden.
Erhebliche Umweltauswirkungen in den Schutzgebietszonen sind somit voraussichtlich
auszuschlieen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 10, S. 521 und Karte B.2.4.1).
In den Ubrigen Bereichen (TK-Segmente 01-007 bis 02-008; 03-001 bis 04-008; 04-011 bis
04-013; 04-018/019) sind Gebiete der Schutzzone Il betroffen. Namentlich sind bei einem
Neubau im Trassenkorridor voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen auf die
folgenden im Vorschlagstrassenkorridor befindlichen Wasserschutzgebiete zu erwarten:
Oberhausen-Rheinhausen (WSG Nr. 215 040), Brunnen Wiesloch (WSG Nr. 226 021),
Brunnen Eppelheim (WSG Nr. 226 029), ZVWYV Siidkreis Mannheim, NeuluBheim (WSG Nr.
226 020), Schwetzinger Hardt (Nr. 226 026), WGG Ill, ZVWV Hardtgruppe Sandhausen
(WSG Nr. 226 210), Mannheim-Rheinau (WSG Nr. 222 031).

Bei Umsetzung des Vorhabens unter Nutzung der Bestandstrasse kdnnen fur die Gebiete
mit geringer Grundwasseruberdeckung und fur Wasserschutzgebiete in dem Teilabschnitt
vom Umspannwerk Neurott zum Kernkraftwerk Philippsburg (TK-Segmente 04-001 bis 04-
021; Wasserschutzgebiete Oberhausen-Rheinhausen, ZVWV  Sidkreis Mannheim,
NeuluBheim und WGG Ill, ZVWV Hardtgruppe Sandhausen) voraussichtliche erhebliche
Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden. Bei Nutzung der Bestandstrasse finden
namlich keine Griindungsmalfinahmen statt und es sind nur kleinrdumige Montageflachen an
einzelnen Abspannmasten erforderlich. Diese Montageflachen kdnnen zudem aus den
sensiblen Bereichen hinaus verschoben werden (s.o.).
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In Bereichen des Parallelneubaus und Neubaus im TK-Segment 03-002 sind die beiden
Wasserschutzgebiete Schwetzinger Hardt (Nr. 226 026) und WGG I, ZVWV Hardtgruppe
Sandhausen (Nr. 226 210) voraussichtlich erheblich beeintrachtigt. Die geplante
Trassenachse der Vorhabentragerin verlauft durch die Schutzzone Il der beiden Gebiete. Im
Schutzgebiet Schwetzinger Hardt sind gemal Schutzgebietsverordnung Bohrungen
untersagt. Die vorlaufig gesicherte Neuzonierung des WSG Schwetzinger Hardt geman
Anordnung des Landratsamtes Rhein-Neckar fihrt dazu, dass die Trassenachse in Zukunft
nordlich aufierhalb des Schutzgebiets verlauft (Erwiderung der Vorhabentragerin zur
Stellungnahme des RP Freiburg vom 13.03.2018). Im Schutzgebiet WGG Ill, ZVWG
Hardtgruppe Sandhausen qilt das Verbot von Erdaufschliissen, wenn dadurch Grundwasser
angeschnitten wird oder Deckschichten wesentlich vermindert werden sowie das Verbot von
Baustelleneinrichtungen. Auch bei diesem Wasserschutzgebiet ist eine Neuzonierung
geplant, welche gemall fachtechnischer Abgrenzung die Bereiche des Neu- und
Parallelneubaus nicht mehr umfassen wirde. Eine erhebliche Beeintrachtigung des Gebiets
kann somit moglicherweise vermieden werden. Im geplanten Neubauabschnitt entlang des
Kernkraftwerks ist ein Gebiet mit geringer Grundwassertberdeckung betroffen (TK-Segment
05-001). Zum jetzigen Planungs- und Kenntnisstand kdénnen voraussichtliche erhebliche
Umweltauswirkungen nicht ausgeschlossen werden. Um die Auswirkungen zu minimieren,
stehen in der Planfeststellung mehrere Mallnahmen zur VerfUgung (z. B.
Bohrpfahlgriindung, kleinrdumige Verschiebung der Maststandorte).

In den TK-Segmenten 01-003/004 sowie 01-005 bis 02-008 sind ebenfalls voraussichtliche
erhebliche Umweltauswirkungen auf die dort im Trassenband zu querenden Wasserschutz-
gebiete und Gebiete mit geringem Schutzgrad des Grundwassers nicht auszuschliel3en. Es
verbleiben mehrere Bereiche im Trassenkorridor, in denen eine Flacheninanspruchnahme
bei neuer Trassenachse parallel zu bestehenden Leitungen und einem Ersatzneubau nicht
vermieden werden kann. Hierbei handelt es sich um Gebiete mit geringem Schutzgrad des
Grundwassers in den Trassenkorridorsegmenten 01-003/004 sowie 01-005 bis 02-002 und
um das Wasserschutzgebiet Mannheim-Rheinau (Trassenkorridorsegmente 02-002 bis 02-
008; Schutzzone Il und Ill) (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Karte B.2.4.1i.V.m. B.2.4.5).

Voraussichtliche erhebliche Beeintrachtigungen des Grundwassers durch den Eintrag von
wassergefahrdenden  Stoffen wahrend der Bauarbeiten kdnnen gemall den
nachvollziehbaren ~ Angaben der Vorhabentragerin mit Hilfe  entsprechender
Schutzmallinahmen (z.B. Einsatz von alternativen, nicht wassergefahrdenden Stoffen wie
biologisch abbaubare Ole) vollstandig vermieden werden (vgl. Niederschrift zum
Erdrterungstermin 25.07.2018, S. 99).

Grundsatzlich ist zum jetzigen Planungs- und Kenntnisstand nicht erkennbar, dass bei
Verwirklichung des Vorhabens als Ersatzneubau bzw. Parallelneubau in bestehendem
Trassenband die festgesetzten Verbote des Wasserschutzgebiets ausgeldst werden. In der
Planfeststellung wird zu prifen sein, ob mit Hilfe von geeigneten Vermeidungs- und
Minderungsmaflinahmen die BerUhrung von Verboten vermieden werden kann. Hochst
vorsorglich kann im Ubrigen auf den Befreiungstatbestands geméaR § 52 Abs. 1 Satz 2 WHG
abgestellt werden, der unter Berlicksichtigung der Planungsziele der Vorhabentragerin sowie
der Tatsache, dass nur einzelne Masten potenziell neu errichtet werden missen,
voraussichtlich eréffnet sein (vgl. Kapitel B.5.4.3).

Bei Nutzung der Bestandstrasse konnen voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen
auf FlieRgewasser nachvollziehbar vermieden werden, da von einer Vorbelastung des
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Trassenraums ausgegangen werden kann und keine bzw. nur einzelne neue
Grundungsmalinahmen erforderlich sind. Zudem ist davon auszugehen, dass bestehende
Zuwegungen genutzt werden kénnen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.3.4.6,
S. 284). Neue Grundungsmalinahmen und dauerhafte bzw. temporare
Flacheninanspruchnahmen sind in Bereichen des Ersatzneubaus bzw. Parallelneubaus
notwendig, wobei diese grolitenteils innerhalb des bereits durch frihere leitungsbezogene
Flacheninanspruchnahmen (z.B. Baustelleneinrichtungsflachen, Fahrwege) betroffenen
Trassenraums erfolgen. Erhebliche Umweltauswirkungen sind zum jetzigen Planungsstand
nachvollziehbar auszuschlielen, auch weil die potenzielle Inanspruchnahme Kkleinerer
Flielligewasser nur temporar wahrend der Bauphase erfolgt und raumlich auf einen schmalen
Bereich, z.B. einer Zufahrt, beschrankt ist. Im Ubrigen ist jedoch davon auszugehen, dass
die Flachen im Trassenraum bereits durch die friheren Baumalnahmen vorbelastet sind
bzw. bereits bestehende Strukturen (Zuwegung/Verrohrungen von Gewassern) genutzt
werden kénnen. Sollte dies nicht der Fall sein, besteht zusatzlich die Moglichkeit, die flr den
Bau bendtigten Arbeitsflachen an die ortlichen Gegebenheiten anzupassen und die
Flacheninanspruchnahme in weniger sensible Bereiche zu verlagern. Soweit eine Einleitung
von Wasser aus einer temporaren Wasserhaltung in Vorfluter erforderlich sein sollte, ist dies
zeitlich und raumlich begrenzt und fiuhrt daher voraussichtlich nicht zu erheblichen
Umweltauswirkungen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.4.2.1, S. 344 und
Kapitel 5.4.2.2, Tab. 5.4-4, S. 348 f.).

B.5.5.3.5 Schutzgut Luft und Klima
Eine Beeintrachtigung der Luftqualitdt durch das Vorhaben kann ausgeschlossen werden.
Stoffliche Emissionen durch Staube und Abgase bei den BaumalRnahmen sind bauzeitlich
begrenzt und fihren nicht zu relevanten Beeintrachtigungen. Durch den Betrieb der Leitung
kénnen auf Grund des elektrischen Feldes an den Leiterseilen in geringen Mengen Ozon
und Stickoxide entstehen. Hierdurch kommt es aber zu keinen relevanten Auswirkungen auf
das Schutzgut.

Da es durch das Vorhaben nur an den Maststielen zu einer neuen Bodenversiegelung
kommt und diese somit als kleinrdumig einzustufen sind, sind keine relevanten
Auswirkungen auf das Schutzgut Klima zu erwarten. Kleinklimatische Veranderungen durch
die Entfernung von Gehdlzen oder Wuchshdhenbeschrankungen sind moglich, kénnen aber
schwerpunktmaRig erst auf der nachfolgenden Planungsebene der Planfeststellung erfasst
und geprift werden. Fir die Bundesfachplanung wird die Klimaschutzfunktion der Walder als
Wirkung im Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt (Verlust und Veranderung von
Vegetation und Habitaten) beim Kriterium Wald erfasst und abgebildet. Im Ubrigen hat die
Vorhabentragerin nach dem aktuellen Planungs- und Kenntnisstand die Inanspruchnahme
von neuen Waldflachen bei Nutzung der Bestandstrasse bzw. bei Ersatzneubau in
bestehender Trasse ausgeschlossen (vgl. Unterlagen gemal® § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.2,
S. 315). In den Bereichen des (Parallel-)Neubaus sind im vorliegenden Abschnitt keine
Waldbereiche betroffen.

B.5.5.3.6 Schutzgut Landschaft
Voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Landschaft kbnnen im
Trassenkorridor nicht ausgeschlossen werden.

Grundlegendes Umweltziel ist gemal § 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG der Schutz von Vielfalt,

Eigenart, Schonheit sowie Erholungswert der Landschaft. Geeignete Flachen sollen daher

vor Beeintrachtigungen bewahrt und zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft
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geschitzt werden (§ 1 Abs. 4 BNatSchG). Grol¥flachige unzerschnittene Landschaftsrdume
sollen vor weiterer Zerschneidung bewahrt werden und insbesondere Energieleitungen
landschaftsgerecht gefiihrt bzw. gebiindelt werden (§ 1 Abs. 5 BNatSchG). Diese Ziele
werden in der Landesplanung sowie in den Landesgesetzen weiter definiert.

Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen die visuelle Beeintrachtigung von Siedlungs-
und siedlungsnahen Erholungsbereichen im Schutzgut Mensch betrachtet. Um die visuellen
Beeintrachtigungen gesamthaft zu bewerten, wird diese Wirkung im Schutzgut Landschaft
zusammengefuhrt.  Visuelle  Beeintrdchtigungen sowie die  Veranderung von
landschaftspragenden Strukturen durch MalRnahmen im Schutzstreifen sind als relevante
Wirkungen bericksichtigt worden. Anlagebedingte visuelle Beeintrachtigungen durch die
Leitungsstruktur kdénnen zu Einschréankungen in der landschaftlichen Erholung fuhren.
Zugleich kann es bau- und betriebsbedingt durch die notwendige Herstellung und
Sicherstellung eines Schutzstreifens entlang der Leitung zu Eingriffen in Vegetation und
Habitate kommen, die landschaftspragende Strukturen veradndern. Dies ist insbesondere
relevant bei geschlossenen Waldkulissen oder Waldsaumen.

Die temporare Flacheninanspruchnahme durch Baustelleneinrichtungsflachen fihrt zu
keinen relevanten Beeintrachtigungen des Schutzguts Landschaft. Die dauerhafte
Flacheninanspruchnahme durch Maststandorte und eine ggf. damit einhergehenden
Beseitigung von punktuell pragenden Landschaftsbildelementen wird ebenfalls fir die
Bundesfachplanung als nicht relevante Wirkung eingestuft, weil eine Beurteilung zum
Planungs- und Kenntnisstand in der Bundesfachplanung nicht méglich ist (vgl. Unterlagen
gemal § 8 NABEG, Kapitel 5.2.1.2.6, S. 176). Da es hier um kleinflachige Strukturen geht,
kann von einer Vermeidung durch die Anpassung der Mastausteilung in der Planfeststellung
ausgegangen werden. Auch Auswirkungen auf zusammenhangende Landschaftsteile
(Walder, Geholze) durch das temporare Anlegen von Baustrallen sowie temporare
Beeintrachtigungen des Landschaftsbilds durch Bautatigkeiten am Mast werden als nicht
relevant eingestuft, da diese Malinahmen zeitlich und raumlich begrenzt sind.

Als besonders empfindliche Bereiche im Untersuchungsraum wurden
Landschaftsschutzgebiete (Schutzzweck Landschaft) gem. § 26 BNatSchG, geschitzte
Landschaftsbestandteile gem. § 29 BNatSchG, Naturdenkmaler gem. § 28 BNatSchG,
Naturparke gemafly § 27 BNatSchG, Naturschutzgebiete (Schutzzweck Landschaft) gem. §
24 BNatSchG und einstweilig sichergestellte Teile von Natur und Landschaft gem. § 22
Abs. 3 BNatSchG in die Auswirkungsprognose einbezogen. DarlUber hinaus wurden
Erholungswalder gem. §§6 Abs.4 und 33 Abs.1 LWaldG BW, historische
Kulturlandschaften, schutzwirdige Landschaften (BfN, 2015) und mindestens regional
bedeutsame Gebiete zur landschaftsgebundenen Erholung erfasst und bewertet. Als
relevante Flachen fur die siedlungsnahe Erholung wurden Siedlungsbereiche und
Erholungseinrichtungen im Trassenkorridor erfasst (vgl. Unterlagen gemalt § 8 NABEG,
Kapitel 5.3.1.1, S. 181 ff.). Auf eine flachendeckende Landschaftsbildbewertung wurde in
nachvollziehbarer Weise verzichtet, da der Untersuchungsraum durch bereits bestehende
Leitungstrassen gepragt ist und sich in weitgehend ebener Landschaft befindet. UNESCO-
Welterbestatten mit der Auspragung ,Kulturlandschaft®, unzerschnittene verkehrsarme
Raume > 50 qgkm, Nationalparke, Biosphdrenreservate und regional bedeutsame
Aussichtspunkte sind vom beantragten Trassenkorridor nicht betroffen.

Die Kategorie schutzwiirdige Landschaft des Bundesamts fir Naturschutz (BfN, 2015) ist
nicht gesetzlich verankert, kann aber dennoch Anhaltspunkte fir die Auswirkungsprognose
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bieten. Im Vorschlagskorridor liegt jedoch keine besonders schutzwirdige Landschaft vor,
weshalb diesbezuglich voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen auszuschlie3en
sind.

Voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen durch visuelle Wirkungen kénnen im
Trassenkorridor nicht ausgeschlossen werden. Anlagebedingt kann es durch eine neue
Leitungsstruktur zu visuellen Wirkungen und zu einer Beeintrachtigung der Wohn- und
Erholungsfunktion kommen. Von einer besonderen Betroffenheit der Erholungsflachen ware
dann auszugehen, wenn eine hohe Funktionserfullung vorhanden ist und die Flache nicht
mehr fur die Erholungsnutzung zur Verfigung steht bzw. nicht mehr fur den vorgesehenen
Zweck genutzt werden kann. Eine erdriickende oder optisch bedrangende Wirkung der
Freileitung kann im Ergebnis der Prifung verneint werden, da die geplanten
Stromgittermasten lichtdurchlassig sind und ,einen, wenn auch eingeschrénkten Blick auf die
dahinter liegende Landschaft oder Bebauung zuflassen]® (vgl. BVerwG, Urteil vom
14.03.2018 - A 5.17- Rn. 89). Somit kann die Beeintrachtigung der Siedlungsbereiche und
Erholungseinrichtungen auf Grund der visuellen Wirkung bei einem Leitungsneubau im
Trassenkorridor zwar als potenziell erheblich, aber insgesamt als nachrangig eingeordnet
werden. Grof¥flachige Siedlungsbereiche und Erholungseinrichtungen im Korridor befinden
sich z.B. in den Trassenkorridor-Segmenten 01-003 bis 01-003 (llvesheim, Seckenheim) und
04-018/019 (Oberhausen-Rheinhausen) (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Karten
B.2.1.1.1und B.2.1.1.4).

Alle Ubrigen Erfassungskriterien werden bei einem Neubau im Trassenkorridor
voraussichtlich erheblich beeintrachtigt, wenn sie im Trassenkorridor befindlich sind oder im
Untersuchungsraum ohne Sichtverschattung liegen (vgl. Unterlagen gemafR® § 8 NABEG,
Karten B.2.5.1.4 und B.2.5.2.4). Bei einem hohen Waldanteil (> 75 %) kann davon
ausgegangen werden, dass die visuelle Beeintrachtigung durch die Leitung verringert wird.
Dennoch koénnen in der Mittelzone (bis 1.500 m vom Trassenkorridorrand) erhebliche
Umweltauswirkungen auch bei Sichtverschattung nicht ausgeschlossen werden. Erst in der
Fernzone (1.500 m bis 5.000 m vom Trassenkorridorrand) kdnnen bei Sichtverschattung
voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen sicher ausgeschlossen werden. Im
Trassenkorridor selbst verringert sich die Wirkung durch einen hohen Waldanteil nicht, da
durch die Ma3nahmen im Schutzstreifen visuelle Beeintrachtigungen hinzukommen. In den
Segmenten 01-001, 01-002, 01-004, 01-006 bis 02-002 und 04-001 kénnen daher flachige
erhebliche Umweltauswirkungen bei einem Trassenneubau im Korridor voraussichtlich nicht
ausgeschlossen werden. Punktuell waren in den Segmenten 04-003 und 04-013
Naturdenkmale erheblich beeintrachtigt.

Bei Nutzung der Bestandstrasse kdnnen voraussichtliche erhebliche Beeintrachtigungen im
Ergebnis der diesbeziglichen Prufung letztlich verneint werden, da sich hinsichtlich der
visuellen Beeintrachtigung und des bereits bestehenden Schutzstreifens keine relevanten
Veranderungen gegenuber dem Bestand ergeben. Auch bei einem Ersatzneubau in
bestehender Trasse und einem Parallelneubau sind voraussichtliche erhebliche
Umweltauswirkungen auszuschlieRen. Beide Ausbauformen erfolgen im beantragten
Vorhaben stets in einem Trassenband, wobei die umzubauende Leitung sich der Héhe der
daneben liegenden Trassen anpasst bzw. diese nur geringfugig erhdht wird (ca. 5 - 10 m;
vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.2, S.313f.). Demzufolge sind die
Auswirkungen als geringfligig einzustufen. In den Neubauabschnitten am Umspannwerk
Neurott (Segment 03-002) und am Kernkraftwerk Philippsburg (Segment 05-001) erfolgt eine
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Leitungsfuhrung in der Nahe bestehender Leitungsinfrastrukturen bzw. neben industriellen
Anlagen. Erhebliche Umweltauswirkungen auf Grund visueller Wirkungen sind daher
ebenfalls voraussichtlich zu verneinen.

Eine Verbreiterung des Schutzstreifens in Waldbereichen wird ebenfalls ausgeschlossen,
weshalb keine landschaftspragenden Strukturen verandert werden oder verloren gehen (vgl.
Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 5.5.2.2.5, S. 315; Zusicherung der Vorhabentragerin,
vgl. Kapitel A.3 dieser Entscheidung).

Die Vorhabentragerin legt nachvollziehbar dar, dass es bis zum Zeitpunkt der Realisierung
des Vorhabens zu keiner wesentlichen Veranderung des Ist-Zustands im
Untersuchungsraum kommen wird. Zukunftig ist im Untersuchungsraum lediglich mit einem
leichten  Zuwachs von  Waldflachen  aufgrund  Neuausweisungen in  den
Flachennutzungsplanen zu rechnen. Darlber hinaus ist die Neuausweisung von drei
Landschaftsschutzgebieten und insgesamt 28 Naturdenkmalen geplant (vgl. Unterlagen
gemall § 8 NABEG, Kap. 5.3.5.3, S. 268). Die naturrdumliche Ausstattung der Gebiete wird
sich durch oder nach der Ausweisung nicht verandern. Aufgrund der geplanten
Trassenflhrung innerhalb bestehender Trassenbander verandert sich die Bewertung des
Vorhabens auch unter Berlcksichtigung der geplanten Neuausweisungen nicht.

B.5.5.3.7 Schutzgut Kultur- und Sachgiiter
Im Trassenkorridor sind flr das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachglter erhebliche
Umweltauswirkungen nicht auszuschlieRen.

Von dem beantragten Vorhaben gehen potenziell visuelle Umweltauswirkungen durch die
Beeintrachtigung von Baudenkmalen infolge des Raumanspruchs der Masten und Leiterseile
aus. Unmittelbare Umweltauswirkungen sind durch den Verlust von Bodendenkmalen und
archdologischen Fundstellen durch Grindungsmallnahmen an den Maststandorten zu
erwarten (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 5.2.1.2.7, S.179). Der Begriff
Kulturdenkmal wird als Oberbegriff fir Bau- und Bodendenkmale verwendet.

Die fur das Schutzgut relevanten Umweltziele ergeben sich aus dem
Bundesnaturschutzgesetz (§ 1 Abs. 4 BNatSchG) und den Landesdenkmalschutzgesetzen
Baden-Wirttemberg (§ 8 Abs. 1,2, § 22 Abs. 2 DSchG BW) und Rheinland-Pfalz (§ 2 Abs. 4,
§ 13 Abs. 1 Nr. 3, § 22 Abs. 3 DSchG RLP) in der aktuell gultigen Fassung. Das Bundesland
Hessen ist vom Untersuchungsraum des Schutzguts nicht berthrt. Weitere Ziele sind im
Raumordnungsgesetz (§2 Abs.2 Nr.5 ROG), dem Ubereinkommen zum Schutz des
archaologischen Erbes La Valetta und dem Ubereinkommen zum Schutz des Kultur- und
Naturerbes der Welt festgelegt (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 5.3.6.1,
Tabelle 5.3-32, S. 297 ff.). Der Teilaspekt ,Sonstige Sachgiter” wird im Kapitel ,Sonstige
offentliche und private Belange® behandelt.

Auf Grund der Umweltziele wurden als relevante Kulturgiter die Erfassungskriterien
Baudenkmale und Bodendenkmale bzw. archaologische Fundstellen im Untersuchungsraum
ermittelt. Das Bundesland Rheinland-Pfalz ist nur randlich vom Untersuchungsraum berthrt,
jedoch sind in diesem Bereich auch keine schitzenswerten Flachen vorhanden.
Grabungsschutzgebiete gem. § 22 Abs. 2 DSchG BW sind im Untersuchungsraum nicht
ausgewiesen. Weder Gesamtanlagen gemall § 19 DSchG BW, historische Anlagen und
Parkanlagen gemaR LRP Rhein-Neckar noch UNESCO-Kulturerbestatten sind im
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Untersuchungsraum vorhanden (vgl. Unterlagen gemaR § 8 NABEG, Kapitel 5.3.6.1,
Tabelle 5.3-32, S. 297 ff.).

Im Untersuchungsraum des beantragten Trassenkorridors ist als betrachtungsrelevantes
flachiges Baudenkmal die Altstadt von Seckenheim verzeichnet. Verschiedene
Kulturdenkmale innerhalb geschlossener Ortschaften und kleinflachige oder punkthafte
Kleindenkmale im Auflenbereich sind auf Ebene der Bundesfachplanung aber nicht in die
Betrachtung aufgenommen worden. Eine unmittelbare Wirkung Uber
Flacheninanspruchnahme oder auch eine visuelle Auswirkung auf Kulturdenkmale, die sich
innerhalb geschlossener Ortschaften befinden, koénnen auf dieser Planungsebene
ausgeschlossen werden. Bei Kkleinflachigen oder punkthaften Kleindenkmalen im
Aulenbereich fuhrt die Raumwirkung einer Hochstspannungsfreileitung zu keiner relevanten
Umweltauswirkung, da die Wahrnehmbarkeit des Kulturgutes 6rtlich begrenzt ist.

Auch eine direkte Flacheninanspruchnahme solcher kleinflachiger Denkmale st
auszuschlieBen. Aufgrund der geringen Grole dieser Denkmale ist es mdoglich die
Maststandorte so zu wahlen, dass eine direkte Flacheninanspruchnahme vermieden werden
kann (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 5.3.6.1, Tabelle 5.3-32, Fulinote 61,
S. 279).

In den Segmenten 01-001/002, 01-005/006, 02-004/005, 02-008 bis 04-001, 04-009/010, 04-
012 bis 014, 04-017 und 04-019 bis 04-021 des Trassenkorridors befinden sich punktuelle
und flachige Bodendenkmale bzw. archdologische Fundstellen, bei denen bei einem Neubau
voraussichtliche erhebliche Beeintrachtigungen nicht ausgeschlossen werden konnen.

Bei Nutzung der Trassenachse koénnen unter Wirdigung der Stellungnahme des
Landesamtes fir Denkmalpflege Baden-Wdarttemberg und des Ministeriums fir Wirtschaft,
Arbeit und Wohnungsbau Baden-Wdirttemberg als oberste Denkmalschutzbehérde in den
Segmenten 01-002, 01-005/006, 02-004 wund 02-009 bis 03-002 erhebliche
Umweltauswirkungen voraussichtlich nicht ausgeschlossen werden. In den Bereichen des
Ersatzneubaus werden sowohl durch neue Maststandorte als auch
Baustelleneinrichtungsflachen die Bodendenkmale bzw. archaologischen Fundstellen
potenziell in Anspruch genommen. Auf Grund des Ersatzneubaus in bestehender Trasse
kann zur Minderung des Eingriffs ggf. auf vorhandene Zuwegungen und bereits vorbelastete
Flachen zurlckgegriffen werden. In Bereichen, in denen die Trassenachse im
Parallelneubau geplant ist, ist auf Grund der Nahe zur bestehenden Leitungsstruktur im
konkreten Fall davon auszugehen, dass voraussichtlich ebenfalls vorhandene Zuwegungen
genutzt werden koénnen und vorbelastete Flachen vorliegen. Es ist somit nur von
geringflgigen erheblichen Umweltauswirkungen auszugehen. Im folgenden
Planfeststellungsverfahren wird die Vorhabentragerin anhand der konkreten Trassenplanung
die Auswirkungen auf die vorhandenen Kultur- und Bodendenkmaler im Detail bewerten und
soweit mdglich minimieren.

B.5.5.4. Sonstige 6ffentliche und private Belange

Der Abwagung zugangliche sonstige Uberwiegende o6ffentliche oder private Belange stehen
der Realisierung des Vorhabens im entsprechend dieser Entscheidung ausgewiesenen
Trassenkorridor voraussichtlich nicht entgegen (§ 5 Abs. 1 Satz 2 NABEG). Soweit sich aus
den jeweils anwendbaren rechtlichen Vorgaben Einschrankungen im Trassenkorridor
ergeben, stehen diese einer Verwirklichung des Vorhabens im Rahmen des
Planfeststellungsverfahrens nicht entgegen.
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B.5.5.4.1 Kommunale Belange
Kommunale Belange, insbesondere die Wahrnehmung kommunaler Aufgaben und solche
der kommunalen Planungshoheit, stehen der Verwirklichung des Vorhabens im
Trassenkorridor nicht entgegen.

B.5.5.4.1.1 Kommunale Bauleitplanung und Planungshoheit

Hinreichend konkrete und verfestigte Planungen der jeweiligen Gemeinden stehen der
Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor nicht entgegen, da diese nach derzeitigem
Planungs- und Kenntnisstand nicht in wesentlichen Teilen einer durchsetzbaren
kommunalen Planung entzogen werden (vgl. BVerwG, Beschluss vom 02.08.2006 -
9 B 9/06). Insoweit dirfen insbesondere kommunalplanerisch ausgewiesene Baugebiete
voraussichtlich nicht nachhaltig gestort (BVerwG, a.a.O.) werden.

Eine nachhaltige Stérung hinreichend konkreter und verfestigter kommunaler Planungen ist
indes nicht zu erwarten. Nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand ist zumindest bei
Nutzung der Bestandsleitung sowie der potenziellen Trassenachse bei Parallelneubau und
Neubau ausgeschlossen, dass sich der vorhabenbedingte Immissionszuwachs auf
wesentliche Teile solcher Ausweisungen kommunaler Bauleitplanungen auswirkt (BVerwG,
a.a.0.).

Bei der Aufstellung der Bauleitplane sind kommunale Planungstrager geman
§ 1 Abs. 7 BauGB verpflichtet, die offentlichen und privaten Belange gegeneinander und
untereinander gerecht abzuwagen. Bei Nutzung schon vorhandener Strukturen kann also
davon ausgegangen werden, dass der vorhandene Leitungsbestand als Belang einer
eventuell konkurrierenden Raumnutzung erkannt und entsprechend bericksichtigt wurde.
Das geplante Vorhaben soll grofdtenteils unter Nutzung der Bestandsleitung und als
Ersatzneubau verwirklicht werden. Zusétzlich ist jedoch auch eine Anderung der Betriebsart
von Dreh- zu Gleichstrom vorgesehen, sodass auch die hieraus resultierenden
Auswirkungen Berlcksichtigung finden missen. Eine Einschrankung der kommunalen
Planungshoheit ware jedenfalls dann nicht zu erwarten, wenn die vorliegende Situation nicht
derart verandert wird, dass neue Konflikte entstehen oder bestehende Konflikte sich
verscharfen.

Die Vorhabentragerin hat diesbezlglich Uberzeugend dargelegt, dass sich mogliche
Immissionszuwachse jedenfalls nicht auf wesentliche Teile von Baugebieten auswirken
werden. Hierzu identifizierte sie verschiedene Flachennutzungs- und Bebauungsplane (vgl.
Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 7.2, S.393ff.), die bis in den
Vorschlagstrassenkorridor hineinreichende Ausweisungen vorsehen. Aufgrund der von ihr
durchgeflihrten prognostischen Immissionsbetrachtung (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG,
Anhang A.1.2 und Anhang A.1.3) ist bei Realisierung des Vorhabens in der geplanten
technischen Umsetzung nicht zu erwarten, dass immissionsschutzrechtliche Vorgaben
Uberschritten werden. Die gesetzlichen Grenz- bzw. Richtwerte werden im Hinblick auf die
Beeinflussung durch elektrische und magnetische Felder sowie durch betriebsbedingte
Gerausche eingehalten bzw. sogar deutlich unterschritten. Dies gilt auch fur die Abschnitte
im Parallelneubau zwischen Mannheim-Wallstadt und Rheinau bzw. am Umspannwerk
Neurott sowie die Neubauabschnitte im Bereich des Umspannwerks Neurott sowie im
Bereich Philippsburg. Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens kann sichergestellt
werden, dass vorhabenbedingte Immissionszuwachse sich nicht nachteilig auf die
Durchsetzung kommunalplanerischer Ausweisungen auswirken.
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B.5.5.4.1.2  Entwicklungsmbglichkeiten kommunaler Bauleitplanung

Eine gegebenenfalls eintretende Einschrankung von Entwicklungsmoglichkeiten kommunaler
Bauleitplanung steht der Realisierung des Vorhabens im Trassenkorridor ebenfalls nicht
entgegen, da nicht ersichtlich ist, dass hinreichend konkrete kommunale Planungsabsichten
durch das Vorhaben beeinflusst werden. Insoweit ist eine Planungsabsicht beziehungsweise
Entwicklungsabsicht lediglich dann abwagungsrelevant, wenn diese einen hinreichenden
Grad der Konkretisierung erfahrt — wenn es sich also um eine verbindliche oder in sonstiger
Weise verfestigte Planung handelt (vgl. BVerwG, Urteil vom 21.03.1996 — 4 C 26.94).

Soweit die Vorhabentragerin in Anhang D.1.1 der Unterlagen gemall § 8 NABEG die
gepriuften Bauleitplane tabellarisch darstellt, sind zumindest umfassend die verbindlichen
kommunalplanerischen Ausweisungen abgebildet. Weitergehend liegen keine Erkenntnisse
dahingehend vor, dass in sonstiger Weise verfestigte Planungsabsichten unbertcksichtigt
geblieben waren (beispielsweise nach Auslegung der Planungsunterlagen im
Anhoérungsverfahren).

B.5.5.4.1.3 Wahrnehmung kommunaler Aufgaben und kommunales Eigentum

Es ist nicht ersichtlich, dass der Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor die
Wahrnehmung kommunaler Aufgaben entgegensteht. Insbesondere wird auch durch eine
mdglicherweise erforderliche Inanspruchnahme kommunalen Eigentums, insbesondere der
Inanspruchnahme kommunalen Grundstickeigentums, — soweit ersichtlich — die
Wahrnehmung kommunaler Aufgaben nicht beeintrachtigt.

B.5.5.4.2 Infrastruktureinrichtungen

Belange der Einrichtung, des Ausbaus und des Betriebes vorhandener und geplanter
Infrastruktur stehen der Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor voraussichtlich
nicht entgegen. Insoweit ist nicht ersichtlich, dass die Verwirklichung des Vorhabens im
Trassenkorridor die einzelnen Infrastrukturkategorien (insbesondere Verkehrsinfrastruktur,
Versorgungsinfrastruktur und Telekommunikationsinfrastruktur) mafigeblich beeinflusst. Im
Ubrigen stehen dem Vorhaben voraussichtlich auch keine Planungshindernisse entgegen
(vgl. Kapitel B.5.4.6.5.).

B.5.5.4.2.1 Verkehrsinfrastruktur

Nachstehende verkehrsinfrastrukturelle Belange stehen der Verwirklichung des Vorhabens
im Trassenkorridor voraussichtlich nicht entgegen.

B.5.5.4.2.1.1  Schienenverkehr und Bahnhéfe

Im Hinblick auf Schienenverkehr und Bahnhdofe ist nicht ersichtlich, dass deren Belange der
Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor entgegenstehen. Dies gilt zumindest
soweit im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens die Anwendung der jeweils geltenden
technischen Vorschriften sichergestellt werden kann. Gegenteilige Hinweise sind auch aus
der Behérden- und Offentlichkeitsbeteiligung jedoch nicht ergangen. Sofern in der Behérden-
und Offentlichkeitsbeteiligung auf die Varianteniberlegung fir eine neue StralRen-/
Stadtbahnlinie im Trassenkorridor hingewiesen wurde (vgl. Stellungnahme der Stadt
Heidelberg vom 01.03.2018), so konnte die Vorhabentragerin nachvollziehbar darlegen, dass
die Kreuzung einer Leitungsanlage ohne Probleme mdglich ware.
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B.5.5.4.2.1.2  Schifffahrt; Wasserstral3en, Schifffahrtsanlagen und Schifffahrtszeichen
Belange der Schifffahrt, also die Unterhaltung der Wasserstrallen, der Betrieb der
Schifffahrtsanlagen und Schifffahrtszeichen sowie die Schifffahrt werden voraussichtlich
nicht beeintrachtigt, vgl. § 10 Bundeswasserstrallengesetz (WaStrG). Diesbezlglich weist
die Vorhabentragerin in den Antragsunterlagen nachvollziehbar darauf hin, dass
insbesondere neu zu errichtende Masten aulerhalb der Baukoérper der
Infrastruktureinrichtungen errichtet und erforderliche Mindestabstédnde eingehalten werden.
Dementsprechend  werden insbesondere  seitens der  Wasserstrallen- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes, Wasserstralien- und Schifffahrtsamt (WSA) Mannheim,
keine Bedenken vorgebracht (vgl. Stellungnahme des WSA Heidelberg vom 15.03.2018).

B.5.5.4.2.2 Versorqungsinfrastruktur

Belange der Versorgungsinfrastruktur stehen der Verwirklichung des Vorhabens im
Trassenkorridor voraussichtlich nicht entgegen. Dies ergibt sich unter anderem aus einer
Betrachtung nachstehender Infrastrukturkategorien.

B.5.5.4.2.2.1 Ubertragungs- und Verteilnetze Elektrizitét, Bahnstromleitungen

In Bezug auf elektrische Ubertragungs- und Verteilnetze sowie Bahnstromleitungen gilt dies,
soweit im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens flir das Vorhaben sichergestellt werden
kann, dass durch die Einhaltung entsprechender technischer Anforderungen nachteilige
Beeintrachtigungen anderweitiger Ubertragungs- und Verteilnetze sowie Bahnstromleitungen
ausgeschlossen sind (vgl. § 49 Abs. 1 EnNWG in Verbindung mit den jeweiligen technischen
Vorschriften). Eventuell entstehende Auswirkungen auf die Belange der Ubertragungs- und
Verteilnetze Elektrizitdt sowie Bahnstromleitungen kénnen zwar nicht ausgeschlossen
werden. Die Vorhabentragerin zeigt jedoch in nachvollziehbarer Art und Weise auf, welche
technischen MalRnahmen zur VerfUgung stehen, um sie zu minimieren und sicher zu
beherrschen (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG, Kapitel 7.4, S. 408 f.). Durch den bereits
stattfindenden Austausch mit den betroffenen Netzbetreibern und eine entsprechende
Berucksichtigung der betroffenen Einrichtungen im nachfolgenden
Planfeststellungsverfahren kann ihre Betriebssicherheit und weitere sachgemafe Funktion
sichergestellt werden.

B.5.5.4.2.2.2 Erzeugungsanlagen, insbesondere Erneuerbare Energien

Belange der Einrichtung, des Ausbaus und Betriebes von Energieerzeugungsanlagen,
insbesondere solcher der erneuerbaren Energien, stehen der Verwirklichung des Vorhabens
im Trassenkorridor nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand nicht entgegen.
Beeintrachtigungen Uber die Ausflhrungen zur Raumvertraglichkeitsstudie von
Photovoltaikanlagen (vgl. Kapitel B.5.5.2.5.6) sind nicht zu erwarten. Auf konkret betroffene
Anlagen im Trassenkorridor wurde in der Behorden- und Offentlichkeitsbeteiligung nicht
hingewiesen. Unabhangig davon koénnten Beeintrachtigungen durch die von der
Vorhabentragerin genannten Mallnahmen (vgl. Unterlagen gemall § 8 NABEG, Kapitel 7.4,
S. 407) auch vermieden werden.

B.5.5.4.2.2.3 Fernleitungs- und Verteilnetze Gas

Ein Entgegenstehen von Belangen der Errichtung und des Betriebes des Fernleitungs- und
Verteilnetzes Gas ist im Zusammenhang mit der Verwirklichung des Vorhabens im
Trassenkorridor nicht zu erwarten. Nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand kann —
zumindest unter Anwendung entsprechender SchutzmaRnahmen im Rahmen des
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Planfeststellungsverfahrens — ausgeschlossen werden, dass Fernleitungs- und Verteilnetze
Gas nachteilig beeinflusst werden.

Insoweit legt die Vorhabentragerin nachvollziehbar dar, dass in Schutzstreifen zu
Rohrfernleitungen keine Mastneubauten erfolgen (vgl. Unterlagen gemafR § 8 NABEG,
Kapitel 7.4, S.409f.). Dies entspricht der grundsatzlichen Vorgabe nach Nr. 3.3.4 der
Technischen Regel fur Rohrfernleitungsanlagen (TRFL). Mastneubauten sind jedoch
grundsatzlich auch fir den Fall auszuschlie®en, dass ein Schutzstreifen fir entsprechende
Rohrfernleitungen nicht festgelegt wurde. Hier sind die Vorgaben nach § 3 Abs. 2 der
Rohrfernleitungsverordnung (RohrFLtgV) in Verbindung mit Teil 1 Nr. 3.3.4 der TRFL als
fachliche Aussage uber die Schutzbedurftigkeit der Rohrleitungen gleichermalien in die
Betrachtung einzustellen. Aufgrund der Behdrden- und Offentlichkeitsbeteiligung ist jedoch
nicht ersichtlich, dass entsprechende Flachen zu einer weitergehenden Einschrankung der
Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor fuhren. Erforderliche Schutzmalinahmen
zur Vermeidung induktiver Beeinflussungen des Vorhabens auf Rohrleitungen —
insbesondere bei einer Verwirklichung des Vorhabens innerhalb eines Schutzstreifens —
kénnen sich unter anderem aus § 3 Abs. 2 RohrFLtgV in Verbindung mit den jeweils
geltenden DIN-Vorschriften ergeben. Zwar kann es durch erforderliche SchutzmalRnahmen
potenziell zu Einschrankungen fir die Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor
kommen. Jedoch ist zu erwarten, dass das Vorhaben ungeachtet dessen im Trassenkorridor
auch unter Einbeziehung wirksamer Schutzmaflnahmen letztlich verwirklicht werden kann.

Soweit in der Stellungnahme der PLEdoc GmbH, eingegangen am 09.03.2018, auf eine
kritische Beeinflussung ihrer Anlagen hingewiesen wird, konnte die Vorhabentragerin im
Erérterungstermin nachvollziehbar darlegen, dass dies bei Gleichstromleitungen durch
entsprechende MalRnahmen ausgeschlossen werden kann (vgl. Niederschrift zum
Erdrterungstermin vom 26.07.2018, S. 14 ff.).

B.5.5.4.2.2.4 NATO-Produktenfernleitung

Die Trassenachse bzw. der Trassenkorridor wird im gegenstandlichen Abschnitt nicht von
der NATO-Produktenleitung gekreuzt, sodass eine diesbezlgliche Beeintrachtigung
ausgeschlossen ist.

B.5.56.4.2.2.5 Wasserver- und Wasserentsorgung

Es ist nicht ersichtlich, dass Belange der Wasserver- und Wasserentsorgung der
Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor entgegenstehen, sofern eine Abstimmung
mit den Betreibern der Grundwassermessstellen erfolgt (vgl. Stellungnahmen der MVV Netze
GmbH vom 23.03.2018 und 24.07.2018). Baustelleneinrichtungsflachen und die Baustellen
an den Masten kénnen durch geeignete MaRnahmen voraussichtlich so gestaltet werden
kénnen, dass kein Eingriff in das Grundwasser stattfindet.

B.5.5.4.2.2.6 Ver- und Entsorgungsanlagen

Mangels gegenteiliger Hinweise ist nicht ersichtlich, dass die Belange der Einrichtung und
des Betriebes von Ver- und Entsorgungsanlagen der Verwirklichung des Vorhabens im
Trassenkorridor entgegenstehen.

B.5.5.4.2.3 Telekommunikation, Funk und Radar

Belange der Telekommunikationsinfrastruktur stehen der Verwirklichung des Vorhabens im
Trassenkorridor voraussichtlich nicht entgegen. Insoweit legt die Vorhabentragerin in den
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Antragsunterlagen nach § 8 NABEG dar, dass entsprechende Schutzmalinahmen eine
nachteilige Beeintrachtigung der Telekommunikationsinfrastruktur ausschlieRen lassen.

B.5.5.4.2.3.1  Richtfunkverbindungen

Die Funktionsfahigkeit von Richtfunkverbindungen wird nach derzeitigem Planungs- und
Kenntnisstand nicht erheblich beeintrachtigt. Der Vorschlagstrassenkorridor wird zwar an
mehreren Stellen von aktiven Richtfunkverbindungen gekreuzt. Die Vorhabentragerin hat
jedoch in nachvollziehbarer Weise dargelegt (vgl. Unterlagen gemal § 8 NABEG,
Kapitel 7.4, S. 411 f.), wie Beeintrachtigungen bestehender Richtfunktrassen im Rahmen der
weiteren Planung vermieden werden konnen. Fir den Fall des Ersatzneubaus oder Neubaus
ist dies durch die Wahl geeigneter Maststandorte auf Grundlage der von den
Funknetzbetreibern bereitgestellten Informationen maoglich. Bei der Nutzung von
Bestandsleitungen sind Stérungen durch Mastneubauten ohnehin ausgeschlossen. Weitere
Uber das bekannte Mal® der bestehenden Drehstromleitungen hinausgehende Stérungen
kénnen zudem durch den Einsatz technischer Filteranlagen auf ein Minimum reduziert
werden.

B.5.5.4.2.3.2 Wetterradarstationen des Deutschen Wetterdienstes (DWD)

Eine Beeintrachtigung der Funktionsfahigkeit der Wetterradarstationen des DWD durch die
Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor kann ausgeschlossen werden. Der DWD
hat insofern auch keine Einwande gegen die ihm vorgelegte Planung geltend gemacht (vgl.
Stellungnahme des DWD vom 13.02.2018).

B.5.5.4.2.3.3 Sonstige Funk- und Radaranlagen

Eine Beeintrachtigung sonstiger Funk- und Radaranlagen ist nicht ersichtlich. Dies gilt auch
in Bezug auf Funk- und Radaranlagen der Bundeswehr (vgl. Stellungnahme des BAIUDBw
vom 16.03.2018).

B.5.5.4.3 Einrichtungen der Landesverteidigung

Zwar werden auch tber die Ausflihrungen zu Infrastruktureinrichtungen hinaus noch weitere
Belange der Bundeswehr durch das Vorhaben berihrt. So befinden sich einige der
geplanten Abschnitte im Bereich eines Anlagenschutzbereiches und in der Nahe der
militarischen Liegenschaft Loretto-Kaserne Mannheim der Bundeswehr. Im Rahmen des
Planfeststellungsverfahrens kann jedoch voraussichtlich sichergestellt werden, dass die
Betroffenheiten auf ein Minimum reduziert werden (vgl. Stellungnahme des BAIUDBw vom
16.03.2018).

B.5.5.4.4 Weitere Belange
Auch weitere Belange stehen der Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor
voraussichtlich nicht entgegen.

B.5.5.4.4.1 Eigentum und Fldcheninanspruchnahme

Nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand stehen Flacheninanspruchnahmen und eine
entsprechende Inanspruchnahme von Eigentum/Grundsticken der Verwirklichung des
Vorhabens im Trassenkorridor nicht als Uberwiegender Belang entgegen. Ebenso ist nicht
ersichtlich, dass mit der Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor — zumindest unter
Nutzung der Bestandsleitung bzw. des bestehenden Trassenbandes — eine mafgebliche
Wertminderung von Grundstickseigentum einhergeht.
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Wie die Vorhabentragerin nachvollziehbar in den Unterlagen gemall § 8 NABEG darlegt,
wird es bei der geplanten technischen Umsetzung durch das Verschieben von
Maststandorten innerhalb der bestehenden Trassen zwar zu neuen Betroffenheiten von
Grundstuckseigentimern kommen. Gleichzeitig werden jedoch bestehende Masten
zurtickgebaut und bislang beanspruchte Flachen freigegeben. Eine Verbreiterung des
Schutzstreifens um ca. 5 m beidseitig der geplanten Leitung ist im Bereich des
Ersatzneubaus zwischen Rheinau und Oftersheim auf einer Lange von ca. 9,6 km sowie in
den Bereichen des Parallelneubaus zwischen Wallstadt und Rheinau und beim
Umspannwerk Neurott erforderlich (vgl. Antrag gemaR § 8 NABEG, Kapitel 7.3, S. 403). Die
Neuinanspruchnahme von Flachen beschrankt sich grofltenteils auf den geplanten Neubau
im Bereich des Umspannwerks Neurott sowie im Bereich Philippsburg und betrifft eine Lange
von ca. 1,3 km, wobei ein ca. 35 Meter breiter Streifen beidseitig der geplanten Leitung in
Anspruch genommen werden soll (vgl. Unterlagen gemafl § 8 NABEG, Kapitel 7.3, S. 403 f.).

Auch im Hinblick auf den vordringlichen Bedarf des Vorhabens im Rahmen des Netzausbaus
(vgl. Kapitel B.4.1) ist eine fur die Ebene der Bundesfachplanung bedeutsame dauerhafte
Flacheninanspruchnahme somit nicht erkennbar.

B.5.5.4.4.2 Wirtschaft und Rohstoffe

Wirtschaftliche Belange, auch solche der Rohstoffgewinnung und -verarbeitung, stehen der
Verwirklichung des Vorhabens im Trassenkorridor nach aktuellem Planungs- und
Kenntnisstand nicht entgegen.

B.5.5.4.4.2.1 Gewerbe und Industrie

Insbesondere sind keine Uber die diesbezlglichen Ausfihrungen im Rahmen der
Raumvertraglichkeitsstudie (vgl. Kapitel B.5.5.2.5.2) hinausgehenden Beeintrachtigungen
gewerblicher oder industrieller Belange ersichtlich. Durch die Nutzung bestehender
Leitungen bzw. Trassen kann grofitenteils ausgeschlossen werden, dass es zu negativen
Auswirkungen auf bestehende oder geplante Gewerbestandorte kommt, sodass ein
eventuell vorliegender Mangel an attraktiven und nutzbaren Gewerbe- und Industriegebieten
(vgl. Stellungnahme der IHK Rhein-Neckar vom 16.03.2018) nicht weiter verscharft wird.
Auch fur die Abschnitte, die als Neubau geplant sind, kann eine Einschrankung bestehender
Ausweisungsmadglichkeiten von Gewerbe- und Industriegebieten ausgeschlossen werden, da
diese im Auflenbereich im Umfeld der Umspannanlage Neurott bzw. des Kernkraftwerks
Philippsburg liegen, wo derzeit keine Entwicklung gewerblicher Flachen erkennbar ist.

B.5.56.4.4.2.2 Bodenschétze und Rohstoffe

Im Trassenkorridor bestehen gemall ATKIS-Daten keine ausgewiesenen Abbaugebiete flr
Bodenschatze, sodass wirtschaftliche Beeintrachtigungen in dieser Hinsicht nicht zu
erwarten sind.

B.5.5.4.4.2.3 Landwirtschaft

Erganzend zu den Ausfuhrungen zur Raumvertraglichkeitsstudie (vgl. Kapitel B.5.5.2.5.7 f.)
ist hinsichtlich der landwirtschaftlichen Belange festzustellen, dass Beeintrachtigungen
landwirtschaftlicher Flachen — sowohl temporar wahrend der Bauphase als auch dauerhaft —
zwar nicht auszuschlielen sind. Gleichzeitig kann aber durch geeignete MalRnahmen
verhindert werden, dass es zu erheblichen wirtschaftlichen Nachteilen kommt.

So kénnen die mit der Bauphase verbundenen Auswirkungen durch die Wahl geeigneter
Arbeitsflachen und -zeiten auf ein Minimalmal® reduziert werden. Au3erdem kann die bei
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Nutzung der Bestandsleitung ohnehin schon reduzierte Flacheninanspruchnahme durch eine
abgestimmte Platzierung der Maststandorte. Einschrankungen durch Sicherheitsabstéande zu
den Leiterseilen, die bei der Nutzung von landwirtschaftlichen Maschinen ggf. relevant
werden, kénnen durch eine erhdhte Fiihrung der Leiterseile ebenfalls auf ein unbedenkliches
Mal verringert werden.

Soweit auf landwirtschaftliche Aussiedlerhdfe hingewiesen wird (vgl. Stellungnahme Stadt
Heidelberg vom 01.03.2018), werden diese im Rahmen der Strategischen Umweltpriifung
bertcksichtigt (vgl. Kapitel B.5.5.3.1). Es ist nicht ersichtlich, dass landwirtschaftliche
Belange in diesem Zusammenhang Uber das Maf® der dortigen AusfUhrungen hinaus
bestehen bzw. erheblich beeintrachtigt werden.

Im Zuge des nachfolgenden Planfeststellungsverfahrens sind die landwirtschaftlichen
Belange so weit wie moglich zu berlcksichtigen. Eine Betrachtung der Bodenfruchtbarkeit
und der weiteren Bodenfunktionen kann dann ebenfalls erfolgen, da bei diesem
Planungsschritt die einzelnen Maststandorte und die Eingriffe zur Errichtung der jeweiligen
Masten feststehen.

B.5.5.4.4.2.4  Forstwirtschaft

Wie die Vorhabentragerin nachvollziehbar ausfuhrt (vgl. Unterlagen gemaf § 8 NABEG,
Kapitel 7.5, S.417), sind durch die Verwirklichung des Vorhabens im
Vorschlagstrassenkorridor keine relevanten Beeintrachtigungen forstwirtschaftlicher Belange
zu erwarten. In den Bereichen, in denen die Nutzung bestehender Freileitungen bzw. ein
Ersatzneubau vorgesehen ist, kdnnen wirtschaftliche Beeintrachtigungen nach derzeitigem
Planungs- und Kenntnisstand ausgeschlossen werden. Im Falle des Parallelneubaus oder
Neubaus koénnen sie zwar nicht vollumfanglich ausgeschlossen, jedoch durch die
Optimierung der Maststandorte und durch Uberspannungen auf ein Minimum reduziert
werden. Die ortlich zustandigen Forstbehérden haben dementsprechend auch signalisiert,
dass bei entsprechender Abstimmung in der Planfeststellung keine Einwande bestehen (vgl.
Stellungnahme des Regierungsprasidiums Freiburg, Abteilung Forstdirektion vom
16.03.2018).

B.5.5.4.4.2.5 Jagd und Fischerei
Eine Beeintrachtigung von jagdlichen Belangen oder solchen der Fischerei ist nicht
ersichtlich.

Durch Bauzeitenregelungen, die die erforderlichen Arbeiten z.B. auf Zeiten aufierhalb der
Brut- und Setzzeit beschranken, sowie mittels einer optimierten Standortwahl der Masten
kénnen Stérungen minimiert und eine Reduzierung der Jagdstrecke voraussichtlich
ausgeschlossen werden. Fischbare Gewasser werden durch einen Leitungsneubau in der
Regel nicht in Anspruch genommen. Aufgrund der vorrangigen Nutzung bestehender
Freileitungen kann eine Beeintrachtigung fischereirechtlicher Belange fir das hiesige
Vorhaben ausgeschlossen werden.

B.5.5.4.4.2.6  Tourismus und Erholung

Erganzend zu den Ausflhrungen zum Landschaftsschutz (vgl. Kapitel B.5.4.2) ist nicht
ersichtlich, dass Belange des Tourismus und der Erholung derart beeintrachtigt werden,
dass sie einer Verwirklichung des Vorhabens im Vorschlagstrassenkorridor entgegenstehen.
Die Vorhabentragerin legt nachvollziehbar dar (vgl. Unterlagen gemal? § 8 NABEG,
Kapitel 7.5, S. 414 {.), dass die im Einflussbereich des Vorhabens anzutreffenden Arten der
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Freizeit- und Erholungsnutzung nicht vorrangig auf die Nutzung des Landschaftsbildes
ausgerichtet oder schon durch die bestehenden Freileitungen vorbelastet sind. Aufgrund der
vorrangigen Nutzung der Bestandsleitung bzw. -trasse ist eine relevante Veranderung des
fur Erholung und Tourismus mafRgeblichen Landschaftsbildes nicht zu erwarten, sodass eine
wirtschaftlich relevante Beeintrachtigung ausgeschlossen werden kann. Auch in der
Behorden- und Offentlichkeitsbeteiligung wurde in Ubereinstimmung hierzu lediglich darauf
verwiesen, dass entsprechende Eingriffe in das Landschaftsbild und mithin den Tourismus
gering zu halten sind (vgl. Stellungnahme der IHK Rhein-Neckar vom 16.03.2018).

B.5.5.4.4.3 Geologie

Geologische Belange stehen einer Verwirklichung des Vorhabens — soweit ersichtlich — nicht
entgegen.

B.5.5.4.4.4  Offentliche Ordnung oder Sicherheit

Mangels gegenteiliger Hinweise oder Erkenntnisse ist eine Beeintrachtigung der 6ffentlichen
Sicherheit oder Ordnung durch die Verwirklichung des Vorhabens nicht ersichtlich.

B.5.5.4.4.5 Kosten

Die Kosten fir die Umsetzung des vorliegenden Vorhabens (vgl. Unterlagen gemaf}
§ 8 NABEG, Kapitel 7.1, S. 392 ff.) stehen dessen Verwirklichung im Trassenkorridor nicht
entgegen. Der vordringliche Bedarf des Vorhabens wurde im Rahmen der
Netzentwicklungsplanung eindeutig festgestellt und mit der Aufnahme in den
Bundesbedarfsplan ausdriicklich festgeschrieben. Darliber hinaus werden insbesondere bei
Nutzung der Bestandsleitung weitergehende Kosten flir einen Leitungsneubau in erheblichen
Umfang eingespart.

B.5.6 Gesamtabwagung

Die Bundesnetzagentur stellt auf Basis der von der Vorhabentragerin vorgelegten sowie der
weiteren vorliegenden Unterlagen, der eingegangenen Einwendungen, Stellungnahmen und
weiteren Hinweise fest, dass mit Blick auf die unterschiedlichen zu berlcksichtigenden
Belange dem festgelegten Trassenkorridor keine Uberwiegenden Belange im Sinne von
§ 5 Absatz 1 Satz 2 NABEG entgegenstehen.

Dem gegenstandlichen Abschnitt stehen weder Uberwiegende o6ffentliche oder private
Belange entgegen, noch sind aufgrund des gegenwartigen Kenntnis- und Planungsstandes
unuberwindbare Planungshindernisse fir die Umsetzung des Vorhabens erkennbar, noch
kann das Vorhaben auf andere, vorzugswirdige Weise umgesetzt werden. So ist nicht
ersichtlich, dass das Vorhaben in einem anderen Trassenkorridor oder in einer anderen
technischen Alternative eindeutig besser verwirklicht werden kénnte.

Die der Festlegung entgegenstehenden Interessen und Belange, die nach der Lage der
Dinge mit ihrem jeweiligen Gewicht in die Entscheidung einzubeziehen sind, insbesondere
die Umweltauswirkungen sowie die Belange der Raumordnung, haben nicht ein solches
Gewicht und sind auch nicht von derartiger Intensitat, dass sie das erhebliche o&ffentliche
Interesse an der Verwirklichung des Vorhabens im festgelegten Trassenkorridor Uberwinden
konnten. Insbesondere erfolgt die Festlegung des Trassenkorridors in Ansehung der
erheblichen voraussichtlichen Umweltauswirkungen, welche mit der Umsetzung der
Hochstspannungsleitung im festgelegten Trassenkorridor nach jetzigem Kenntnisstand
verbunden sind und welche sich nach der abschlieBenden Bewertung des Umweltberichts
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ergeben (vgl. hierzu unter B.5.5.3). Diese mussen hinter dem im Vergleich
schwerwiegenderen offentlichen Interesse an der Verwirklichung der gegenstandlichen
Hochstspannungsleitung zuriickstehen.

Es stehen dem Trassenkorridor zwar die von dem Vorhaben voraussichtlich ausgehenden
erheblichen Umweltauswirkungen entgegen. Abgesehen davon, dass es keine Normen des
zwingenden Rechts gibt, die ihnen besonderes Gewicht zuweisen, haben sie — zumindest im
Vergleich zu den fur die Festlegung sprechenden Griinden — im Ergebnis der von der
Bundesnetzagentur vorgenommen Gesamtabwagung ein geringeres Gewicht.

Dem Trassenkorridor steht beziglich des Schutzgutes Mensch zwar aufgrund des
Vorhandenseins von Siedlungsbereichen mit Wohnnutzung im Trassenkorridor das auch aus
Sicht der Bundesnetzagentur verstandliche Interesse entgegen, vollkommen von
elektrischen und magnetischen Feldern, aber auch von Schall verschont zu bleiben. Da aber
— zumindest bei Nutzung der Bestandsleitung, des geplanten Ersatzneubaus sowie der
potenziellen Trassenachse im Parallel- und Neubau — eine Gesundheitsgefahrdung von
Menschen durch die Wirkungen des Vorhabens aufgrund des Einhaltens und deutlichen
Unterschreitung der rechtlichen Vorgaben nach derzeitigem Kenntnisstand sicher
auszuschlieRen ist, ist dieses Interesse entsprechend geringer zu gewichten. Dabei ist auch
zu bertcksichtigen, dass es nach dem geltenden Recht keinen Anspruch gibt, vollkommen
von elektrischen und magnetischen Feldern und Schall verschont zu bleiben. Mal3geblich ist
vielmehr, dass die diesbeziiglichen rechtlichen Vorgaben eingehalten werden. Dies ist
vorliegend der Fall.

Des Weiteren ist bei der Gewichtung der erheblichen Umweltauswirkungen zu
bertcksichtigen, dass durch die flachenhafte bzw. rein quantitative Betrachtung des
Trassenkorridors der Fehleindruck entsteht, dass die Realisierung des Vorhabens
voraussichtlich eine Vielzahl von umfangreichen erheblichen Umweltauswirkungen
hervorriefe, welche eine Leitungsfiuhrung umgebenden Bereiche umfassend betreffen
wilrden. Es ist allerdings schon im Vorfeld der erganzend notwendigen qualitativen
Betrachtung davon auszugehen, dass die meisten erheblichen Umweltauswirkungen nur
punktuell und kleinflachig sind.

Auch hat die Vorhabentragerin bei vielen Umweltauswirkungen nach dem von ihr verfolgten
,Worst Case-Ansatz* vorsorglich Hochstwerte bei der Inanspruchnahme bzw. Wirkintensitat
zugrunde gelegt. Diese konnen bei Realisierung des Vorhabens im festgelegten
Trassenkorridorabschnitt nicht nur bei Nutzung der Bestandsleitung deutlich reduziert
werden. Ebenso ist davon auszugehen, dass viele der prognostizierten erheblichen
Umweltauswirkungen durch entsprechende MalRnahmen wie etwa die Erdseilmarkierung, die
Anpassung von Maststandorten an die drtlichen Gegebenheiten oder die Uberspannung
empfindlicher Flachen gemindert oder vermieden werden kénnen.

Mit der Festlegung des Trassenkorridors in Konflikt stehende raumplanerische Belange
liegen zwar hinsichtlich der Erfordernisse der Raumordnung Siedlungsflédche, Gewerbe und
Industrie, oberflichennahe Rohstoffe sowie Landwirtschaft (vgl. Kapitel B.5.5.2.2) vor. Diese
beschranken sich jedoch auf den Fall des Neubaus einer Hochstspannungsleitung in einer
neuen Trasse. Bei der vorliegend intendierten Nutzung der Bestandsleitung bzw. der
Umsetzung des Vorhabens als Parallelneubau innerhalb des bestehenden Trassenbandes
sind Konflikte mit den entsprechenden Vorranggebieten nicht zu erwarten, sodass das
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Vorhaben in der vorgesehenen Auspragung nach derzeitigem Planungs- und Kenntnisstand
umsetzbar ist.

Es sind im Ubrigen auch keine (iberwiegenden sonstigen 6ffentlichen oder privaten Belange
erkennbar, die der Festlegung des Trassenkorridors entgegenstehen.

Auch im Ergebnis der Gesamtabwagung bestatigt sich mithin die vorliegende Entscheidung.
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C. Zusammenfassende Erklarung der
Umweltauswirkungen (gemaB §12 Abs.2 Nr.2 S.1
NABEG i.V.m. § 141 Abs. 2 Nr. 2 UVPG a.F.)

Die zusammenfassende Erklarung der Umweltauswirkungen nach § 12 Abs. 2 Nr. 2 NABEG
i.V.m. § 141 Abs. 2 Nr. 2 UVPG (a.F.) ist nach Abschluss der Bundesfachplanung zusammen
mit der vorliegenden Entscheidung Uber den festgelegten Trassenkorridor zu veréffentlichen.
Aus ihr geht hervor, wie die Umwelterwagungen in die Bundesfachplanung einbezogen und
wie der Umweltbericht nach § 14g UVPG (a.F.) sowie Stellungnahmen und AuRerungen
nach den §§ 14h bis 14j berlcksichtigt wurden. Hierbei werden die wichtigsten Aspekte
Uberblicksartig zusammengefasst. Zudem wird dargelegt, aus welchen Griinden der
Trassenkorridor nach Abwagung mit den gepruften Alternativen ausgewahlt wurde.

C.1 Einbeziehung der Umwelterwagungen in die
Bundesfachplanungsentscheidung

Fir die vorliegende Festlegung des raum- und umweltvertraglichen Trassenkorridors fir das
Vorhaben Nr.2 des Bundesbedarfsplans, AbschnittB von Mannheim-Wallstadt nach
Philippsburg, wurde entsprechend § 5 Abs. 4 NABEG i.V.m. Anlage 3 Nr. 1.11 UVPG (a.F.)
eine Strategische Umweltprifung durchgeflihrt, in der die voraussichtlichen erheblichen
Umweltauswirkungen des Vorhabens auf die Schutzglter

Menschen, einschliellich der menschlichen Gesundheit

Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt

Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft

Kulturguter und sonstige Sachguter sowie

die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgitern

ermittelt, beschrieben und bewertet wurden. Hierzu hat die Vorhabentragerin einen
Umweltbericht erstellt, der mit dieser Entscheidung Uberprtft und berlcksichtigt wurde.

Zusatzlich zur Strategischen Umweltpriifung wurde die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den
europaisch geschutzten Natura 2000-Gebieten gemaf § 34 Abs. 1 BNatSchG Uberprift. Des
Weiteren wurde in die  Bundesfachplanungsentscheidung  einbezogen, ob
artenschutzrechtliche Belange i.S.v. §44 Abs.1 BNatSchG der Festlegung des
Trassenkorridors entgegenstehen.

C.2 Bericksichtigung des Umweltberichts und der Stellungnahmen
und AuBerungen in der Bundesfachplanungsentscheidung

In der Bundesfachplanungsentscheidung wurde der Umweltbericht der Vorhabentragerin
Uberpruft und berlcksichtigt. Das Ergebnis der Vorhabentragerin, dass voraussichtliche
erhebliche Umweltauswirkungen bei einem Neubau im Trassenkorridor nicht
ausgeschlossen werden kénnen, wird bestatigt (vgl. Kapitel B.5.5.3). Dieses Ergebnis basiert
auf dem aktuellen Planungs- und Kenntnisstand, da ohne konkrete technische Planung die
Eingriffe in die Umwelt noch nicht abschlieRend ermittelt werden konnen.

Im Trassenkorridor ist eine Vielzahl an Flachen befindlich, die von einem Leitungsneubau
erheblich beeintrachtigt waren. Auch Flachen aul3erhalb des Trassenkorridors kénnen durch
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weiterreichende Wirkungen erheblich betroffen sein. Als Schwerpunkte sind folgende
Bereiche zu nennen, an denen voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen nicht
auszuschlieBen sind. Hierbei sind potenziell mogliche Vermeidungs- und
MinderungsmafRnahmen noch nicht in die Bewertung einbezogen worden:

Die im Trassenkorridor befindlichen Siedlungsbereiche, u.a. Teile der Stadt Mannheim sowie
die Orte Grenzhof, Plankstadt, Neurott, Reilingen, Oberhausen-Rheinhausen, Waghausel
und die Stadt Philippsburg, sind auf Grund von Auswirkungen durch elektrische und
magnetische Felder und Schall potenziell erheblich betroffen. Des Weiteren liegen
geschitzte Teile wvon Natur wund Landschaft (bspw. Natura 2000-Gebiete,
Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, Schutzwalder) im Trassenkorridor, die z.B.
durch den Bau neuer Maststandorte potenziell erheblich beeintrachtigt sind. Fir das
Schutzgut Boden relevant betroffen sind bei einem Neubau die grof¥flachig vorhandenen
grund- und stauwasserbeeinflussten Béden sowie Béden mit Archivfunktion und Walder, die
dem Schutz des Bodens dienen. Neben Auswirkungen auf Oberflachengewasser (Flisse,
Seen) sind bei einem potenziellen Neubau im Korridor Auswirkungen z.B. auf
Wasserschutzgebiete zu konstatieren, in denen die Errichtung neuer Maststandorte zu
erheblichen Umweltauswirkungen fihren kann (Schutzgut Wasser). Im Schutzgut Landschaft
koénnen visuelle Beeintrachtigungen auf Flachen, die der Erholung dienen, oder z.B. auch die
Entnahme von Gehdlzen (Veranderung von Vegetation und Habitaten) voraussichtlich zu
erheblichen Umweltauswirkungen flihren. Auch relevante Auswirkungen auf im Korridor
befindliche Bodendenkmale (Schutzgut Kultur- und Sachguter) sind nicht ausgeschlossen.

U.a. durch die Nutzung der Bestandstrasse konnen die erheblichen Umweltauswirkungen
zwar in weiten Teilen des Trassenkorridors vermieden werden. Dies ist moglich, da zum
aktuellen Planungs- und Kenntnisstand in Teilen des Abschnitts (Umspannwerk Neurott bis
Philippsburg) keine neuen Maste errichtet werden mussen. Im nérdlichen Teil des Abschnitts
werden nach Planungen der Vorhabentragerin die neuen Masten innerhalb des bestehenden
Trassenbandes von mehreren Leitungen errichtet. Durch die Nutzung der Bestandsleitung
sowie der geplanten Umsetzung des Vorhabens innerhalb des bestehenden Trassenbandes
kénnen Eingriffe in besonders empfindliche Bereiche fast vollstandig vermieden werden. Nur
im Bereich des Umspannwerks Neurott sowie am Netzverknlpfungspunkt in Philippsburg
werden gemal der Planung der Vorhabentragerin Neubauten von einzelnen Masten
aulerhalb des bestehenden Trassenbandes erforderlich.

Erhebliche Umweltauswirkungen kénnen bei Nutzung der Bestandsleitung im Bereich
zwischen dem Umspannwerk Neurott und dem Kernkraftwerk Philippsburg und ggf. unter
Zuhilfenahme  weiterer Vermeidungs- und MinderungsmalRnahmen voraussichtlich
vollstandig vermieden werden. Einzig auf Grund des temporaren Drehstrombetriebs kénnen
erhebliche Umweltauswirkungen im Schutzgut Menschen, einschlie8lich der menschlichen
Gesundheit, durch elektrische Wechselfelder in den Teilabschnitten Nr. 6 (Sandhausen —
NeuluBheim) und Nr. 8 (Oberhausen-Rheinhausen — Philippsburg; vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG, Kapitel 3.2.6.1, Abbildung 3.2-4, S.74) zum jetzigen Planungs- und
Kenntnisstand nicht sicher ausgeschlossen werden. Die Grenzwerte der 26. Verordnung zur
Durchflihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung Uber elektromagnetische
Felder — 26. BImSchV) kénnen nachweislich zwar auch direkt unter der geplanten Leitung
eingehalten werden. Erhebliche Umweltauswirkungen auf die von der Bestandstrasse
gequerten Flachen kdénnen bei dem prognostisch errechneten Wert aber zum jetzigen
Planungsstand nicht sicher ausgeschlossen, jedoch als nachrangig eingestuft werden.
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Bei Ersatz-, Parallelneubau oder Neubau in der geplanten potenziellen Trassenachse
kénnen erhebliche Umweltauswirkungen auf die Schutzglter Menschen, einschliel3lich der
menschlichen Gesundheit, Luft und Klima sowie Landschaft voraussichtlich ausgeschlossen
werden.

Im Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt verbleiben voraussichtlich erhebliche
Umweltauswirkungen auf die Landschaftsschutzgebiete Stralenheimer Hof, Unterer Neckar
und Unterer Dossenwald, das FFH-Gebiet Sandgebiete zwischen Mannheim und
Sandhausen und Biotopverbundflachen in den TK-Segmenten 01-001 bis 02-002. Auf Grund
der bestehenden Vorbelastung im o.g. Bereich sind die voraussichtlichen erheblichen
Umweltauswirkungen als geringfligig einzustufen. Weitere erhebliche Umweltauswirkungen
sind im Bereich des geplanten Parallelneubaus bzw. Neubaus im Umfeld des
Umspannwerkes Neurott (TK-Segmente 03-001/03-002) auf den Gewasserrandstreifen von
Leimbach und Landgraben zum jetzigen Planungsstand nicht auszuschliel3en. Erhebliche
Beeintrachtigungen von Natura 2000-Gebieten im Sinne des § 34 Abs. 2 BNatSchG oder
das Eintreten von Verbotstatbestidnden des Artenschutzes gemal § 39 BNatSchG kdnnen
jedoch ausgeschlossen werden (vgl. Kapitel B.5.4.4. und B.5.4.5).

Erhebliche Beeintrachtigungen in den Bereichen mit Ersatz- oder Parallelneubau und
Neubau kénnen auch im Schutzgut Boden zum derzeitigen Planungs- und Kenntnisstand
nicht ausgeschlossen werden. Diese werden durch neue Grindungsmafnahmen und
temporare sowie dauerhafte Flacheninanspruchnahme an den Masteckstielen verursacht.
Auf Grund der bestehenden Vorbelastung im Trassenraum sind die Auswirkungen in den
Trassenkorridor-Segmenten 01-001 bis 01-006, 02-002, 02-009 bis 03-002 aber als
nachrangig erheblich einzustufen. In den Neubau-Abschnitten in den TK-Segmenten 03-002
und 05-001 sind voraussichtliche erhebliche Umweltauswirkungen nicht auszuschlielen. Auf
Grund der bestehenden Vorbelastungen auf dem Gelande des Kernkraftwerks Philippsburg
sind die Auswirkungen im letztgenannten Trassenkorridorsegment als nachrangig erheblich
einzustufen.

Im Schutzgut Wasser sind erhebliche Umweltauswirkungen bei Umsetzung des Vorhabens
als Ersatzneubau in bestehender Trasse oder im Parallelneubau oder Neubau nicht
auszuschlieBen. Hier sind Gebiete mit geringem Schutzgrad des Grundwassers in den
Trassenkorridorsegmenten  01-003/004 sowie 01-005 bis 02-002 wund das
Wasserschutzgebiet Mannheim-Rheinau (Trassenkorridorsegmente 02-002 bis 02-008;
Schutzzone 1l und Ill) betroffen. Im weiteren Verlauf sind in den TK-Segmenten 03-001/002
die Querung der Schutzzone IIl der beiden Wasserschutzgebiete Schwetzinger Hardt (Nr.
226 026) und WGG Ill, ZVWV Hardtgruppe Sandhausen zu nennen. Im geplanten
Neubauabschnitt entlang des Kernkraftwerks ist ein Gebiet mit geringer
GrundwasserlUberdeckung voraussichtlich erheblich betroffen (TK-Segment 05-001).

Erhebliche Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgiiter kdnnen in den
TK-Segmenten 01-002, 01-005/006, 02-004 und 02-009 bis 03-002 voraussichtlich nicht
ausgeschlossen werden. In den Bereichen des Ersatzneubaus werden sowohl durch neue
Maststandorte als auch durch Baustelleneinrichtungsflachen die dort befindlichen
Bodendenkmale bzw. archaologischen Fundstellen potenziell beeintrachtigt. Auf Grund der
bestehenden  Vorbelastung im oder nahe 2zum Trassenband koénnen die
Umweltauswirkungen aber als geringfiigig erheblich eingestuft werden.
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Zwingende Planungshindernisse stehen der Verwirklichung des Vorhabens im
Trassenkorridor nicht entgegen. Es ist gleichzeitig davon auszugehen, dass im
nachfolgenden Verfahren weitere Malinahmen herangezogen werden kénnen, um die
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu minimieren. Eine detaillierte
Ausflhrung hierzu ist im Kapitel B.5.5.3.1 zu finden.

Nach Vorlage der vollstdndigen Unterlagen gemaR § 8 NABEG hat die Bundesnetzagentur
die Trager offentlicher Belange zur Stellungnahme aufgefordert sowie die Offentlichkeit
beteiligt (vgl. Kapitel B.4.2). Die vorgebrachten Argumente wurden mit der Vorhabentragerin,
den Tragern offentlicher Belange sowie den Einwendern auf dem Erdrterungstermin in
Hockenheim (24.07.2018 bis 26.07.2018) mundlich erértert. Die Bundesnetzagentur hat sich
mit den schriftlich eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen sowie den
Erkenntnissen aus dem Erorterungstermin auseinandergesetzt und alle fir die
Bundesfachplanung relevanten Inhalte in die Entscheidung aufgenommen.

Vorgebracht wurden insbesondere Argumente zum Schutzgut Menschen, einschliel3lich der
menschlichen Gesundheit. Hier stand die Frage im Mittelpunkt, ob es durch die geplante
Gleichstromleitung bzw. die Fihrung von Gleich- und Wechselstromleitungen auf einem
Gestange zu Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit kommen kann. Hierzu wird in
den Kapiteln B.5.4.1 und B.5.5.3.1. ausgefuhrt, dass Auswirkungen auf die menschliche
Gesundheit vollstandig ausgeschlossen werden kénnen. Die geltenden Grenzwerte der
26. BImSchV und die Richtwerte der TA Larm werden vor dem Hintergrund des aktuellen
wissenschaftlichen Kenntnisstandes und im Einklang mit der hochstrichterlichen
Rechtsprechung als ausreichend fir die Bewertung der Auswirkungen im gegenstandlichen
Verfahren eingestuft. Die Vorhabentragerin hat in ihren Unterlagen auf die konkrete
Ermittlung der Immissionen an mafgeblichen Immissionsorten verzichtet, da der genaue
Leitungsverlauf sowie die konkrete Mast- und Leitungskonfiguration in der
Bundesfachplanung noch nicht festgelegt werden bzw. werden koénnen. Die in der
Bundesfachplanung benannten Bereiche stellen somit eine Anndherung an madgliche
mafgebliche Immissionsorte dar. Erhebliche Umweltauswirkungen durch elektrische
Wechselfelder bei Nutzung der Bestandstrasse kénnen zum jetzigen Planungs- und
Kenntnisstand zwar nicht sicher ausgeschlossen werden. Auf Grund der bestehenden
Vorbelastung und des nur temporaren Drehstrombetriebs kann die Auswirkung aber als
nachrangig eingestuft werden. Die Vorhabentragerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass es
dariber hinaus bei der geplanten Umsetzung des Vorhabens zu keinen relevanten
Gerauschimmissionen auf mogliche Immissionsorte kommt.

Im Themenbereich des Schutzguts Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt wurden
insbesondere Hinweise zu Tiefe bzw. Umfang der Natura 2000-Untersuchungen und den
artenschutzrechtlichen Untersuchungen gegeben. Die Hinweise wurden in der Entscheidung
in den Kapiteln B.5.4.4 und B.5.4.5 berlcksichtigt. Zusatzlich wurde auf ausreichende
Kompensation der Eingriffe im Sinne der Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes
hingewiesen. Diese werden erst im Rahmen der Planfeststellung bei der konkreten
Festlegung des Trassenverlaufs relevant.

Des Weiteren sind von den zustandigen Wasserbehorden sowie Wasserzweckverbanden

Hinweise zu im Vorhabenbereich befindlichen Oberflichengewassern, gewasserbaulichen

Malnahmen und Wasserschutzgebieten vorgebracht worden. Im Themenbereich des

Schutzguts Landschaft wurde von Stellungnehmern die geplante Bindelung der

Vorhabentragerin befurwortet, um weitere Beeintrachtigungen der Landschaft zu vermeiden.
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Die fur den Denkmalschutz zustédndigen Behdérden bitten um enge Abstimmung, um die
Beeintrachtigung von im Trassenkorridor vorhandenen Kultur- und Bodendenkmalern
maoglichst gering zu halten. Dem wird im Rahmen der Planfeststellung Rechnung zu tragen
sein.

C.3 Auswahl des Trassenkorridors nach Abwagung mit den
gepriiften Alternativen

Im Untersuchungsraum konnten keine ernsthaft in Frage kommenden Alternativen ermittelt
werden. Die im Untersuchungsrahmen von der Bundesnetzagentur aufgegebene Prufung
einer Leitungsfiihrung westlich des Vorschlagstrassenkorridors wurde von der
Vorhabentragerin nachvollziehbar frihzeitig abgeschichtet (vgl. Unterlagen gemaf
§ 8 NABEG sowie Kapitel B.5.5.1.2). Aufgrund der Uberwiegenden Nutzung der
Bestandsleitung fihrt die wesentlich bessere bzw. effektivere Umsetzung des NOVA-
Prinzips im ausgewahlten Trassenkorridor zu erheblich geringeren Kosten, sodass schon der
Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit klar fir den Vorschlagstrassenkorridor spricht.
Gleichzeitig wirden die Belastungen fir Mensch und Natur bei der westlichen Alternative um
ein Vielfaches hdher ausfallen. Es kdme zu deutlich héheren Zusatz- und Neubelastungen
der relevanten Schutzguter. Die vorliegende Auswahlentscheidung wird durch diesen Befund
gestutzt.
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D. Hinweise

D.1 Bekanntgabe und Veroffentlichung

Diese Entscheidung nach § 12 Abs. 2 NABEG wird den Beteiligten nach § 9 Abs. 1 NABEG
schriftlich oder elektronisch Ubermittelt (vgl. § 13 Abs. 1 NABEG). Gemall § 13 Abs. 2
Satz 1 NABEG wird diese Entscheidung — ebenso wie die Unterlagen gemafl § 8 NABEG —
sechs Wochen zur Einsicht ausgelegt und auf der Internetseite der Bundesnetzagentur unter
folgendem Link veroffentlicht:

www.netzausbau.de/vorhaben2-b

D.2 Geltungsdauer der Entscheidung

Die Geltungsdauer der vorliegenden Entscheidung ist gemaf § 15 Abs. 2 Satz 1 NABEG auf
zehn Jahre befristet. Die Frist kann gemall § 15 Abs.2 Satz 2 NABEG durch die
Bundesnetzagentur um weitere flnf Jahre verlangert werden.

D.3 Einwendungen der Lander

Jedes Land, das von dieser Entscheidung nach § 12 Abs. 2 und 3 NABEG betroffen ist, ist
gemall § 14 Satz1 NABEG berechtigt, innerhalb einer Frist von einem Monat nach
Ubermittlung der Entscheidung Einwendungen zu erheben. Die Einwendungen sind geman
§ 14 Satz 2 NABEG zu begriinden. Die Bundesnetzagentur hat gemaR § 14 Satz 3 NABEG
innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der Einwendungen dazu Stellung zu
nehmen.

D.4 Veranderungssperre

Zur Sicherung des in dieser Bundesfachplanungsentscheidung ausgewiesenen
raumvertraglichen Trassenkorridors fir die spatere Planfeststellung kdénnen fir einzelne
Abschnitte der Trassenkorridore gemall § 16 NABEG Veranderungssperren erlassen
werden. Hierzu ergehen bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen gesonderte
Bescheide.

D.5 Bundesnetzplan

Gemall § 17 Satz 1 NABEG wird der durch diese Entscheidung bestimmte Trassenkorridor
nachrichtlich in den Bundesnetzplan aufgenommen. Der Bundesnetzplan wird gemaf § 17
Satz 2 NABEG bei der Bundesnetzagentur gefuhrt und gemal § 17 Satz 3 NABEG einmal
pro Kalenderjahr im Bundesanzeiger veroffentlicht.

D.6 Bindungswirkung der Entscheidung

Diese Bundesfachplanungsentscheidung ist gemall § 15 Abs. 1 Satz 1 NABEG fir das
Planfeststellungsverfahren nach §§ 18 ff. NABEG verbindlich. Gemall §15 Abs. 1
Satz 2 NABEG hat diese Bundesfachplanungsentscheidung grundsatzlich Vorrang vor
Landesplanungen.
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D.7 Hinweise zum Rechtsschutz

Der vorliegenden Bundesfachplanungsentscheidung kommt keine AuRenwirkung zu und sie
ersetzt nicht die Entscheidung Uber die Zulassigkeit der Ausbaumallinahme, vgl. § 15 Abs. 3
Satz 1 NABEG. Sie kann daher nur im Rahmen des Rechtsbehelfsverfahrens gegen die
Zulassungsentscheidung fir die jeweilige Ausbaumalinhahme gerichtlich Uberprift werden,
vgl. § 15 Abs. 3 Satz 2 NABEG.

D.8 Gebiihren und Auslagen

Die fur diese Entscheidung gemafy § 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 NABEG i.V.m. § 12 Abs. 2
Satz 1 NABEG entstehenden Geblhren und Auslagen werden mit gesondertem Bescheid
erhoben.

Bonn, 24.04.2019

Im Auftrag

elektr. gez. Stefan Hagenberg

Abteilung Netzausbau, RefL 801
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Anlage 1: Kartographischer Ausweis des festgelegten
Trassenkorridors
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Anlage 2: Trager offentlicher Belange nach § 9 Abs. 2

NABEG sowie anerkannte Vereinigungen, die
sich i.R.d. Behorden- und
Offentlichkeitsbeteiligung geaufBert haben

Trager offentlicher Belange nach § 9 Abs. 2 NABEG

Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr -
Referat Infra | 3

Bundesamt fur Naturschutz

Bundesaufsichtsamt fir Flugsicherung

Deutsche Bahn AG (Immobilien) Region Sudwest, Liegenschaftsmanagement
Deutsche Telekom AG

Deutscher Wetterdienst, Niederlassung Stuttgart

Deutscher Wetterdienst, Referat Liegenschaftsmanagement
Eisenbahn-Bundesamt, Landeseisenbahnaufsicht Baden-Wirttemberg
Ericsson Services GmbH

Gascade Gastransport GmbH

Gemeinde AltluRheim

Gemeinde Edingen-Neckarhausen

Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen

Gemeinde Reilingen

Gemeinde St. Leon-Rot

Generaldirektion Wasserstralen und Schifffahrt, Aufllenstelle Sidwest, Dezernat
Regionales Management

Hessisches Landesamt fir Naturschutz, Umwelt und Geologie, Dezernat G2
IHK Rhein-Neckar

Kreisverwaltung des Kreises Bergstrale, Abteilung Raumentwicklung, Landwirtschaft,
Denkmalschutz

Kreisverwaltung des Landkreises Karlsruhe

Kreisverwaltung des Rhein-Neckar-Kreises

Kreisverwaltung des Rhein-Pfalz-Kreises

Landesamt flir Geoinformation und Landentwicklung Baden-Wirttemberg
Ministerium fir Kultus, Jugend und Sport Baden-Wirttemberg

Ministerium fir Landlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Wirttemberg
Ministerium fir Verkehr Baden-Wurttemberg

Ministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-W(rttemberg
MVV Energie AG

Nachbarschaftsverband Heidelberg-Mannheim

Netze BW GmbH

Netze-Gesellschaft Sidwest mbH

Oberfinanzdirektion Karlsruhe, Landesbetrieb Bundesbau Baden-Wirttemberg
PLEdoc GmbH, Abteilung Leitungsauskunft

Polizei Baden-Wurttemberg, Prasidium Technik, Logistik, Service der Polizei
Regierungsprasidium Darmstadt, Dezernat 11l 31.1 - Regionalplanung
Regierungsprasidium Freiburg, Landesamt flr Geologie, Rohstoffe und Bergbau
Regierungsprasidium Freiburg, Landesbetrieb Forst Baden-Wirttemberg
Regierungsprasidium Karlsruhe

Regierungsprasidium Stuttgart, Referat 46.2

Regionalverband Mittlerer Oberrhein

Stadtverwaltung Eppelheim
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Stadtverwaltung Heidelberg

Stadtverwaltung Mannheim, Fachbereich 60 Bauverwaltung
Stadtverwaltung Philippsburg

Stadtverwaltung Speyer, Fachbereich 5, Stadtentwicklung und Bauwesen
Stadtwerke Germersheim

Stadtwerke Heidelberg GmbH

Stadtwerke Schwetzingen

Struktur- und Genehmigungsdirektion Siid, Obere Landesplanungsbehdrde
Telefonica Germany GmbH & Co. OHG

terranets bw GmbH

Unitymedia GmbH

Verband Region Rhein-Neckar

Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH, Abteilung Planung

Vermogen und Bau Baden-Wirttemberg

Versorgungswerke Heddesheim c/o Stadtwerke Viernheim

Vodafone Kabel Deutschland GmbH

Wasser- und Schifffahrtsamt Mannheim

Zweckverband Wasserversorgung Hardtgruppe

Zweckverband Wasserversorgung Kurpfalz

Anerkannte Vereinigungen i.S.v. § 3 Abs. 2 NABEG

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V., Landesverband Baden-Wirttemberg
Schwabischer Albverein e.V.
Schwarzwaldverein e.V.

214



	Inhaltsverzeichnis 
	A. Entscheidung 
	A.1 Trassenkorridor 
	A.2 Länderübergangspunkt 
	A.3 Maßgaben 

	B. Begründung 
	B.1 Zuständigkeit 
	B.2 Zugrunde liegende Unterlagen 
	B.3 Beschreibung des Vorhabens 
	B.4 Verfahrensrechtliche Bewertung 
	B.4.1 Notwendigkeit der Bundesfachplanung 
	B.4.2 Ablauf des Bundesfachplanungs-Verfahrens 

	B.5 Materiellrechtliche Bewertung 
	B.5.1 Energiewirtschaftliche Notwendigkeit und vordringlicher Bedarf 
	B.5.2 Abschnittsbildung 
	B.5.3 Realisierbarkeit des Konverterstandorts 
	B.5.4 Zwingendes Recht 
	B.5.4.1. Immissionsschutz 
	 Schädliche Umwelteinwirkungen durch elektrische und magnetische B.5.4.1.1Felder 
	 Elektrische und magnetische Gleichfelder B.5.4.1.1.1
	 Elektrische und magnetische Wechselfelder B.5.4.1.1.2
	 Überspannungsverbot B.5.4.1.1.3

	 Schädliche Umwelteinwirkungen durch Geräusche B.5.4.1.2

	B.5.4.2. Natur- und Landschaftsschutz 
	B.5.4.3. Wasserschutzgebiete 
	B.5.4.4. Natura 2000 
	 Verträglichkeit von Leitungsbauvorhaben im Trassenkorridor B.5.4.4.3
	 Verträglichkeit von Leitungsbauvorhaben im Trassenkorridor mit B.5.4.4.4Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen 
	 DE 6816341 Rheinniederung von Karlsruhe bis Philippsburg (FFH) B.5.4.4.4.1
	 DE 6616441 Rheinniederung Altlußheim Mannheim (VSG) B.5.4.4.4.2
	 DE 6816401 Rheinniederung Karlsruhe Rheinsheim (VSG) B.5.4.4.4.3
	 DE 6716301 Rheinniederung Germersheim Speyer (FFH) B.5.4.4.4.4
	 DE 6516401 Neuhofer Altrhein mit PrinzKarlWörth (VSG) B.5.4.4.4.5
	 DE 6716401 NSG Mechtersheimer Tongruben (VSG) B.5.4.4.4.6
	 DE 6716402 Berghausener und Lingenfelder Altrhein mit Insel Flotzgrün B.5.4.4.4.7(VSG) 

	 Verträglichkeit der Bestandsleitung B.5.4.4.5
	 DE 6517341 Unterer Neckar Heidelberg Mannheim (FFH) B.5.4.4.5.1
	 DE 6617341 Sandgebiete zwischen Mannheim und Sandhausen (FFH) B.5.4.4.5.2
	 DE 6717341 Lußhardt zwischen Reilingen und Karlsdorf (FFH) B.5.4.4.5.3
	 DE 6716341 Rheinniederung von Philippsburg bis Mannheim (FFH) B.5.4.4.5.4
	 DE 6617441 Schwetzinger und Hockenheimer Hardt (VSG) B.5.4.4.5.5
	 DE 6717401 Wagbachniederung (VSG) B.5.4.4.5.6


	B.5.4.5. Artenschutz 
	 Tötungs und Verletzungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG B.5.4.5.1
	 Fledermäuse B.5.4.5.1.1
	 Sonstige Säugetiere B.5.4.5.1.2
	 Reptilien B.5.4.5.1.3
	 Amphibien B.5.4.5.1.4
	 Insekten B.5.4.5.1.5
	 Weichtiere B.5.4.5.1.6
	 Vögel B.5.4.5.1.7

	 Störungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG B.5.4.5.2
	 Fledermäuse B.5.4.5.2.1
	 Biber B.5.4.5.2.2
	 Vögel B.5.4.5.2.3

	 Verbot der Zerstörung besonderer Lebensstätten gemäß § 44 Abs. 1 B.5.4.5.3Nr. 3 BNatSchG 
	 Fledermäuse B.5.4.5.3.1
	 Sonstige Säugetiere B.5.4.5.3.2
	 Reptilien B.5.4.5.3.3
	 Amphibien B.5.4.5.3.4
	 Insekten B.5.4.5.3.5
	 Weichtiere B.5.4.5.3.6
	 Vögel B.5.4.5.3.7

	 Verbot der Zerstörung, Beschädigung und Entnahme wild lebender B.5.4.5.4Pflanzen gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG 

	B.5.4.6. Sonstige öffentliche oder private Belange 
	 Infrastruktureinrichtungen B.5.4.6.5
	 Luftverkehr (Flughäfen, sonstige Flugplätze und Tiefflugstrecken) B.5.4.6.5.1
	 Funktionsfähigkeit von Einrichtungen der Deutschen Flugsicherung B.5.4.6.5.2
	 Straßenverkehr B.5.4.6.5.3

	 Hochwasserschutz B.5.4.6.6
	 Festgesetzte Überschwemmungsgebiete B.5.4.6.6.1
	 Einrichtungen des Hochwasserschutzes B.5.4.6.6.2
	 Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten B.5.4.6.6.3
	 Hochwasserentstehungsgebiete B.5.4.6.6.4



	B.5.5 Der Abwägung zugängliche Belange 
	B.5.5.1. Abgeschichtete Alternativen 
	 Technische Alternative Erdkabel B.5.5.1.1
	 Abgeschichtete räumliche Alternativen B.5.5.1.2

	B.5.5.2. Raumordnung 
	 Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung B.5.5.2.1
	 Raumordnung Trassenkorridor B.5.5.2.2
	 Maßgebliche Pläne und Programme B.5.5.2.3
	 Im Vorhabenbezug nicht betrachtungsrelevante Erfordernisse der B.5.5.2.4Raumordnung 
	 Im Vorhabenbezug betrachtungsrelevante Erfordernisse der B.5.5.2.5Raumordnung 
	 Siedlungsbereiche B.5.5.2.5.1
	 Flächen für Industrie und Gewerbe B.5.5.2.5.2
	 Vorbehaltsgebiet Grundwasserschutz B.5.5.2.5.3
	 Vorranggebiet oberflächennahe Rohstoffe B.5.5.2.5.4
	 Vorbehaltsgebiet oberflächennahe Rohstoffe B.5.5.2.5.5
	 Vorbehaltsgebiet Photovoltaik B.5.5.2.5.6
	 Vorranggebiet Landwirtschaft B.5.5.2.5.7
	 Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft B.5.5.2.5.8
	 Vorranggebiet Forstwirtschaft B.5.5.2.5.9
	 Vorranggebiet Natur und Landschaft B.5.5.2.5.10
	 Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft B.5.5.2.5.11
	 Vorranggebiete Regionale Grünzüge B.5.5.2.5.12
	 Vorranggebiete Grünzäsur B.5.5.2.5.13
	 Vorbehaltsgebiet Freizeit und Erholung B.5.5.2.5.14
	 Vorranggebiet Überregional bedeutsame naturnahe Landschaftsräume B.5.5.2.5.15
	 Vorranggebiet Hochwasserschutz B.5.5.2.5.16
	 Vorbehaltsgebiet Hochwasserschutz B.5.5.2.5.17

	 Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und B.5.5.2.6Maßnahmen 
	 ICENeubaustrecke Rhein/Main – Rhein/Neckar B.5.5.2.6.1
	 Abfallwirtschaft B.5.5.2.6.2
	 Rohstoffabbau, oberflächennah B.5.5.2.6.3
	 Forstwirtschaft B.5.5.2.6.4
	 Landwirtschaft B.5.5.2.6.5
	 Natur und Landschaftsschutz B.5.5.2.6.6
	 Verkehr B.5.5.2.6.7
	 Wasserwirtschaft, Gewässerschutz B.5.5.2.6.8
	 Wasserwirtschaft, Hochwasserschutz B.5.5.2.6.9


	B.5.5.3. Strategische Umweltprüfung – abschließende Bewertung der Umweltauswirkungen 
	 Schutzgut Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit B.5.5.3.1
	 Wirkungen durch elektrische und magnetische Felder B.5.5.3.1.1
	 Wirkungen durch Schallemissionen B.5.5.3.1.2

	 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt B.5.5.3.2
	 Schutzgut Boden B.5.5.3.3
	 Schutzgut Wasser B.5.5.3.4
	 Schutzgut Luft und Klima B.5.5.3.5
	 Schutzgut Landschaft B.5.5.3.6
	 Schutzgut Kultur und Sachgüter B.5.5.3.7

	B.5.5.4. Sonstige öffentliche und private Belange 
	 Kommunale Belange B.5.5.4.1
	 Kommunale Bauleitplanung und Planungshoheit B.5.5.4.1.1
	 Entwicklungsmöglichkeiten kommunaler Bauleitplanung B.5.5.4.1.2
	 Wahrnehmung kommunaler Aufgaben und kommunales Eigentum B.5.5.4.1.3

	 Infrastruktureinrichtungen B.5.5.4.2
	 Verkehrsinfrastruktur B.5.5.4.2.1
	 Versorgungsinfrastruktur B.5.5.4.2.2
	 Telekommunikation, Funk und Radar B.5.5.4.2.3

	 Einrichtungen der Landesverteidigung B.5.5.4.3
	 Weitere Belange B.5.5.4.4
	 Eigentum und Flächeninanspruchnahme B.5.5.4.4.1
	 Wirtschaft und Rohstoffe B.5.5.4.4.2
	 Geologie B.5.5.4.4.3
	 Öffentliche Ordnung oder Sicherheit B.5.5.4.4.4
	 Kosten B.5.5.4.4.5



	B.5.6 Gesamtabwägung 


	C. Zusammenfassende Erklärung der Umweltauswirkungen (gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 2 S. 1 NABEG i.V.m. § 14l Abs. 2 Nr. 2 UVPG a.F.) 
	C.1 Einbeziehung der Umwelterwägungen in die Bundesfachplanungsentscheidung 
	C.2 Berücksichtigung des Umweltberichts und der Stellungnahmen und Äußerungen in der Bundesfachplanungsentscheidung 
	C.3 Auswahl des Trassenkorridors nach Abwägung mit den geprüften Alternativen 

	D. Hinweise 
	D.1 Bekanntgabe und Veröffentlichung 
	D.2 Geltungsdauer der Entscheidung 
	D.3 Einwendungen der Länder 
	D.4 Veränderungssperre 
	D.5 Bundesnetzplan 
	D.6 Bindungswirkung der Entscheidung 
	D.7 Hinweise zum Rechtsschutz 
	D.8 Gebühren und Auslagen 

	E. Literatur- und Quellenverzeichnis 
	Anlage 1: Kartographischer Ausweis des festgelegten Trassenkorridors 
	Anlage 2: Träger öffentlicher Belange nach § 9 Abs. 2 NABEG sowie anerkannte Vereinigungen, die sich i.R.d. Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung geäußert haben 

